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1. | 
Ueber die ehemalige und jegige Verfaſſung der Stadt 
Sranffurt am Mayn im Allgemeinen, und den 
ehemaligen reichöftädtifchen und heutigen, dur 
die Organifation Sr. Hoheit des. Färften Primas 
mediatifirten, Senat derfelben indbefondere — 
von Dr. J. G. R. zu F. 





Frankfurt am Mayn, dieſe ſeit Jahrhunderten als Reichs⸗ 
Wahl: und Krönungsftadt berühmte. Handelsſtadt), konnte 
ſich, auch rückfichtlich feiner veichsftädtifchen Verfaſſung und 
innern Organiſation, ohnſtreitig von jeher den andern Reichs⸗ 
ſtädten des erſten Rangs ohne nachtheilige Vergleichung zur 
Seite ſtellen. Daß Frankfurt in ſeiner Regierung und Ver— 
faſſung und durch ſeine herrlichen Staatsanſtalten, wodurch 
namentlich ſein Bürgerrecht den bekannten Werth erlangte, 
für das Wohl der Seinigen, ſchon als Reichsſtadt mehr 
Energie und Kraft, als manches der ehemaligen kleinen 
Fürſtenthilmer und viele der ehemaligen Reichsgrafſchaften 
zeigte und äuſſerte; auch dieß wird niemand läugnen, wer 
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mit der Höhe des ehemaligen Wohlftandes Frankfurts, wie 


es noch ganz in feiner Blüthe fiand, und wovon die Spu—⸗ 


ren, nach. den fehredlichften, ı5jährigen Kriegsdrangſalen 
jeder Art, auch jet noch nicht verwiſcht find, näher vertraut 
war. Was ähm an Kraft nach Auſſen abgieng, das lohnte 
ihm defto veichlicher und taufendfach in feinem Sjnnern. — 
Fiir die Reichsſtadt Sranffurt war alfo ihre Verfaffung gut 
‚und wohlthätig; daß fie auch ihre Mängel und Flecken hatte, 
iſt zwar nicht zu läugnen, indeſſen jeder Vorurtheilsfreie 
wird dieß, wenn er einen Blick auf die Unvollkommenheiten 
aller menfchlichen Sinftitutionen wirft, ficher nicht rigen. Es 
waren zudem’ nicht urfprüngliche, aus einer etwaigen kürzeren 
Umſi cht unſerer biederen Voreltern hervorgegangene Mängel; 
fdfidern vielmehr Fölgen des ehrwürdigen Alters der dieſe 
Verfaſſung begründet habenden, zu ihrer Zeit vortrefflichen 
Geſetze. Dr 
> Daß die. Berfaffung Sranffurte. im Ganjen ihrem Zweck 
und denen hier ſo nöthig zu berückſichtigenden Lokalverhält⸗ 
niſſen entſprechend und gut war — die Wahrheit dieſes 
Satzes ließe ſich dem, der ihn läugnen wollte, leicht ausführ⸗ 
licher beweiſen, verböte dieß nicht dev Kaum diefer Blätter, 
und wäre ein folcher Beweis jetzt dadurch nicht ganz über: 
flüßig geworden, , daß „das: gewichtige Urtheil des jetzigen 
Souverains von Frankfurt ſelbſt dieſe Wahrheit ausgeſprochen 
hat. Durch die neue Organiſation Frankfurts 2) find näm⸗ 
lich in feiner alten Berfaffung | nur in fo weit Reformationen 
eingetreten, als dieſe einesthelis durch. das aufgehobene 
reichsſtändiſche und reichsſtädtiſche Verhältniß unumgfinglich, 
nothwendig geworden waren, und als ſie anderntheils ein⸗ 
zelne dängel, die auch ſelbſt von der Reichsſtadt Frank; 
furt, wohl in. der Folge würden gehoben worden ſeyn, ent⸗ 
fernen mußten. — Im Weſentlichen iſt die, Verfaſſung 
Frankfurts auf ihren Grundpfeilern ſtehen geblieben, und 
es bedarf ſe chon einer genaueren Unterſuchung, um die jetzigen 
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An die Stelle der ehemaligen Obergerichte, bie fämmts 
lich aufgehoben find, ift Hingegen das neu errichtete Schöffens 
Appellationss Gericht; als. erfte Inſtanz in Rückſicht gewiffer 
privilegirter Standesperfonen, in Moratorien, Giüters Abs 
teetungsgefuchen und Konkursſachen, in denjenigen Causis 
voluntariae jurisdictionis, wozu nad) gemeinen Nechten 
Decretum Magistratus majoris erfordert wird, wie auch 
in Einkindfchaftsfachen, Majorennitäts: Erklärungen u. dgl., 
endlich in Kriminalſachen, getreten. Als zweite Inſtanz iſt 
es auſſerdem das Obergericht des neu errichteten Stadt⸗ und 
Land-⸗Gerichts 2). Die oberſte Juſtitzſtelle für ſämmtliche 
Einwohner der Stadt Frankfurt und ihres Gebiets iſt das 
Dher:Appellatims:Sericht zu Aſchaffenburg, in inappellabelen 
Sachen Hingegen. eine auswärtige Juriſtenfakultät ?). 
Das Stabes. und Lands Gericht aber iſt die untere 
Juſtitzſtelle in Civilſtreitigkeiten; ihm iſt die von verſchiede⸗ 
nen Stadt⸗Aemtern, aquch einigen ehemaligen Obergerichten 
bieher ausgeübte Jurisdiktion übertragen, welche es jetzt 
allein theiis in drei verſchiedenen Sektionen, theils in pleno 
exerciret; und zwar fo, daß vor die Sektionen alle: einen 
ſummariſchen Prozeß erfordernde Sachen gehören 1) 
Bon, den cehemaligen, mit Gerichtsbarkeit verfehenen 
Stade; Aemtarn.:find alſo gänzlich aufgehoben: 1) die Jüngere 
und 2) die Aeltere Bürgermeifterliche Audienz, 3) das Roß⸗ 
Joh s und 4) das Fuhr⸗Amt; ihre Geſchäfte, in ſo weit fie 
fi) auf Juris diktion bezogen, ſind tediglich dem Stadt; und 
Land⸗Gericht; und zwar vorzüglich der erſten und zweiten 
Sektion deſſelben, Übertragen; : 5) das Kuratel⸗Amt; feine 
Stelle vertritt jetzt die dritte oder Kuratel⸗Sektion des 
Stadt: und Land⸗Gerichts. Die ehemaligen Jurisdiktions⸗ 
Befugniſſe des 6) Acker⸗Gerichts und ):Bands Amts ), B)_ 
des Baus und 9) des Pfand s Amts-fibt- jest gleichfalls nur 
das Stadt⸗Gericht. Beibehalten in ihrem alten, wenig 
veränderten Wirtungstreife find hingegen noch 10) das Oberſt⸗ 


— 
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Richter: Amt, 1%) das Konfiftorium und =) "das Peintice, 
Verhör: Amt 6). 


3) Org. Reffript v. 11. Dez. 2806. ii. —* Staacttalender 
Jahrg. 1807. S. 8— 22. 

2) Org. Par. Apfchn. III. $. 2.. Schöffen Appelt. Ber. Iufte. 
v. 22, Dez. 1806. u. Gen. Beſcheid. nom 20. Jänner u. 6. 
Febr. ı8o7. 

3 Org. Par. Abſchn. IH. $. ı u. 5. Gem. Beſcheid v. 22. 
September u. 17. Oktober 1806. 

"4 Org. Var. Abſchn. III. 9. 4. Stabes’n. Landg. Inſtr. v. 
11. Dez. 18,6, u. Gem. Beſcheid v. ig. Min und b. 5. 

Way 180o7. 

5) Der Land⸗Amtmann bat jedoch. jege 106 rinige gunißdiftion 
auf den Dorfichaften beibehalten. Stadt s u. Landg. Infir, 
$ 2. Verordn. der fürſtl. Gen. Kommiſſ vom 30. Jonner 

1807. und Gem. Beſcheid v. 19. Mir; 1807. 9. 2. 
G6) Dieſes hat die Unterſuchung, das Schöffen: AppellationdGer. 
hingegen die Entfcheidung. SE Appel en. Sat. 

* —J G. B. v. 19. —— 


——— — “ U 


J 6. 5; aa . 
or en Der. ehemalige. veichsfäbtifhe Senat. Srantfurts PR 
feine regelmäßigen Sigungen. Sie mars wöchentlich zwri 
mal, nämlich Dienflag und Donnerftag. Morgens. Aufferdem 
wurden” bei vorkomnienden Fallen auch moch auſſerordentliche 
Nathener angeſagt. er 
Auſſer Biefen: Kathsverfammlingen‘:; in: .. pleno- beſtanb 
der auch’ nad, eine fogenannte. ordentliche. eine Zebeime 
und einige auſſerordentliche Raths⸗Deputalienen. 
Die ordentlfihe: Rath; Deputation, nud or: 
dinäre NRarhfhfagusg genannt, wurde Montags, 
Mittwochs, und Freitags, auch wohl. Samſtags um 11nUhr 
gehalten. Sie beſtand aus dem ganzen: Schöffen Rath, den 
Syndikern, dem regierenden und nächflabgegangenen jünger 
Bürgermeifter und zwei oberen Rathsgliedern der zweiten 
und. dritten. Baal. Gemeine: Stadsfächse wen: Wichtigkeit 
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d) Gemeiner Beicheid des Echöffen : Appellationd s @trichts 
vom 3oten Jänner 1807, nebft Anlage ı u. 2. lieber die 
Verfaſſung u. Competenz des Schöffen: Appellationd:Geriches; 
befonderd abgedrudt auf 2 Bogen in Folio, gröſtentheils 
ein Auszug ad der Inftruft. ded &. 4. G., mit einigen 
Zufigen. 6) Gemeiner Befcheid des &. A. ©. v. 6. Febr. 
1807, den Gefchäftdgang bei dem &. A. ©. betreffend, 
befonderd auf ıf2 Bogen’abgedrudt in Folio.“ f) Berords 
mung v. 22. Febr. 1807 — die Beſtimmung der Behörden, 
. ı00 die Befthiwerden über den Senat und Aemter angebracht. 
werden müſſen, betreffend — abgedrudt im Franff. Ins. 
telligengblatt, Beilage zu Nr. ıB ded Jahrg. 1807. 8) 
Gemeiner Befcheid des Stadt; und Landgerichtd v. 19. März 
3807. Weber die Berfaffung und Competenz ded St. u. 8 
©; beſonders abgedruft auf 2 »/2 Bogen in Folio, gröftens 
theils Auszug aus der Infiruft. des St. u. 2.©. bh) Ge. 
-. meiner Befcheid vom 2. April 1807. Vergleichöverfuche: in 
Progehfachen betreffend. 5) Fürftl. Neffripe, die Art der 
Einquartierung und eine Befoldungsiteuer von 5 Procent 
zu diefem Behuf betreffend ; befonders auf »/4 Bogen und 
un Frankf. Intelligenzblate abgedruft, v. 11. April 1807. 
k) Zürfil. Refkripe, die Wahl wirklicher Repräfentanten 
der Bürgerfchaft betreffend, v. 5. May 1807; befonders’ 
auf zf2 Bogen u. im Rhein. Bunde 6tes Heft. Nr. 41. 
S. 465— 465 abgedruckt. 1) Gemeiner Befcheid des Stadt. 
und Landgerichtd dv. 5. May 1807, den Gefchäftsgang bei 
demſelben betreffend; befonderd.auf ı 1/2 Bogen in Folio 
- abgedrudt. m) Fürftl. Reſtript vom 26ten May 1807, die 
Beftättigung der nenerwählten 28 Repräfentanten ter - 
Sranffurter Stadrquartiere betreffend. Im Intelligenzblatt 
vom 2gten May abgedruckt. Endlih n) Fürſtl. Reſkript 
vom 2bten May 1807, den Schuldentilgungsplan betreilend; 
im Frankf. Intelligenzblatt vom.2gten May 1807 abgedrudt. 


| . 1. oo. u 
Nach der ehemaligen reichsſtädtiſchen Verfaſſung Frank⸗ 
furts war der Magiſtrat, auch Rath, Senat, Magistra- 
tus, Senatus, genannt, dasjenige oberſte Staatskolleg, 
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welchem bie höchfte gefeßgebende , verwaltende und richtende 
Gewalt in der Stadt und deren Gebiet zuſtand, und welches 


ſich, vermöge dieſer Eigenſchaft, "nr ausnahmsweiſe noch 
beſonders die rechtliche Unterſuchung und Entſcheidung einzel⸗ 
ner beſtimmter Rechtsfälle ausdrücklich vorbehalten hatte *). 

Die Hauptbeſtimmung des Magiſtrats war daher dieſe: 
daß er das Regierungskolleg des Staats bildete. Dieſe Ger 
walt itand demfelben, kraft befonderer mit der Bürgerfchaft 
in älteren "Zeiten gefchloffener Grundverträge und einem 
unvordenflichen Herfommen zu. 

Der Rath war indeffen blos Repräfentant der Bürger; 
nicht Landesherr. Nur in Verbindung mit den ‚Bürgern 
bildete er den eigentlichen Reichsſtand, und ihm kam ſonach 
blos die Ausübung der veichsftändifchen und. Iandeshoheits 
lichen Nechte zu. Eines der ehemaligen Frankfurter Staats: 
Srundgefege, die Faiferliche Nefolution vom ııten Dftober 


‚1746 ?) fagt daher darliber Folgendes: »Der Magiftrat fey 


»ein Kollegium folder Männer, die Autoritate Caesarea, 
»von der Bürgerfhaft erwählet worden, nicht jure proprio 
»;zu regieren, fondern als beſtellte Adminiſtratores dem ge⸗ 
» meinen Weſen vorzuftchen.« | 
Als Vertreter und Ausüber der oben angebeuteten höch: 
ſten Staatögewalt war daher dem Magiſtrat in allen, die 
Geſetzaebung, Verwaltung und Regierung Frankfurts betrof⸗ 
fen habenden Angelegenheiten eine freie Ausiibung der ihm 
zugeftandenen Gewalt übertragen, und er hatte hierbei, in 


ſo fern dadurch das gemeine Staats s oder einzelne Vermögen 


der Bürger nicht berfihrt ward, die Einwilligung diefer oder 
vielmehr ihrer. Stellvertreter, der fogenannten bürgerlichen 
Kollegien, nicht zu fuchen. Sobald Hingegen irgend eine 
masiftratifhe Anordnung die Öffentlichen Finanzen, das 


Staatsvermögen, wie z. B. bei Vefldungsbeftimmungen, 


Anlegung neuer Staatsgebäude, Anlagen, Veräuſſerung ber 


, Stadt zugehöriger Grundſtücke u. ſ. w. oder auch das 
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Vermögen ber einzelnen Bürger, wie z. B. bei neuen Auf—⸗ 
lagen, Kontributionen u. ſ. w., in Anſpruch nahm, mußte 
der Magiſtrat jedesmal zuvor die beſondere Einwilligung der 
Bürger, oder vielmehr, der beſonders dazu beſtellten bürger⸗ 
lichen Kollegien einholen, ſich alſo zuvor mit denſelben 
darüber berathen, mit ihnen darüber konferiren, und erſt 
nach geſchehener Uebereinkunft die neue Anordnung in Aus— 
führung bringen. Da jedoch dem Nach nur. allein die Aus— 
übung der Iandeshoheitlichen Rechte zuftand,. deßhalb auch 
alle öffentliche Verfiigungen und Geſetze nur in feinem Na: 
men erlaffen und proflamirt wurden, fo mußten auch alle 
diejenigen Geſuche, welche derfelde niche fire fih abthun 
tonnte, fondern ‚dariiber erft mit den bitrgerlichen Kollegien 
Eonferiren mußte, nur an ihn gerichtet werden, worauf er 
felöft diefelben den bürgerlichen Kollegien zur Berathfihlagung 
und darüber an ihn zu erflattenden Entſchluß mitteilte ). 
Die Repräſentanten der Bürgerſchaft, welche man ges 
wiffermaßen als die Oppofition des Magiſtrats betrachten 
fonnte, beſtanden namentlih aus vier. fegenannten bürger⸗ 
lichen Kollegien oder Ausſchüſſen; nämlich ı) dem Bürger: 
Ausſchuß der 5ꝛer; 0) den bürgerlichen Neunern; 3) den 
Achts und Zwanzigern und 4) den bürgerlichen Drenern. 
Auffer der oben angegebenen Beftimmung hatten diefe Kol 
legten auch vorzüglich auf die-Aufrechthaltung der Konfkitus 
tion zu fehen und zu wachen, und fie mußten daher nicht 
nur darauf Acht haben, daf die Schöffen :s Nathss und 
Aemter s Wahlen nach, Vorſchrift der . darüber vorhandenen 
Grundgefeße jedesmal ordentlich vollzogen wurden; fondern 
üderhaupt auch darauf, daß das gemeine Beſte der Stade. 
und ihrer Bürger in allen vorfommenden Fällen berückſich⸗ 
tiget und nicht: gefährdet wurde. Sn befonders wichtigen 
Sälfen wurden, auffer diefen bürgerlichen Ausfchilffen, auch 
noch) andere bitrgerliche Kollegien und Geſellſchaften, wie die 
Geſellſchaften Limpurg und Franenftein, Das Collegium 


| 
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Nöthige zu verfügen. Das Protokoll dieſer Deputation muß 
aber bei der nächſten Sitzung des Senats vorgeleſen wer 
den, um daraus zu erſehen, was vorgekommen, wie auch 
daraus dem Senat die Gewißheit zu verſchaffen, daß die 
Deputation die Gränzen ihres Commissorüi nicht über⸗ 
ſchritten habe ?). 
2) Die aufferordentlidhe Senats: Deputatid: 


nen, als die Kriegs; Deputation, das Quartiers, Approvifionis 


rungs : und das KriegsfuhrsAmt, find wegen den noch fortz 
daurenden -aufferordentlichen Laften und Ausgaben, in ihrer 


Zuſammenſetzung aus magiftratifchen und bürgerlichen Mits 
gliedern, beftättiget und verbleiben Bis auf andermweite Ders 


fügung bei ihrer bisherigen Einrichtung, jedoch unter der 
unmittelbaren Aufficht des Souverains °). Endlich 

5) bleibt e8 dem Senat unbenommen, in vorfommenden 
‚wichtigen Fällen, entweder von den Kollegio der bisherigen 


„Spndiferum und nunmehrigen Appellationsräthe die Er⸗ 


ſtattung eines Gutachtens oder ſonſt eine Vorbereitung oder 
Einleitung eines ſolchen vorliegenden Gegenſtandes zu erfor: 
dern, oder auch zu diefer Abficht einem befondern Aus: 
ſchuß oder .Deputation aus der Mitte des Senats. 
Auftrag zu ertheilen *). 

Von den oben benannten’ Deputationen ift alfo nur die 
ehemalige, fogenannte geheime Nathfchlagung aufgehoben, 
und es können hinführo dergleichen Ausgaben, wie fie diefer 
Deputation bis auf eine befiimmte jährlihe Summe aus 
dem Stadtärario zur Dispofü tion flanden, ohne ſpezielle 
Anmweifung und Genehmigung des. Souverains nicht mehr 


ſtatt finden )- 


3) Drg. Par. Abſchn. IV. g. 8, 


2) Die ehemald dem SchöftensRach deßfalls zugeftandene Com- 


missio perpetua hört ſolchemnach jet auf, und eben fo 
ceflire die aus dem Stadtſchultheiß, den Schöffen, Sondicis 
und mehreren andern Mitgliedern beftandene fogenannte 
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beizuziehen, um mit dieſen gemeinſam darüber zu berath⸗ 
ſchlagen. 

In dringenden Fällen kann der Senat auch proviſoriſch 
verordnen, muß aber dann an den‘ Souverain berichten. 
Ueber Veräufferung und Verpfändung Tann er ohne des 
Souverains Genehmigung nicht disponiren, auch feine neue 
Ausgaben eigenmächtig anordnen °). 

Uebrigens hat der Senat die Oberauffi ht iiber alle 
Stadtämter; da, wo Werbefferungen bei irgend einem Zweige 
der Verwaltung und Gefchäftsführung flatt finden können, 
folche nach Kräften zu befördern, die entfiehenden Unords 
nungen, Gebrechen und Mängel dem Schöffen : Appellationds 
Gericht oder fonft behörigen Orts anjuzeigen, deren Abhülfe 


zu bewirken, und dann, wann ‚die kompetente Stelle ſolche 


eingeriffene Unordnungen unterfucht bat, die Beftrafung dem 
Souverain zur Beſtättigung vorzulegen. Suspendiren ann 


der Senat zwar, jedoch nur in dringenden Fällen, und auch 
dann nur proviſoriſch +). 


Auch die Repräſentanten der Bürger beſtehen in den 


oben angegebenen vier Kollegien noch fort; die Art ihrer Er⸗ 
wählung, fo wie ihr Wirkungskreis find noch dieſelben °), 
nur daß jeßt die Religion des Bürgers nicht mehr von dem 
Wahlrecht ausichließt, was ehemals in Rückſicht der Katho⸗ 
liken und Reformirten der Fall war. Das Kolleg der Acht 


und Zwanziger iſt auſſerdem auch neuerlich erſt wieder neu. 
gewahlet und organifiret worden. Nach denen. dariiber ers 


fchienenen fürſtl. Reffripten 6). wurde nämlich die Wahl der. 
aBer nad) .urfprünglicher Verfaffung durch ſämmtliche Bür⸗ 


gerfchaft, ale deren unmittelbaren Repräfentanten, auf dem 
Römer in Beifeyn des Souverains, der frftlichen General 
Kommiffion, und des Stadtfchultheißen vorgenommen. Diefe 
gewählte Nepräfentanten geben ihre Abftimmungen über dies 
jenigen Gegenftände, welche das allgemeine Wohl der Frank 
furter Bürgerſchaft betreffen... In folchen Fällen werden fie 


Hältnig gegen fremde Lanbesherrfchaften prajubizivet werbe, 
Im erften Fall hat ſich der Stadtfchufcheifi mit der fürſtlichen 
Seneraltompiffion 3) und in dem letztern mit dem fürſtlichen 
Keferendär zu benehmen und nach der ihm, im Namen 
des Souverains durch fir zugehenden Anleitung zu verſah⸗ 
ven ). | 
Die ehemals befiandene Anomalie, daß der Magiſtrat 
zugleich auch eines der oberften Juſtitzkollegien bildete, iſt 
hingegen durch dje neue Drganifation *) ganzlid aufgehoben 
worden und nach den geläuterten Srundfagen des heutigen 
Regierungsrechts richtig alle Entfcheidungen über Juſtitz⸗ 
gegenftände einzig und allein den Juſtitztribunalen zugewieſen 
worden. 
») Moritz a. a. D. Thl. =, 6. 28. 19 u. 20, und Berfud 
einer biit. Darıt: der Gerichtöperf. Zranff. 9. 2, Note 2. 
$. 4. Rro. ı. $. 3. 
2) Org. Par. Abſchn. IV. 6 1-8. u, Sen. Inſtr. per tot. 
3) Diele beſteht aus einem Generalfommiffarius, einem Kon⸗ 
kommiſſarius und einem Neferendär. Für ihre Erpetirionen 
bat fie ihren eigenen Protokolliſten und Kanzleidiener. 
Franff,. Staatskalender Jahrg. 1807. ©. ı, 
4) Sen, Inſtr. $. 1. Nro. 5. 
5) Org. Par. Abſchn. III. 9. ı—5. 


5 8. 

Was num bis einzelnen Mitglieder des Magiſtrats, dad 
ehemalige Rathsperſonale ſelbſt betrifft: fo beſtand dieß auf 
43 Derfonen and war in drei fogenannte Rathsbänke abge: 
eheilt, deren Geſammtheit dieſes oberfie Staatskolleg bildete. 
‚Seine Mitglieder wählte der Rath feld aus den Franffurs 
tes eingebehrnen Bürgern, Algemein genommen, was jeder 
eingebohrne, rechtliche Bürger, der der lutheriſchen Neligiom 
zugethan wer, wahlfähis und ber Unterfchied der Stände zeigte 
blos bei den einzelnen Rathsbänken feinen Einfluf. In Bes 
zichung auf bie Wahlfähigkeit in den Rath konnte man Die 
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Zur Verwaltung der Juſtitz hingegen beſtanden ſechs 


Ober⸗ und zwölf Unter-Gerichte. | 

Zu den erften gehörte: ı) Audnahmsmwelfe?) der Mas 
giftrat; 2) das Stadt- oder Schöffen Gericht 
iiber fogenannte judicielle und Gerichtsfachen; 3) der. 
Schöffen: Rath, in ertrajudiciellen Sachen und -- ale 
Dber;Bormund; - 4) die Schöffen: Referir, als erfte 
Inſtanz in allen denjenigen Fällen, wo die übrigen Dbers 
gerichte nicht kompetent waren und befonders als Ober: Sins 
ſtanz der ſämmtlichen Untergerihte; 5) das Konf iſto⸗ 
rial⸗Reviſions-Gericht, als Ober-Inſtanz des Kons 
fitoriums; endlich 6) die Allgemeine Reviſions— 
Inſtanz bei der SchöffensNeferir, wo der Prozeß 
ausgeführt, dann,.aber die Akten, gefchloffen und am eine 
auswärtige Juriſtenfakultät zur Urtelsfaffung zwar verfandt, 
diefes aber im Namen des Schultheißen und der Schöffen 
publigivet wurde, Diefe Inſtanz war die Oberinftang der 
Dbergerichte im allen. denjenigen Fällen, wo die Appellation 
an eines der höchſten Keichs« Gerichte. nicht zuläßig wau-?). . 

Die letzteren hingegen, die Untergerichte, befchäftigten 
fich theils ausfchließlich mit der Juſtitz und Polizei, theilt 
neben diefen zugleich mit Adminiftratione; Sefchäften.. 
. + Bu den erſteren gehörte: 1) das Oberſt-⸗Richter Amt, 
als die unterſte Inftanz in geringfitgigen. Streitigkeiten, a) 
die Jüngere und 5) die Aeltere Bürgermeiſterliche Audienz, 


ale einzelne Zweige des ehemaligen. Binigermeifter-s Alter. 


Beide letztere hatten, wenige Fälle ausgenommen, konkurrente 
Gerichtsbarkeit, . und: waren vorzüglich als die erfte Inſtanz 
in allen, einer ſummariſchen Prozeß. erfördeenden, Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten zu betrachten. Zu den Iehtern. bingegen gehörten 
4) das Adler sGericht;. 5) dag Land: Amt; 6) das BauAmty 
7) das Konſiſtorial⸗Gericht; 8) das: Ruratel: Amt; 9). das 
Kop: Zoll: Amt; 430): das Fuhr⸗Amt; 31) das fand: Ame 
und 12) dag Peinliche⸗ Verhör- oder Kriminal⸗Amt. Dieſe 
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hatten. nämlich neben ihren Adminiſtrations- und Polizei: 
Sefchäften zugleich auch Gerichtsbarkeit und flunden in erfter 
Hinſicht unter dem Magiftrat, in lebter unter der Schöffen: 
Referir, mit Ausfchluß des Konfiftorinms. Die Gränzen 
ihres Wirkungskreiſes ergeben ſich gleichfalls ſchon aus ihren 
Namen 9). 
3) Siehe über diefe Aemter das Nähere bei Ro ritz a. a. O. 
Thl. 2. S. 32 — 66. 
2) Siehe oben den $. 1. und unten den $. 19. 
3) Hierüber handelt ausführlich: Mori Thl. 2. &.g—ıg u. 
\ 24. Ueber ihre Entftehung und Ausbildung fiehe: Ver: 
Fſuch einer bit. Darſt. d. Gerichtsverf. Frankf. 9. 4- 8. 
u. 9. 17 - b0. 
H Morip Thl.2. ©. 19-51, u. der angeführte Ver fuch 
$. 81 — 240. 
| §. 4 | 
Nach der neuen Drganifation iſt diefe ehemalige, ſehr 
* tomplicirte Verfaffung folgendergeftalt vereinfachet worden : 
Der Senat ift das oherfte Negierungstolleg der Stadt 
Frankfurt rückſichtlich ihrer innern Verhältniſſe; mit der 
Juſtitz hat er fich gar nicht mehr zu befaffen. Ä 
-* Anter feiner, Oberanfficht beſtehen Hingegen jeßt von 
denen oben $. 3. unter Nr. 1 — 16 genannten Aemtern nur. 
noch das Acker⸗Gericht, mit welchem das Lands Amt zugleich 
verbunden worden; das Baus Forſt⸗ Korn⸗ und Recheney⸗ 
Amt, nebft deſſen Inkorporationen, als -befondere Stadt: 
Aemter fort. Ebenſo dag. Pfand⸗, Nenten:, Sanitäts⸗, 
Schatzungs⸗ und Stadt-Lotterie- Amt, die Pflegämter der 
milden Stiftungen. Nur einzelne Veränderungen in Rick 
fihe ihres Beſetzung find dabei angeordnet worden; alle 
Gerichtsbarkeit hingegen iſt denjenigen davon, die ſie beſaßen, 
entzogen und den neuen Juſtitzſtellen einzi und allein über⸗ 
tragen worden 2% 7 tn W 
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An die Stelle der ehematigen Obergerichte, bie fämmts 
(ih aufgehoben find, ift hingegen das neu errichtete Schöffen⸗ 
Appellationss Gericht; als erfte Inſtanz in Nückficht gewiſſer 
privilegirter Standesperfonen, in Moratorien, Güters Ab: 
tretungsgefuchen und Konkursfachen, in denjenigen Causis 
voluntariae jurisdictionis, wozu nach gemeinen Nechten 
Decretum Magistratus majoris erfordert wird, wie auch 
in Einkindſchaftsſachen, Majorennitäts⸗Erklärungen u. dgl., 
endlich in Kriminalſachen, getreten. Als zweite Inſtanz iſt 
es auſſerdem das Obergericht des neu errichteten Stadts und 
Land: Gerichts 2). Die oberfte Juſtitzſtelle für fammtliche 
Einwohner der Stade Frankfurt und ihres Gebiets ift das 
Dber:Appellations;Sericht zu Afchaffenburg , in inappellabelen 
Sachen hingegen. eine auswärtige Juriſtenfakultät ?). 

Das Stabes und LandsGericht aber iſt die untere 
Suftigftelle- in Civilſtreitigkeiten; ihm iſt die von verſchiede⸗ 
nen Stadt⸗Aemtern, aquch einigen ehemaligen Obergerichten 
bisher ausgeübte Jurisdiktion übertragen, welche es jebt 
allein theils in drei verfchiedenen Sektionen, theils in pleno 
exerciret; und. zwar. fo, daß vor ‚die Seftionen alle‘ einen 
fummarifhen Prozeß erfordernde Sachen gehören +). 

Bon, den „ehemaligen, mit Gerichtsbarkeit - verfehenen 
Stadt; Yemtern.fiad .alfo gänzlich aufgehoben: ı) die Jüngere 
und 2) die Aeltere Birgermeifterliche Audieny, 3) das Roß⸗ 
Boßs und. 4) das Fuhr⸗Amt; ihre Geſchäfte, in fo weit fie 
ch auf Jurisdiktion bezogen, find tebiglich dem Stadr⸗ und 
Land⸗Gericht; und zwar vorzüglich der erſten und zweiten 
Sektion deſſelben, übertragen; 6) das Kuratel⸗Amt; ſeine 
Stelle vertritt jetzt Die dritte oder Kuratel⸗Sektion des 
Stadt⸗ und Land⸗Gerichts. Die ehemaligen Jurisdiktions⸗ 
Befugniſſe des 6) Acker⸗Gerichts und 1). Land⸗Amts ), 81 
des Baus und 9) des Pfand⸗Amts ſibt jetzt gleichfalls nur 
das Stadt⸗Geriche. Beibehalten in ihrem alten, wenig 
veränderten Wirkungebreife find: hingegen noch 10) das Oberſt⸗ 
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Öffentlichen Kunde gediehenen Flecken auf fich tragen, wo: 
durch fie in der Achtung ihrer Mitbürger herabgefekt find, 
find, ſelbſt bei hervorſtechenden Eigenſchaften von Seiten des 
Kopfs und der Kenntniſſe, dennoch, wie bisher, für unfähig 
‚erklärt, eine Senator: oder Juſtitzſtelle zu bekleiden, oder zu 
einer folchen in Vorſchlag gebracht werden zu können °). 
Die ehemalige dritte Rathsbank ift jebt die zweite +). 
Als folhe fchließt fie ſich nämlich alsdann anf die Einladung 
des eriten Bürgermeiftere, mit Konfultativffimmen ihrer 
Glieder, dem Senat an, wenn Gewerbs:, Polizeis und Sn: 
nungsfahen im Senat vorfommen. Diefe jebige zweite 
Rathsbank, wie aud Zunft: und Sewerbs ; Polizei: Kolle: 
gium befteher gegenwärtig ays einem Direktor und 10 Raths⸗ 
heren, dann einem Aktuar und Pedell *).. Wenn nämlich 
Anträge und Vorftellungen iiber Verbeſſerungen der die Hands 
werker und Profeſſionen betreffenden Sefeße und Ordnungen, 
auch Anftaften an diefes Kolleg gebracht werden; fo verfam: 
melt es fi) unter dem Vorſitz feines Direktors, ale befons 
deres Gewerbs- und Polizeilolleg, Der Direktor faßt dann 
das Reſultat der von dem Kollegio folchenfalls angeftellten _ 
Berathung in einem gutächtlichen Vortrag zufammen, und 
ſtellt ſolchen dem Stadtfehultheißen zu, welcher nach Abſchn. 
V.$.2. des Drganifationspatents die aledann nöthig findende 
weitere Einleitung trifft. Aufferdem bilden die einzelnen 
Stieder diefer Rathsbank neben den Senatoren, Die zu den - 
einzelnen Handwerken beftellten Deputationen, welche zur 
gütlichen Vergleichung, Erörterung und Beilegung der bei 
den einzelnen Profeflionen entftehenden Anftände und Ber 
ſchwerden angeordnet find; auch Haben fie bei denen mit 
bedeutenden Einnahmen verfehenen Stadtämtern noch ferner 
die Beforgung der Kaffen, find berechtiget, alles auf diefen 
Aeintern einzufehen und dem verordneten Amts ; Deputato 
Senatori jider die vprfommenden Gegenflände ihre gutächt: 
liche Anficht derſelben zu äuffern 9). 
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In der Senatsſitzung ſelbſt hat ber Stadtſchultheiß Get 
vorkommenden Deliberationen den Vortrag und die erſte 
Stimme, welche im Fall der Stimmengleichheit entſcheidend 
iſt; und die zu denen, jeden Rathstag vorkommenden Ges 
fhäften gehörige Akten werden ihm daher zu dem. Ende 
jeitig aus der Stadtkanzlei zugeftell, Der erſte Bürgers 
meifter Hingegen hat, vermöge des ihm zuftehenden Direk⸗ 
toriums: 1. die Befugniß und Obliegenheit, alle an den 
Senat oder die hiefige Stadt einlaufende Schreiben zu er⸗ 
brechen und an die einfchlagenden Stellen gelangen zu laffen, 
die Proponenda im Senat zu beftimmen und den Senat zu 
sewöhnlicher und auffergewöhnficher Zeit auf Werlangen Des’ 
Stadtfchultheißen zufammenberufen zu laffen. II. Er fordere 
Ki den Sigungen zum Stimmengeben auf, läßt die Stim: 
men ?olligiven und fpricht das aus deren Mehrheit fich er: 
gebende Konklufum aus. Er handhabt die Ruhe, Ordnung 
und Anftand bei den Defiberationen, und beſtimmt den Ans 
fang und das Ende jeder Rathsſitzung. Endlich III, hat er 
fiir die Ausführung der gefaßten Befchliiffe Sorge zu tragen 
und in diefer Hinſicht die Oberaufficht auf die Stadtfangiei, 
Im Smat gebühren ihm und dem zweiten Bürgermeiſter, 
nächſt dem Stadtfshultheißen, die erfien Plage, und Beide 
Bürgermeifter vertreten fich wechfelfeitig in ihren Funktionen, 
ſowohl in dem Senat ale auffer demfelben, im Fall der. 
Abweſenheit oder Verhinderung des einen oder des andern 7), 
1) Org. Pat. Abſchn. I, $. 2. Ben. Inſtr. 9. 8, | 
3) Aufler diefem ernennt der Souverain unmittelbar nur noch 
den Schöffen: Appellstionss®erichtdsDireftor und den Stadt; 
und LandsGerichts:Direftor, Zu allen übrigen Juſtitzſtellen, 
fo wie überhaupt zur Anitelfung derjenigen Beamten des 
Staats, . welche nicht als Subalternen zu berrachten find, 
ſchlägt, fo wis der Senat bei einer epledigten Senatorsftelle, 
refp. der Senat, das Schöffen: Appellations Gericht ode» 
dad ‚Stadt: und Land-Gericht, jedes bei dem in feiner 
Mitte oder Reflort fich ereignenden Erledigungsfall, nach der 
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nannte Kriegs-Deputation, das Duartiers Amt, das Appros 
vifionirungs s Amt, Kriegefuhe s Amt, Rechnungs s oder 
Schuldentilgungs » Kommiffioen u. few. — In Rüdfiht 
dieſer aufferordentlichen Deputationen war aber Folgendes 
verordnet: Wenn Sachen vorkämen, die entweder vom 
» ganzen Rath nicht wohl vorgenommen werben fönnten, 
»oder bei welchen die wenigftens nicht rathſam fey; fo 
»follten jedesmal gewiffe, der Sache wohlgewachiene Depus 
»tirte per vota duch den ganzen Rath ernennt und ans 
» geordnet werden. ' Diefe follten das Werk vornehmen, 
» darüber ein ordentliches Protokoll, dem alle Umftände ges 


- »teenlich einverfeibet, bei ihren Pflichten führen und die dazu 


»Kommittirten und gegenwärtig gewefene Deputirten, wie 
» gebräuchlich, auf den Rand des Protokolls notirt werden. 
»Sobald aber eine folhe, ihnen Deputatis aufgetragene 
»Kommiſſion vollendet : fo follte gedachte Kommiffion auch 
»ein Ende haben, . und bei jedesmaligen unvermeibdlichen 
»Vorfällen eine neue angeordnet werden. Auſſerdem follte 
»eine folche Deputation auch iiber Leine Ausgabe ohne Wifs 
»fen des Magiftrats und der Neuner zu disponiren haben.« 


— Sn folchen ‚aufferordentlihen Fällen, wo befondere Ans 


fialten, Abgaben, Auflagen u. f. w. nöthig maren, wurde 
daher von dem Rath nach diefer. Vorfihrift jedesmal eine 
fotche aufferordenticche Deputation, die, wenn fie auf längere 
Zeit beftimmt war, als aufferordentliches Stadt: Amt bes 


trachtet wurde, ernannt. Die Deputirten festen ſich dann 


nach Erforderniß mit dem Magiftrat und den bürgerlichen 
Kollegien der 5ıer und ger, welch’ letztere aus ihrer Mitte 
gleichfalls befondere Deputirten dazu ernannten, in gemein: 
ſchaftliche Berathung, pflegten jedoch in der Regel ohne 
Vorwiſſen ihrer Kommittenten nichts Endliches zu beichliefs 
fen, es mußte ihnen denn. hierzu ausbrüdlihe Inſtruktion 


und Vollmacht ertheilt worden feyn *). 
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1) Orth a a. D. Fortf. 4 S. 171 310 u. 346. Muller 
Samml. der Kaif. Refol. 1. &. 67,.Note a: 


») Müller a. a. D. Abthl. J. S. 67 u.87. Abthl. IL ©. 62. 


6. 6. 


Der jetzige Senat Frankfurts hält feine ordentlichen 


Sigungen noch um diefelbe Zeit, und der Erſte Bürger 
meifter hat auch jeßt noch die Befugniß, ihn bei nörhigen 
Borfällen zu auffergewöhnlicher Zeit und befonders in denen 
im Organifationspatent ?) benannten Fällen, auf Verlangen 
des Stadtſchultheißen, auſſerordentlich zufamczen berufen zu 
laſſen. 

Die ehemaligen Raths⸗Deputationen ſind hingegen zum 
Theil aufgehoben, oder wenigftens ganz verändert und nei 
organifirt, zum Theil. aber auch beftättiget worden. 

As SenatssDeputationen find nämlich nad, ber 
neuen Organifation folgende nen Angeordnet oder beftättiget: 

3) Die ordentlihe Senats; Deputation. Sie 
befteht aus dem Stadefchultheifien, den beiden Blirgermetftern 


und einem Senator mit Decifiv, fodann einem ber ehe 
maligen Syndiker und nunmehrigen Appellationsräthe mit 


fonfultativer Stimme, nebft dem das Protokoll dabei zu flß: 
ren habenden Kanzleibireftor. Sie verfanimelt fi Montag, 
Mittwoch, Freitag und Samſtag von 11 —ı2 Uhr, und iſt 
beauftragt und ermächtiget: die in causis publicis vorkom⸗ 
menden Gefchäfte, Martens des Senats, wenn fie an fich 
unbedentlih ynd mit feinem Prajubiz verbunden, fogleich 
abzuthun und zu erlebigen; andere aber, welche einer Vor⸗ 
bereitung oder vorläufigen Erörterung bebürfen, zu dieſem 
Zweck an die gehörigen Stellen zu befördern, oder ſonſt alſo 
einzuleiten, daß fie demnächſt instructæ caısa in pleno 
Senatus zur Entſcheidung kommen können, In eilenden, 
aber doch ihrer Beſchaffenheit nach zu eine auſſerordent⸗ 
lichen Zuſammenberufung des Pleni Senatus ſich nicht 
qualifigirenden Sachen iſt fie ermächtiget, proviſoriſch das 


85 


| 


“and mehreren andern Mitgliedern beftandene fogenannte 
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Nöthige zu verfügen. Das Protokoll diefer Deputation muß 
aber bei der nächften Sitzung des Senats vorgeleſen wer: 
den, um daraus zu erfehen, was vorgefommen, wie auch 
daraus dem Senat die Gewißheit zu verfehaffen, daß die 
Deputation die Gränzen chres Commissorii nicht über⸗ 
ſchritten habe °). 

2) Die aufferordentlide Senats: Deputatis— 
nen, als die Kriegs-⸗Deputation, das Quartiers, Approviſioni— 
rungs- und das KriegsfuhrsAmt, find wegen den noch fortz 
daurenden -aufferordentlichen Laften und Ausgaben, in ihrer 
Zufammenfeßung aus magiftratifchen und bürgerlichen Mits 


“gliedern, beftättiget und verbleiben Bis auf anderweite Vers 


fügung bei ihrer bisherigen Einrichtung, jedoch unter der 
unmittelbaren Aufficht des Souverains °). Endlich 

5) bleibt e8 dem Senat unbenommen, in vorfommenden 
‚wichtigen . Fällen, entweder vor den Kollegio der bisherigen 


Syndikorum und nunmehrigen Appellationsräthe die Erz 


ftattung eines Gutachtens oder fonft eine Vorbereitung oder 
Einleitung eines folchen vorliegenden Begenftandes zu erfor: 
dern, oder auch zu diefer Abficht einem befondern Aus: 
ſchuß oder .Deputation aus der Mitte des Senats 
Auftrag zu ertheilen *). 

Von den oben benannten’ Deputationen ift alſo nur die 
ehemalige, ſogenannte geheime Rathſchlagung aufgehoben, 


und es können hinführo dergleichen Ausgaben, wie ſie dieſer 


Deputation bis auf eine beſtimmte jährliche Summe aus 
dem Stadtärario zur Dispoſition ſtanden, ohne ſpezielle 
Anweiſung und Genehmigung des Souverains nicht mehr 
ſtatt finden )- 2 


) Org. Par. Abſchn. IV. $. 8, 


2) Die ehemals den Schöffen⸗Rath deßfalls zugeſtandene Com- 


missio perpetua hört ſolchemnach jegt auf, und eben fo 
ceffire die aus dem Stadtfchulcheiß,, den Schöffen, Syndicis 


‘ 
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ordinäre Rathſchlagung; denn an deren Stelle iſt eben die 
ordentliche Senatd-Deputation getreten. Gen. Inſtr. v. 22. 
Dez. 16806. $. 11 u, ı2. 
3) Senats⸗Inſtr. $. 19. 
4) Senats⸗Inſtr. $. 12. 
. 5) Senats; Infir. J. 18, 


6. 7. 
Sp wie fih nun aus dem Visherigen zur Senüge 
ergiebt: daß die Hauptbefchäftigung des. ehemaligen reiches 
ſtädtiſchen Magiftrats hauptfächlih in der Megierungsverwals 
tung der Stadt und deren Gebiets beftand; . fo war es doch 
demohngeachtet nicht minder ‚wahr, daß derfelße auch zus 
gleich, obwohl ausnahmsweife eine der oberen Juſtitzbehörden 
bildete und in diefer Eigenfchaft wirklich als Richter zwifchen 
Rreitenden Theilen auftrat... Es war jedoch dieß nur ale 
Mebendeftimmung des Magiftrats und als die einzige Aus: 
nahme von ber fonft allgemein gültigen Kegel: daß die 
Ausitbung der Juſtitzpflege allein den Untergerichten und 
Schultheiß und Schöffen, als den Oberrichtern, zukommen 
und der Rath fi alles Einfluffes in dieſelbe enthalten ſollte 
— zu betrachten. Es waren nämlich nur einzelne, wenige 
Fälle, deren rechtliche Entfcheidung, ihrer Wichtigkeit wegen, 
der Rath ſelbſt fich vorbehalten hatte; aber auch felbft dieſe 
wurden in neueren Zeiten, und befonders dann, wann fie 
in weitläuftige Prozeſſe ausarteten, an das Schöffen:Bericht, 
‘als kommittirte Behörde verwieſen *). 
- Die Regierungsvermwaltung der Stadt und deren Gebiets, 


vorzüglich in Betreff der innern Angelegenheiten, liegen nach 


der neuen Drganifation 2) auch noch jeßt dem Senat ob, : 
und er, befonders der Stadtfchultheiß, Hat darauf zu fehen, 
daß die vorgezeichneten Gränzen aller einzelnen Stellen von 
den Behörden nicht überfihritten, noch weniger Denen, dem 
fonverainen Fürften zuftehenden Rechtsbefugniffen zu nahe 
getreten, oder irgend in etwas, zumal auch nicht im Ders 


⸗ 
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da dieſelben nur vorübergehend waren, und mit der folgen: 
den Periode zufammenbangen, fo übergehen wir diefelbe und 
bemerken nur noch, daß der neue Herzog von Berg alle 
Tarifhen Poften ſchon vor der Rheiniſchen Konföderation. - 
aufhob, fobald er in den Beſi is der abgetretenen baieriſchen J 
und preuſſiſchen Provinzen kam. 

Mit der Auflöſung des deutſchen Reichs verſchwand E 
zugleich der Thronlehenherr, und feine Rechte fielen an bie 
Souverains der verfchiedenen Staaten- zurück, die ſich ins⸗ 
gerammt in den Beſitz der Poften ſetzten. Mehrere über: 
liefen fie als Lehen dem Fürften; in einigen Staaten. ift die 
Sache noch nicht entfchieden, in mehreren find andere Anz 
ſtalten getroffen worden. 

Wir wollen daher vom nunmehrigen Zuſtande der Poſt⸗ 

anſtalten aus den offiziellen Bekanntmachungen die hieher 
gehörige Nachricht geben. 
Die erſte Verordnung dieſer Art war jene des Königs 
von Baiern vom 14ten Hornung 1806, welche im Regie: 
rungsblatte vom 26ten Februar 1806 und auch in Häber“ 
lin’s Staatsarchiv Heft 58, S. 187 abgedrudt if. Sie 


ift folgenden Inhalte : 


1) Der König verleiht dem Fürſten von Thurn und 
Taris fiir fih und deffen männliche Deszendenz die Wiirde- 


‚eines königl. baierifchen Erbland Poſtmeiſters als ein Thron; 


fehen. Derfelbe muß diefes bei einem jeden Haupt; und | 
Nedenfalle perfünlich empfangen, und die feftgefeßten Lehen: 
gebühren entridhten. 

. 2) Dieje Belehnung beſchränkt ſich ausdrücklich auf-die 
altbaierifchen und die durch den Friedensichluß von Prefburg 
erhaltenen Staaten, , worin big je&t feine eigene oder befon: 
dere Poftanftalten eingeführt waren. 


3) Unter diefer Einfchränfung wird dem Fiirften von, 
Thurn und. Taris vor der Hand die Regie des. gefammten 
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Frankfurter eingebohrnen Bürger in zwei Klaſſen theilen, | 
in den Adels⸗, Selehrten:, Handelss und Rentirerſtand, ale 
die erſte, und in den Gewerbe ; und Handwerksſtand, ale 
die zweite Klaſſe. Aus der erften Klaſſe wurden die Senas 
toren, und aus diefen die Schöffen gewählet; aus der 
zweiten hingegen die Mitglieder der dritten Rathsbank. 
Betrachtete man auf diefe Weife die Erforderniffe zur Raths⸗ 
fähigkeit ferenger und näher, fo zeigte ſich Hier der Einfluß 
der Stände fchon beftimmter und es war unldugbar, Daß 
hier Geburt, Kenntniffe, Vermögen und Gewerbe Vorrechte 
gaben. Indeſſen diefe Vorrechte waren theils durch Her⸗ 
kommen und Gefeße begründet, theils beruheten fie auf der 
natürlichen Billigkeit: denn einestheils hieng es, die auf Die 
Geburt fi gründenden Anſprüche in gewiffer Rüijckſicht abges 
rechnet, von jedem Bürger ab, ſich folche Kenntniffe pder 
ein folches Gewerbe zu verfhaffen, Die auf die Rathsfähig⸗ 
keit Ansprüche machen Konnten; anderntheils ift es fehr vers 
nünftis und man findet es in allen neueren Legislationen 
als praktiſch gut beſtättiget, vorzüglich dem vermögenden 
Bürger, der ohnfreitig das größte Intereſſe an dem Wohf 
oder Wehe des Staats nimmt, Antheil an der Stadtsvers 
waltung zu geben »). War fiherdieß ein Bürger einmal 
zum Mitglied des Raths ernannt: fo geneß er in Per Raths⸗ 
fisung ſelbſt, die unweſentliche Verſchiedenheit des Rangs 
der einzelnen Glieder abgerechnet, gleiche Rechte. Die 
Stimme des unterſten Senators wog hier gerade ſo viel, 
wie die des Stadtſchultheißen; nur der ältere Bürgermeiſter 
Batte eine Deciſivſtimme ‚ wenn paria eintraten, und dieſe 
hatte er nur in ſeiner Eigenſchaft als Vorſttzer der Raths⸗ 
verſammlung. Dieſer Vorſitz ſtand nämlich dem ältern 
Bürgermeiſter ausſchließlich zu; allein das eigentfiche Direk⸗ 
torium bet ganzem Rath führte er theils gleichfalls auss 
ſchließlich, theils aber auch in Verbindung mit dem jüngern 
Bürgermeiſter. An’ den Altern Blirgermeifter allein mußten 
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‘ ) 
dder ungefreiten Kaffe gehören, wird Du ein Verzeichniß 
noch näher beſtimmt werden. 
198) Der Erblandpoftmeifter kann die Dienſtgebechen 
unterſuchen, und verhüngt diejenigen Strafen, welche unter 
der Correctione domestica begriffen ſind. Kömmt es auf 
Suspenſion, Dienſtentlaſſung oder ſonſtige Korrektion höherer: 
Art an, ſo kann jeder binnen 10 Tagen den Rekurs an die 


adminiſtrative Landesſtelle ergreifen. Der Rekurs hat jedoch 


im Suspenſionsfalle keinen effectum suspensivum. 
13) Die Appellations-Inſtanz iſt die erfte Deputation - 
der Provinzial: Landesdireftion, oder die bei Abänderungen 


jene erfeßende Stelle. 


14) Findet nach den Landesgeſetzen ein peinlicher Projeß 
ſtatt, ſo wird die Sache dem ordentlichen Gerichtshofe über⸗ 
geyen. 

15) Beſchweren fich, Keifende von einer Poft zur andern 


gegen die Pofthalter oder Poſtknechte, ſo haben ſie ſich, 


wenn keine höhere Poſtbehörde an dem Orte vorhanden iſt, 
welche ſie in bloßen Poſtbeſchwerden angehen können, an 


das nächſte Landgericht zu wenden, welches die Sache sum- 


mariissime unterjucht, und die ‚definitive Verfügung fogleich 


erlãßt 


16) Bon jedem Falle wird das betreffende Oberpoſtamt | 


fogleih vom Lokalkommiſſär in Kenntniß gefekt, dem Die 


Landgerichte jedesmal die Anzeige machen müſſen. 
17) Die Poftilions tragen hellblan und fchwarz. Wegen 


des übrigen Perfonals fol die Entfchliefung nachfolgen. 


16) An den Poſthäuſern dürfen blos die königlichen 
Wappen ohne Verbindung oder Beifügung des Wappens des 
Erblandpoſtmeiſters aufgehängt werden. Eben ſo dürfen die 


. Pofämter nicht anders als: »Königlich baierifches 


Poſtamt« chne weitern Beifag genannt werden. _ 
19) Die, Poſtocamten müſſen die baieriſche Kokarde 
tragen. 


— 
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20) Wegen des Briefporto und det Poftwagentare nf. w. 


: bleibt es bei den dermaligen Beftimmungen, bis fih der 


“ König beidogen finder, auf Antrag des Erblandpoftmeifters 
eine Aenderung zu treffen. 

21) Nückfichtli des Poſtfreithums werden fomohl in 
den neuen als alten Beſitungen die Beſtimmungen der Ver: 
träge von 1784 und 1799 jum Grunde gelegt. 

j 22) Hievon tft jedoch das Hergogthum Berg ausgenoms 
men, wo die bisherigen Verhältniſſe beibehalten werden; fo 


wie den Näthen und Individuen, welchen von ihrer vorigen 


Anftellung in den Kerzogthiimern Neüburg und Sulzbach 
die Vortheile des Freithums durch die furpfälzifche Konven: 
tion von 1748 zu ftatten kommen, diefelben ebenfalls belaffen 
bleiben. 

Die zweite landesherrliche Verordnung dieſer Art iſt 
jene des Großherzogs von Baden vom 25. September 1806, 
weiche uns zugleich mit Verträgen von: ı805 befannt madıt. 
Sie ſteht in Nr. 31 des großherzoglichen Regierungsblattes 
vom 9. Dezember 1806, iſt auch befonders unter dem Titel: 
Sroßherzoglich badifche Anordnung, die Poftanftalten betref: 
fend, abgedruct, und folgenden mefentlichen Inhalte : 

1) Dem Fürften von Thurn und Taxis wird für fich 
und feine männlichen Nachkommen mit der Würde als groß 
herzoglich badiſcher Erblandpoftmeifter ‚die Verwaltung der 


Poſten im ganzen Großherzogthum, mit Einfchluß aller 


durch die Bundesafte vom ı2ten Julius der Hoheit unter: 
worfenen Lande, als ein Thronlehen verliehen. 

2) Der Erblandpoftmeifter läßt die Verwaltung unter 
der Dberauflicht des großherzoglichen geheimen Rathskollegii 
. beforgen, und feine verwaltende Stellen ſtehen nur mit die: 
fem oder mit der aus feiner Mitte ernannten Poſttommiſſion 
in Geſchäftsverbindung. 

3) Im ganzen Staate beſteht nur Ein Oberpoſtamt, 
dem alle Poſtämter in Dienſtſachen untergeordnet find. 


* 
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dder ungefreiten Klaſſ e gehören, wird Du ein Verzeichniß 
noch näher beſtimmt werden. 

22) Der Erblandpoſtmeiſter kann die Dienſtgebrechen 
unterſuchen, und verhängt diejenigen Strafen, welche unter 
der Correctione domestica begriffen ſind. Kömmt es auf 
Suspenſion, Dienſtentlaſſung oder ſonſtige Korrektion höherer 
Art an, ſo kann jeder binnen 10 Tagen den Rekurs an die 
adminiſtrative Landesſtelle ergreifen. Der Rekurs hat jedoch 
im Suspenſionsfalle feinen effertum suspensivum. 

13) Die Appellations-Inſtanz ift die erſte Deputation 
der Provinzial: Landesdireftion, oder die bei Abänderungen 
jene erfeßende Stelle. 
| 14) Findet nach den Landesgefesen ein peinlicher Prog 
fatt, fo wird die Sache dem ordentlichen Gerichtshofe iiber: 
geyen. 

15) Beſchweren ſich Reifende von einer Poft zur andern 
gegen die Pofihalter cder Poſtknechte, ſo haben ſie ſich, 
wenn keine höhere Poſtbehörde an dem Orte vorhanden iſt, 
welche ſie in bloßen Poſtbeſchwerden angehen können, an 
das nächſte Landgericht zu wenden, welches die Sache sum- 
mariissime unterjucht, und die definitive Verfiigung fogleich 
erläßt. 
16) Von jedem Falle wird das betreffende Oberpoſtamt 

ſogleich vom Lokalkommiſſär in Kenntniß geſetzt, dem die 
Landgerichte jedesmal die Anzeige machen müſſen. | 
17) Tie Poftilions tragen hellblau und ſchwarz. Wegen 
des übrigen Perſonals ſoll die Entfchliefung nachfolgen. 

16) An den Poſthäuſern dürfen blos die königlichen 
Wappen ohne Verbindung oder Beifügung des Wappens des 
Erblandpoftmeifters eufgehängt werden. Eben fo dürfen die 
. Porämter nicht anders als: » Königlich baierifches 
Poſtamt« chne weitern Beiſatz genannt werden. . 

19) Die Fefecamten müſſen die Baierifche Kofarde 
tragen. 


_ 
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20) Wegen des Briefporto und der Poſtwagentaxe u. ſ. w. 
- bleibt es bei den dermaligen Beſtimmungen, bis ſich der 
"König bewogen findet, auf Antrag des Erblandpoftmeifters 
eine Aenderung zu treffen. 

21) Rückſichtlich des Poſtfreithums werden fowohl in 
den neuen als alten Beſitzungen die Beſtimmungen der Ders 
träge von 1784 und 1799 zum Grunde gelegt. 

j 20) Hievon ift jedoch das Hergogthum Berg ausgenom; 
men, wo die bieherigen Verhältniffe beibehalten werden; fo 
wie den Räthen und Individuen, welchen von ihrer vorigen 
Anftellung in den Herzogthümern Neüburg und Sulzbach 
die Vortheile des Freithums durch die kurpfälzifihe Konven: 
tion von 1748 zu ſtatten kommen, dieſelben ebenfalls belaſſen 
bleiben. 

Die zweite landesherrliche Verordnung dieſer Art iſt 
jene des Großherzogs von Baden vom 25. September 1806, 
weiche uns zugleich mit Verträgen von: 1805 befannt macht. 
Sie ſteht in Nr. 31 des großherzoglichen Negierungsblattes 
vom 9. Dezember 1806, tft auch befonders unter dem Titel: 
Sroßherzoglich badifche Anordnung, die Poftanftalten betref— 
fend, abgedrudt, und folgenden wefentlichen Inhalts: 

1) Dem Fürften von Thurn und Taxis wird für ſich 
und feine männlichen Nachkommen mit der Würde als groß: 
herzoglich badiſcher Erblandpoftmeifter die Verwaltung der 
Poſten im ganzen Großherzogthum, mit Einfchluß aller 
durch die Bundesafte vom ı2ten Julius der Hoheit unter: 
worfenen Sande, als ein Thronlehen verliehen. 

2) Der Erblandpoftmeifter läßt die Verwaltung unter 
der Oberaufſicht des großherzoglichen geheimen Rathskollegii 
. beforgen, und feine verwaltende Stellen ftehen nur mit dies 
fem oder mit der aus feiner Mitte ernannten Poſttommiſſ on 
in Geſchäftsverbindung. 

3) Im ganzen Staate beſteht nur Ein Oberpoſtamt, 
dem alle Poſtämter in Dienſtſachen untergeordnet ſind. 


/ 
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4) Die Poſtämter führen den Namen: Großherzoglich 
badiſches Oberpoſt- oder Poſtamt, und in den Inſiegeln mit 


. eben diefer Umſchrift das Mittelſchild des neuen badiſchen 


Wappens, welches auch an den Pofthäufern aufgeftellt werden 
fol. Die Poftwagen, welche auch durch andere Lande gehen, . 


mögen zugleich mit dem fürſtlich Tarifchen Wappen bezeich⸗ 
net werden. Vermöge einer neuern Verordnung vom 23ten 


Sjänner 1807: wird jedoch geftattet, auf den Poftamts-Siegein 
und Schidern an den Pofthäufern und Poftbiireaur unter 
das großherzogliche Wappen auch das fürſtlich Thurn⸗ und 
Taxiſche Wappen in kleinerer Form zu ſetzen. 

5) Zu den erledigten Poſtſtellen werden vom Erbland⸗ 
poſtmeiſter zwei oder drei innländiſche tüchtige Subjekte zur 
Auswahl vorgeſchlagen. Das vom Großherzoge gewählte 


Subjekt erhält vom Erblandpoſtmeiſter den Beſtallungsbrief, 


und vom Großherzoge das Beſtättigungsdekret nach eigenen 
Formularen. Durch eine beſondere Verordnung vom eaten 
Jänner 1807 werden alle, welche ſich dem Poſtweſen widmen: 
wollen und angeſtellt zu werden wünſchen, angewieſen, ſich 
durch gründliche Erlernung der erforderlichen theoretiſchen 
und praktiſchen Wiſſenſchaften zu befleißigen. 

6) Der Oberpoſtmeiſter wird vom geheimen Rathskolle⸗ 


gio und zugleich vom Eeblandpoftmeifter. in Pflichten genoms ' 


men; die Verpflichtung aller iibrigen Poftbeamten wird fir 


‚den Großherzog von der Poftkommiffion, oder von dem ein: 


’ \ 


fchlägigen Amte, und für den Erblandpoftmeifter vom Ober: 
poftamte vorgenommen, 
Alles nach vorgefchriebenen Formularen, | 
7) In Anſehung der Gerichtsbarkeit über die Doftbeams 
ten wird es bei dem Inhalte der $.$. 5, 6, 7 und 8 ber 


Poſtkonvention vom ııten May 1805 (zu einer Zeit alſo, 


wo noch eine deutfche Neichsverfaffung beftand, welches wir 

zur Verſtändniß des folgenden Auszugs bemerken) belaffen. 

Diefe, $. $. enthalten folgende Beſtimmungen: $. 5, "die 
\ ⸗ 
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Civil- und Kriminafgerichtsbarkeit über alle und jede Pitt: | 
beamte ohne Unterſchied, ſowohl in gerichtlühen ale auffer: 
gerichtlichen Sallen, in peinlichen, dinglichen, perfönlichen 
oder gemifchten Sachen wird der Landesherrſchaft vorbehal: 
ten; auch find alle den Fandespolizeigefehen unterworfen. 
6.6. Dem Reichs: Erbpoftgeneralat hingegen bleibt über— 
laſſen, über die Poftbeamten genaue Aufficht zu tragen, fie 
zur Erfüllung ihrer Dienftpflichten anzuhalten, ihre Dienft; 
fehler zu unterjuchen und zu ahnden und nad) Befihafferheit 
der Umftände mit Dienftentlaffung zu beftrafen. Von jener 
uneingefihränften landesherrlichen Gerichtsbarkeit bleibt daher 
"auch als Folge der Amtsabhängigkeit der Poftbedienten der 
Fall ausgenommen, wenn gegen einen Poftbedienten wegen 
fehlerhafter Verwaltung feines Dienftes und auf feinen daraus 
entſtehenden perfönlichen Verbindlichkeiten Klagen erhoben 
. werden. Dieſe hat das Reichs-Poſtgeneralat zu unterſuchen 
und zu entfheidenz wobei ſich dafielde ‚verbindlich macht, 
wenn es auf Entfihadigung ankommt, dem bejihädigten Theil . 
den Scadenserfag binnen einem viertel Jahre Eoftenfrei zu 
verfihaffen. 9.7. Wenn fih ein Poſtbeamter Dienfterzeffe 
zu Schulden fommen läßt, welche auf Klagen durchreifender 
Derfonen oder fonft zur Beförderung des Poſtweſens eine 
ſchleunige Abhülfe erfordern; jo wird diefe, wenn feine 56; 
here vorgejegte Poftbehürde an demfelden Orte befindlich, 
von den landesherrlihen Behörden nach den befichenden 
Poftreglements angeorönet, und dann das Poftgeneralat in 
Kenntniß gefeßt, wenn fich die Befchwerde zu einer befondern 
Ahndung eignet. $. 8. Um allen Mißverfrändniffen vorzus 
beugen; wird weiter feſtgeſetzt: a) wenn ein landesherrliches 
Erfenntnif gegen einen Poſtbeamten zu vollſtrecken, und 
auffer der Befoldung fein anderes Exekutivmittel zu haben 
ik, verfügt das Poſtgeneralat auf Erfuchen einen Bilfigen 
Hefoldungsabzug; b) zur pekſönlichen Verhaftnehmung eines 
Poſtheamten wird, wenn das Necht einigen Verzug geftattet, 
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und fonft feine Scfahr auf dem Verzuge haftet, eher nicht 


gefhritten, als wenn zuvor dem nächſten Reichspoftamte. 
davon die Anzeige geſchehen, um wegen Fertfeßung des Pofts | 
dienſtes die nöthige Vorſorge zu treffen, weshalb aud) das 


Neichspoftamt fchleunig benachrichtige wird, wenn in peins 


lichen Fällen eine Verhaftung nöthig geworden ift; c) bei 


geringen Dienftvergehen, - wenn fie anders ale mit Beſol⸗ 


dungsabzug oder Dienftentlaffung geahndet werden. follen, 


die eine fehärfere Strafe ale Dienftentfeßung nad) fich ziehen, 


| und, das Reichs Poftgeneralat zu einer öffentlichen Beftrafung 


geeignet findet, werden nad) gefchehener Suspenfion oder 


Entlaffung. die Unterfichungsaften zur weiteren Unterſuchung 
und Verfiigung an die landesherrlihen Behörden übergeben. 


d) In Sterbefällen werden Obfignation, Inventur, Vermö⸗ 


landesherriihen Behörden vorgenommen; die‘ vom Verſtor⸗ 


benen hinterlaffenen Dienftpapiere, Rechnungen und Gelder 
. werden fogleich und wo möglich in Beifeyn eines nahen 
Poftbeamten von der übrigen Verlaffenfchaft gefondert und 
einftiweilen unter landesherrliches Siegel, dem der. anweſende 


Poſtbeamte das ſeinige beifügen kann, aufbewahrt. Bei 
der Reſignation, der ebenfalls ein Poſtbeamte beiwohnen 
kann, wird es ſodann dem Reichspoftamte itbergeben, auch 
dieſem die Berichtigung des Dienft : und Rechnungsweſen⸗ 
überlaſſen. Verbürgerten höheren Poſtbeamten wird ein 
forum privilegiatum zugeſtanden werden, wenn ſie darum 


anſuchen, und daraus keine Inkonvenienzen zu beſorgen find. 


Diefen Älteren Verfügungen von 1805 wird noch in der 
neuern Verordnung hinzugeſetzt, daß in Fällen, wo A) ges 
gen einen Poftbeamten wegen Dienftunrichtigkeiten auf Ver: 
gütung, deren Betrag summam appellabilem erreicht, oder 
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erſucht das Reichs-Poſtgeneralat die landesherrliche Behörde 
um Vollſtreckung ſeines Erkenntniſſes; bei ſchweren hingegen, 


gensabtheilung und was ſonſt dabei zu beſorgen, von den 


9 
B) wegen Dienftvergehen auf Suspendirnng oder Entſetzung 
erkannt wird, dem Verurtheilten die Berufung an das Hof— 
gericht der Provinz binnen der gewöhnlichen Frift offen fteht. 
Die Berufung wirft jedoch auf die Dienftverwaltung feinen 
eflectum suspensivum. .. 

8) Lin der neuen Verordnung) Die Poftbeamten. ges. 
niegen die in $. 9 der (1805) Konvention zugeficherten Im— 
munitäten und Unterſtützungen. Dieſe beftehen in folgenden: 
Die. Poftbeamten genießen die landesiibliche Perfonalfreiheit 
von landesherrlichen. und: Landes : auch Gemeindsbienften ; 
befigen fie fleuerbare Immobilia, oder treiben, fleuerbare . 
bürgerliche Gewerbe, fo find fie den Stenerabgaben und an; 
deren Laften wie alle. andere Iinterthanen unterworfen. Die 
Söhne der Höheren PoftSeamten bis auf die Pofthalter aus: . 
ſchließlich, find vom Miligenzuge befreit; auc die Söhne 
der Poſthalter, wenn fie die Anwartfchaft. auf einen Poftdienft 
erhaften. Ihre Wohnungen ,. worin die Vofterpedition beſorgt 
und fonft kein bürgerliches Gewerbe getrieben wird, werden 
mit Einguartierung in Kriegs: und Friedenszeiten verfchont, 
wenn folche im erften Falle von der Landesherrfchaft abhängt, 
und in fo fern nicht in beiden Fällen folche befondere Um— 
ftande eintreten, die irgend eine Ausnahme nicht gejtatten. 
Dagegen haben fie an den mit der QDuartierlaft zumeilen 
verbundenen Verpflegungstoften, wenn fie auf die geſammte 
Inwohnerſchaft eines Orts umgelegt und ausgeglichen werden, | 
eben fo, wie andere Eingefeffene nach ihrem beitragspflich:- 
tigen Vermögen gleichen Antheil zu nehmen. Die Poft: 
Erpeditionszimmer und eigentlihen Poftftallungen bleiben 
fiets von Einquartierung frei. Die zur Verjehung des Perl: 
dienftes erforderlichen Pferde leiſten Feine Frohnde, wohl 
aber jene Pferde, die fie zum eigenen Sitterbau oder zu 
Gewerbe halten.» 

9 Ueber die uniforme Kleidung der höhern und niedern 
Pofbedienten wird der Borfchlag des Erblandpoftmeifters er; 
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wartet. Die Poftillons tragen die vorgefchriebene — oder 
noch vorzufchreibende Livree. 

10) In Poſtſtationen und Poſtrouten, ſo wie überhaupt 
in öffentlichen Pofteinrtihtungen darf ohne Ober s und Lehene; 
herriiche- Genehmigung feine Veränderung vorgenommen 
werden. 

11) Sn Hinficht des „Srieffreitfums bleibt ſolches wie 
“in 1805 beſtimmt worden, mit der Ausdehnung deſſelben 
auf. Dikaſterien, Dienſtſtellen und Diener, die in den im— 
mittelſt neu erworbenen Landen theils errichtet und angeſtellt 
ſind, theils noch werden. Die Univerſität zu Freiburg wird 
jener zu Heidelberg gleichgeſtellt. In den durch den Rheini⸗ 
ſchen Bundesvertrag der Oberhoheit unterworfenen Landen 
wird feſtgeſetzt, daß alle jene Briefichaften, die von dem 
. Sroßherzoge oder deffen Dienftftellen in den Hoheitslanden, 
oder aus folchen an denfelben oder die Dienftftellen gehen, 
das Freithum mitgeniefen. Nach dem $. ı2 im Vertrag 
von 1805. und $. 8 u. f. im Nebenvertrag iſt hauptfächlich 
zur Bafis genommen, daß das Brieffreithum nicht auf d der 
Perſon, fondern auf dem Amte ruht. r _ 

ı2) Wird das Freithum auf der fahrenden Poſt bes 
ſtimmt nach dem Art. im Vertrag vor 1805, und dabei 
hinzugefügt, daß die in jenem Vertrage fir einzelne Landes; 
bezirke verftattete Chauffee + und Weggelds: Befreiung auf 
gehöben fen; wogegen aber auch die bedungenen Geld ,;aversa 
nicht mehr entrichtet werden. 

13) Der vorderöfterreichifhe Pofttariff im Breisgau 
wird aufgehoben, und der file das. Großherzogthum ſchon 
1805 beftimmte eingeführt. | — 

14) "In Anſehung des Botenweſens wird es bei 6. 20. 
des 1805 Vertrags belaſſen. Vermöge deſſelben wird von 
Seiten der Landesherrſchaft nicht geſtattet, daß an Orten, 
wo die: £aiferliche Neichs: (jet die neuen) Poften Beftehen, 
zu deren Abbruch ordinäre Boten aufgeftellt, und von folchen 
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Briefe eingeſammeit, weiter befördert und abgegeben werden. 
Auch ſollen neben den Poſtwägen keine derartige inſtitut⸗ 
mäßige Fuhrwerke errichtet werden. | 

15) Wenn nothwendig die Extrapoſt⸗ oder Kouriertaxe 
zu erhöhen oder anders zu reguliren, ſo wird der Vorſchlag 
des Erblandpoſtmeiſters erwartet, und nach den im ıgfen 
Artikel des 1805n Vertrags aufgeftellten Grundſätzen ſich | 
bemeſſen werden. Sin diefem $. wird der Haberpreiß zur | 
Bafis der Berlimmung 'angenoinmen und foll jährlich, im 
Februar und Auguft von der General: Poftdirektion mit dem 
geheimen Rathskollegio dariiber Nitefiprache genommen und 
der‘ hierauf gefaßte Beſchluß bekannt gemacht werden. | 

Die dritte. Verordnung, welche fiber die Poftanftalten 
erſchienen, iſt die großherzoglich Witrzburgifche vom zoten 
November ı806. Sie ſteht im oaten Stücke des Regie— 
rungeblattes vom orten Dezember. 1806, und iſt folgenden 
wefentlichen Inhalts: Bu 

1) Die Würde und das Amt eines. Erblandpoftmeifters 
im Umfange des Großherzogthums wird dem Fürſten von 
Thurn und Tarid und feinen männlichen Nachkommen als 
ein Thronlehen verlichen. In der ‚Verleihung ift auch der 
Kapitän der großherzoglichen Leibgarde, Fürſt Marimilian 
von Thurn und Tori *) und feine männliche Deszendenz 
begriffen. 

2) Dieſes Thronlehen wird in allen Fällen, in welchen 
die Lehen nad) den Gewohnheiten des greßherzogfichen Lehen; 
hofs empfangen zu werden pflegen, und zum erftenmal bins 
nen Jahr und Tag empfangen, und zwar 

3) perfünlich, doch bleibt dem Vaſallen unbenommen, 
um Dispenfation aus. zureichenden Beweggründen nachzu⸗ 
ſuchen, und die Entfchließung zu gewärtigen. 


*, Dieſes in ein Halbbruder bes verſtorbenen zürſten Carl Anſelm, 
welcher auch ſchon männliche Deszendenz hat. a 
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4) Das nutzbare Eigenthum und alle aus demſelben 
entſpringende Rechte beſitzt und genießt der fürſtliche Vaſall 
mit vollkommener Unterordnung unter der landesherrlichen 
Gewalt. 

5) Alle Anordnungen des Poſtweſens überhaupt und die 
Taren inſonderheit betreffend, werden nach vorhergegangener 
Vernehmung des Erblandpoſtmeiſters getroffen. Bei den 
beſtehenden Anordnungen wird es jedoch proviſoriſch und 
bis zu derſelben genauern Prüfung belaſſen. 

6) In Würzburg ſoll ein von auswärtigen Poſtämtern 
unabhängiges Oberpoſtamt beſtehen, deſſen Leitung alle Pof: 
amter, Poſtverwaltereien und Pofthaltereien des Großher⸗ 
zogthums in allen Adminiftrativ ; Gegenftänden unterworfen 's' 
find. ' 

7) Sollte das Oberpoftamt in einer reinen Juſtitzſache, 
3. B. wenn vom Erjaße eines in den großberzoglichen Lan⸗ 
den zugefligten Schadens die Rede ift, belangt werden, fo 
ift das Hofgericht die kompetente Stelle. 

8) Sämmtliche Poftbeamten und übrige Individuen 
find in allen peintihen Sachen, in perfonlichen,, ‚dinglichen 
und vermijihten Klagen, in Gegenftänden der flreitigen und 
willfiihrlichen Gerichtsbarkeit der großherzoglichen Juſtizſtelle 
unterworfen. In Obfignaturfällen wird der Oberpoftmeifter 
oder ein Poftbeamter beigegogen, um Amtspapiere und Rech⸗ 
nungen alsbald zu itbernehmen, oder im Falle der Unthun: 
lichkeit mit dem gerichtlichen Kommilfarius unter gemeins 
ſchaftliches Siegel zu legen. 

9) Das Forum des Oberpoftmeifters, der Poftmeifter, 
Nofiverwalter, Poftiekretarien und Erpeditoren ift das groß: 
berzoglihe Hofgericht; für die übrigen Individuen die un: - 
tern Serichtöftellen. 

10) Kraft des Mechts der oberften Polizeiauflicht wird 
der Großherzog bei etwa entftehenden „Mifbräuchen Inter: 
fuhunaen anordnen laffen. 
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12) Kraft des nämlichen Nechts bedlirfen die bei dem 
Poſtinſtitute anzuftellenden Individuen zur Ausübung ihres 
Amtes der Beftätigung des Großherzogs und werden demſel— 
‚ ben verpflichtet. Bei Erledigung der Poftitsllen vom Ober; 

poftmeifter bis zum Poſthalter einfchließlich, werden vom 
Erblandpoftmeifter zwei Subjekte von Landesunterthanen, 
wenn taugliche vorhanden, vorgefchlagen, aus welchen der 
Großherzog Einen wählt. 

12) Der Gewählte erhält vom Erblandpoftmeifter das 
Beftallungs s und vom Großherzoge das Beftätigungsdekret 
nach einer .befondern Formel. 

13) Der Oberpoftmeifter wird vom dirigirenden Staats: 
miniſterium oder einer Kommiffion deffelben, Die übrigen 
Poſtbeamten aber werden nach einer Miniſterialweiſuͤng von’ 
"der adminiftrativen Landesftelle oder dem Landgerichte des 
Orts in großherzogliche Pflichten genommen. Die Verpflich:. 
tung für den Erblandpoftmeifter, gefihieht, foviel den Obers 
poftmeifter betrifft, von ihm felbft, oder von einem hiezu 
zu ernennenden Kommiffarius, jene der iibrigen Poftindivis 
duen vom Dberpoftamte. - 

14) 2on der. $. 11. feſtgeſetzten Kegel des doppelten 
Vorſchlags wird bei den Pofthaltern eine Ausnahme gemacht, 

‚wenn nicht mehrere gleich tiichtige Kompetenten vorhanden 
find. | | 

15) Zu allen. die Belehnung, die: Gefeggebung über. 
das Poſtweſen, die Adminiftrarion ımd Regie, die oberfte 
Polizeiaufſicht u. dgl. betreffenden Sachen ertheilt das diri⸗ 
girende Staatsminifterium feine Entfchliegung dem Erblands 
poſtmeiſter oder an die Seneraldireftion der Poften im 

Großherzogthum. Sin den geeigneten Fällen erftattet der 
Erblandpoftineifter feine Berichte und Anträge an den Groß: 
herzog, die eneralpoftdireftion aber an das dirigirende 
Btaatsminifterium. | 
16) In übrigen Fällen Bleibt dem Oberpoftamte unbe; 
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nommen, feine Berichte ummittelbar an das birigirende 
- Steatsminifterium zu erftatten. 

17) In Sachen, die zum vichterfichen Neffort gehören, 
erläßt die Landes suftisftelle die Weifungen unmittelbar an 
das Oberpoſtamt. 

ı8) In Polizeifällen haben die örtlichen oder oberſten 
Landes⸗Polizeibehörden einzuſchreiten: betreffen die NVerfiis - 
gungen den Dienft ber Poften, fo muß alsbald dem Ober: 
poffamte Nachricht ertheilt werden. 

19) Dem Erblandpoftmeifter wird, jedoch mit vollkom⸗ 
mener Unterordnung unter die großherzogliche höchſte Gewalt, 
auſſer dem Rechte der Leitung und geſetzmäßigen Benutzung 
des Poſtinſtituts als Mittel zum Zwecke die Disziplinargeik: 
richtsbarkeit über die angeftellten Poftindividuen bewilligt, 
kraft welcher derſelbe ihre Dienfivergehungen: zu unterſuchen 
und zu ſtrafen befugt iſt. 

20) Die Strafen, welche der Erblandpoſtmeiſter zu 
verhängen befugt iſt, können in Verweiſen, Geldſtrafen, 
Suspenſion und Entlaſſung der Poſtbedienten beſtehen; das 
gegen darf derſelbe keine die Entziehung bürgerlicher Nechte,. 
z. B. der perſönlichen Freiheit, der bürgerlichen Ehre zur 
Folge habende Strafe erkennen, und in keinem Falle, ſelbſt 
nicht zur Sicherung der Poſtkaſſe oder der ſonſtigen Herſtel⸗ 
lung des Thatbeſtands eines Dienſtvergehens, einen perfon; ' 
lichen Arveft anordnen... Syn folchen Fällen muß das Ober— 
poſtamt, oder nad) Umſtänden jeder andere Poftbeamte, auf 
feine Berantwortlichkelt und Koften um den PDerfonalarrefk” 
des befchuldigten Poſtindividuums nahfuchen, worauf ders 
felbe alsbald verhängt werden ſoll. 
| 21) Iſt ein Dienftvergehen von der Art, daß eine 
&Höpenfion oder Entlafung des. Angeftellten in Frage kömmt, 
fo wird die Generatdirektion der Poften dem dirigirenden. 
Staatsminiſterium tiber das Dienftvergehen und zuletzt über 
das Kefultat der Unterfachung Anzeige erftatten. 
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22) Bei Dienſtvergehungen, welche zugleich den Ka: 
takter eines peinlichen haben, wird dem Erblandpoftmeifter 
die Herftellung des Ihatbeftande des Verbrechens, und die 
fummarifche Vernehmung des Inkulpaten; hingegen die 
weitere Verfolgung der Unterſuchung, die Angehung und 
Beendigung der Spezialinquiſition den betreffenden Juſtiz⸗ 
ſtellen überlaſſen. 

23) Die Verbrechen der Poſtindividuen, welche feinen 
Bezug auf ihre Dienftverhäleniffe haben, ift der Erblands . 
poftmeifter zu unterſuchen und zu beftrafen nicht berechtigt. 
Findet eine peinliche Gerichtsftelle die Arretirung eines Pofts 
individuums nothiwendig, fo muß dem Oberpoftamte gleich 

achricht gegeben werden, um wegen Beförderung des 
„Dienftes die Einleitung zu treffen. 

24) Strafen wegen Dienftvergehungen können durch 
Rekurſe an die Landes: Zuftizftelle in ihrer Wirkung nicht 
aufgehoben werden. Glaubt jedoch ein Poſtbeamter gegen 
die erfannte Steafe in der Art einer Vertheidigung Bes 
fchwerden beim. Kofgerichte fiihren zu fönnen, fo muß er 
folhe binnen 10 Tagen einreichen. Findet die Landess 
Juſtizſtelle rechtlich, die Akten abzufordern, fo theilt fie vor 
- allem die‘ Vertheidigungsfchrift dem Oberpoflamte mit; dieſes 
läßt fodann unter Erftattung eines die Entfcheidungsgriinde 
enthaltenen Berichts die Itten verabfolgen. Vom Erkennt⸗ 
niſſe des Hofgerichts hat kein weiterer Rekurs Statt. 


25) Die voberſte Stelle des Erblandpoſtmeiſters nimmt | we 


in allen das großherzogliche Poſtweſen betreffenden Angeles 
genheiten die Benennung an: Generaldireftion der 

großherzoglich würzburgiſchen Poften; das Ober: 
| poflamt und andere Poftftellen den Namen: Grofßher; 
zoglich würzburgiſches Oberpoftamt, Poftamt, 
u. ſ. w. Die Seneraldireftion erftattet nur an das dirigis 
tehde Staatsminifterium Berichte; mit den übrigen Landes; 
ſtellen kommunizirt fie in Noten, und erhält auch die Ant⸗ 
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worten in Voten zurück. Das Oberpoſtamt erftattet auch 
an die Landesftellen Berichte, und erhält darauf die Ents, 
fhließungen in gewöhnlicher Form. Mit den übrigen Stellen 
kommunizirt daſſelbe durch Noten, 

26) Ueberall wird das landesfürſtliche Wappen, unter 
dem ſich das fürſtlich Taxiſche befindet, angeheftet⸗ 

27) Eben ſo wird es mit den Poſtſigillen gehalten, die 
Umſchriften lauten jedoch blos wie in $. 25. feſtgeſetzt iſt. 

28) Beftimmung der Farben sLivree u. f. w. 

29) Sämmtlihen Poftindividuen, als folhen, wird die 
Perfonalfreiheit von Territorial s und Gemeindedienften und 
Frohnden bewilligt. Sinsbefondere werden die zum Poftdienfte_ 
erforderlichen ‘Pferde der Poſtſtallmeiſter und Poſthalter von 
Territorials und Gemeindefrohnen befreit. 

50) Die Poſthäuſer find von der Natural:Einquartierung 
befreit; wo aber eine Konkurrenz zu der Finquartierungslaft 
in Geld Start hat, müſſen fih die Poftindividuen, in fo 
fern fie ale Gutsbeſitzer zu betrachten kommen, dem ordent; 
tichen Ausſchlage unterwerfen. 

Zı) Bon dem Miligenzuge find die Söhne der nach 
9 der Hofgerichtlichen Gerichtsbarkeit unterworfenen Beam⸗ 
ten frei. Trift Poftillons das Loos des Mekrutenzuges, fo 
muß die landesherrliche Stelle dem betteifenden Poſthalter 
eine angemefjene Zeitfrift geben, ſich mit einem andern tüch⸗ 
tigen Subjekte zu veriehen, und bis dahin mit der wirklichen 
Aushebung Anitand geben. 

He) Bei üuberhäuften Dienfterfordernifien fellen bie 
Poſtſtalmeiſter und Pofthalrer unter dem Beiſtande ter 
Ortsobrigfeiten mit ‘Pferden gegen die pojttarmärige Bezah⸗ 
(ung unterffitzr werden. 

55) Wirtbe, Handerer und Fuhrleute ditrfen mit der 
Der anfemmende Prflagiere vom Vrte der Station richt 
weiter fübren. ſie müfßten Kb dann zwei Tage am Orte 


anfschalten Buben. 
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34) An Orten, wo Poften beftehen, dürfen, mit Aus: 
nahme der Amtsboten, weder fahrende noch gehende Boten 
aufgeftellt, und nach Erlöfchung der den wirklich aufgeftellten 
ertheilten Koncejfion, ohne. erhebliche Grunde, Feine neuen 
angenommen werden. 

35) Sowohl die Errichtung als der Tranfit fremder 
Poften bleibt aus dem Gebiete des Großherzogthums aus: 
gefchloffen. 

* 36) Poftwagen bleiben von Chauffeegeld und Teanſto— to⸗ 
zoll wie bisher befreit. Wegen den im Lande bleibenden 
mit dem Poſtwagen kommenden zoll⸗ und mauthbaren 
Waaren, wird die höchſte Beſtimmung noch nachfolgen. 

Am nämlichen Tage erſchien auch die Verordnung Megen 
der Briefportofreiheit. Sie erſtreckt fich für die erſte nicht 
weit ausgedehnte Klaſſe ſowohl auf die amtliche als private 
Korreſpondenz; haftet aber auf dem Amte: die Korreſpondenz 
der Stellen und Kanzleien aber nur in amtlichen Angelegen⸗ 
‚heiten, welche unter dem Amtsfiegel laufen. 

Bon dem Inhalte der Verträge des Fürften mit dem 
Fürſten Primas und dem herzoglichen und fürftlichen Kaufe 
Naffan ift bis jeßt noch nichts offiziel von den Souveraing 

- befannt gemacht worden. Man weiß bis jebt nur fo viel, 
daß die Erblandpoftmeiftersftelle in diefen fouverainen Staas 
ten ebenfalls dem Fürften von Thurn und Taxis fiir feine 
männliche Deszendenz als ein Thronlehen verliehen worden ift. 

Der König von Würtemberg und Herzog von Berg 
baden, mie wir fehon oben fagten, ihre eigenen Poſten an: 

gelegt. Wie es in den fouverainen Staaten des Herzogs von 
Ahremberg und des Fürſten Salm gehalten wird, ift ung 
unbefannt. Im Großherzogthum Heſſen beftehen zwar noch 
Tariſche Poſten: allein, fo viel bekannt, nur noch proviſo— 
riſch; auch find bereits einige eigene Mebenpoften angelegt. 
Jedoch ſagt man, daß Unterhandlungen im Werke feyen, 
md der Fürſt Hoffnung habe, die alten Poften zu Behalten. 


v . 
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Im Iſenburgiſchen und Leyen'ſchen war nie eine Tarifche 
oder andere Poſt; felbft nicht in Offenbach, das feine Briefe . 
von Frankfurt und Hanau erhält, und eine eigene tägliche | 
Diligence nach und von Frankfurt hält. 
Sm Fürftenehum Hohenzollern beftehen, fo viel befannt, 
noch die Taxiſche Poſten; aber vielleicht auch nur proviſoriſch. 
Im Königreiche Sachſen waren von jeher eigene Lan⸗ 
despoſten; aber in den herzoglich-ſächſiſchen Landen waren 
Paiferlihe Reichs⸗ reitende Doften; die fahrenden und Extra: 
poften aber waren herzoglich. Diefe beftanden noch vor dem 
Beitritte der Herzoge zu Sachfen zum Nheinifchen Bunde, 
und es ift fehr zu wünfchen, daß durch einen Vertrag die 


Tarifhen Voften in diefen Staaten erhalten werden mügen, ' 


da fonft die Kommunikation mit Sachſen erfchweret würde. 
In mehreren andern zur Nheinifchen Konföderation nicht 
gehörigen Staaten, fo wie in ben Hanfeeftädten, beftanden 
die Taxiſchen Poften ebenfalls noch; jedoch nur proviſoriſch. 
Der inzwiſchen ausgebrochene Krieg, welcher ſich über alle 
dieſe Staaten verbreitet bat, war vermuthlich Urſache, daß 
hierin noch feine definitive Anordnung getroffen wurde, 
Nun har aber der Fürft auch in diefen Staaten bie 
Poften verlohren, indem in allen von den franzöfifchen Ars - 


‚ meen befeßten Landen vermöge Eaiferlich s franzöfifchen Der 
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fretes, die Poſten fir franzöſiſche Rechnung verwaltet, und 
von grofherzoglich s bergifchen Behörden eingerichtet werden. 
So ift jeßt die Lage des ehemaligen NKeichspoftwefens. Soll; _ 
ten fich mehrere Veränderungen ergeben, fo werden wir fie 
dem Publikum mittheilen. 


⸗—— TI 
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Weber. die Anwendung des Beſteuerungsrechtes der 
Souveraine auf die Domainen der mediatiſtrten 
Reichsſtände. 





Die Zeitſchrift: »der Rheiniſche Bund« zeichnet ſich durch 
die Aufnahme intereſſanter Verſuche zur Erläuterung. der 


Rheiniſchen Bundesakte aus. : &o wie man im nun auf⸗ 


gelößten deutſchen Neiche den Cäſareaner an. feinen Behaups 
tungen gar leicht von dem Vertheidiger der reichsſtändiſchen 
Gewalt unterſcheiden konnte; ſo läßt ſich auch jetzt aus den 
Grundſtzen ermeſſen, ob der Ausleger die Souverainitäts— 
rechte ausdehnen, oder die Weberbleibfel alter Freiheit und 
Gerechtſame den fchuldlofen Opfern der alten Verfaſſung ers 
Halten wolle. Das Alte erfcheine gewöhnlich in einer neuen 
Form wieder; und fo wie das Intereſſe im deutſchen Neiche 
eine verfchiedene Anſicht der konſtitutionellen Verhältniſſe 
fhuf, fo wird auch im neuen Bundesftnate von’ mandıen 
fouverainen Behörden im 2bten Artikel der Bundesakte 
gefunden, mas die Medtatifirten, als ihnen verbleibend, aug 
dem orten Artikel anfprechen. 

Der Verfaffer diefes Aufſatzes will nicht läugnen, was 
deſſen Anhalt. ohnehin: entdecken wird, daß feine Feder der 
Eache der Mediatifirten gewidmet iſt. Er hat weder Beruf 
noch Talent, ſich mit der doftrinellen Auslegung der Afte 
abzugeben; aber er. hofft mit allen, denen das Vaterland 
lieb iſt, daß eine authentifche Auslegung der neuen magna 
charta dem Neiche der Willtühr ein Ende, und feientifijche 
Erläuterungsverſuche entbehrlich machen werde, und beſchränkt 
fd) demnach nur darauf, einen Gegenftand näher zu prüfen, 
weicher feiner Natur nach nicht wohl bis zum bevorſtehenden 
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Bunbestage unenrihichen bleiben kann, fondern nad) den 


Bedürfniſſen der Zoımeraine früher oder ſpäter durch pros | 


viſoriſche Maafregeln berichtigr werden muß. 

Sn em <-ten Artikel, welcher die den mebdiatifirten 
vormaligen Meihsitänden vorbehaltenen Rechte und Borzüge 
aufzählt, wird in Mudhicht ihrer Tomainen verfügt: 

Leurs domaines et biens seront assimiles quant 
a l’impöt. aux domaines et biens des princes de 
la maison sous la sonverainete de laquelle. ils 


LI te er 


doivent passer en vertu du present traite, ou 


si aucun des princes de la dite maison ne -posse- 
doit d’ımmeubles, aus domames et biens de la 
classe la plus privilegiee. 

Die Stelle, welche diejer Verfiigung angewieſen ift, 
beweifet, daß nah dem Willen des höchſten Protektors und 
der konföderirten Fürften die Domainen der Mebiatifirten 
unter allen Verhältniſſen bedeutender Vorzüge, hauptſaͤchlich 
in Rückſicht der Steuern, geniefen folien, und damit ſolche 


höchſt privilegirte Gürer zum Nachtheil des Staatswohls 


nicht in die Hände eines Dritten, eines fremden Souverains 


oder der Unterthanen des Staats gegen den Willen deg . 


Souverains fommen follen, wird weiter verfügt: 


Ne pourront les dits domaines et droits ötre 


vendus ä un Souyerain etranger ä la confedera- 
tion, ni autrement aliends sans avoir &t& pre- 


alablement oflerts au prince sous la souveraine- _ 


te duquel ils sont places. 0 


In ein Staatsgrundgefeß, wie die Akte vom ı9. July 
1806 iſt, wo die weitere innere Organifation des neuen 


Staats auf cin noch zu errichtendes organifches Geſetz vers 


wielen wird, fünnen, feiner Natur nach, nur folche Beſtim⸗ 


Mungen aufgenommen werden, deren Auslaflung der Er- 


reihung des Staatszwecks weſentlich binderlich. ſeyn wiirde. 


⸗ 


Mit vollem Recht glaubten der allerhöchſte Protektor 
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und die konföderirten Fürften, daß fokche privilegirte Beſiz⸗ 
jungen in den Händen eines fremden Souverains zu allerlei 
Mißhelligkeiten Anlaß geben könnten, und um dieſe zu vers 
‚meiden und alles zu entfernen, was die äufferen Verhält: 
niſſe zu tritben vermögte, wird bier ausdrücklich der Vor⸗ 
fauf dem Souverain vorbehalten. 
Keinem fremden Souverain, feinem Fremden über: 
haupt, wird die Ermwerbung von liegenden. Sriinden in den 
, Bundesftaaten unterfagt. Das Wohl des Staats kann nicht 
"darunter leiden, - wenn ein fremder Souverain Grundeigen: 
thum der gewöhnlichen Art erwirbt. Das Wohl des Staats 
könnte aber gefährdet werden, menn die Domainen der Mes 
diatifirten mit allen ihren Vorziigen an einen fremden Sou⸗ 
verain übertragen werden dürften. 
Barum’ alfo der oben erwähnte Nachfaß mit der Vers 
fligung, wie es mit den Domainen der Mediatifirten in 
Rückſicht ihrer Theilnahme an den Staatslaften - gehalten 
‚werden ſoll, in unmittelbare Verbindung geſetzt wurde, läßt 
fih nunmehr leicht einſehen. Man glaubte den Domainen 
der Mebdiatifirten die erwähnten Vorzüge, nicht zugeftehen zu 
können, ohne die Souveraine vor der Gefahr der Webers 
tragung: in fremde Hände zu-fihern, und ihnen zugleich die 
Ausficht gu eröffnen, ihren Staaten durch deren Ermwerbung 
mehr innere Konfiftenz zu geben. Bei der ehemaligen deut: 
[hen Verfaffung waren die eigentlichen Domainen der Reiche; 
flände in ruhigen Zeiten, und früher auch ſelbſt in Kriegen, 
von allen Steuern und Gaben frei, und nur in Zeiten ges 
meiner Noth verftanden ſich bisweilen die Fandesherren aus 
gutem Willen, zur Erleichterung des allgemeinen Elendes von 
ihren Domainen Beiträge zu entrichten *). Zu den Domainen 





2) Das iſt nun wohl wenigſtens nicht überall der Fall. 
Im Gegentheil iſt ja aus der deutſchen Reichsgeſchichte Hin: 
länglich bekannt, daß urfprünglich alle Staatslaften von ‚den 
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in diefem Sinne wurden weder adeliche, noch bürgerliche, - 

:oder bäuerliche Güter gerechnet, welche durch befondere Er 

werbungstitel in den Befis der Fürften gekommen waren. 
Von ſolchen entrichteten ſie entweder ihre Steuer, oder 








Domainen getragen wurden, und noch wirklich in vielen 
Staaten die ganze Adminiſtration, oder wenigſtens ein Theil 
‚davon, aus denfelben befteitten wird. Zu den Reichskriegs⸗ J 
laſten waren ebenfalls die Domainen der Fürſten pflichtig. 
Als aber bei Errichtung des ſtehenden Soldaten die Domai—⸗ 
nen zu einem folchen Aufiwande nicht hinreichten, als diefe . 
nebft dem Ertrage' der Regalien zum nothwendig oder will: 
Ehrlich vermehrten Fürftenaufwande kaum hinfänglich waren; 
da mußten die Fürften anfangs ihre Unterthanen anfprechen 
um. freiwillige Beihilfe; da erlangten die Fürften 
durch Neichsgefeße das Recht, ihre Unterthanen förmlich 
zu befteuern; da entffanden die Landes- und Steuerkaffen, 
welche in der Folge alle Reichs: Krieges u. Defenfionslaften 
fibernahmen. Immer blieben aber in mehreren Staaten 
auf der Domamialkaſſe beträchtliche Laften. So floffen im . 
alten Kurfürſtenthum Mainz die direkten Auflagen, oder die 
fogenannte Schagung, in das Kriegssahlamt, welches für 
die Unterhaltung des Militärs beſtimmt war. Der Ertrag 
der Domainen und Regalien floß in das Hofkammerzahlamt. 
Dieſe waren nun zwar nicht beſteuert, lagen nicht in der 
Schatzung; allein das Hofkammerzahlamt trug nicht nur alle 
Unkoſten und Beſoldungen der Adminiſtration, ſondern es 
unterhielt quch die kurfürſtl. Garde, bezahlte einige Gefandts 
fchaften, und entrichtere die Kammerzieler. Bei aufferordent 
lichen Steuern oder Schagungen wurden die Domainen der 
Kurfürften beigezogen: das heifit, dad Kammerzahlamt gab 

- einen Beitrag zur allgemeinen Kriegslaft an das Kriegszahl⸗ 
amt. Das nämliche hat in mehreren Staaten, mir bekannten, 
ebenfalls Statt gefunden. —— W. 
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heßen, was davon zu entrichten war, an den Schakungs: - 
und Verwilligungsgeldern abſchreiben. 
Es iſt zu vermuthen, daß bei Errichtung des Rheinifchen 
Bundes. auf die Formen Kiickfiht genommen wurde, welche 
damals in Deutichland beftanden. Keine andere kannte man 
nit, und wenn alfo nah Sinn und Buchftaben der Buns 
desafte ’ 
bie Domainen ber Mebdiatifieten privifegire fen und . 
bleiben follen, — 
wenn den Geſandten der verbündeten Fürſten die Beruhigung 
der Medliatiſirten über dieſen Gegenſtand ein fo hohes Ans 
liegen war, daß fie fogar einen Fall annahmen, weicher Bei 
keinem bundesverwandten Fürſten eingetreten ift, den. nämlich: 
daß, weder: der Souverain, noch irgend ein Pring 
- feines Haufes ?) liegende Gründe befüße, wo alsdann 








2) .Die Worte: weder der Souverain, nod 
irgend ein Prinz feines Haufes, ftehen nun freilich 
nicht dentlid in der Bundesakte. Ich geftehe, daß ich ans 
fangs die vom Kern Verfaſſer oben buchftäblich angeführte 
Stelle eben fo verftand, wie derſelbe. ich fagte daher auch 
in der Mote 38, Heft ı, ©. 37: »Ihre Domainen und 
Giiter werden in Nückfiht der Auflagen den Domainen und 
Gütern ihres Souverains gleich gehalten. Befißt diefer keine 
unbeweglichen Güter, fo werden fie den Domainen und 
Gütern der privilegirteften Klaffe im Lande gleich behandelt.« 

Der Herr geheime Rath Freiherr von Hertwich vers 
Band den Tert eben fo. In der Abhandlung für den Jänner 
1807 fagt derfelbe: »Die Domainen und Gitter der - Mes 
diatifirten werden in Rückſicht der Auflagen jenen gleich 
gehalten, welche der Souverain beſitzt. Beſitzt derfelbe Feine 
. unbeweglichen Güter (weicher Fall woht ſchwerlich beſteht), 
fo werden fie behandelt, wie bie privitczieteſte Klaſſe der 
Güter im Bande. « 


die Mediatifirten den —R& gleich gchalten 
werden ſollten, * 
ſo kann doch wohl mit vollem Recht angenommen werden, 
daß die Freiheit von allen Steuern, die für die Mediatifirten 








Daß Herr geheime Kath Gärtner die Worte eben fo 
verfteht, kann man in feiner Abhandlung Heft 5. &..2ıd 
und Heft 6. S. 308 finden. Ueberhaupt war man bisher ? 
allgemein der Meinung, daf u der Sinn der Worte der.- 
Bandesakte fey. 

j Sm Müncher KRegierungsblatte , in welchem bie. Kon: 
‚föderationsafte zuerft offiziell geliefert wurde, lautet die 
Ueberfeßung: » In Betreff der Auflagen follen ihre Dos 
Mainen und Gäter mit den Stern und Domainen derjes 
nigen Sürften gleich geftellt werden, unter deren Souve⸗ 
rainicät fie zu Folge gegenwärtigen Traktats kommen, oder 
wenn fein Prinz diefes Haufes Immobilien befäße, ſo follen 
fie den Domainen und Gütern der am meiften privilegirten 
Klaffe gleich gehalten. werden.« In der Stuttgarder Zeitung 
‚wurde die Stelle überfegt: Ihre Domainen und Güter | 
follen, was die Abgaben betrifft, den Domainen und Gütern 
der Fürſten des Hauſes gleich geftellt werden, unter deffen 
Souverainität fie kraft diefes Staatsvertrags kommen, oder 
‚wenn kein Prinz diefes Hauſes immobilien beſäße, To fol: 
len fie den. Domainen der am meiften privilegirten Kaffe 
gleich gehalten werden.« In der zu Darmitadt gedruckten 

Landzeitung ift die Stelle auf die nämliche Art gegeben. Die. 
Diürffeldorfer Ueberſetzung in der Sammlung der Verordnungen 
lautet: » Ihre Domainen und Güter follen, mas die Abgas 
ben betrifft, den Domainen und Gittern des Fürſten und 
Hauſes gleich geftellt werden, unter defien Souverainität fie | 
kommen, oder wenn fein Prinz diefes Haufes Immobilien 
beſäße u. f.w. Kurz, ich kenne keine Leberfekung, wo dag 
des princes de la maison durch Prinzen überfeßt wor— 
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1) 

feftgefeßte "Regel ſeyn fol. — Keine Regel iſt indeffen ohne 
Kusnahme, und diefe Ausnahme foll in den Fällen eintreten, 
wo der Souverain felbft in Erwägung der allgemeinen Noth 
feine fonft freien Befißungen zur Erfeichterung des ſchatzbaren 
Eigenthums einer gewiffen Abgabe untermwirft. 
7 Daß fih in diefen Fällen auch die Meblatifirten den 
Öffentlihen Laften nicht entziehen werden, iſt eben fo wahr 
und in der Natur der Bundesverfaffung gegründet, ale es 
zu den ihnen verbliebenen Vorziigen gehört, ‚im ruhigen 
Zuftande, mit Steuern und Abgaben verfchont zu Bleiben. 

Man fcheint zwar in verfihiedenen ‚Staaten den Knoten 
zerhauen, und durch Aufhebung aller Stenerfreiheit 
und Erklärung, daß von den Domalnen "des" Staats auch 
Steuer entrichtet werden foll, den Mediatiſirten ſelbſt dieſen 





den wäre; wohl aber ift dag aucun des princes tm Nad): 
faße immer duch Prinzen verdeutfht worden. Der Herr 
geheime Rath Brauer in Karlsruhe ift meines Wiffens der 
erfte, welcher in feineit Beiträgen zum allgemeinen: Staats: 
rechte der Rheiniſchen Bundesftaaten ©. ı92 u. f. diefe 
Weberfegung. und Auslegung fhlechterdings fiir verwerflic 
erflärt und behauptet: die Domainen der Prinzen des Hau: 
fes, unter deffen Bottmafigkeit ein Stand komme, nicht die 
des Souverains ſelbſt feyen es, mit welchen eine Gleichftel: 
lung geboten worden. * Und wirklich fcheint ed, wenn man 
das Ganze vergleicht, daß diefes wohl auch der richtige Sinn 
ſeyn möge. Meines Erachtens werden aber bei diefer Leſeart 
die Medtatifirten nichts oder doch nur wenig verlieren, 
wenn nur der Grundſatz feitfteht, daß die Steuerbarkeit der 
ftandesherrlichen Domainen nicht einer freien Willkühr des . 
neuen Oberherrn preiß gegeben ſey; ſondern dieſe alle jene 
Freiheiten genießen und für immer behalten ſollen, welche 
jezt die Domainen der Prinzen oder der privilegirteſten 
Klaſſen haben. Bu W. 
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Vormug entziehen zu wollen, ob aber mit Recht? darüber 
mag man aus Folgendem urtheilen. 

Es iſt keinem Zweifel unterworfen, daß die Souveraini⸗ 
tät der Fürſten des: Rheiniſchen Bundes keine äuſſeren Bes 
‚gränzungen Eennt, 

Jeder Souverain dft Kerr in feinem Lande, und er 
kennt feine Befchräntung, als die, wozu Ihn die Bundesafte 
felsft verbindet ?), und weiche er durch Natifkarion des 
Bundesvertrags ſelbſt anerfannt hat, Der Bundesvertrag 
enthalt nur die Grundlagen der neuen Verfaffung, die Vor— 
ſchriften, ohne welche der Zweck des Bundes, die Erhaltung 
der äuſſern und innern Ruhe nicht erreicht werden kann, 
und die Vollendung des Werks foll durch das organtjche 
Geſetz bewirkt werden, deſſen Entwurf Die Akte dem Fürften _ 


Primas überträgt... 


Wenn alſo Se. Majeftät, der Proteltor des. Bundes, 
in dem befannten. Schreiben an den Fürften Primgs vom 
zıten September vorigen Jahrs den Souverainen die Volks 
fändigfeie ihrer  Sonverainitätsrechte garantiren; ſo folgt. 
. daraus keineswegs, daf die Souverainität einem Bundes⸗ 
mitgliede das Recht gebe, der Bundesakte felbft zumider zu 
Handeln. Die Rechte der Mediatifirten beruhen auf einem 
Vertrage; fie find ihnen durch einen befondern Artikel des 
konſtitutionellen Geſetzes zugeſichert, und was die Geſammt⸗ 
heit. des Bundes durch die Konvention vom ı2ten July 
vorigen jahres als verfaffungsmanige Norm anerkannt hat, 
kann fein einzelner Souveraig mit Recht über den Haufen 
— ö— rç —— —— —— 

3) Sonſt keine? — Man leſe unter andern die Feine, 
Schrift: Zufällige Gedanken eines tentfchen Mannes, infons 
derheit iiber Die ‚Frage: ob durch die Mheinifche Bundesakte 
den neuen teutfchen Souverainen fiber ihre Eigenthumslande 
eine größere Gewalt beigelegt: worden ſey, als fig Über bie | 
ſelben vorhin gehabt haben? | Bu: 
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- werfen. Den einzelnen Souverainen ſteht um ſo weniger. 


dieſes Necht zu, ale alle isber Die Uebergabe der Souverai⸗ 
nität abgehaftenen Protokolle bemweifen, daß folhe im Namen 
Sr. Laiferlihen Majeftät von Frankreich, nur bedingt 
geihehen, unter der Vorausſetzung nämlich, daß die den 


Mediatifirten vorbehaltenen, Rechte von den Behörden der 


fouverainen Staaten auf feine Weife gekränkt werden wür⸗ 
den. Die Beſitzergreifungs-Kommiſſarien haben überall die 
Erfüllung dieſer Bedingungen, im Namen ihrer allerhöchſten 
und höchſten Souveraine, wie die über die Occupationen 


errichteten Staatsakten beſagen, auf das feierlichſte zuge⸗ 


ſichert; und da die Freiheit der Domainen in ordinario 
zu den vorbehaltenen Vorzügen gehört, ſo läßt ſich, ohne 
den Geſinnungen der erhabenen Mitglieder des Rheiniſchen 


Bundes zu nahe zu treten, nicht annehmen, daß unter oben, 
angeführtem Vorwand die Aualität altdynaftifcher Güter zu. 


verändern, verfucht werben wollte: - 


So wenig fih ein Souverain feiner Souverainität⸗ 


halber berechtigt glauben kann, nach Gutdünken das Kontin⸗ 
gent zu vermindern, zu deſſen Stellung ihn die Bundesakte 


verpflichtet; eben fo wenig ſteht es ihm frei, den Mediatie 
firten ihre Rechte zu entziehen. Die Stellung jenes, . wie: 


die Handhabung dieſer, gehört zu den Grundlagen der 


Bundesverfaffung; und daß dem Geiſte einer - Verbindung: 


einfeitig von. feinem Mitgliede entgegen gehandelt werden 
könne, bedarf keines Beweifes. Soll die Befteuerung, welche 
der .Sonverain fich ſelbſt in feinen Domainen auflegt, wirk⸗ 
(ih als ein Opfer angefehen, und. alfo daraus: gefolgert 
werden, daß auch die Domainen der Mebdiatifirten, gleich 


denen des Souverains, beitragen müſſen; fo ift vor allem. 


Trennung der Kaflen des Staats von den.feinigen in der 
Maafe nothwendig, daß feine Vermifchung möglich bleibt, 
Eine folche Trennung der Kaſſen befteht aber jetzt nur noch 
in denen Staaten, wo der Souverain die Einkünfte feiner 
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Civilliſte genießt, — in Frankreich und England — oder — 
wo Landftäande eriftiven, und durch ihre werwiligungen 
auſſerordentlichen Bedürfniſſen abhelfen. 

So ſteuerte in der aufgelößten deutſchen Verfaſſung der | 
geiſtliche Fürſt von feinen Tafelgütern, der weltlihe von 
feinen Domainen zu der. fogenannten Land s Kriegs s und. 
Kontributionskaſſe, zur Erleichterung der fchaßbaren Unter: 
thanen; fo unterwaifen manchmal Fürften ihre Kammer; 
giiter den landfchaftlichen Verwilligungsgefdern, und nur in 
diefen Fallen konnte man behaupten, daß der Fürft wirkliche 
"Opfer bringe, um die Laften des Staats zu erleichtern. Die 
Bundesakte wilf, daß der Mebiatifirte in auſſerordentlichen 
Fällen mehr nicht, als der Souverain, von feinen Domainen 
entrichten folle. — In fülchen Fällen aufferordentlider Noch - 
fann, folglich den Mediatiſirten die Befugniß nicht verſagt 
werden, fih um den Maaßſtab, nach welchem der Souveraih 
feine Güter befteuert, und um deren Verwendung zu erkun⸗ 
digen. 

Wollte man den Mediatifirten dieſe Befugniß vers) - 
‚gern, fo würde fie’ nichts vor der gerechten: Befordniß 
iſchützen, daß Steuern, welche der Souverain ſich felbft;ber 
zahlt, wiewohl gegen deſſen Willen, nicht beigetrieben, und 
folchergeftalt die Mediatifirten mehr belaftet würden, ale fie, 
nach der Bundesakte, welche ihre‘ Beſitzungen denen bed 
Souverains, fo’ viel die Steuer betrifft, alftmitire, belaſtet 
. werden follen. 
. Wenn auch die perfünlichen Sefmungen ber d dermaligen 
Souveraine hierüber die Mediatiſirten für jetzt beruhigen. 
können, fo bleibt ihnen doch feine Gewährleiſtung für die 
Zukunft, und es ift höchft traurig, wenn Käufer, die feit 
mehreren Jahrhunderten ihr Vermögen zufammengehalten, 
und unter dem Schuß vaterlandifcher Geſetze daffelbe unter. 
den Stürmen, welche in Deutfchland nie felten waren, ihren 
-Nachfoigern überlaſſen haben, nun der Gefahr: ausgefekt 
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feyn ſollten, durch willführliche Beſteuerung allmählig tiefer - 
und tiefer zu finfen, "und endlich in gänzlichen Verfall zu‘ 
gerathen. Ihr Fall würde unvermeidlich feyn, wenn wirk 
lich die Abſchaffung der Steuerfreiheit im Allgemeinen auch 
ihre Domainen in’ ordinario fteuerbar machen follte. Bes 
kanntlich waren Die 'fogenannten mindermächtigen Herren' 
verhältnigmäßig an Domainen. reicher, . als die machtigern 
Fürſten. 
| Die beſtändige Laft der Steuerbarkeit würde fie fotgtid; 
wären die Steuern auch noch) fo gelind , wegen der Beträchts 
lichkeit ihrer Beſitzungen, unverhältnißmäßig drücken, und - 
fie müßten, . mehr als jeder andere im Staat, die Opfer: 
uͤbler Adminiftrationen werden, welche, ‚nah dem Gang 
menfchliher Dinge,,. und da eine ununterbrochene Reihe von: 
guten’ Fürſten nur in ‚den Geſchichtsbüchern . einiger Hof’ 
hiſtoriographen eriftirt, auch in dem Rheinischen Bundesftaate: 
nicht ausbleiben würden. Es Könnte zwar der Druck, wel⸗ 
her in dem hier angenommenen Falle den mediatiſirten 
Sefchlechtern früher oder fpäter bevorftehen würde, die dem 
. Scheine nach gute Folge haben, daß ihre Domainen von’, 
den Sonverainen-wohlfeil erworben, wieder verkauft, unter 
Mehrere vertheilt, und fo die Kultur ihrer Staaten erhöhet 
werden könnte. Doch eine folche auf. das Verderben der! 
Mediarifirten berechnete Spekulation läßt fih ohne Beleidis 
aung feinem der gegenwärtigen Souveraine unterlegen ; es 
würde fo frevelhaft feyn, dieſes beforgen zu wollen, ale 
wenn man annehmen wollte, daß die Souverainität, deren 
Folge jest die Abfchaffung” der Steuerfreiheit wird, zur 
Wiedereinführung derfelben benußt werden fönnte,, wenn 
die Domainen der Mediatifirten einmal erworben fen ı wür⸗ 
den. 
Die aus dem Geiſte des orten Artikels fowohl, als aus 
deſſen Worten hervorgehende Intention des Proteftors: und 
der höchſten Kontrahenten, den Domainen und Rechten der 
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Mediatifirten die Stenerfreiheit in der Regel zugugefichen, 
wird noch durch andere Gründe beftärkt. 

Die Bundesatte, und die Dispofitionen derfelben, welche j 
die Mediatifirten um’ einen Theil ihrer, verfaffungsmäßigen 
Vorzüge bringen, . .ift keineswegs in- der Abficht entworfen; 
bie größere Zahl der Neichsftände zu unterdrücken, um 
etliche Begünftigte auf.ihre Koften zu bereichern. 

Diefe Meinung tritt der Großmuth des Protektors 

und der Gerechtigkeitsliebe der Konföderirten zu nahe. 

Man wollte ihnen nur weſentliche Souvexrainitätsrechte 
nehmen, dem Souverain nur -Befugniffe einräumen,” ohne 
weiche kein Staat gleichförmig vegiert werden kann. 

| .. Zu diefen Befugniffen. gehört auch das Recht, in allge, 

meiner Noth, dann nämlich, wann das Wohl des Staats. 
aufferordentliche Beiträge ſelbſt von den: fonft freien Domai⸗ 
‚nen des Herrn erfordert, „glie Einwohner deffelben zu den, 
Laften zu ziehen, und. Allen die ihrige :daducch zu wleich 
tern, daß keinor ganz frei ausgehe. 

Damit die privilegirte Eigenſchaft der Domainen der 
Medienß rten die Souveraine nie an der Erreichung dieſes 

Regierungszwecks hindern möge, wurde in dem nämlichen 
Artikel, wo foldhe anerkannt wird, diefe Einfchränkung -hin: 
zugefügt, und dem noch zu errichtenden organifchen Gefeß, 
oder einer befondern Webereinkfunft unter den Souverainen 
und den Mediatifirten bleibt, es vorbehalten, :das Warum ? 
and Wie? bei aufferordentlichen Laften zu beffimmen. 

Eine andere Abſicht, ale 

das: Recht der Beſteuerung in aufferorbentlichen Fällen 

zuzuſichern, | | 
könnten Souveraine nicht haben, unter welchen die bedeu⸗ 
tendſten, namentlich Baiern, Würtemberg und Baden die, 
geiſtlichen Fürſten, und alle Opfer der Säkulariſation mit 
fo viel Großmuth behandelt und fo reichlich entſchädigt haben. 
Glaubten fie fhon damals auf Billigkeitsgriinde hauptſäch⸗ 
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liche Rückſicht nehmen zu müſſen, wo doch nur von Wahl: 
fürſten und Nuznießern die Rede war, fo muß man viel 


mehr jest ſolche Beweggriinde vorausfegen, wo Erbfürſten 


die Opfer der Zeitumftände geworden find. Erlaubt alfo die 
Natur der Sache, bier eine noch ausgezeichnetere, als die 
ihnen ohnehin eigene Bilfigkeit bei den fonföderirten Fürſten 
vorauszuſetzen; waren ſie gewohnt, in ähnlichen Fällen ſo zu 
handeln: fo war es auch gewiß ihre Abſicht, den Mediatk 
firten vom Grundvermögen nicht mehr. zu entziehen, als fie, 
den Umftanden und DVerhältniffen nach, fehlechterdings vers 
lieren müſſen. Beträchtlih genug iſt ſchon der Verluſt, 
welchen die Mediatiſirten mit der Reichsſtandſchaft an dem 
Grundwerth ihrer Güter erlitten haben — er würde vernich⸗ 
tend ſeyn, wenn durch allgemeine Abfchaffung der Steuer: 
freiheit ihre Güter in die Kathegorie der Banerngüter finfen 
ſollten. Bekanntlich wurde ſonſt reicheftändifches Land, auf 
weiches Sis und Stimme gegründet war, im Kapitals 
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anjchlag von ı %, und 2 pC. fehr gern bezahle, und die 


neuefte Zeit liefert Beifpiele, wo, nur fih zu Virilſtimmen 


zu qualifisiven, ſoche Erwerbungen zu noch höherem Preiß 


—8 wurden. 


Jetzt würde es ſchwer fallen, die Domainen der Me— 


diatiſirten im Anſchlag von 3 PC. zu verkaufen, zumal, d 
ihr Werth ſchon dadurch ſinken muß, daß ſie in immer zu 


beſorgenden auſſerordentlichen Fällen der Steuer unterworfen 


bleiben. 

Will man ſie nun auch noch in ordinario fteuerbar 
machen, für immer der Steuer unterwerfen, fo läßt es ſich 
gar nicht berechnen, wie tief diefe Gitter im Werth finfen 
werden: Es braucht nur angedeutet — nicht ausgefiihrt zu 


werden, wie traurig diefe Veränderung fiir den Kredit dee 


Mediatifirten feyn würde; und eben fo gewiß ift ed, daß 


auch noch andere Angehörigeg und Unterthanen der Som 
veraine durch die Steuerpflichtigteit der Domainen der 
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Mebiatifirten. mehr, als hier zu  Betaliren. der Ort if, 
leiden müſſen. 

Auch unter andern Kücfihten ı wiirde: den Mediatiſteten 
durch Beſteuerung ihrer Güter in ordinario, im Sinn des 
Worts — Unrecht geſchehen. 

Will man ſie als Gutsbeſitzer, in Rückſicht der Steuern 
und Abgaben andern Einwohnern des Landes gleich halten, 
ſo bedenkt man nicht 


..2) die Lage, in welche ihre Güter durch ihre ehemaligen = 
Verhältniſſe verſetzt worden find; ' " 


2) die Unmöglichkeit, fie fo gut, wie jeder andere Pri⸗ 
vatnmann zu benutzen. 


ad 1) Iſt es bekannt, daß jeder Landesherr unter 
gewiſſen Umſtänden dem Wohlſtand ſeiner Unterthanen Opfer 
dringt. Hiezu gehört unter. andern, daß, um dem Unters 
thanen “aufzuhelfen, Gitter in Zeitbeftand von "mehreren 
Jahren, und leidlihem Pacht, überlaſſen wurden; daß der. 
Unterthan das Holz in geringerm Preiß erhält, u. ſ. w. 
Die Konvention vom isten July hat den Mediatiſirten 
“nicht das Recht eingeräumt, alle Kontrakte, wo aus Rück—⸗ 
fihten. landesherriiher Schonung folche Vortheile geftattet 
worden find, wieder aufzuheben; und follten fie nun dafür 
büßen, daß fie ſonſt ihre Unterthanen zu erleichtern trach— 
teten? 
Sn feinem Sande. oder Ländchen wird es an Beifpielen 
diefer Art fehlen — ich führe: deswegen auch fein befonderes 
an, und behaupte nur, daß feines eriftive, wo Diefes Vers 
hältniß nicht hin ‚und wieder beftehe. 

Die ehemaligen Neicheftände haben aud) Als ſolche, 
zumal, da in den kleinen Territorien keine Landſtände ſind, 
in den letzten unglücklichen Kriegen Laſten getragen, von 
denen ſie ſich losgeſagt haben würden, hätten ſie ſich nicht 
als Regenten dazu verpflichtet gefühlt. Aus dem nämlichen 
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Grund, aus welchem fie ſich bei ihren Unterthanen in man⸗ 
chen Fällen mit geringeren Pachten und Zinſen begnügt 
haben, aus dem nämlichen ward es auch von ihnen, mit 
Beitreibung der Rüchkttände, nicht immer ſo, ſtreng genom⸗ 
men. — Manches wurde erlaſſen — vieles gieng verlohren, 
indeß zum Erſatz mangelnder Reveniien und zur Beſtreitung 
aufferordentlicher Opfer, welche der Landesherr dem’ Wohl 
des Landes brachte, die Domainen mit Schulden befchwert 
wurden. Und von den ehemaligen Landesherren als Regenten 
verfhuldete Domainen, folten fie jegt und zwar auf ims, 
mer gleich Bauerngütern verfchäßen, 
weil der Souverain von feinen Gittern beiträgt? | 

Wäre hierin die fo gerühmte Gleichheit bei Austheilung 
der Abgaben, wäre Billigkeit zu finden? — Zuverläfig 
nicht. — Dem von der Rheinifhen Bundesafte fanftionirten 
Prinzip der Steuerfreiheit in ordinaria. fiehet noch ein ans 
derer. Billigkeitsgrund zur Seite, der mit dem oben angeger 
benen gleich wichtig iſt: 
> die Unmöglichkeit _ 

| ad 2) Für die Mediatifirten, ihre Domainen: in höchſter 
Vollkommenheit zu benutzen. 

Für einen Kenner der Landwirthſchaft bedarf dieſe Be⸗ 
hauptung keines Beweiſes; zumal, da wegen Seltenheit des 
baaren Geldes, und: bei gehemmtem. Sedumlauf, diejenigen 
Verbefferungen nicht vorgenommen - werden koͤnnen, von 
welchen ſich ein größerer Ertrag hoffen ließe. Denn da 
müßten Höfe gebauet und überhaupt Einrichtungen getroffen 
werden, deren Erfolg nur von der Zeit erwartet werden 
kann. | 

Ich überlaſſe nun der Beuretheilung des 5 unpartheüfen 
Lefers, ob meine Behauptung : 

: die Bundesafte erkennt die Steuerfreiheit der Dos 
mainen und Rechte der Mediatifirten in ordinario . 
an, und nur in anfferordentlichen Fallen, in ſalchen 


nämlich, .. wo die Souveraine felhft zu dem Laften des 
Staats beitragen, kann von den ehemaligen Reiches 
ftänden, in gleichem Werhältmiß mit jenen, Steuer 
verlangt werden — 
eriwiefen worden fer. 
Wenn von dem Hiligfeitögefühle der Souveraine das 
Anerkenntniß der Steuerfteiheit der Güter der Mediatifirten 
in ordinario einmal ausdrücklich erlangt iſt, ſo werden die 
Fälle, wo auſſerordentliche Steuern gefordert werden können, 


durch ein organiſches Geſetz des Bundes oder durch Mebers, . 


einkunft mit den Mediatiſirten ſehr leicht auseinandergeſetzt 
und beſtimmt werden können. Dieſe wichtige Frage wird 
eine für beide Theile glückliche Auflöſung erhalten, wenn 
die Souveraine und ihre Miniſter bedenken, was der Re: 
cenſent in der allgemeinen 5%. Liter. Zeitung Nro. 16. vom 
agten Jänner diefes Jahrs fagt: 

»Man muß es dem großen Stifter nachfagen,. daß Er 
es ihnen an Gelegenheit, fo wie an dem Vermögen Gutes 
zu thun, nicht hat fehlen laffen. Er hat nicht mehr, als 
die Grundlinien vorgezeichnet; was den Bund nationalifiren, 
was es jedem Deutfchen werth machen muß, in ihren Kreifen 
zu leben, dies einzurichten, überließ er ihrer Weisheit. 
Nicht mit Unrecht, noch aus ibertriebenem Zutrauen. — 
Der Verftand, auf welhen Er bei Deutfchen rechnen zu 
foffen glaubte, : muß jeden lehren, der Souverainitäts⸗ 
Erklärung fih fürſtlich zu bedienen. 
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4. F u . E 

Wie könnten die neuen Landſaſſen der Souveraini— 
tätelande, und insbefondere des Großherzog⸗ 
thumes Baden, über ihre Lage am gerechteſten, 
leichteſten und genüglichften beruhiget werden? 


[ 





&, liegt ſchon In der finnlichen Natur des Menſchen, daß 
der ſchnelle Wechſel entgegengeſetzter Empfindungen durch eine 
gewaltſame Einwirkung ſolche entweder ganz zerſtöhren, oder 
wenigſtens einen Zuſtand von Unbehaglichkeit erzeugen muß, 
die in ihrer Fühlbarkeit derſelben gleichkömmt. Die geiſtize 
Natur des Menſchen geht denſelben Gang. | 

- Dem Deutfehen, in deffen zeitherigen Verfaſſung ſich 
der Geiſt der Mäßigung und perſoönlichen Freiheit überhaupt 
ausſprach, blieb unter jeden Umſtänden die Beruhigung, 
daß bei dem Wechſel der verſchiedenen Negenten die Staates 
gefeßgedung‘, welche der vormalige Reichstag zu beforgen 
hatte, nicht wohl in Willkühr ausfchweifen konnte; weil 
dabei gerade nur das Gemeinwohl und nicht die Wiünfche 
einzelner Provinzen zum Standpunft gewählet wurden, und 
daß jeder Mißbrauch bei deren Anwendung und jeder Ueber⸗ 
griff in die verfaffungsmäßige Freiheit durch einen höheren 
Kichter in die Schranken des Nachts gewiefen wurde. 

Eine ſolche Verfafung hat eine Jahrhunderte hindurch 
gedanerte Gewohnheit befonders in die .Denkart. feiner 
Staatsbürger verwebt; eine Abweichung von bdiefem fü lange 
betretenen Wege macht jeden ‚Schritt auf einem neuen Pfade 
wanfend; daher entftehet ein. allgemeines Mißbehagen der 
neuen Ordnung der Dinge, die alten, Begriffe find verrufen, 
über ihren Erſatz ift man. noch nicht im Neinen,..und leicht 
füge ſich der‘ dentfche Buͤrger durch den Ausdruck von: Som 
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verainitätsrecht, von dem er noch nicht weiß, welche Be 
fhränfungen „der alten deutfchen Freiheit daſſelbe in ſich 
berge, in Beſorgniß ſetzen. 

Dem Staate iſt gewiß viel daran gelegen, vor allen 
Dingen das ‚Vertrauen feiner Unterthanen und die Webers 
zeugung zu befeftigen, daß die neue Drdnung eine bedächtlich 
genommene Maafiregel zur Erzielung des gemeinen Wohles 
fen, und deffen werden fi dann jene um fo leichter bereden, 


warn mwenigftend das anerkannte Gute, was der alten Ber: 


faſſung nicht abgefprochen werden fann, unter Modifika⸗ 
tionen, die den jebigen Verhältniſſen nicht widerſtreben, 
beibehalten würde. 

Es iſt bekannt, was Ungewißheit und Aengſtlichkeit im 
Gefolge führt, und eher ahnet der Menſch das Schlimmere 
als das Beſſere von Neuerungen, und fertigt daher jeden 
Schritt gegen den gewöhnlichen Schlendrian mit dem Lieb: 
lingsfpruche ab, daß nichts Beſſeres nachkömmt. Das Gute 
Toll gleich empfunden werden können, fo wie man die Un⸗ 

behaglichkeit bei Beſchränkung der alten Gewohnheit gleich 
fühlt. Die Staatsffugheit gebietet daher, den alten- Weg 
nicht gewaltfam zu verfperren, und fein Syſtem foldh ent 
gegengefegter Art zu gründen, daB die alten. Begriffe und 
die Sewöhnung an geheiligte Formen des Rechts dadurd 
- gänzlich zernichtet. werden; fondern vielmehr Mittel aufzu⸗ 
fuhen, Die den Uebergang vom Alten zum Neuen mit 
"Schonung bereiten; denn wie 
Tieftrunt über Staatskunſt und Geſebsebung © 
163 fagt : 
» Die Menfchheit macht keine Sprünge, fondern es geht mir 
»ihr alles von Stufe zu Stufe; weitausiehende Plane zers 
»rinnen, und. jibereilte. Entwürfe verunglücken. « 


Daher . eine Negierung durch Umſtoßung der alten 


®rundideen,  "Unruße in allen .Gemüthern erregen, und 
Stodung mb Ginderaiffe in Ihrer Anwendung finden würde. 
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Es ift traurig, daß gerade über den Grundbegriff der 
jebigen Verfaſſung: über den der E.onverainicät nichts feft: 
geſetzt iſt. Das reine natürliche Staatsrecht ſcheint man 
hierüber nicht befragen gu wollen, das Staaten; Konvenienzs 
recht, wenn dies anders ein Recht ift, ändert aber nach der 
Erfahrung in jedem Rheinbundesftaate, fo, daf man eigents 
fi) immer fragen muß: was ift Souverainität in dieſem 

oder in. jenem Lande ? | 
Die von Zeit zu Zeit erfcheinenden Anfichten unterer 
Schriftfteller find wohl nicht die beruhigendften. Bei Errich⸗ 
tung des Rheinbundes hatten die höchſten Kontrahenten die 
Abfiht, Auffere und innere Ruhe ihrer Staaten zu 
gründen; ob aber. diefe erreicht wird gegen Auffen, wenn 
(nah) Zintel Entwurf eines Staatsrechts des Rheini⸗ 

fchen. Bundes ©. 13) 

die Souveraine nur fo lang, als fie ohne Angabe eines 
Grundes wollen, an ihre Verträge und Verbindlichkeiten 
gegen ihre Nachbarn gebunden ſind, oder im Innern, 
wenn ſie nach S. 88. ihren Unterthanen gegen ſie ſelbſten 


‚oder den, Druck ihres Fiskus keinen Rechtsweg geſtatten, 


oder wenn nad) &. g6. die ſchon in. der. reinen Rechtslehre 
gegründeten Nechtsbegriffe der Präfeription ausgemärzt, 
mithin den Streitigkeiten fiber Mein und Dein alle Thüren 
geöffnet werden, getraue ich mir nicht zu behaupten ?). 


) Warum follte fich das fein Deutfcher getrauen? Wenn 
den Souverainen frei fieht, nach Gutfinden heilige Verträge 
ju brechen, fo können alle Nachbarn mit einem folhen Sou: 
verain durchaus feine Verträge eingehen; fie müffen, fie 
werden ihn ſtets ats ihren Feind betrachten; er ift im bes 
ſtändigen Kriegsftande gegen alle. Wohin das firhren wiirde, 
das wiſſen wohl alle Souveraine, und noch feinem iſt Geis 
gefallen, einen folhen Grundſatz zu heiligen. Non potest 
diu prodesse doctrina quae hominem hominibus insö- 
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Ich mögte.auch nicht den Sag aufſtellen, ben ich neu⸗ 
lich bei, dem als Geſchäfts⸗ und Privarmann fonft rühmiichſt 
bekannten vortrefflichen Geheimenrath Brauer | 
(Beiträge zu einem allgemeinen Staatsrecht der She 
fhen Bundesftaaten ©. 19.) 
‚ mit einigem Befremden fand: 








eiabilem facit, adde et Deo invisum. Hugo Grotius 
de jure belli ac pacis. Lib. III. Cap. XXV. ı. und 
der dafeldft angeführte Cicero: nec enim ulla res vehe- 
mentius Rempublicam continet, quam fides — atqui 
enim perfidiosum et nefarium est fidem frangere, 
quae continet vitam etc. 

Wenn der Unterthan durchaus Feine Rechte mehr hat, 
wenn das Eigenthum nicht mehr gejichert ift; fo hört alle 
Staatsverfaffung auf, die uns doc nach dem Geifte 
der Bundesakte bleiben fol. Die innere Ruhe in Staaten 
ohne Berfaffung kann nur durch dag ſtets gezuckte und 
ftets fchlagende Schwerdt erhalten werden. Wie ſchwankend 
diefe Ruhe fey, wie fhwach der Thron blos durch den miles 
praetorianus befchügt werde, lehrt die Gefchichte aller Zeiten, 
welche auch fagt, daß die innere Ruhe am fefteften da ge 
handhabt werde, wo eine Verfaffung ift, daß der Thron am . 
fefteften tube auf der Liebe der Bürger und Unterthanen, 
die dauernd und allgemein nur in Staaten gewonnen werden 
kann, welche eine Verfaſſung haben. Keinem deutfchen 
-Souverain wird beifallen, Zintels Grundſätze zu unters 
fchreiben. Sie willen alle, wohin diefe Grundſätze fiihren. 
Aber fie laffen fie in ihren Landen frei umlaufen? Barum 
ſollten fie es nicht? Diefes Buch iſt für das deutfche Volk 
ganz und gar nicht gefährlich, höchſtens nur in fo fern, als 
es Liebe des Souverains in bloße Furcht verwandeln könnte, 
and für den deutfchen Souverain, der Gefchichte und Men; 
fchen kennt, kann es feinen Reiz haben. Jeder inuß fehen 
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»Aber jegt, heißt es daſelbſt, wo durch die Erlangung 
»einer Dber: und Selbſtherrſchaft, und durch Vernichtung 
»der Kraft der Reichsgeſetze alle jene Umftände eine entgegens 
»gefeste Seftalt genommen haben, jetzt würde eine neue 
x Bewilligung von manchen Freiheiten, Vorrechten und das 
» durch gegründeten eigenen Rechtsverhãltniſſen der Unter⸗ 
»thanen, die dortmals unbedenklich und billig ſeyn konnte, 
oft ſehr unvernünftig und tadelnswürdig ſeyn. Wäre aber 
»eine neue ſo tadelnswerth, fo iſt damit auch zur Genüge 
bewielen, daß die alte Einwilligung unter Umftänden geges 


»ben wurde, die jest eine folche wefentliche Aenderung erlits .-- 


»ten haben, bei deren Vorausfekung oder Vorausficht folche 
„2vernünftiger Beife, vom Negenten nicht würde gegeben 
»worden ſeyn. Da nun zur Auflöfung der Verbindlichkeit 
„eines ſolchen Vertrags genug iſt, daß die vorigen Umftände 
»auc) nur Einem aus beeden Vertragsperfonen nöthig ge⸗ 
»wejen ſeyen, um feine. Einwilligung zu begründen (Eber⸗ 
»hardt a. a. O: $. 22.), fo iſt die Unverbindlichkeit folcher 
‚»DBerträge im Allgemeinen damit erwiefen. Hierdurch iſt 
»nun aber nit gefagt,. daß ein Negent recht und wohl 
2 daran thun würde, der fie mit einemmale alle, 
»gleihfam im Maſſe umſtoßen wollte ?).« . | 
. Die Zeit ändert mit jedem Tage die Lage der Umſtände; 
jeder Tag. erzeugte daher den Vorwand, daß die Verhält⸗ 
nie, unter welchen man, fi vertragen hat, nicht mehr 
dieſelben ſeyen. Wie weit würden die Berechtigungen des 
Volks gehen, wenn wir von dem Argumente ausgehen 
wollten, da folches der Mitpartiggent an dem Staatsvertrage 





‚und fühlen, wie fehr er fich ſelbſt ſchadete, wenn er nach 
ſolchen Grundſätzen das edle, beutfche, liebende Volk regieren 
wollte. W. 
2) 2on dieſer Schrift und den darin aufgeſtellten 
Grundſätzen unten mehr. W. 


if; vorausgefekt bie Richtigkelt des Satzes, daß ber Begrif 
von Staat auf einem Staatsverein beruhe, welches um ſo 
weniger geläugnet werden wird, als das reine Staatsrecht 
hievon keine andere Anſicht hat, und der Geiſt des Rhein⸗ 
bundes eine ſolche unterlegt, weil ſein Stifter ſelbſt, der 
große Napoleon, die Rechtlichkeit feines hohen Berufes 
nur auf die Stimmenfammlung nnter feinem Welke, und 
nicht auf die Kraft des ſtarken Arms, aus der er allein Hätte 
argumentiren fühnen, gegründet hat. 
Welches Vertrauen kann jene Klaffe von Staatsbiirgern 
befeben, mit denen der Regent einen Vertrag abſchließt, 
wenn ſolche Klauſeln im Hinterhalte ſtecken, wobei man ſich 
vorbehält, das ſanktionirte nach und nach wieder umzu⸗ 
ſtoßen! Wie weit geht die Sicherheit des Eigenthums, das 
"man heute als folhes erkennt," dem man morgen dieſe 
Würde wiederum abfpricht. 
In dieſer und anderer Hinſicht wäre Freilich eine ſtän⸗ 
diſche Verfaffung die beruhigenbſte, weil die Prüfung, in 
wie fern Diefes oder jenes Pandesgefek mit dem Staatswohle 
vereinbarlich fey, nicht mehr der alleinigen Anficht bes 
Landesheren, der denn doch fehr oft gegen feinen Fiskus 
nicht fliefoäterlich denkt, überlaſſen bleibt: wo aber eine 
ſolche heſchränkte Vorſchrift nicht ſtatt hat, da follte der 
Landesherr feine Beffimmungen fiir unverrückbar ansfprechen, 
und eine etwa nöthig werdende Abänderung derfelden nie 
auf dem Wege des Machtſpruches, ſondern in einer freund⸗ 
ſchaftlichen Beiladung und Mitſprache jener Bürgerklaffen ’), 
"deren. fancirte Rechte dabei in Kollifio kommen, den Ab⸗ 
hütfsweg ſuchen, der auch nie fehlſchlagen wird. 
Wer mit Zuſtimmung des Regenten einmal im Staate 
3) Dieſes hat der Großherzog von Baden bei der Reichs⸗ 
ritterſchaft, der Fürſt Primas ohnfängft in Frankfurt gethan. 
W. 
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etwas befitzt, hat es. auf ewige Zeiten als ein rechtliches 
Eigenthurk erworben, und. der Staat muß ihm als aufge 
nommenem Bürger Sicherheit leiſten. Erfordert die 
Mehrzahl die Aufgebung folher Rechte, fo muß der Staat, 
der fein Wort ‚nicht mehr halten kann oder will, gleich den 
Privaten den dadurch verurjachten Schaden erfegen +). Es 
iſt überhaupt eine irrige dee, daß, mo es ſich um Recht 
handelt, die Stimme Vieler mehr als die eines Einzigen 
gelten folle.. Das Recht ift ein Moralbegriff, und ihn geht 
die finnliche Form der Zeit, mithin. der Begriff von Viel 
oder Wenig, nichts an. Der allgemeine Wunſch (salus 
publica) oder Gemeinwohl, weiches doch gewiß in ber 
Vebereintimmung des Wunfches Aller mit den Geſetzen bes 
flieht, ift eine Lächerliche Idee, auf die fein Staatsgebäude 
zu gründen möglich ift; die vernünftigen Geſetze legen meis 
fiend den fubjektiven Neigungen, den finnlichen Wünſchen 
der Staatsglieder einen Zwang auf, wodurch der Staat bie 
Abficht des öffentlichen Wohles verfehlt; gälte mithin Die 
Mehrheit der Stimmen im Staate, fo wäre Regierung 
überhaupt ein Problem; ein anderes ifi. es mit dem echte, - 
‚und mas einmal als folches ausgefprochen ift, muß dem 
Erwerber deſſelben zu ewigen Zeiten geſichert bleiben. 


Heidenreich in ſeinem Verſuche über die Heileit 
des Staats ꝛc. S. 154. 
ſetzt dem Oberherrn engere Schranken, wenn er ſagt: 
»Der Oberherr hat uneingeſchränkte Willkühr in der 
» Ausübung der Grundgeſetze der Geſellſchaft; aber auch 
»das mindeſte Recht nicht, mit dieſen felbft eine 
»Veränderung vorzunehmen. « 








9) Auch das ift im Baterifchen und Badifchen wirklich 
geſchehen. Bon Baiern leſe man hierüber die im Sten und 
6ten Hefte mitgetheilten Urkunden. | W. 


— 
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Was daher einmal von ihm als wohlerworbenes Necht 
erkannt, mithin ſtaatsbürgerliches Eigenthum geworden if, 
"das kann feine Gomwerainirätsgewalt, mit Recht, jeiner 
Würde aid rechtmäpiges Gut entkleiden. So wenig man _ 
dem Unterthan je das Recht zugeftehen wird, dem Negenten 
den linterwerfungseld, den er einmal gefchworen, unter bem 
Vorwande zurücdzunehmen, er habe Nur unter diefer oder 
jener Vorausſetzung gehuldigt; eben fo wenig kann ſich Der 
Overherr vorbehalten; „daß die bloße Acufferung feines Wil⸗ 
lens, der doch auch’abhängig iR von Zeit und Umfänden, 
‘allein die Zaubertuthe fen, die Wünſche und Neigungen in 
Rechte Rd Sercintincheeuen unbeſchränkt umformen gu 
fünken. 

‚„Diieſe Bemerkungen leiten. mich auf einen Gegenſtand, 
der in der jebigen Lage der Dinge eine beträchtliche Staats: 

bürgerklaſſe mit Beſorgniſſen erflillt. Die der varerländifchen 
-Oberhoheit num untergeordnet werdenden ehemaligen beutichen 
Immediatſtãnde find es nämlich, welche nichts angelegent: 
Hcher als die Frage befchäftigt: was haben die mediktifirten 
Brände und Herren der neuen ©onverainitäten für eine 
Barantie ihrer durch die verfchiedenen Pandes:Organifationen 
ihnen zugeſchiedenen echte, und in specie, wie fünnte 
jenen dee Großherzogthums Baden hierüber Beruhigung 
ercheilt werden ? 

Es ift nicht mehr der Zeitpunkt, Die Rechtlichkeit der 
Rheinbundesakte einer Prüfung zu unterwerfen, ein wahrer 
Barerlandsfrennd muf und wird jedes Urtheil darüber jorgs 
fältig vermeiden, allem, das iſt doch jedem erlaubt, zu fres 
"gen: wie dirf fih der Bewohner der Konfüderationsiande 
fünf:ig betrachten, das heift, gründet ihm die neue Ortnung 
der Dinge einen rechtlichen, mirbin unvercidbaren 
Zuftand, md beruht alfe feine künftige Eriftenz wieder auf 
einem Siaarevertrage, oder hängt ſolche blos von eimer 
mwandeibaren Guadenbeſtimmung bes Sonverains allein ab? 
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Wenn wir die Rheiniſche Bundesakte ſelbſt hirrüber 
befragen, ſo ſagt ſie gleich im Eingange, daß ihr Zweck ſey, 
dem ſüdlichen Deutſchland innere und äuſſere Ruhe, 
weiche die zeitherige Konſtitution bei dem Mangel einer hin: 
:reihenden Garantie nicht mehr habe leiften fünnen, zu ver; 
ſchaffen; und in der Folge :ift die nähere Ausjcheidung ber 
Rechte, welche den eingeichmolzen werdenden Ständen ver: _ 
bleiben follen, ganz fathegorifch fiir. die Zukunft zugeſichert, 
mithin, file folche ein. neuer Nechtszuftand Begriindet.. Wenn 
nun die Separat:Organijationen, die feinen andern Zweck 
haben dürfen, als die Rheinbundesakte den Lokalverhältniſſen 
des Landes näher anzupaſſen, welche meines Erachtens wegen 
möglichen Kolliſionen mit den Rechten Dritterer, auch .yie 
ohne deren Beiladung aufgeſtellt werden ſollten, einmal.in 
Ausübung gebracht find, fo iſt ein neuer Staatsvertrag ge: 
gründet‘, welcher "einfeitig nicht mehr verrückt werden darf. 

Eine unbeſchränkte Befugniß des Negenten iiber drittere 
Rechte zu disponiren, mithin morgen zu nehmen, was heute 
gegeben wird, würde zu den -abgefchmackteften Folgerungen 
führen. Keine Belohnung des Fürſten gäbe dem Verdienfte 
Aufmunterung und Zuverficht, denn es fehlte an dem ficheren 
Beſitze des geſpendeten Parriotiem;.':die Grundfeſte der 
‚Staaten wäre ertödter: denn was Fünnte dem Büreger das 
‚Vaterland mehr theuer machen, ‚wenn es ihm nicht einmal 
die erfte Bedingung einer Staatsgefellfchaft, Die Sicherheit 
‚feines Eigentums, garantiren: könnte? 

Wir müſſen alfo fihlechterdings annehmen, daß Diejenigen 
Rechte, welche den Mediarfländen oder nunmehrigen Land: 
faffen verbleiben, ihnen von Rechts wegen verbleiben, 
und dann iſt ihnen auch der Staat eine förmliche Garantie 
ſchuldig. 

Es iſt freilich für die eingeſchmolzenen Stände cine 
traurige Bemerkung, daß in der Rheiniſchen Bundesakte 
keine Garantie oder garantirende Macht ausgemittelt worden. 
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die den Schwächeren gegen Willkühr ſchützte, und uwermu⸗ 


thet war daher die kaiſerl. franzöſiſche Erklärung, vom ııten 
September 1806, daß der franzöſiſche Kaifer ſich felbft jeder 


Einmiſchung in das Anliegen der Unterthanen gegen ihre 


Öberherren enthalten, und fo wentg die guten Folgen ihrer 
Megierung als den Mißbrauch ihrer Souverainität betheilen 


wolle Im Auslande ift deshalb befonders jeßt, wo die 
neuen Souveratne noch beſchäftigt find, ihres Kleinodes füch 


in vollem Maaße theilhaftig zu machen, und daher auch 


noch, umſtrahlt vom Glanze der fouverainen- Gewalt, von 


dritterer Einmifchung nichts hören wollen, gar nicht um eine 


foiche fi zu bewerben möglich, und die fo nöthige Garantie 


iſt alſo blos allein in der Landesverfaffung ſelbſt mithin der 
inneren Organiſation zu begründen. 

Wenn vielleicht andere Souveraine ſchon jetzt durch 
neuere Deklarationen ihren zugefallenen Landſaſſen, das 
wiederum abgefprochen haben, was ihnen im vorigen Jahre 


unter der Unterfchrift: und dem Siegel eines ‘und deſſelben 


Souverains zugefihert worden; fo bin ich mweit davon: ents 
fernt, in dem Herzen eines badifchen Unterthanen ähnliche 


Beſorgniſſe zu erwecken. Die Sefinnungen unferes Durch⸗ 


lauchtigſten Fürftenhaufes find fo befannt, . ald der humane 
Geift unferer Regierung felbft; aber ficher iſt es, daß fich 
foche Maximen in einem Staate gewilfer und. unverfälfchter 


fort erhalten, wenn in: der Enndestonftitution ſelbſt der 


Möglichkeit des Mifibrauches durch eigene Vorkehrungen und 


| audrückliche Beſtimmungen gewehrt worden iſt. 


. 


Die einzige Sicherheit, die den Landfafien gegeben wer: 

ben fann, wäre alfo 
1) durch einen ausdrüdlichen Ausfpruch in der Konſtitu⸗ 
tionsurkunde, mithin durch das Fundamentalgeſetz 
ſelbſt, und 
2) duch ein auffindbares Mittel, dem Buchftaben des Ger 


NS 


feßes im Lande auch Nachdruck und Erfolg ju n geben, 
allein möglich. 
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Wenn nicht die landesherrliche V· ſicherung ſich dahin 


ausdriicklich erſtreckt, daß die den Landſaſſen bei der Orgas 
niſation zugefprochenen Gerechtfame nichts mehr von ber 
landesherrlichen Willkühr zu beforgen, folhe mithin eine 


rechtliche und nicht prekãre Eriftenz gewonnen haben; fo iſt | 


an Vertrauen in die Negierung, Erzeugung eines Patriotis⸗ 
mus, Beiwirkung zum Staatsbeften, Zufriedenheit mit der 
neuen Ordnung nie zu denken, und die Eriftenz der Regie⸗ 
rang feibft könnte in mänchen Zeiten dabei gefährdet werden. 
Nie war es mehr Noth, den Werfaffungen Fertigkeit zu 
geben, als in unfern Tagen, und diefe Feftigfeit kann nur 

in rechtlicher Sinn von Oben und Zutrauen von Unten 
zeugen. 

Unumgänglich mögte baher in die neue Bandestonfittus 

tion zur Beruhigung der‘ Staatsbürgerklaſſen, die der neuen 
Ordnung Opfer bringen, die wörtliche Verſicherung aufzus 
nehmen feyn, daß die Beftimmung der Landfafliatsrechte eine 
unwiderrufliche Beſtimmung der Landesverfaſſung fey, Die 
durch Peine einfeitige nachherige Machtfprliche, oder oberherr⸗ 
liche Deflarationen eine Abänderung zu befahren hätten, und 
damit wäre denfelben zu ihrem Trofte das förmliche Landes: 
geſetz aufgeſtellt. Nun noch ein Sort, "tie folches gehands 
habt werden fönnte. 

Ale menfchlihe Anordnung ift der Beanftandung friiher 
oder ſpäter ausgefekt; druckt fich ein Geſetz noch fo beftimmt 
aus, fo können in der Folge unvorgefehene Fälle eintreten, 
an-die ber feiner Entwerfung nicht gedacht werben fonnte. 
Weit öfters iſt noch der Zall, daß Kollegien: Mitglieder aus 
foihen Paradore erzwingen, um entweder ihren Scharfiinn 
dadurch zu beweifen,. oder. ihre Urtheile mit befonderen Neu—⸗ 


heiten auszuſchnücken; auch Merfünlichkeiten erzeugen die 


Sorgfalt, das Geſetz bis in feine feinfte Fiber zu zerlegen. 
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Selten iſt es ber Landesherr, über dem ſich bie Einſaſſen 
beſchweren; aber deftg öfters greifen die Landesbehörden im 
die Serechtfame derſelben iiber, und erwecken die. Klagen 
gegen den Erfieren; follte nun nach 

Ä zintel.a. a. O. S. 89. ') 
dem -Unterthanen feine, weitere Hülfe ale eine. chrerbietige 
Suplik an die Gnade des Souverains zu Theil werden, 
daun iſt der Rheindeutſche durch die Konföderation, die ſeine 
innere und äuſſere Ruhe begründen wollte, übler daran, als 
der ehemalige Leibeigene. Wo ſoll der Klever ſeine Vorſtel⸗ 
lung anbringen, wenn fein Herr in Polen kommandirt; wo 
der Iſenburger, wenn, der. feinige- an der Spitze feines De: 


va 





Bu ne 

) Wenn, Herr Zintel unter einem Phalarie— Ute, 
ſo tönnte man. glauben, er habe. fich durch -feine. Künſte, wie 
Perilles, die Gnade deſſelben verdienen oder fein. Staats; 
. minifter werden wollen; ‚aber daß derfelbe in, Münden unter 
-der Regierung des um das Glück feiner Unterthanen jo--ber 
„forgten Monarchen fo menfchenfeindfiche,. ungefellfchaftliche 
Srundfäge öffentlich -aufftellen fonnte, - ohne zu befürchten, 
das Schickſal des Perilles zu haben, zeugt. pon einem 
Muthe oder vielmehr von einer Verwegenheit, die. wir 
Deutſchen am ‚Rhein „nicht haben. Wir fituchteten. unfere 
Souveraine zu beleidigen, wenn wir ihnen: fagen wollte: 
die Souverainisät bringe es. mit ſich, über alles Gefeb und 
Herkommen ſich hinwegzuſetzen, durch die Souverainkät 
müſſe aller deutfchee Sinn verfchwinden,, jede Spur germas . 
niſcher Abftammung vertilgt werden; — und wir lieben unfere 
Sonpderains zu fehr, als fie vorfäßlich zu beleidigen. Uns 
fcheint es Meajeftätsverbrechen, die Majeſtät fo zu zeichnen, 
daß fie nur gefürchtet, nicht. geliebt werden kans, 
wenigſtens nicht auf die Dauer. | 
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giments in fremdem Lande fleht ©); und welche Berückſich⸗ 
tigung iſt zu hoffen? Wie fchmer wird es aber halten, dem 
Deutſchen die Sowveratnitätsvechte in diefem Sinne begreiß 
lich zu machen? 

Preuffen har vor Deutſchlands Auflöſung dem größten 
Theile der jegigen Föbderativfürften als ein Mufter einer 
weifen Staatsverfaffung gegolten, und feine Stimme war 
im Fürftenrathe von großem Gewichte; aber allenthalben hat 
es feinen Unterthanen den Abhülfsweg gegen Druck gezeigt. 
Ich glaube, in den Föderativftaaten iſt es noch dringenderes - 
Bedürfniß, wenn die nene Ordnung der Dinge. Vertrauen 
erwecken foll, ohne weiches an einen beitfamen Fortgang gar 
nicht zu denken iſt. | 

Die Hofkammern oder der Fiskus haben fih von jeher 
durch Gewiſſenhaftigkeit nicht ausgezeichnet, und der Biblifche 
Spruch: in Camera non est Christus, wurde gegen fie 
zum Sprichworte erheben. Es iſt nicht zu verkennen, daß 
die jeßigen Umftände, wo der Staatsaufivand große Sums 
men erheijcht, denjelben um fo - leichter in Verſuchung fiihren, 
je weniger feine Anmaßungen durch Geſetze und verfaffingss 
mäßigen Schuß behindert werden. Es iſt zum Theil um 
deswillen ſchon nöthig, einen Nichter zu feßen, der über die 
- Forderungen der Staatsfinanzgewalt und die Verbindlichkeiten 











%) Es bedarf ja gar nicht dieſer Abweſenheit. Wenn 
die Gnade des. Souverains die einzige Zuflucht des von 
Baſchen und vom Wefir gedrückten Unterthanen iſt; wenn 
biefer nicht in der Verfaffung ſelbſt Schuß gegen Willkühr 
findet, dann ift ein ı4tägiger Kopfichmerz, eine üble Laune, 
ja der ausgefprochene Wille des Souverains, einen ganzen 
Monät feine Supplikationen anzunehmen — denn auch dag 
kn er nach Zintel — hinreichend, taufend Familien uns - 
gücklich zu machen. Doc was kümmert den Verfaſſer das 
Unglück von tauſend Familien. W. 


„8. B 


dec Untergebenen einen unpartheiifchen Ausfptuch ertheilt. 
Für die Landfaffen ift das Bedürfniß um fo dringender, als 


gerade die ihnen noch bleibenden Rechte die Lüfternheit der 


Landes : Adminiftrativftellen am erften reisen und Kollifionen 
erregen. können, da fie bald als Anomalien im Staate bes 
teachtet, bald als Hinderniß in der Konformität des Ganzen 
fäftig gefunden werden dürften. Es muß aljo über Forde: 


sungen, zu welchen fie nad) der Landestonftitution fich- nicht 


verbunden erachten mögten, ein Richter gefunden werden, 
der ihnen das Zugefprochene fichert. 

Sn jedem Falle find die Landeshofgerichte das letzte 
Mittel, wenn der. Souverain anders nicht fir klüger erachtet, 
für Klagen aus der eandeskonſtitution ein beſen⸗· 
deres Forum zu gründen. 


Im Herzogthum Naſſau ſcheint man ſchon das Bebilrfs 


niß zwiſchen dem Herrn und Unterthanen, jetzt, wo bie 


Reichsjuſtiz aufgelößt iſt, eine Rechtsbehörde aufzuſtellen, 


dringend gefühlt zu haben; daher in der 


Gerichtsordnung im Herzogthum Naſſau vom. ıı1ten 
November v. J. $. 2 und 3. 
die merkwürdige Verfügung getroffen iſt: 


2) »Sollen vor unferm Juſtizſenate auch alle gegen 
»unſern Fiskum, gegen Landes: und Steuerkaffen gerichtete 
»Klagen in erſter Inſtanz angebracht werden. 


» In Hinſicht der gegen unfern Fistum und Landeskaſſen 
» gerichteten Klagen verfehen wir uns, daß wie. in allen 
»Sachen, vorzüglich in diefen, fih unfer Juſtizſenat und die 
»in weiteren Inſtanzen angeordneten Gerichte der größten 
»Umſicht und Unpartheilichkeit befleißigen, auch in ziveifel 
» haften Fällen eher gegen unfern Fiskum und unfere Kaffen, 
»als zu deren Gunften entfcheiden werden; entlaffen auch in 


: pdiefer Hinſicht die Mitglieder unferer Gerichte der Uns 


»geleifteten Pflichten. « _ 
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Das ift nun fehr löblicht, und klingt auf dem Papiere 


ſehr fchön 7); allein wir willen ‚doch alle, daß die weiſeſten 
Anordnungen dadurch, daß ihre Anwendung Menfchendänden 


anvertrauet it, immerhin in der Ausübung mehr oder wer 


- niger einen Zufab von irriger Anficht oder werjchiedsnartiger. 
Theilnahme für oder gegen das Objekt, das fie betxeifen, 


erleiden. 
Ob die Bandeshofgerichte ganz diefem Bedürfniſſe entg 
fprechen werden, bezweifele ich meines Orts gar nicht; denn 
es iſt anerkannt, daß die Hofgerichte unſers Landes bis jetzt 
den verdienten Ruhm, gerechte, rückſi chtsfreie Tribunale zu 
ſeyn, im höchſten Grade beſitzen, und noch von keiner Seite 
iſt fiber fie eine Klage gehört worden. Allein dem deutſchen 
Adel ſteckt doch immer die alte Rechtögrille: par parem 
judicat, im Kopfe; die Hofgerichte find Doc, einmal in des 
Fürften Brod und Pflichten; fie ſtehen daher auch fchon dem 
füieftlichen Intereſſe perföntich näher; es mag auch feyn, wie 
es wolle, fo ift ein privilegirter Stand meift wie ein hetes 
rogener Körper im Staate angefehen,- und hat ein allgemeines 
Vorurtheil gegen fih; ſchon deshalb, daß ihm Ausnahmen 
zu flatten fommen, nimmt man es in andern Rückſichten mit 
ihm nicht fo genau, und ift leicht verſucht, ein Verhältniß 
ale ein Unrecht gegen den Mehrtheil der Staatsbürger zu 
betrachten. Die Erfahrung hat vor der Neichsaufläiung in 
manchen landesfürſtlichen Kollegien die deutlichften Beweiſe 
darüber aufgeſtellt, und dieſe Beſorgniſſe erhalten vollends 
Gewißheit, wenn man das Verhältniß mancher Staaten 


ſchon jetzt betrachtet, wo die Anfeindung des Adels und 


Bürgerſtandes ſich durch die kleinlichſten Animoſitäten äuſſert, 


Um beide Theile am ſicherſten zu vereinigen und jeden 


Schein von Partheilichkeit zu entfernen, ſcheint mir die 








) Im Naſſauiſchen auch in der Sache, wovon wir 


mehrere Beiſpiele. anführen könnten. W. 


! 
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Zulaſſimg eines Rompromißigerichtes für jene, die fih der 
Dijuidicatur der Landesgerichte in Fällen, wo fie gegen den | 
Souverain oder die ihn repräfentirenden Dita, . 
ſte rien ‘Hagen. wollen, gu untergeben nicht getrauen, am“ 
ziwectmäßigften 2). Die Lehensturien waren ehemals- ein 
ähnticher Gerichtsftand, der an der Landesjuſtizgewalt darum 
nichts alterirte; ein folhes Kompromißgericht fcheint Kur um 
fo heilfamer, da durch daffelbe der Appellattonsweg weniger 
gangbar werden wird, als wenn dergleichen Sachen von 
dem Hofgerichte betrieben werdeng Den Landesherrn koſtet 
die Anordnung nichts, weil die Schiedsrichter, welche ländess 


herrlicher Seite beftimmt würden, aus den Juſtizkollegien 


aufgerufen werden; fiir Die adelichen Beifiker, welche der 
Kläger zu ernennen hat, hat diefer felöft zu forgen. Sollten 
unter folchen gleiche Stimmen ſich erheben, fo könnte, wie 
beim ehemaligen Kammergerichte, ein zweiter Senat beis 
geordnet werden. Bei abermaliger Stimmengleichheit aber, 
die jedoch fehwerlich zu vermuthen ift, dürfte leicht fire den 
fhwächern Theil gefprochen werden; einestheils, weil fchon 
die allgemeine Billigkeit in Zweifelsfällen fiir den Schwächeren 
fireitet, und anderntheild es ſchon dem Geifte der Nheinis 
ſchen Bundesafte gemäß erfcheinet, daß, mas nicht gerade 
die aufgerählten fünf Artribute der Souverainitätsgewalt fo 
ganz innig berührt, den Mediatifirten heimgewiefen bleiben 
fole. Es können alfo Gegenftände,, über die fi in der 
- Folge Anftände erheben mügten, wohl anders nichts ale aufs 
jerweientlihe Merkmahle der Souverainität betreffen, wo 
Shnehin die Auslegung zu Gunften der Kläger plaßgreifenb 
iſt. 





2) Dergleihen Kompromißgerichte haben wirklich im’ 
Fürftenehum Aſchaffenburg einigemal, in Sachen gegen den 
Sistus, Statt gefunden. 

W. 
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Niro ibeigens in dem Bandes Zundamentafgefeke den 
priwilegirten Ständen Sicherheit und Schutz ihres neuen 
Verhältniffes auedrücklich zugeſi ichert, und werden, wie man 
ſchon in den Uebergabsprotokollen ſich landesherrlicher Seits 
auch auheiſchig gemacht. hat, Die ‚Landesbehörden dahin vers 
pflichtet, in.die Rechte derſelben nicht eingreifen zu dürfen, 
bat der Landjaffe zu feinem Schutze auch einen Gerichtshof 
gegen unerlaubten Uebergriff: fo ift das engfte und treueſte 
Band ziwifchen ihm und dem Daterlande auf ewig geknüpft, 
und eine wohlchätige Quelle zu allgemeinem Wohlſtande und 
Gedeihen geöffnet. Der Deutfche liebte von jeher fein Was 
terland, das ihm oft nichts ale das nackte Leben gab; wag 
wird ihm erſt der friedliche umd gefegnete Boden werden, 
wo ihm heitere Tage aufgehen, wo dag Geſetz ihm Sicher⸗ 
heit und Ruhe gewährt, und das Herz und die Hand des 
edelſten Fürſten ihn mit Wohlthaten und landesväterlicher 
Fũrſorge überhäuft! 


— un nn nen nn a nt a a a nn en 


5. 


Orhaniſotion des Verwoltungbeathes in Angsburg. 


u 





Wi haben im vierten Hefte die Organiſation des Stadt— 
gerichts und der Polizeidirektion zu Augsburg mitgetheilt 
und bemerkt, daß der Magiſtrat proviforifch aus einem- 
Stadtkommiſſär, zwei Bilrgermeiftern und 23 Magiſtrats: 
räthen beftand. Auch diefe proviforifche Einrichtung hat num 
der definitiven Organijation Platz gemacht, welche am ızten 
Könner 1807 durch nachſtehende königliche Ver ordnung be: 
kannt gemacht wurde. 


wre an 


ha 
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Wir Marimilian Joseph von ‚Gottes 
Gnaden König von Baiern. og: 


| | Wir haben befchloffen, . den: Bisherigen proviſoriſchen 
Stadtmagiftrat in Augsburg definitiv als Verwaltungsrath 
zu organifiren, und darüber nadfolgenbe Veſtimmungen * | 
treffen : ' 


I. Birtingetiee des Verwaltungétathes 
Gr... j 

Der Verwaltungsrath ‚- welcher an Die Stelle des sis 
berigen ‚Stadtmagiftrats. tritt, iſt, wie jede bürgerliche 
Dbrigkeit, in zweifacher Beziehung gu betradhten ©.” .:..: 

a) Als Regierungsbeamter,, in welcher Eigenſchaft er 
alle von Uns und der unmittelbar: vorgefehten Lantwäfche: 
erfolgende Verordnungen und: Weifungen zu befolgen Bat.. 

b) Als Beamter der Bürgergemeinde, in welcher Eigens. 
schaft er die Pflichten gegen die Gemeinde trägt, und der‘ 
Regierung in dem Maaße, als die ganze bürgerliche Ge⸗ 
meinde unter dem landetherruͤchen Schutze und Hoheit ſteht, 
verantwortlich iſt. 

2. 

Die Sefchäfte des Berwaltungeratfes theilen [ 2) vor 
züglich in folgende Zweige ab: Euer 

a) In die Einnahme der Tandesherrlichen Gefälle und 
Auflagen, in fo ferne fie nicht von Unferem Nentamte un 
mittelbar erhoben werden. Ar 

b) In die Verwaltung des geſammten ſtädtiſchen zer " 
mögens. 

c) Ueber die Verwaltung der weltlichen milden Stif⸗ 
tungen werden Unſere weiteren Weiſungen und Inſtruttienen 
erfolgen, ſo wie | 

A) iiber die Verwaltung des Kirchenvermögens. “4 

e) In die Beforgung der allgemeinen bürgerlichen An⸗ 
gelegenheiten. 
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f) In die befondere Mitwirkung zu den Lofal: Polizeir 
Anftalten nach den bei DOrganifation der Polizeidirektion vors 
gefchriebenen Normen. 

g) In bie Führung der ſtädtiſchen Brandverfiherungss 
Kataſter, der GewerbesKatafter und der Blrger:Aufnahmen. 


Il. Sefhäaftsgang. 
I 

Ueber die Behandlung der Gefchäfte und die innern 
Verhältniſſe des ſtädtiſchen Verwaltungsrathes wird demſelben 
de unter Ziffer ı. *) angefligte umftändige Inſtruktion vor; 
geſchrieben, tiber deren genaue Beobachtung Unfer Stadt 
frmmiffar vorzliglich zu wachen Bat. Insbeſondere wollen 
Bir Zolgendes anordnen :. | 

| $ 4 | 

Der Verwaltungsrath flihre mit Ausnahme der oben 
erwähnten Konfurrenz zur Lofalpolizei feine Gefchäfte in 
kollegialer Form, und durch die Aufhebung aller mit diefer 
Form unverträglichen: befonderen Aemter und Verwaltungen 
ift alles, was von denfelben bisher verhandelt und befchloffen 
wurde, künftig von dem Verwaltungsrathe ſelbſt zu behan⸗ 
dein, zu 'beſchließen und in Vollzug zu ſetzen, um die Kon⸗ 
zentrirung der bisher dem Stadtvermögen ſo nachtheiligen 
beſonderen Adminiſtrativ-Aemter zu bewirken. 

.5. 

Die oben angezeigten Geſchäftszweige ſollen durch eigene 
in dem Verwaltungsrathe ſelbſt beſtehende Büreau's vorbe⸗ 
reitet, reſpizirt, und nad) den Anordnungen des Verwaltungs⸗ 
rathes, fo wie in deſſen Mamen geführt und vollzogen, und 
alles Geld und alle Papiere follen an den Vermwaltungsrarh 
gefender, und von Diefem dem betreffenden Geſchäftsbürean 
zagetheilt werden. 


t 


— — 








*) Diefe Inſtruktion iſt der gedruckten Verordnung nicht beigefügt, und. 
wahrſcheinlich blos geſchrieben mitgetheilt worden. 
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| 6. 6. 

Da diefe Büreau's keine Hefondern Aemter oder Stellen 
bilden, fondern vielmehr alle befondern Aemter, als Eins 
nehmeramt, Steueyamt, Umgeldamt, Auartieramt, Forftamt 
u. a. m. gänzlich aufhören, und die von ihnen behandelten 
Sefchäfte durch die beftimmten Geſchäftsbüreau's beforgt wer⸗ 
den; fo follen fie auch mit dem Verwaltungsrathe, welchen 
fie ſelbſt ausmachen, nicht durch Schreiben, fondern durch 
mündliche Verträge und Noten fic) benehmen. 

Der Verwaltungsrath iſt verbunden, ſeine Rechnungen 
jährlich an die ihm vorgeſetzte Landesftche einzuienden, wo . 
deren Reviſion allezeit fogleich vorgenommen, und unter 
feinem Vorwande verzögert werden fol. 

§. 8. 

Uebrigens hat der Verwaltungsrath zwar alle Befugniffe, 
welche in den Gränzen der gewöhnlichen Adminiftration lies 
gen, fo viel das ftädtifche-Wermögen betrifft, auszuüben; 
jedoch bei Erwerbungen und Veräufferungen von Realitäten, 
bei Errichtung ganz neuer Eoftfpieliger Gebäude und Anftals 
ten, bei wefentlichen Veränderungen: der Regie, bei wichtigen 
und ungewöhnlichen Stadtfammer : Ausgaben, bei neuen. 
Gemeinde: Anlagen, welche nicht von Uns felbft angeordnet 
find, bei Herftellung und Veränderung des Repartitionsfußes, 
bei alfenfallfiger Aufnahme von Paffivfapitalien ꝛc. 20. iſt die 
Genehmigung Unferer Landesdirektion einzuholen. 

9. 

Jedes der beſondern Geſchäftsbüreau's fiehet ı unter der 
unmittelbaren Leitung und Aufficht eines Stadtrathes, wels 
cher auc bei dem Werwaltungsrathe die Vorträge in den 
dahin einfchlagenden Gegenftänden erftattet. | 

Jedoch find diefe Referate nicht fiir beftandig zuzutheilen, 
ſondern damit nach Umſtänden zu wechſeln, und jedem Bir 
reau auch von den übrigen Räthen zu ihrer fortwährenden 
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Information, Kontrolle und Thelinahme an den Geſchaften, 
ein, oder der andere Mitrath beizugeben, Fu 
v $. 10. | 

* Die Rechnungen über alle mit Einnahme und: Ausgabe 
. verbundenen Gegenſtände werden von dem betreffenden Bi: 
reau ſelbſt geführt und verfaßt, und bie Stadtlafle wird 
auf gleiche Art ats Büreau behandelt. 


. \. 11. 

Die Rathsglieder, welche in Ihren Bitreau’s Einnahmen 
und Ausgaben haben, follen die Mannalien ordentlich halten, 
und alle Woche bei dem Stadtlaffebiireau, welches bie 
Sauptrehnung zu verfaffen hat, vorlegen, und. fih mit 
demſelben berechnen. | 
. $. ı9. 


Die erforderliche Szuftifitation vor Einfendung der Rech⸗ 
nungen ift von den Räthen und Subalternen des Verwal—⸗ 
enngsrathes zu beforgen, ohne daß fie auf befondere Beloh⸗ 
nung oder Juſtifikationsgebiihren Anfpruch machen können. 
Die eigentlihe Revifion der Rechnungen. wird von Unferer 
Landesftelle vorgenommen. | 

$. 13. 

Diefe wird auch beftimmen, was bie Kirchen und mil 
den Stiftungen für die VDerwaltung ihres Vermögens beizu⸗ 
tragen haben. 

. 14, | 

Der Verwaltungsrath hat jährlich feinen Etat nach ber 
ihm befonders zu ertheilenden Vorſchrift zu entwerfen und 
ainzuſenden. 
§. 15. 

Derſelbe iſt berechtigt, alle ſeine liquiden Gefälle ſelbſt 
beizutreiben; nur ſeine Privatforderungen hat er durch die 
geeignete Gerichtsſtelle liquidiren und exequiren zu laſſen. 


v 
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G. 16. 

Das Protokoll bei den Sißungen des Verwaltungsrathes 

iſt von den Aktuaren abwechfelnd zu führen. 
§. 17. 

Die Kanzlei und, Dienerfchaft muß fih überhaupt zu - 
allen Geſchäften anmweifen laffen, wozu man fie erforderlich 
findet; und die des Verwaltungsrates hat in dringenden 
Fällen eben fo dem Stadtgerichte auszuhelfen, wie gegenfeitig 
die Kanzlei und Dienerfihaft des Stadtgerichts dem Verwal⸗ 


tungerathe. 


$ 18. 

Dieſe beiden Stellen ſollen ſich durch Noten mittheilen, 
und das Stadtgericht wird hiemit befunders angemwiefen, daß 
es in allen das Sintereffe des Verwaltungsrathes .berührenden . 
Segenftänden, vorzüglich in Streitigkeiten über die Gewerbes 
Gerechtigkeiten, wobei die Obrigkeit intereffict feyn kann, 
ſich mit dem Verwaltungsrathe benehme. 


TIL Oberauffigde 


Ä $.. 19. 
| Das Recht der landesherrlichen oberſten Aufſi cht wird 
bei dem Verwaltungsrathe durch einen eigenen Stadtkom⸗— 


miſſär ausgeht, 


§. 00. » \ 
Diefer mit einem. vepräfentativen Karakter verfehene 
Regierungsbeamte hat den Rang und die Uniform eines - 
Landesdirektionsrathes, welcher Landesftelle er in feiner Ges 
ſchäftsſphäre ‚unmittelbar untergeordnet iſt. 


LV. Perfonalftand des Verwaltungtrathes. 
$. 21. | 

Der Verwaltungsrath fol beftchen aus. zwei Wirgens 
meiftern, welche die Direktoren des Verwaltungsrathes find, 


‚und alle drei Monate in der Direftion abwechfeln, fieben 
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Gtadträthen, unter welche die Reſpizienz über die einzelnen 


- Zweige der Adminiftration verhältnißmäßig zu vertheilen ift. 


Diefen wollen Wir, bis die rückſtändigen ältern Arbeiten 
erlediget und die neuen Gefchäftsformen mehr in Gang ge: 
bracht ſeyn werden, dermat aus ber Zahl der Penfioniften 


noch brei fupernumeräre Räthe beigeben. 


G. 20. | 
Das unmittelbar furbafterne Perfonal des Verwaltungs: 
rathes beſteht aus einem Stadtkaſſier, einem Negiftrator und 
Archivar, zwei Aftuaren, drei Kopiften, einem Rathsdiener 
und zwei Kanzleibothen. | 
—— 6. 23. 
Zu den beſondern bürgerlichen Polizeianſtalten bleiben 


- dem Verwaltungsrathe als proviſoriſch bedienſtet beigegeben: 


a) Bei der Webergewerbs sScontro: Buchhaltung: zwei 


Buchhalter, zwei Adjuntten. 


b) Bei der Webergefchau: der Weberhaus s Verwalter, 
die zwei Weberhaus:Beifiger, die fieben Nohgefchaumeifter, 
die zwei "Weberkellermeifter , die zwei Bußmeifter, der 
Webergefchaudiener. _ | 

e) Bei der Metgefhau: vier allgemeine Gefhaumeifter, 
ein Schweingeichaumeifter. 

d) Bei der Brodgeſchau: fünf. Brodiwäger. 

&) Bei der Fiſchgeſchau: ein Fifhwäger, ein Fiſch⸗ 
marftfnecht. | 
y9 Bei der Markegefhau: zwei Marktauffeher, vier . 
Narktknechte. 

8) Vier und zwanzig Thurmwächter. 

h) Ein Waſenmeiſter. 

i) Ein Flurſchütz. 

Diefes von Lit. a. bis i. genannte Perſonal ſtehet zu: 
naächſt unter der Polizeidirektion, mit welcher ſich der Ver: 
waltungsrath iiber die zweckmäßige Ceffirung oder Beſchrän— 
fung dieſer proviforifchen Aemter auf geeignete Art zu 
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benehmen bat, bamit hierüber gemeinfchaftliche Borfeläge 
an die Landesftelle gebracht werben können. 
J $ 24 
Der Stadtlommiffar, bie zwei Bürgermeifter und: we⸗ 


nigſt drei Stadträthe müſſen in Zukunft die akademiſchen 


Studien auf einer Landesuniverſität vollendet, und die vor⸗ 
geſchriebenen Prüfungen zurückgelegt haben. Auch diejenigen 
Räthe, welche nicht rechtskundig find, müſſen ihre Kennt⸗ 
niſſe im Kameralfache durch eine vorgängige Prüfung be⸗ 
weiſen. 

25. 


Die Aktuare ſollen, nebſt gehöriger Amtsibung , beſon⸗ 


dere Kenntniſſe im Rechnungsweſen beſitzen, und denen, 
weiche die akademiſchen Studien zurückgelegt baden, bar 
Vorzug vor andern Kompetenten gegeben werde, - 


Auch bei Anftellung der Kopiften iff auf Kennen im 


Rechnungewefen Nüsckficht zu nehmen, | 
$. 26. 

"Der Stadtfommiffar wird von Uns felbft ernannt, Die 
Wahl zu den WVorfchlägen über die Biirgermeifter, — bie 
Rathsſtellen und übrige Individuen foll auf die in ber In⸗ 
ſtruktion vorgezeichnete Art gefchehen. 


V. Beſoldungsſtand. 
6. 297, 
Alte Syorteln, Taxen und Emolumente ohne Ausnahme 
ſollen zur Stadtkammer eingezogen und verrechnet werden. 
Wer immer von dem Perſonale des Verwaltungsrathes 
aus irgend einem Scheingrunde Sporteln und Taxen von 
einem Amtsgeſchäfte ſich zueignen würde, der ſoll eben ſo 


u} 


angeſehen werden, als wenn er Geſchenke von Partheien ans 


genommen, oder die öffentlichen Gelder veruntreuet hätte. 
8. 46. | 
Dagegen werden folgende fire Beſoldungen feſtgeſetzt: 
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a) Für Unfern Stadtkommiſſär an Gelde 2000 fl. nebſt 
freier Wohnung und 24 Klafter Hol. | 
b) Für jeden der beiden Biürgermeifter an Gelde 150ofl. 
ec): Fiir jeden der. fieben Stadträthe 1000 fl. 
‘ d) Für jeden der drei fupernumerären Käthe 700 fl. 
'e) Für den Stadtkaſſi er 900 fl. und ein Prozent von 
der Brutto : Einnahme. ® 
f), Fiir den Kegiftrator und Archivar 700 fl. 
g) Für jeden: der beiden Aktuare 7oofl. 
h) Für jeden der drei Kopiften 500 fl. 
i) Fiir den Rathsdiener 400 fl. 
k) Für jeden der zwei Kanzleibothen 300 fl. | 
Das übrige Perfonal bleibt einsweilen bei den provifos 
riſchen Gehalten. 


‘ 


$. 29. 

Rückſichtlich der Penfionen für Witwen und Kinder 
fommen die hämlichen Beftimmungen in Anwendung, welche 
in der Normalverordnung iiber die Verhältniſſe der Staats⸗ 
diener feſtgeſetzt ſind. 

17. Hier folgen nun die Namen der vom Könige ernanns 
ten Derfonen, welche bier wegfallen. Zuletzt wird dem 
proviſoriſch beibehaltenen Perſonale der bisherige Beſoldungs⸗ 
bezug zugeſichert, und das Ganze mit der Verfligung 
heſchloſſen, daß die etatsmäßigen Beſoldungen mit dem 
erſten Jünner ihren Anfang nehmen ſollen. Die Organiſa⸗ 
tion wird alsbald in Vollzug geſetzt. 


· ⸗ 
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6. 


Ueber die Konfkeiption oder den Nefrutenzug im 


Großherzogthum Heflen. 





\ 


J⸗ der Beilage zu Nr. 27. der diesjährigen großherzogf: 
heffiichen Landzeitung ,. die zu Darmſtadt erfiheint, wird mit 
der Aufihrift: Für die großherzoglich Heffifhen 
Lande, dem innländifchen Publitum volftändige Nachricht 
von der militärifchen Verrichtung des großherzoglich Heffifchen.. 
Kontingent vom Tage des Ausmarfches (erften Oktober 1806) - 


bis zum ıöten Februar 1807 ‚gegeben. Diefe Nachrichten 


gehören nad) dem Diane nicht in unfere Btätter, aber die 

Einleitung und befonders der Schluß miiſſen in denſelben 

aufbewahrt werden. 
Erſtere lautet: | 
Die am ıödten Februar von dem, unter Kommando des 


Generallieutenants von Werner bei der "großen kaiſerlich 


franzöfifchen Armee in- Pohlen ftchenden großherzoglichen - 
Truppenkorps eingefommene Depefchen, haben ällen- jenen 


Erwartungen und dem Zutrauen vollkommen entfprochen, 


welches Se. königliche Hoheit im Voraus auf daffelbe und 
feine Anführer gefest hatten: Der Geift ‚heffifcher Krieger , 


‚ die in der gangen Gefchichte unter die erften Soldaten ger 


hörten, belebt das Korps und berechtigte bei den fernen‘ 
Ereigniffen diefes, an Thaten einzigen Kriegs zır. den ſchön⸗ 
ften Hoffnungen für den Ruhm und die Ehre deffelden. Mit . 
ungewöhnlicher Anftrengung, mit Aufopferung und Entbehs 


rungen vingend, die ein nordifches Klima und ein unwirth⸗ 


bares Land zur unbedingten Folge hat, helfen unfere braven 
Bataillone unter dem größeften Helden ‚unferer Zeit ihrem 
Daterlande einen Srieden erkämpfen, aus dem uns. nur 
danernde Ruhe und beglückender Friede hervorgehen: kann. 
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Hierauf werden die Details der militärifchen Verrich⸗ 
tungen erzählt, und dann wird Folgendes hinzugeſetzt: 

Es dürfte hier nicht am unrechten Ort feyn, einige 
Blicke auf uhfere Landesverhäftniffe, in Bezug auf unfere 
Militärangelegenheiten, zu thun. 

In keinem Staate kann die Konfkription einen fefteren 
und ungehitidertern Sang ‚nehmen, und dem Zweck der: 
Landeskultur fo wie des Militärftandes mehr entiprechen, als 

in dem unfeigen. Der junge Heffe kennt von feinen Voreltern 
(don die Beſtimmung feiner ZJugendjahre, und iſt zum 
Krieger gebohren. Doch wird Fein Jüngling eher zum wirks 
lichen‘ Dienft gezogen, bevor nicht feine eigene Verhältniffe 
und -die feiner Familie genau nach dem Geſetz unterfucht 
und geprüft worden. Daher fehlt es dem Ackerbau und 
Gewerben nicht an arbeitfamen Händen und unfern Fahnen 
nicht an Soldaten. Mancher fehreibfüchtige Rathgeber iſt 
zwar oft die Urfache zu unnöthigen und fruchtloſen Vorſtel⸗ 
(ungen; dieſer Mißbrauch wird fih indeß legen, und die 
Unterthanen einfehen lernen, daß Zeit und Ausgaben für 
unerreichbare Zwecke der Art beſſer angewendet werden können. 
Mie fiel die Nekrutirung beſſer aus, als in den neueſten 
Seiten. Die neuen Souverainitätslande, vorzüglich das 
Braunfelſiſche, Lichiſche, Laubachifche, das Stollberg:Sedertfche, 
die ritterfchaftlichen Befisungen, fo wie das Niedefelifche 
wetteiferten, fhöne und auserlefene Mannfchaft zu ftellen. 
| Einige Wenige berfelben find zwar ohne Erlaubniß zu den. 
Idhtigen zurlicgefehre; allein die wachſame Thätigkeit der 
| Beamten und Ortsvorftände führte fie bald wieder zu ihrer 
Pflicht zurück. Im Erbachiſchen find alle Verfügungen ges ' 
| teoffen, welche mit Recht Hoffen laffen, daß die dortigen | 
: Einwohner in der Erfüllung diefer jetzt unerfäffigen Obtiegens 
; beit nicht nachſtehen, und fich beeifern werden, auch ihren 
Theil zu dem Opfer zu legen, das unfer Vaterland bringt. 
Einzelne, jedoch unbedeutende. Gemeinden haben Unentſchloſ⸗ 
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fenheit bei der. Konſkription gezeigt. Diefe fcheinbare Abnei⸗ 
gung fallt indeß mehr den Ortsvorſtänden zur Laft, welche 
mit wärmerem Eifer ihren Gemeinden hätten vorftellen müfs 
fen, daß, während grofe Staaten fich neusfl Verfaffungen . 
fügten, es lächerlich fey, fi) von den Verbindlichkeiten aus 
fchliegen zu wollen, welche das Ganze zu erfilllen hat. Das 
Amt Alzenau hat ſich fusmittiet, und bei reiferer Ueberlegung 
ſich überzeugt, daß es beſſer ift, den milden und väterlichen 
° Forderungen feines Fürften zu folgen, als dem Dünkel und 
der Selbſtſucht ſeiner bisherigen verderblichen Sachwalter 
Gehör -zu geben. 

Die jungen Weſtphalen, Söhne einer biedern Nation, 
bie täglich neue Beweiſe der wachſenden Anhänglichkeit an 
ihren Fürſten giebt, täuſchten bei dem Ruf zu den Waffen, 
das in ſie geſetzte Vertrauen, und vergaßen, irre geführt 
durch ungünſtige, von böſen Menſchen ausgeſtreute Gerüchte, 
Pflicht und Eid. Nie hätten fie den Schaden, den ihr Uns 
gehorfam der gemeinen Sache des Vaterlands zufiigte, gut 
machen können, wenn fie nicht bald, der Stimme der Pflicht 
und Ehre folgend, ſich freiwillig und in Menge zu ihren 
Fahnen gefammelt hätten, wo fie fich durch fittfames und 
moralifches Betragen allgemeine Achtung erwerben. Der 
teger werdende Eifer der dortigen Beamten läßt hoffen, daß 
fie diefen Irrweg nie wieder betreten. 

Wenige Spndividuen, welche unempfänglich. fiir das Eher 
gefühl des braven Kriegers, ihre Fahnen treulos verliehen, 
irren vielleicht auswärts, vielleicht im Verborgenen bei ihren 
Nerwandten ohne Ehre und Achtung herum Auſſer der - 
geſetzlichen Strafe erwartet fie die Verachtung ihrer einft 
heimkehrenden Waffenbrüder und für fie bleibe kein andres 
Mittel,. ale ſchnell zu ihrer Pflicht zurückkehrend durch dop⸗ 
pelten Eifer und Muth fih das Glück zu verdienen, jenen . 
braven Männern, gleich geachtet zu werden. 

Sammtlihe Beamten haben mit patriotifchem Eifer die 
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Militärgeſchäfte betrieben, ſich dadurch die Zufriedenheit ihres 


"Souverains verdient. So haben fie durch ihre Thätigkeit 
jede Maafregel erleichtert und den Erfolg, gefichert ! 


Im Allgemeinen hat nicht leicht ein Land aus veinerer 
Ueberzeugung williger Alles gethun, was die zum Glück und 
Ruhm. des Staats, von feinem Souverain eingegangenen 
Verpflichtungen erforderten. Der beſte Erfolg krönt jet 
ſchon dieſes ſchöne Pflichtgefühl! Fern von ung flreiten unfre 


Soldaten fiir den Frieden, und während ein großer Theil 


Deutſchlands die unvermeidlichen Uebel des Kriegs trägt, 
genießen wir der Ruhe und der Fritchte des Friedeng, 
Mögte uns derfelbe bald ganz begfiicken ! 

- Sollte indeß die Hartnäckigkeit der Zeinde denfelben 
noch länger von Dentfchland entfernen und der Kampf noch 
größere Anftvengung zur Ehre unfers Fürften und zum Wohle 
des Datetlandes erfordern; fo läßt fich auch hierzu von Sets 
ten des Landes jene Bereitwilligkeit erwarten, welche bisher 
fo ſtandhaft bewieſen wurde. 


2 


m. 


Weber die Vertheilung des Truppenfontingents der⸗ 


jenigen Rheiniſchen Souverains, welche nach 
der Konföderationsakte zuſammen 4000 Mann 
zu ſtellen haben. 


— —33 





Mir tönnen nunmehr unfer Verfprechen im dritten Hefte 
8.480, in’ weichem Verhättniffe die zu ftellenden Kontingente 


zur Volkkmenge fEehen, erfüllen. Der Herr geheime Rath 


— 
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Freiherr von Hertwich zu Frankfurt hat in feinen treff 
lichen flaatsrechtlichen Abhandlungen (fiir den Mai 1807) *) 
den Reluitionsvertrag geliefert, welchen verfchiedene Souve⸗ 
vaine mit dem Sonverain von Naffau -abgefchloffen' haben. 
»Die Hauptfrage, heißt es daſelbſt, befafite fih damit: Wie 
werden die 3032 Mann, welche nach Abzug jener von dem 
Fürſt Primas zu ftellenden 968 Köpfe beizufhaffen find; bei 
dem ermangelnden Typus der Bevölkerungstabellen ſämmt⸗ 
licher theilnehmender Staaten nad) Societätsregeln ohne 
Kränkung des einen oder andern Mitgenoſſen zu vertheilen 
ſeyn; zumal gedachte Tabellen und ſtatiſtiſche Nachrichten zu 
fammten keine Zeit übrig war? Anfänglich gab jeder Ser 
ſandte Die ungefähre Seelenzahl des Landes feines Souverains 
gu, woraus ſich ergab, daß alle Gebiete der Konföderircen 
im fürfilichen Kollegium zufammen, mit Einfchluß der Fürſt 
Primatifchen, mehr nicht ale 564,000 enthalten hätten, und: _ 
auf: 141. Seelen Ein Mann gefommen feyn würde; wie num 
aber. fich fehr deutlich ausgewiefen bat, daß manche die Bes 
völferung viel zu niedrig angegeben hatten, fo kam man 
proviſortſch und citra praejudicium fiir künftige Fälle 
uberein, Haſfſel's ſtatiſtiſchen Grundriß, als einen bewähr⸗ 
ten neuern Schriftſteller, für diesmal zum Grunde zu legen. 

Nach demſelben ergab ſich nun ein Bevölkerungsſchema 
ſämmtlicher oberwähnter Staaten von 619,000 Bewohnern. 
Um eine runde Zahl zu erhalten und den Brüchen in der 





*) Der Freiherr von Hertwid giebt nun in das neunzehnte Jahr 
monatlid), jedoch blos an Abonnenten, drei gedrudte Bogen heraus, worin 
immer die neueften, auf die Berfaffung der Staaten und befonders auf 
Deutfhland Bezug habende Begebenheiten, Aften und Urkunden mitgetheilt 

und mit treffenden Anmerkungen begleitet werden. Herr geheine Er} 
_ Braner in Karlsruhe nennt in feinen Beiträgen‘ dDiefe Abhandlungen im⸗ 
‚mer KHertwichs Journal des Rheiniſchen Bundes. Woher mag das Fans‘ 
men? ' Le 
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Verechnung auszumeichen, bat man gro Seelen obiger Volks⸗ 
menge Binzugezäßlt, und die ganze: Seelenzahl angenommen 
zu 620,000; nämlich fiir den 
Fürſt Drimas 2. 2 2 0 2 0 2 ee. 150,200 
Seide Naſſauiſche Käufer :. 2 - - 2060,400 
Seide Hohenzollen . ... .. .=ie 0. . 49,000 
Armbug ©: 0 0 0 ee een... 58,700 
Beide Salmm50100 
Snburs 0 0 0 Heilen ee 49,000 
Lihtenflin - © 2 2 0 0 0 0 ee. 6,080 
Leyen. ee sten. 4550 





u Zuſammen .. 680, 000 
Auf dieſe Weiſe fielen auf 155, Seelen Ein Mann. Das 
interimiſtiſch angenommene Verhältniß war zwar unrichtig, 
und, es wäre wohl ohne große Mühe auszuwetſen geweſen, 
daß dieſe oder jene Staaten in der Seelenzahl zu hoch oder 
zu niedrig gegriffen worden ;; "allein deſto beſſer fir die gute, 
Sache war es, und defto verdienjtlicher machte man fich, 
indem bei vorwaltendem Drange der Umftände und bei’ der 
Unthunlichkeit, Auswege auf der Stelle auszumittein, nir⸗ 
gends auf Kleinigkeiten hingeſehen wurbe. « 
So weit der Freiherr von Hertwid. 0 
- Die Bevölkerung ift allerdings nicht richtig angegeben, 
und felöft Scheint es, als ob man Haſſel nicht immer zum 
Grunde gelegt habe. Diefer nimmt zum Beiſpiel für bie. 
alten Lande. des Fiürſten Primas 109,000, für. Frankfurt 
nebſt Gebiet 60,000 Seelen an. Hiezu: kamen nun noch die 
Wertheimiſchen, Erbachiſchen und ritterfchaftlichen Parzellen’ 
mit einigen taufend Seelen. Bei den Maflauifchen Hüuſern 
beträgt die von Haffel angegebene Volksmenge fchon 
60,000 Beslen, worunter aber die vielen ritterfchaftlichen 
Drte gar nicht ‚begriffen find. Ueberdies liegen bei Haffel 
Schägungen. zum Grunde, Deren Unrichtigkeit wir zu zeigen 
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Gelegenheit nehmen werden. Für beide Hohenzollern kommen 
nach‘ Haſſel 48,500, für Aremberg 100” Seelen weniger 
heraus. Fiir beide Salm nimmt Haſſel mie Gehmen  55,700' 
Seelen an; fir Iſenburg 43,000; 'fo daß flir die anfehn« 
lichen vitterfchaftlichen Beflgungen nur 2000 Seelen angefeßt 
find. . Daß die Bevölkerung des Fürſtenthums Lichtenftein 
nur 5002 Seelen betrage, haben wir im ſechſten Hefte 
gezeigt. Vom Fürſtenthum Leyen oder der Grafſchaft Hohen⸗ 
Geroldseck zeigen wir im nächſten Hefte, daß dieſelbe nur 
4160 Seelen enthält. Aber Haſſel konnte auch hier ohne 
£ritifche Unterfuchung nicht zur Baſis dienen. Bei einigen 
Landen find die angeführten Schäßungen höchſt unrichtig, 
wie mir in der Folge. zeigen werden, und bei einigen der 
zerriſſenen Lande fehlen die. ſpeziellen Angaben der Aemter. 
Die ritterſchaftlichen Beſitzungen ſind nur im Allgemeinen 
bemerkt, und bei obigen. Berechnungen fap gar nicht in Ans 
ſchlag gekommen. Die Bevölkerung derſelben iſt indeſſen 
nicht unanfehnlich, und ſehr xerſchieden unter die Souverains 
veitheilt. . Wit haben ‚die neueften Volkszählungen yon, vers, 
ſchiedenen Landen vor uns liegen, werden ſolche nach und. 
nach abbruͤcken laſſen, und dann die Bevölkerung des Ganzen 
zuſammenziehen. So viel ſcheint uns ſchon jetzt zu erhellen, 
daß die Bevölkerung Aller nicht viel unter 700,000 Seelen 
betrage. Iſt dieſes richtig, fo fällt auf 175 Seelen ein 
Mann, wenn nämlich durchaus keine Befreiung für die 
Städte ſtatt findet. 

Man war bisher der Meinung, daß die Teuppenſtellung⸗ 
der 4000 Mann zu hoch im Verhältniſſe gegen die benann⸗ 
ten SKontingente der.ubrigen Souveraine fey. Dies: fcheinit‘ 
aber: nicht der Fall, wentgſtens nicht bei dem Großherzogthum 
Heſſen. | 

Nah der im fünften Hefte S. 310 abgebruckton Ueber⸗ 
ſicht beträgt die Bevblkerung ‚des Fürſtenthums Starkenburg 

179,825 Eiuwohner, jene. bes Oberfürſtenthumos aber 206,545 
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‚Seelen, und. die des Herzogthums Weſtphalen 131,868, wie 
wie im der Folge zeigen werden; das Ganze üiberhaupr aljo 
, 538,256 Seelen. Da nun der Großherzog 4000 Dann zu 
ftellen hat, fo fomme auf 154 %, Seelen Ein Dann. 

Von den Übrigen fonverainen Staaten ift die Bevölke⸗ 
ung noch nicht fo genau bekannt; aber nach den bisherigen 
Angaben käme bei Baiern auf 110 Seelen Ein Mann; bei 
Würtemberg anf 100 Seelen Ein Mann; bei Baden eben: 
ſoviel; bei Berg auf 116 Seelen Ein Mann; bei Mürzburg 
auf 130 Seelen Ein Mann; bei den Herzogen zu Sachen 
auf 141 Seelen Ein Mann; bei dem Könige won Sachen 
auf 110 Seelen Ein Wann. Wiewohlen nun alle diefe 
Angaben nur approrimartv find, fo geht doch mwenigftens fo 
vie daraus hervor, daß alle übrigen Souverains ein höheres 
Kontingent ftellen. Diefer Unterfchied leitet auf eine Ders 
muthung, die auch fchon Öffentlich geduffert worden ift, daß 
nämlich bei dem erften Anfage der 4uoo Mann ein Sons 
verain nicht mit. in Anfchlag gekommen fey. 


a) 
s 


8. | 
Seen zur Organifation eined Rheinifchen 
Bundesgerichtes. 





. ‚Caeteri architecti rogant et ambiunt, ut architectentur; 
mihi autem «a praeceptoribus est traditum : rogatum non 


rogantem oportere suscipere curam. 
Vıravvivs in praef. Libr, VI. 


— ê AůM—- 


Ar wage es, gegenwärtige ideen fiir die Organifation 
eines Bundesgerichtes zus geiindlicheren Prüfung, veiferem 
u ı Te 
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Nachdenken und ſy ſtematiſchern Bemerkungen vorzulegen. 
‚ Meines geliebten Vaterlandes Loos mag ausfallen, wie es 

will, fo wird der deutfihe Patriot meine Abfichten hiebei 
nicht verfennen, und feine Ideen haffen, die zur Fünftigen 
Bearbeitung eines Gegenftandes, der den Deutfchen eine 
Schutzwehre — ein Palladium ihrer Freiheit feyn dürfte 
und würde, hinzielen und hinführen mögten. 

gern von der eitlen Anmaßung, hierin als Baumelfter- 
eines fo erhabenen Werkes auftreten zu wollen, erlaube ich 
mir nur Ideen anzugeben, die eine genauere Behandlung 
verdienen, ein reiferes Nachdenken wecken, und zur Löſung 
des hierin ſich etwa gedachten gordiſchen Knotens ein Schärfe 
lein beitragen dürften. 

Die erhabenen Leiter der Beorganifation von Deutſch 
land ſollen dieſe Gedanken nur als Ideen eines Anblickes 
würdigen, und meine Wünſche als Privatmann ſind hierin 
bei glücklichem Ausgange des Geſchäftes in Erfüllung gei 
sangen. 
Die Eilfertigfeit, mit welcher die Hand an die Kam⸗ 
mergerichts: Ordnung von 1495 auf dem Reichskage zu 
Worms gelegt worden, war Schuld an der Unvollſtändigkeit 
dieſes ſeinein Endzwecke nach ſonſt ſo erhabenen Werkes, und 
veranlaßte dadurch, daß ſchon im Jahre 1496 auf dein 

Neichstage zu Lindau eine neue Ordnung entworfen, ber 
1500 die dritte zu Augsburg, 1507 die vierte zu Koſtniz, 
1508 zu Regensburg die fünfte, 15i7 und 1601 zu Worms 
die jechfte und flebente, die achte 1503 zu Nürnberg und 
die neunte zu Speyer 1527 folgte. — 

Wie viel Zeit und Berathfchlagung die Ordnung vor 
1548, und die letzte von 1555 erforderte, iſt ohnedies jedem 
fachtundigen Manne auch ohne mein Erinnern hinlänglich 
noch in treueſtem Andenken. 

Einzelne Ideen zur Vorbearbeitung eines ſo erhabenen 
Werkes ſollte ich daher nicht für etwas Tadel verdienendes 
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erachten. Sind fie nicht von Brauchbarfeit, fo lege man fie 
auf die Seite und nehme meinen beſten Willen hierin für 
Me That, wenigſtens bei der mir zu geflattenden Nachficht 
für das Unternehmen eines Privatmannes. 

Unfere alte Verfaſſung, die ſo viele Werke der Weisheit 
unſerer Väter fiir die in jeder Lage zu ertheilende Juſtiz— 
pflege in fich enthielt, und wobei das deutfche Volk als unter 
. der Aegide feiner. Freiheit Jahrhunderte hindurch vor andern 

Völkern glücklich -und zufrieden war, find fir den deutfchen 
Patrioten zu erhaben, als daß er nicht feine Ideen in mans 
her Hinſicht nach ihnen vichten und fie bei einem Geſchäfte, 
das ohnedies die reifeſte Erfahrung erbeifchen wird, nicht 
mit zu Rathe ziehen follte. 

Der Zweck, die Beftimmung, die nähere und entferntere . 
Zeranlaffung degenwärtiger Ideen ergeben fich hieraus von 
ſelbſten, und bedürfen daher auch in Bezug auf meinen Aufr 
fag in dem vorigen Hefte biefer Zeitſchrift, rückſichtlich der 
Muͤzlich⸗ und Nothwendigkeit eines Bundesgerichtes, keiner 
weiteren Darlegung. 

Einer meiner gelehrten Freunde, der gelehrte Vizepräs 
fident von Kampz in Stuttgardt, bemerkte in einer leſens⸗ 
würdigen Abhandlung in den fogenannten Neminiscenzen bei 
der Auflöfung des Reichsfammergerichtes: daß Diefer erhabene 
Juſtizhof in flinf Jahrhunderten für ung Deutfche die Auss _ 
bildung des Nechts erweitert, in den beutichen einzelnen 
Staaten eine gute Juſtizverwaltung, Ruhe und Sicherheit 
befördert, DINechte und Freiheiten. der mittelbaren Unter⸗ 
thanen, fo wie die der deutfchen Fürften und den Flor ihrer 
Säufer geſchützt und erhalten, für alle Ziveige des menfchs 
fihen Wiffens genützt, und daher ein gewiß ehrwürdiges 
und des achtenden Andenkens der’ Nachwelt würdiges Zri⸗ 
bunal geweſen ſey. — | 

Gott gebe es! daß auch nad Jahrhunderten dies von 
der jetzigen Reorganiſation könne äusgerufen werden — und 
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einem Karl Dahlberg, einem Maximilian Joſeph, 
einem Auguft, einem Friedrich und Ferdinand wird 
auch noch die fpätefte Nachwelt den fhuldigften Dank dafüt 
zu zollen nicht vergeffen, und ihre Aſche am Altare der 
Themis geſegnet bleiben. 

Durch den Beitritt vieler Fürſten des nordlichen 
Deutſchlands befaßt der neue Verein ſchon über 24 des ches 
maligen deutſchen Neiches in fi, und nähert daher je länger. 
je mehr das hierin zu löfende Problem feiner Auflöfung im 
Verhältnig zum Endzwede des. näheren und entfernteren 
Srundes bei Stiftung dieſes neyen Dereind. — 

Nach meinem ſchon vorhin gedachten Aufjage in letzterem 
Hefte dieſer Zeitſchrift, an welcher ich gleich anfangs als 
Mitarbeiter angenommen zu werden, die Ehre hatte, blieb, 
ohnerachtet dem Gerichte die Souverainität andere Schran⸗ 
ten, als ehemals ftatt gehabte, ſetzen müßte, dennoch der 
Geſchäftskreis diefes zu organifirenden Tribunals, in Rück— 
fiht der Wichtigkeit von Sachen, von dem bedeutenäften 
:Umfange *). ' 











*) Es iſt vielleicht nicht überflüßig, bei dieſer Gelegen⸗ 
heit an den oberſten Gerichtshof (supr&me court) zu erin⸗ 
nern, welcher für die vereinten Staaten von Nordamerika 
niebergefeßt worden iſt. Die Gerichtsbarkeit deſſelben erſtreckt 
ſich nach der Konſtitution von 1787 über alle Fälle des j 
firengen Geſetzes und der Billigkeit,. die fich gegen die Kon: 
ftitution, gegen Die Geſetze der vereinigten Stanten und. gegen 
Bündniſſe, die. unter ihrer Autorität geſchloſſen ſind, ereige 
nen; ferner über alle Fälle, welche Geſandte oder andere 
Öffentliche Minifter und Konfuln betreffen, über alle Gegen⸗ 
ſtände der Admtralität und der Marine, iiber Streitigkeiten‘ 
zwifchen zwei oder mehreren Staaten, zwifchen einem Staate 
und Bürgern eines andern, zwiſchen den Bürgern verſchie⸗ 
dener Staaten: wilden Bürgern einss Staats, welche 
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Die Streitigkeiten der Souveraine unter fih und fo 
weit fie Lontenfios wären — 3. B. Gränz-Succeſſions⸗ 
Irrungen, machten den KHauptgegenftand feiner Enticheidungen 
aus! Streitigkeiten mit ihren Unterehanen, befonders, wo 
die kleinern Souveraine als Privati erfchienen, würden den 
zweiten Platz des neuen Geſchäftskreiſes beſtimmen, und ale 
dritter Segenftand ſich die Streitigfeit mit Mediatifirten 
den einzelnen Souverainen nicht untergebenen Fürften und 
Grafen darftellen.. Hieran liefen ſich die Kriminalfälfe, ſo 
nad der Bundesafte an ein Aufträgalgeriht verwieſen find, 
anreihen, und bei minder mächtigen Sonverainen auch die 
Vormundfchaftss Angelegenheiten damit noch anlnüpfen. Für 


eingegangene Kompromiffe müßte das Gericht füch als Richter _ 


gebrauchen laſſen, und dabei das gehörige. Augenmerk auf 
die Gerechtigfeitspflege abſeiten derjenigen &Sonveraine, Die 
wegen des geringen Umfanges ihres Landes die gehörige 
oberfte Juſtiztribunale ju errichten, nicht wohl im ‚Send 
feyn mögten, vorzüglich mit richten. 

Nach meiner früherhin gelieferten Anficht würde dies 
Gerichte im Namen der Souveraine zu Handeln und zu 
fprechen haben.. &eine Ausſprüche könnten daher per for- 
mulam > in Sachen — erkennen wir zum Gerichte des hohen 
Rheiniſchen Bundes Hochverordnete — wie bei vielen Ters 
ritorialkollegien abgefaßt und befannt gemacht werben. 

Das ganze Gericht beftünde aus einem Vundesrichter, 
aus zwei Bundesgerichtsdireftoren und 14 Dundesräthen. 
Es würde in zwei Senate adgerheilt, worin in jedem 7 
Räthe und ein Bundesgerichtsdireftor fahe. Im Falle ein 
Bundesrath nicht in sessione erfchiene, müßte der Direktor 





"Ländereien zurückfordern, die von andern Staaten verfichen 
find; endlich zwifchen einem Staate oder befien Bürgern unb 
auswärtigen Staaten, Bürgern oder Unterthanen. 
— W. 
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mit votiren und iiberhaupt beide diefe Direktoren als per- 
petui- correferentes in den wichtigften Definitiv: Erkennt 
aiffen ſich gebrauchen Laffen. 

Den Rang diefer Perfonen müßte man ausdriidlich 
nad) demjenigen Verhältniffe, worin fie zeithero gegen andere 
Btaatsdiener feillfhmweigend geftanden, beftimmen und für 
fie ſtatt der altſpaniſchen Tracht eine nach unferem Zeitgeifte 
eingerichtete Uniform vorgefchrieben werden. Für den Ans 
fang wäre als Bundesrichter der zeitherige Kaiferliche und 
Reichskammerrichter und als Bundesgerichtsdireftoren bie 
zwei Neichsfammergerichtspräfidenten zu ernennen. 

„Sin dergägige ..ernennete dieje Perfonen das Kollegium 
ber Könige: jedoch auf feinen Fall ein anderes Subjekt, als 
welches fchon wenigſtens 6 Jahre bei einer Juſtizbehörde 
gearbeitet hätte. . 

2. AG Bundesräthe wären 14 der yeitherigen Reichskam⸗ 
mergerichtss Heifger. yon der Geſammtheit zu ernennen; in 
der Folge aber diefe Räthe non den Souverains nach dem 
Berhältniffe ihrer. Beiträge zur. Unterhaltung des Gerichts 
34 präfentiven und von ‚den Eleineren Souverains etwa ein 
Nash nach. einem turno zu ftellen. . 

Wer Bundessarh werden wollte, müßte 6- Jahre Gang 
bei einem Juſtiztribunale gearbeitet und dabei noch jederzeit 
vor feiner Annahme durch ein halbjähriges Mitvotiren in 
einem der Senate die gehörige Probe feiner theovetifchs 
praßtifchen Kenntniffe ablegen. j 

Des Bundesrichtere Gehalt, ‚fo wie der beiden Direks 
toren wäre. wie jener, den dieſe Männer bei ihrer vorherigen 
Stelle an dem Kreis s .und Neichstammergerichte zugefichert 
gehabt; eben dies Verhältniß ließe fich auch bei den Bundes 
räthen annehmen; . jedoch müßte jeder Bundesrath fih ans 
beifchig machen, nie wieder in die Dienfte der einzelnen 
Souveraine treten zu wollen, erhielte dafür aber auch nebft 
einem Bewittuin von circa 1000 Rthlr. für ſeine Frau, und 


103 


im Falle er nur Kinder hinterließe, Bis feine Kinder oo Jahr 
alt geworden, eben dieſe Summe zugeſagt und zugeſichert. 

Bei der geringeren Anzahl von Bundesräthen, und wo 
der Gehalt der Boten, wie ich unten bemerken werde, ganz 
hinwegfiele, könnte vorbenannter Antrag und Ausgabe, ohne 
ein neues Mittel dazu ausfindig zu machen, leicht beſtritten 
und möglich gemacht werden. 

Schon zur Zeit des Raſtatter Kongrefis machte in 
einem anonymen Schriftchen der würdige KRammergerichts; 
Beifitzer von Ullheimer den Vorſchlag, des Gerichtes Uns 
techalt durch die Revenüen aus einem Ländchen zu fichern. 
Es wäre zu wiinfchen, daß bei dereinftigem Frieden diefer 
Vorſchlag ſtatt fände, beſonders, wo bei den neueften Vers 
anderungen, bei aufgehobener Kreiseintheilung die Beſtim⸗ 
mung nach der Mairikul, wie durch die abgedruckten Ver⸗ 
zeichniſſe von gewiſſen und ungewiſſen Kammerzielern ſich 
fattfam ergeben wird, Aufferft ſchwer ausfallen dürfte. 

As fubalternes Perſonale müßte eine neue Kanzlei in 
verjüngtem Maafftabe, beftehend aus drei Sekretarien und 
zwei Acchivarien fammt Kopiften, erngnnt und in paritate 
religionis präfentirt werden. Sie ſtünden unter dem Ges 
richte, wie jedes gerichtsangehörige Subjekt. Der ältefte 
von den Sefretarien wäre in gewiſſer Hinſicht ihr Chef, 
und alle drei erhielten ihren Gehalt von circa 1200 fl. aus - 
des Dundesgerichtes Suftentationgkaffe, fo wie der Gehalt 
der geringeren Kanzleiperfonen, infonderheit der Kopiften, 
aus den Ranzleis Targefallen zu beftreiten bliebe, 

Ihre Ernennung fünnte man dem Bundesgerichte fiber: 
laffen,, fo wie dies auch die Advofaten und Profuratoren zu 
ernennen hätte, deren Zahl auf 10 beſchränkt werden könnte. 

‚Ale müßten ein fivenges Eramen aushalten, und unter 
den witrdigften entfchiede bei ihrer Annahme die Länge ber 
fhon vorher gehabten Praris bei einem andern Dikafterio. 
Die Infinuationen würden an der Souverainen Agenten 


x 
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gefhehen, und fielen hiernach bie Kammerboten ganz tag. 
Der Gerihtsdiener müßte die Inſinuationen vollziehen und 
erhielte hieraus jeinen Gehalt. 

Meplar könnte bei den jebigen Verhältniſſen zu Grand 
reich am erflen zum Sitz flir das Bundesgericht ausgeſehen 
‚werden. Don Seiten Franfreiche würde der Gefchäftsgang 
bei dem Schutze des Stifters des neuen Vereins feinen Kin: 
derniffen ausgefeßt werden und auf jeden Fall beſtimmt 
werden müflen, daß zu keiner Zeit mit Kriegstruppen Beh 
kar belegt werden diirfte, 

In Wetzlar find die der Gefammtheit noch zuftehenden 
Gebäude, die Akten fo vieler noch unentfchiedenen Rechts—⸗ 
ſtreite, die Senatsprotokolle, auf die gar oft würde recurrirt 
werden müſſen, und folglich bliebe dieſe Stadt, wie zeither 
hiezu der erſte Platz. 

Gern würde dieſe Stadt das Brandholz, wie zeicher, 
zu den Rathsſitzungen liefern, und. von Sr. Hoheit dem 
Herrn Fürften Primas ſteht um fo mehr zu hoffen, daß 


Höchſt Sie zur Sicherheit, der Gerichtsaften die nöthigen 
Bewachungen verfchaffen werden, als nur durch dis Anweſen⸗ 
heit eines ſolchen Perfonals Wetzlar von feinem völligen - 


Ruin gerettet werden könnte. 

Für den Geſchäftsgang müßte eine neue Orbnung ent 
worfen, und dazu vier der Deifiker ernannt werden. Hiebei 
wäre vorzüglih auf eine ſtete Prozeßdirektion mitzufehen, 


der Unterſchied zwiſchen Extrajudizial⸗ und Judizialſachen zu 


verbannen, und die Audienzien nur für die Publikation der 
gefällten Sentenzen annoch zu belaſſen. 


In jeder Woche wäre nach geendigter Seſſionszeit eine 
ſolche Audienz unter Vorſitz des Bundesrichters, eines der 
Direktoren und eines Rathes zu halten. 


In jeder Woche müſtte der Senat amal beſucht werden, 
und fielen hiernach alle Postfesta für ſich hinweg. 


» 
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Don Morgens 9 bis ı2 Uhr blieben die Sefjionen zu 
halten. .. 
Das Plenum entſchiede die in Senaten entſtehenden as 
ria; der Bundesrichter hätte fih eines Voti bei abermals 
entftehenden Parien zu erfreuen, und im übrigen bfiebe des 
vollen Rathes Beſtimmung, wie vorher am falferlichen 
und Reihsfammergerichte. 

. Sollte man Bedenken tragen, dem Peoteftor für allzeit 
die Erekution gefprochener Erkenntniffe zu übertragen, fo 
würde es der Sachen Ordnung. am erſten entfprechen, wenn 
man als perpetuos 'executores einen der mächtigften 
Fürſten von Süden und einen von Norden aus der Anzahl 
der Sonveraing erwählte. Eventualiter wiirde der’ zweits 
mãchtigſte als perpetuus executor ebenfalls zu beſtimmen 
ſeyn. 

Sollten dieſe meine vorgelegten Ideen einiger Berückſi ch⸗ 
tigung würdig erachtet werden, ſo wäre mein innigſter 
Wunſch, bald die Hand an das erhabene Werk gelegt zu 
ſehen, eben ſo aufrichtig, als ſehnlichſt mit mir jeder gut⸗ 
denkende Deutſche einem baldigen Frieden entgegenſieht, und 
ſein Herz nur noch die Hoffnung, deutſche Freiheit von 
neuem unter der Aegide unpartheiiſcher Juſtizpflege für jedes 
Verhältniß begründet und befeſtigt zu ſehen, bei den vielen 
Drangſalen des Krieges ſtärken und fühlen kann. 


——— — “ 
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* 9. 
Beſtimmung der ftaatörechtlichen Verhältniſſe der 
mediatiſirten Fürften und Grafen im Großher- 
zogthum ‘Baden. 





Barı Sriedberih von Gottes Gnaden, Groß; 
herzog von Baden, Herzog von Zäh— 
ringen ꝛe. ꝛc. 

Bei näherer Beſtimmung derjenigen Verhältniſſe, welche 
künftig zwiſchen Uns und denjenigen vormaligen deutſchen 
Reichsfürſten und Grafen ſtatt finden ſollen, die durch die 
Rheiniſche Bundesakte vom ıaten Juli 1806 Uns zugewaridt 
find, .gehen Wir von dem Kauptgefichtspuntt aus, daß bit 
Abſicht jener Akte vorzüglich diefe war, die Regierungen der 
deutſchen Staaten zu koncentriren, ihre Kraft dadurch, {pi 
‚wohl in der Auffern als innern Staatsverwaltung zu erhöhen, 
und den Souverainen diejenigen Rechte und Einkünfte zu 
geben, welche nothwendig ſind, um das Band mit ihren 
neuen Unterthanen feft und dauerhaft zu fnüpfen, "den 
Wohlſtand der letztern zu vermehren, und diejenigen Laſten 
zu tragen, weiche zu Erreichung biefes Zweckes erforderlich 
find. 

Sekeitet von diefem oberften Srundfage, durchdrungen 
von dem reinften und innigften Wunſche, in den Uns zuges 
fallenen mediatifirten Landen, wo es nöthig und thunlich 
erfcheint, merkliche Adminiſtrations / Verheſſerungen vorzunehs 
men, die Landesfultur zu erhöhen, den Unterthanen die 
Entrihtung ihrer Abgaben, fo viel möglich zu erleichtern, 
diefelben mithin durch den Erfolg feldft von Unfern hegenden 
fandesväterlihen Abfichten zu überzeugen — finden Wir Ung 
bewogen, mit Rückſicht auf die Beftimmung der Bundesafte 


— 


07 


und die Uns vorgetragenen Wünſche ber. Otandesherren, 


folgendes einſtweilen raue anzuordnen, 
1. 

Die Standesherren ſi nd als Staatsbürger zu betrachten, 
ſie haben ſtatt förmlicher Huldigung Uns und Unjern Nach⸗ 
folgern in der Regierung, ihre und ihrer Familienglieder 
Unterwerfung ſchriftlich zu bezeugen. 

§. 2. 

Ihnen wird auf Verlangen eine Ehrenwache von unſe⸗ 
rem Militär an allen denjenigen Orten ihrer Standesgebiete, 
wo Militär in Garniſon iſt, bewilliget. Gleiche Vergünſtigung 
genießen auch die Wittwen der Häupter der ſtandesherrlichen 
Familien in Garniſonsorten der Standesgebiete. Denenjenigen | 
Stanbesherren, welche die Bewachung durch ihre Jäger oder 
andere eigene. Bedienftete auf ihre eigene Koften, einer „lan: 
desherrlichen Ehrenwache vorziehen, bleibt die Haltung eines 
ſolchen eigenen Trabantenkorps von 25 bis do Mann frei⸗ 


geſtellt. 
— 3. 


gn Betreff ihres, beftändigen Aufenthalts giebt die be: 
Rimmte ‚Verordnung des $. 31. der Bundesakte Maaß und 
Ziel. Einen temporären Aufenthalt auſſerhalb der dort be: 
nannten Lande werden Wir Ionen nach Umſtänden nicht 
erſchweren. .. 
§. 4. 


Im Kirchengebeth iſt des Standesherrn und ſeines 
Hauſes nach Uns und dem Unſrigen, jedoch ohne nähere 


Spezialiſirung, als bei diefem üblich iſt, zu erwähnen. Syn 
Trauerfällen der ftandesherrlichen Familien wird das Kirchen⸗ 
geläute im Standesgebiete halb fo lange, als bei gleichen 


Sällen in Unferer Familie bewilliget. 
5 
Die bisher beftandenen Familiengeſetze der Standesherren 
bleiben in ihrer Kraft, fo weit fie mit der Bundesakte und 
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Unſern Landesgeſetzen verträglich find. Ihre FamilienAuto⸗ 
nomie wird ihnen belaſſen; doch unterliegen die dahin gehö⸗ 
tigen,. ſowohl bereits vorhandene als künftig zu gebende 
Verordnungen, wenn fie gültig ſeyn follen, Unferer Einſicht 
und Veſtättigung. 

§. 6. 


Sn allen ihre Perſonen und Familien betreffenden Ge⸗ 
genftänden der willführlichen Gerichtsbarkeit, ſtehen fie unter 
Unferer und Unferes Miniftertums oberfter Leitung. Diefes 
bat auch die obervormundfchaftliche Dbforge über minder 


jährige und fotche Standesherren, die nad), den Geſcken in 


bevörmunden find: 
em \ 

Sn fireltigen Rechtsfachen werden die Standesgerrit 
rückſi chtlich Ihres Perſonal⸗Gerichtsſtandes, wie unſere ze 
vilegirteften Staatsbiltger behandelt. | 

Der nämliche Gerichtsſtand findet auch rückfichttich aller 
vom Staate verlichenen obrigfeitlichen Berechtigungen der 
' Standesherren ſtatt. Ihre Patrimonialgiiter und alle darauf 
haftende Einkünfte und Berechtigungen‘ werden in der Regel 


als kanzleiſäßig betrachtet, und ftehen daher unter‘ dem - 


Kofgerichte der Provinz, zu welcher fie gehören. Ausnahme 


weiſe davon Bleiben nur diejenigen ihrer Gitter amtsfäftg, 


die einer beſtimmten Ortsgemarkung einverleibe und: beh 
Gemarkungsrechten unterworfen ſind. 
g 

In Polizeiſachen haben die Standesherren zwar wie 


andere Unterthanen die Polizeigeſetze zu beobachten. Aber 


für ihre Perſon unterliegen die Hãupter der ſtandesherrlichen 
Familien innerhalb ihrer Standesgebiete keiner ſtändigen 
exekutiven Polizeigewalt, ſondern fie find nur Uns allein und 
denjenigen, die Wir etwa in vorkommenden Fällen beſonders 


beauftragen werden, Für polizeiwidrige Handlungen verant⸗ 
wortlich. Auſſerhalb ihrer Standesgebiete ſtehen ſie unter 


109 


denjenigen polizetlihen Obrigfeiten, denen Unſere privilegir: 
teften Staatsbürger unterworfen find. 

. 9 

In peinlichen Fällen fegen Wir die nähere Beftimmung 
der den Häuptern der ftandesherrlichen Käufer durch - den 
sBten Artikel der Bundesakte vergönnten Aufträgal: Inftanz 
auf Uebereinkunft mit ihnen aus. Des nämlichen Standess 
Privilegii find aud) ihre Semahlinnen und Kinder, während 
den Lebzeiten ihrer Gatten und Väter, theilhaftig. Die 
übrigen Glieder der ſtandesherrlichen Familien hingegen haben 
hierin den Gerichtöftand der privilegirteften Unterthanen. 

Die in Keiminalfachen gegen Standesherren bis zum 
wirklichen Prozeß etwa nöthigen polizeilichen Maaßregeln 
werben in gewöhnlichen, jedoch ihrem Stande und Anfehen 
angemefienen Wegen ergriffen. | 


“ $. 10. - | 

Die Lehenherrfchaft über die Standesherren, welche Uns 

fern alten Landen, und jenen, die Wir durch den Reichs⸗ 

friedensregeß 1805 oder durch den Preßburger Frieden 

erlangt baden, anhängt, und innerhalb Unferes fouverainen 
Landesbezirks auszuüben iſt, ſoll ferner fortbeſtehen. 


$. 11. 

m Betreff derjenigen Paffi vlehen der Standesherren, 
welche vorhin gegen das deutſche Reich, gegen die öſter/ 
reihifhe Monarchie im Ganzen, gegen nicht abgetretene 
kaiſerlich öfterreichifhe Provinzen, gegen die Lande anderer 
Souveraine Lehenspflicht auf fich gehabt haben, begeben Wir 
Uns für alles Privargut zu ihrem Vortheil der Uns anges 
fallenen Lehenherrfchaft. Dagegen verlangen Wir aber, daß 
die Standesherren alle Jurisdiktion, die fie innerhalb Unferer 
Lande behalten, ohne Ausnahme, mithin auch da, wo fie 
vorhin von Niemand zu Lehen giens, als Thron Mannlehen 
von Uns anerkennen. 
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$. 12. u 

Diejenigen Lehen, worüber den Standesherren die Lehens 
herrfchaft über andere als fouverain gewordene Herren zus 
geftanden. hat, bleiben demſelben in fo weit, als damit nur 
Güter, Renten und Rechte, die ein Privatmann als ſoichet 
haben kann, lehenbar ſind. I 

G. 13. ze 

Ueber die Perfonen, Unterthanen, betſchatten und 
kanzleiſäßigen Güter derjenigen Kavaliers, welche bisher ganz 
oder rückſichtlich einzelner Hoheitsrechte den Standesherren 
unterworfen waren, höre ků nftig alle obrigkeitliche Gewalt 
derſelben, welchen Namen und Umfang ſie auch immer ge⸗ 
habt haben mag, auf. Dieſe Kavaliere und ihre Beſttzungen 
treten ganz in "diejenigen Berhäteniffe ein, in welchen ber. 
vormals unmittelbare Adel, und feine Beſitzungen, künftig 
in Unſerem ſouverainen Staate beſtehen wird. 

§. 14. 

Die Unterthanen in den ſtandesherrlichen Vejirken haben 
Uns als Souverain nach anliegender Formel *) den Hul⸗ 
digungseid zu leiſten. 

§. 15. 

Den Standesherren Bleibt ferner bie Ernennung ihrer 
Beamten zu Ausiibung der niedern Juſtiz und Polizei; je⸗ 
doch fin nd fie hiebei an ſolche Subjekte gebunden, welche 
geprüft? und nach Unſern Landesgeſeben für fähig zu ders 
gleichen Dienften erkannt: find. 

Auch haben ſie jedesmal den Ernannten Uns und Un⸗ 
ſerem Miniſterio anzuzeigen. Das gleiche Ernennungsrecht 
bleibt auch den Standesherren rückfichttich aller den Heimtern 
untergeordneten Polizei s und Yuftigbedienten, fo weit niche 
sine ausdriickliche Ausnahme von Uns gemacht ifl. | 
m) Im dem uns abfeprifslich mitzetheilten Edifte lag dieſe Formel niche 
bei. 


$. 16. 

Die zur Juftis s und Polizeiverwaltung beftimmten 
ftandesherrlichen Diener find Uns nad) anliegender Formel *) 
mit Handtreue zu verpflihten: Sie find Uns und den von 
Uns niedergefeßten höhern Juſtiz- und Polizeiſtellen riicks 
ſi ichtüich ihrer ganzen Dienſtleiſtung verantwortlich, und, ſchul⸗ 
dig, Unſere und ihre Befehle in Dienſtſachen zu befolgen. 
Sie fönnen ohne Unſer Vorwiſſen und Unfere Genehmigung 
nicht entlaffeh werden. Ihre Schalte haben fie in der Regel 
aus den Einkünften, welche den Standesherren bleiben, zu 
beziehen; fo weit nicht bisher Theile davon aus den Une 
zufallenden Steuer: und Hoheits- oder aus den Amts: und 
Gemeindekaſſen bezogen worden ſind, und diefes nad) ges 
ſchehener näherer Erörterung der Verhältniſſe ferner von 
Uns äugelaften wird. 


$. ı7. 

In Ausübung der bürgerlichen Jurisdiktion in zweiter 
Inſtanz über die amtsſäßigen, in erſter Inſtanz über die 
Fanzleifäß igen Unterthanen der Standesbezitfe, fodann der 
Strafs und peinfichen Gerichtsbarkeit innerhalb diefer Bei 
zirke, fo weit diefelbe nach Unferer Landesverfaffung den 
mittlern Gerichten zugeftanden wird, bemwilligen Wir den 
Standesherren die Haltung von Juſtizkanzleien unter der 
Bedingung, daß fie diefelden aus den ihnen bleibenden Eins 
künften unterhalten, und daß diejenigen, welche darzu ein 
eigenes Perſonal von wenigſtens zwei Räthen nicht aufſtellen 
können oder wollen, ſich einem nächſtgelegenen innländiſchen 
Standesherren auf gewiſſe, von Uns zu genehmigende Ber 
dingungen anfchließen, wodurch fie bei deren Befekung eine 
billige Konkurrenz erhalten. 

Starte der Ernennung, Verpflichtung und Dienſt⸗ 
— — — —— — — 
Iſt uns ebenfals nicht mitgetheiit worden. 





}12 | 
verhältniffe der dazu gehörigen Diener, gilt im Allgemeinen 
eben das, was $. 15. über die Beamten angeordnet ift. 

G. 18. | 

Zu. Verwaltung der — den Standesherren bleibenden 
Einkünfte — ſtehet denfelben die freie Ernennung und Hal⸗ 
tung theils von Receptoren, Forſt⸗ und Bergbeamten, theils 
von Rent⸗ oder Hofkammern zu. Die dahin gehörigen 
Diener find als folche, und fo ferne ihnen nicht Jurisdiktions⸗ 
oder Molizeigewalt übertragen wird, in welchem alle fie 
unter die Rathegorie des $. ı5 und 16, gehören, Uns nicht 
zu verpflichten, müſſen aber Unterthanen ſeyn, oder wenigſtens 
naturalifier werden, und als Unterthanen Uns huldigen. 
Gleiche Bewandniß hat es mit den KHofdienern der Standes 
herren. Sie, können, wie zuvor, die bisher üblichen Hof⸗ 
‚würden an ihren Höfen ertheilen. Bloſe Tirufatur;Ertheilung . 
von Dienften werden Ihnen aber von Uns nicht zugeflanden. 

. 1% 

Die Geſetzgebung in allen ihren Theilen iſt zwar ein 
Uns allein innerhalb Unferer Souverainitätss;fanden zuftehens 
des Necht. Indeſſen rechnen Wir bieher nicht die Gebote 
und Verbote oder Verkündungen an einzelne Staatsbiirger 
und ſtaatsbürgerliche Verſammlungen über das, was der, 
dem die vollziehende Gewalt anvertraut ift, als Willen des 
Sefeßes erkennt und zu vollziehen gedentt. Solche Gebote 
und Verbote können die Standesherren und die ihnen unters 
geordnete vollziehende Behörden über alle diejenigen Gegen 
ftände, die in den Umfang ihrer obrigkfeitlichen Gewalt 
gehören, erlaffen, und find dafiir Uns und den von Uns 

gefesten obern Behörden verantwortlich. 


G. 20. 


Die Gnadenbriefe oder Privilegien, womit einem Dre, 
einem Stand oder einer Perfon bleibende Vorzüge, oder 
foutdauernde Ausnahmen von den Geſetzen und Werbindlicht 
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fetten bes Staats ertheilt werden, find Ausfliſſe der Uns 
allein zuſtehenden geſetzgebenden Gewalt. 


Bloße Loszählungen oder Dispenfationen von Staats 


angehörigen wegen einzelner voriibergehender Handlungen 
Bingegen werden Wir den. Standesherren und ihren unters 
geordneten Behörden nah) Befinden in folchen Fällen zu 
eetheilen, zulaffen, wo in den Geſetzen ſelbſt der Wille des 


Beſetzgebers, daß unter gewiſſen Umſtänden Ausnahmen 


ſtatt haben ſollen, ausgedruckt iſt. 
21. 

- Die Publikation der Sejete gefchieht in den Standes; 
bezirken ganz eben fo, wie auf die auch in Unſern übrigen 
Landen übliche Art. - 

Einſtweilen, und bis auf Aenderung, Bleibt es in den 
mebiatifirten Landen, die zu Unſerer Souverainität gehören, 
Bei ber bisher dort eingeführten Gefeßgebung. 

6, 28. 

Die Jurisdiktion in bürgerlichen, Rechts⸗- und polizei⸗ 
lichen Strafſachen iſt künftig von den landesherrlichen Aem⸗ 
tern ganz mit eben dem Gewaltsumfange zu verwalten, wie 
‚fie von den Aemtern Unſerer alten Lande beſorgt wird. 
Jedoch kann ſich ihre Gewalt nie weiter als auf den Um⸗ 
fang ihrer ſtandesherrlichen Bezirke erſtrecken. 

In Kriminalſachen ſind nur die Prozeſſe, bis ſie zur 
Entſcheidung reif ſind, die von der höhern Serichtsbehörde 
- gefällt werden muß, von den flandesherrlichen Aemtern zu 
inftruiren. Dahingegen hören fiir die Zufunft alle von den 
Standesherven und in ihrem Namen ausgeübten ventbaren 
Rechte in ritterfchaftlichen und andern SDrtfchaften Unſerer 
Eouverainitätsiande, auſſerhalb ihrer Standesgebiete, auf. 

In Eheſachen gehören alle Verhandlungen, fo weit fie in 
den Sränzen der gütlichen Vereinbarung bleiben, nor diefelbe, 

Wegen der Eheprozeffe aber Bleibt es bis auf weitere 
Verfiigung bei der bisher in den medintifisten Landen üblichen 

ur | 8. 


⸗ 
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Behandlungsart. Wegen des. Gewaltumfangs der‘ mittlern 
Gerichte beziehen Wir Uns auf $. 17. Er ift dem Unjerer 
Hofgerichte analog. 


fi 


G. 23. 

In Hinſi cht auf die Polizeiverwaltung ſtellen Wir al⸗ 
Regel auf, daß alle diejenigen Gegenſtände, welche nicht 
hierunter namentlich ausgenommen und ausſchließlich der 
obern Polizeigewalt vorbehalten find, der ordentlichen Leitung e 
und Obſorge der flandesherrlichen Behörden unter der Ober⸗ 
aufſi cht Unſerer. Landes⸗- und Provinzſtellen, und mit der 
Einſchränkung überlaſſen werden, daß Unſere und ihre Ein⸗ 
ſchreitung, Leitung und Anordnung ſowohl in Rekursfällen 
der Betheiligten, als auch ſonſt, ſo oft und ſo weit es gut 
gefunden wird, eintreten können. — Unter jene der Oberpo⸗ 
lizei ausſchließlich vorbehaltene Gegenſtande gehören folgende: 


$. 04 
Die Bildung, Beſtättigung oder Auflöfung von Ger 


Meinden » Körperjchaften und Staatsanſtalten, bie. Beſtim⸗ 


mung ihrer Verfaſſungen, die Ertheiluns von Rechten und 
Freiheiten an ſie. | 
. 85. 

" Das Erfenntnifi über die Befähigung der Kandidaten 
in allen. Fächern, wozu höhere wilfenfchaftliche Kenneniffe 
erfordert werden. Die Erlaubniß;Ertheilung in diefen Fächern, 
namentlich im rechtlichen, mebizinifchen, chirurgiſchen Fache 
zu praktiziren. | 

Die Ernennung zu Phyſikaten und Landes: ‚Chienegaten, 
fo weit die Befoldungen folcher Stellen ganz oder vorzüglich 
aus folchen Kaffen geſchöpft werden, welche bei der Aörheis 
lung der Einkünfte Uns zufallen, oder zum größeren Theil 
oder ganz aus Landes: oder Gemeindskaſſen abgereicht werden. 
| . 26. 

Die Wahrung, Erhaltung und Berichtigung Unſerer 


Sandesgrängen ſowohl, als überhaupt aller Uns und Un 
Lande gegen Auswärtige zukommende Berechtigungen. 

Die Beforgung des Intereſſe Unfers Staats und ſei 
Theile in den Derhättniffen mir Auswärtigen, vückfühtli-. 
aller Zweige des öffentlichen Wohle. Ä h 


. 2q. 

Die Annahme Landfremder jeder Religion zu Landes 

Unterthanen, die Entlaſſungen der Unterthanen auſſer erde: 
I . 28. 

Die Ertheilung von Gewerbss: und Kandelsfreihe:- 
aller Art, namentlih von Mühlen: Baus und SS: ht *. 
Konceffionen, von freier Ein: und Ausfuhr der Pre: 
von Stadts und Markt: Berechtigungen. 

| $. 29. 

Das Miünzs Red. | 

| . 30. | | 

Das Poſt-Recht und die dazu gehörigen polizeitichen 

Einrichtungen. 
$. 31. 

Die Sorge für die Errichtung und Erhaltung der öf— 
fentlichen Poſt⸗ und Landesſtraßen, auch ven Bau der ſchiff— 
baren Flüfe und Ströme, fo weit alles dieſes auf größere 
Bezirke ſich ausdehne, auch öffentliche Verwendungen und 
artificielle Kenntniffe fordert. Das Geleits: Recht. Die Ers 
theilung von FloßsSerechtigkeiten, Fahr; Nechten, - Markt 
Schiffs: Privilegien. 

9. 32. 

Die Oberaufficht über die Waldkultur, die Anftaften zu 
Berhinderung der Wald: Devaflationen, die Anordnung der 
zu dieſem Ende anzufiellenden Bifitationen, die Verbote dee 

Holzverkaufs aufjer Landes, wo es nöthig erachten wird; die 
Erkenntniſſe über die Befähigung der Forftfandidaren, die 
geſetzliche Beſtimͤmung der Forſttaxen und Strafen, und 


, 
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ihre Ermäßigung in Rebursfällen, weiche Befugniſſe Gegen⸗ 
‚ftände der Uns allein zuftehenden Oberforſteilichkeit ſind. 
9. 33. 

Rackſchtlich aller in Uuſern Landen vorhandenen Reli⸗ 
gionen gebühret Uns allein und dem jeweiligen Souverain 
die Kirchenherrlichkeit, und rückſichtlich der proteſtantiſchen 
Religionen, insbeſondere die Kirchengewalt. | 

$. 34. 

Hiernach behalten Wir im Allgemeinen Uns vor, daB 
Recht, Neligionen zu dulden, thnen Religionslibung zu ge 
ftatten, die Prüfung und Approbafion der Kandidaten zu 
Geiſtlichen und Lehrſtellen; die Zulaſſung der von den Pa⸗ 
tronen zu Kirchendienſten präſentirten Subjekten von Staats 
wegen; die Einwilligungs-Ertheilung und, nach Befinden, 
Mitwirkung bei Pfründ-Reſignationen, Pfründ-⸗Einungen 
und. Theilungen; die Aufſicht auf die Amtsführung der Geiſt⸗ 
fichen, der Lehrer und die Ordnung der Schul: und Unter; 
richtsanftalten, welche bei den Katholiten durch die Verhält⸗ 
niffe mit der Kirchengewalt modifizivt iſt; die. Oberauffiche 
auf die Verwaltung der Kirchenfabrifen und Lofalftiftungen 
zum Kirchen s und Schulweſen; die nähere Aufficht über 
Provinzialftiftungen, jedoch mit: Vorbehalt der Stiftunge 
gefeßlichen Anordnungen, die Anorönung von Kirchenbaulich⸗ 
keiten und deren Leitung. 

$, 35. j 

Bei der ' proteftantifchen Kirche insbeſondere gebühret | 
Uns das Recht, Kirchenordnungen zu machen, Konfiftorien 
und Kivchenräthe anzuordnen, Didcefen zu organifiren, 
Superintendenten und Inſpektoren zu ernennen, und übers 
haupt ſtehet Uns, als proteftantifchen Pandesheren zu, die 
ganze geiftliche Regierung in ihrem vollen Umfange zu leiten, 
wobei Wir forgfaltigft darauf zu achten gefonnen find, daß 
der Unterricht in den Kirchen und Schulen Unferer Sande 


nicht in den Vortrag einer bloßen Moral ausarten, fondern 
) 
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daß ſtets der lebendige Glaube an Jeſum, den Erlöfer und 
Sohn Gottes, gelehrt und aufrecht erhalten werde. 
$. 36. ' 

Den Standesherren bleibt die Vergebung von Kicchens 
and Schuldienſten an geprüfte und dienſtfähig anerkannte 
Subjekte an allen Orten Unſerer Lande, wo fie Patronatrechte 
hergebracht haben, wobei Wir Uns die Uehereinkunft mit 
ihnen wegen Vergebung der Pfründen an Drten, wo ein 
ſchickliches Lofale zu Landdechaneyen, Superintenduren und 
Sinfpektoraten ift, nad) Umftänden vorbehalten. Berner bes 
halten fie die Verwaltungsobſorge für Kirchen, Fabriken, 
Lofalftiftungen, Patronatftiftungen, wovon fie Patronen find, 
unter Unferer DOberaufficht. 

$. 37. | 

Das Recht der. Milttärkonftription fallt mit dem ganzen 
Umfange der Militärgewalt an Uns. Daher gebührt Uns 
auch die Dispofition ‚tiber Diejenigen Landeskaſſen und Eins 

künfte, die bisher zu Beſtreitung des Militäraufwands 
beſtimmt waren. 
$. 38. 

Unter das Recht der Auflagen, welches Uns zukömmt, 
rechnen Wir: | 

a) Die Beftenerung, wobei angeordnet wird, daß die 
Liegenſchaften und Einkünfte dev Standesherren eben fo, wie. 
die der Fürften Unferes Haufes in ordentlihe Schakungen 
gelegt werben follen. 

b) . Den Accis, Licent, AfundsZol und alle Abgaben, 
die auf Gegenſtände des Lurus gelegt werden dürften. 

c) Die Nusungen der Waſſerſtraßen von Seen, fchiff: 
baren Strömen und Flüſſen, namentlich Waſſerzoll, Flotzgeld, 
Waſſerfallzinß. 

d) Den Ertrag der Lands Heers und Poſtſtraßen, na⸗ 
mentfich Landzoll, Geleitsgeld. — Das Ehanffee: u. Brücken: 
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geld iſt der Unterhaltung der Chauſſeen und Brücken eigende 
gewidmet. 
e) Das Beſalzungs-Recht. 
f) Das Salveter : Regal. 
g) Das Recht iiber herrens und erblofes Gut. — Die 
Lacherben Gelder. Das BeftandsErbe, wo es hergebracht iſt. 
bh) Das Stempel: Papier. 
1) Die geiehgebende und ober ſtrichter liche Gewalt in 
‚rerfachen, namentlich auch das Recht, Schurfzettel 
m ftandesherrlichen Eigenthum zu ertheilen; das 
2 raufsrecht der Bergwerks⸗Ausbeuten. 
4. 


Als theilbar zwiſchen Uns und dem Standesherrn ew 
kennen Wir: 


a) Das Oumgeld. 

b) Die Suden: Schußgelder. 

Ueber diefe Zweige von Einkünften behalten Wir Uns 
vor, nach näherer Erörterung der beftehenden Verhältnifie, in 
den einzelnen mediatifirten Landen, das Weitere zu beſtimmen. 

c) Die Serichtsbarkeits: und Polizet:Gefälle, auch Taren 
und Sporteln, welche in fo weit den Standesherren zufallen, 
als die urisdiktiong « und Polizei s&efchäfte von den Stel: 
fen, welche fie befeßen und befolden, beforgt werden, mobei - 
fie jedoch verbunden find, Unſern jekt oder künftig emaniren: 
den landesherrlihen Tar : und SportelsDrdnungen fih zu 
unterwerfen. 


$. 40. " 
Den Standesherren allein verbleiben: 

a) alle Einkünfte von ihren Domanialhöfen, eigen: 

thinmlichen Gütern, Schäfereyen, Erbiehen. 

b) Alle bisher bezogene Zehnder und Bodenzinnfe, wo⸗ 

‚bei Wir anordnen, daß fünftig der Neubruchzehnde dem 

ordentlichen Zehndherrn zufallen folle, jedoch mit Ausnahme 

des. Falles, wenm aus nnzehndbarem Felde eine neue Orts⸗ 


119 


oder Sofd Anlage gemacht wird, wo er Uns als Oberherrn 
gehört. 

c) Die eigentümtichen Brauereien, Ber: Wein! 
Brandwein Verlag. 

d) Alle aus dem Leibeigenfchaftsverband fließende Ab: 


gaben, als Leibſchilling, Rauchhühner, Todtfal, Manumiſ⸗ 


Ronsgeblihren ꝛc. ıc. 

e) Die Zwangnutzungen, die ſich auf einzelne Ortfchaften 
und kleinere Diſtrikte beſchränken, als Bannkeltern, Bann⸗ 
backöſen, Bannmühlen, Bannwein, Bannbraurecht. 

f) Die Recognitionen von Gewerben, fo fern fie nicht 
die Stelle der Gewerbsfchakung vertreten, nebft den bisher 
üblichen Nutzungen des Alleinhandeld, oder der ausfchließs 


lihen Gewerbtreibungen; 3. B. Alleinhandel mit Eifen, 
Kupfer, Raminfegereis Pacht ꝛc. ıc. jedoch unter der Bes 


dingung, fih, wenn Wir es fiir das Wohl des Landes ver: 


träglich finden, den Abkauf dieſer Nußungen gegen den 


Durchſchnitts⸗Ertrag jederzeit gefallen zu laſſen. 
3 ) Die Einkünfte der Bergwerke, jedoch unter den ‚oben 
$. 38. Lit. i. enthaltenen Beflimmungen. 

.h) Die Forft: Gefälle. 

i) Die Jagd: und Fifcherel: Nußungen, die fie bisher 
gehabt' Haben. 

k) Die bisher unter ihrer Dispofition geftandenen herr⸗ 
ſchaftlichen Frohnden und Frohnd-Reluitions⸗Gelder. 

. 1) Die nach den Landesgeſetzen ſtatt findende Abzugs⸗ 
und Emigrations Gebühren. 
$. 4. 

Wenn Abgaben in den mebdiatifirten Landen vorfommen 
follten, weiche nicht unter eine der vorhin ſpezifizirten Klaſſen 
gehören, fo behalten Wir Uns bie befondere Beſtimmung 
darüber vor. 


$ 4a 
Die Bandes; Cents, Amts?, Straßen⸗, Flußbau⸗Kaſſen 
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und die dahin nehörigen Anftalten, beſonders die Landes; 
und Amtsfrohuden, kommen ganz unter die Leitung Unſerer 
einſchlagenden obrigkeitlichen Behörden. | 
4. 
Bei der Schuldenabtheilung zwiſchen uns und den 
Standesherren find die Landess, Kammers und Privatſchul⸗ 
den jener Herren wohl zu unterfcheiden. Die Landesſchulden 


. milffen, fo weit die Aktiva und die ordentlichen Einkünfte 


der einfchlagenden Landeskaſſen nicht reichen, durch auſſer⸗ 
ordentliche Kontributionen getilgt werden.. Die Rammers 


ſchuiden ſind eben ſo, wie die Aktiva der Kameralkaſſe, zwi⸗ 


ſchen Uns und dem Standesherrn nach dem Verhältniß der 
Kammereinkünfte zu theilen, die Uns zufallen, und den 
Standesherren verbleiben. Die Privatſchulden der letztern 


fallen ihnen allein zur Zahlung heim. 


$. 44. 
Was die Penſioniſten betrifft, fo werden Bir diejenigen 


| fibernehmen, welche zuletzt vor ihrer Penfionivung ſolche 


Hemter begleitet haben, deren Befoldung verfaffungsmäfiig 
auf Kaffen beruhet, die Uns allein zufallen, fo wie-von den 
Standesherren diejenigen zu übernehmen find, die unmittelbar 
vor der Penſionirung Aemter, deren Befoldung auf bloßen 


' Dareimonialeinfünften des Standesherrn ruht, verwaltet 


haben. 


Die Penſionen der übrigen aus ber Kameralkaſſe beſol⸗ 
deten Diener und ihrer Relicten werden zwiſchen Uns und 
dem Standesherrn pro rata der — beiden zufallenden — 
Kammereinkünfte getheilt. 

Eben dieſe Regel gilt rückſichtlich ehemals überrheiniſcher 
Diener-Penſtonen, fo fern fie in die Kathegorie des $. 75 
und 74 des Meichsfriedensrezeffes von 1805 fallen. Die 
Penfionen der Mitglieder und Diener aufgehobener geiftlicher 
Korporationen find zwifchen Uns und den Standesperven 
nach dem Verhältniß der Einkünfte folder Korporationen 
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zu theilen,: die Uns gufallen, und bie ben Stanbesherren 
bleiben. | 

indem Wir hiemit im Allgemeinen Unfern höchſten 
Willen über den Umfang Unſerer Souverainitäts: Gewalt 
über die Lind zugewandten Standesherren und ihre Standes: 
gebiete zu erkennen gegeben haben, behalten Wir Uns bie 
nähere definitive Beſtimmung, rückſichtlich der ſämmtlichen 
obigen Punkte in ihrer Anwendung auf die gedachten einzel 
nen Lande, noch bevor. 

Sn Urkund deſſen haben Wir diefer Fertigung Unſer 
größeres Staatsfiegel bridrucken laffen. 

So gefchehen Carlsruhe den 2oten März 1807. 


“ wdt. Sehr. von Sailing. 


(L. 8.) vdt. 5. v. Brauer. 
Auf Sr. königlichen Hoheit Spezialbefehl 
Nine. 





— — — — 


10. | 
‚ Unpartheiifche Suftizpflege im Naſſauiſchen. 





| J. der Note Heft 3. S. 476. hatten wir geäuſſert, in praxi 
finde zwar die Entfcheidung in zweifelhaften Fällen contra 
Fiscum . in mehreren Staaten Statt, aber eine förmliche 
Verordnung fey uns auffer der abgedruckten herzoglich Nafz 
‚fauifchen nicht bekannt. Nun theilt man ung aber eine ältere 
fürſtlich Naffauifche Verordnung mit, aus welcher erhellet, 
daß dieſe Verfügung fchon zu. einer Zeit beſtand, wo, der 
dürft noch fein Souverain ‚war. Diefe ältere, auch jeht noch 
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geltende, dem Fürſten und feinen Näthen fo viel Ehre 
machende, Verordnung laffen wir hier mit Vergnügen ab⸗ 
drucken. Sie lautet: 


Wir Friedrich Auguſt, von Gottes Gnaden, 
Fürſt zu Naſſau, Pfalzgraf bei Rhein mc. 

Wir haben bei verfchiedenen Weranlaffungen wahrzunehs 
men gehabt, daß Gemeinheiten, einzelne Unterthanen und 
Individuen in Fällen, wo fie ihre erworbene Rechte durch 
die von Unſerer Hofkammer Namens des Fiskus erlaſſene 
Verfügungen für gekränkt erachten; öfters in der irrigen 
Meinung ſtehen, daß dergleichen Verfügungen von Uns in 
der Eigenſchaft als Landesherr und Regent, felbften fancs 
tionirt fenen, und daß daher gegen diefelben die gewöhnlichen 
Rechtsmittel nicht ergriffen werden könnten. 

Diefe irrige Meinung wird zwar ſchon Durch die Reiches 
gefeße, namentlich durch den Art. 19. $. 6. der neueften 
Wahltapitulation, durch das bisherige Verfahren Lnferer 
Landesftellen gegen Unſern Fistum, welche gegen benfelben 
die unvisckfichtlichfte Juſtiz zu adminiftriven, ohnehin ſchon 
angewiefen find, und durch den geraden Suftiggang in Unſern 
fir ftlihen Landen hinlänglich widerlegt. Indeſſen finden Wir 
Uns dennoch veranlaßt, dieſe irrige Anſicht der Verhãttniſſe 
Unſerer Unterthanen gegen den Fiskum, welche in ihren 
Folgen höchſt unangenehm und für erſtere ganz vorzüglich 
beſchwerlich iſt, auch zu vielfältigen Kollifionen bereits die - 
Veranlaffung gegeben hat, durch die gegenwärtige Verord⸗ 
nung gänzlich zu entfernen. | 

Wir erflären daher und wollen, daß die ſchon hettehende | 
Verordnung a) dahin erneuert werde, daß ein Jeder, der 
ſich durch eine von Unſerer Hofkammer Namens des Fiskus 
erlaſſene Verfügung für beſchwert, und ſeine wohlhergebrachten 











n) Dieſe ältere Verordnung iſt uns nicht bekannt. 
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ı Rechte gekränkt erachtet, fich desfalls und überhanpt in 


allen fistalifchen Sachen in rechtlihen Wegen, wenn 
er damit auszulangen gedenkt, an Unfer flirfiliches Hofgericht 
in erfter Sinftanz zu wenden, und feine Klage und Befchwerde 
wider den Procurstorem fisci anzuftellen hat. Diefe Bes 
Hörde iſt in folchen Fallen ihrer Uns geleifteten Pflichten 
ipso jure, entlaffen, und ein fir allemal ausdrücklich anges 
wiefen, folche Klagen nicht nur anzunehmen, fondern aud) 
in zweifelhaften Fällen jederzeit eher gegen den 
Fiskus, als zu defien Vortheif, die Sache zu ents 
fHeiden, und überhaupt in der gewöhnlichen, gegen alle 
privilegirte Perfonen, welche in erfter Inſtanz unter Iinferem 
Hofgerichte ſtehen, eintretenden Prozeßform in einem folchen 
‚gegen den Fisfum- entftandenen Rechtsſtreit zu verfahren, 
auch ohne alle Rückſicht die rechtliche Verfiigungen zu treffen. 
Sollte aber die Beſchwerde durch eine untergeordnete 
Kameralbehörde, als 3. B. durch eine Rentey oder Kellerey 
veranlaßt werden; fo findet zuerft die Anzeige und Bitte um 
Remedur dei Unferer Hofkammer ftatt, und im Entftehungss 
falfe derfelben tritt alsdann die Klage contra procuratorem 
fisci ebenfalls ein. 

Damit nun dieſe Verordnung. zu Jedermanns Wiſen⸗ 
ſchaft gelangen, und von Unſeren Unterthanen derſelben 
gehorſamlich nachgelebet werden möge; ſo ſoll dieſelbe zum 
Druck befördert und herkömmlichermaßen bekannt gemacht 
werden. Urkundlich Unſerer eigenhändigen Unterſchrift und 
beigedruckten fürſtlichen Inſiegels. So geſchehen, Biberich, 
den zıten May 1806. | 

(L.S.) Friedrich Auguf, 
Fürſt zu Naffau. 





Als hiſtoriſche Bemerkung zu dieſer Verordnung müſſen | 


wie auf folgende Stelle in Häberlin’s Staatsarchiy 
&. 88. Keft 53. hinweifen : 
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»Ebenfo H, heißt es daſelbſt, benimmt fich das Juſtiz⸗ 
follegium. Es trug nie Bedenken, dem Fürſten zu fagen, 
daß das Prineip. in dubio contra Fiscum, von ihm 
fireng befolgt werde. Das erftemal, ala folhes beim vorigen 
Fürſten mündlich gefchah, munderte er fich über die Härte - 
diefes Srundfages. Als ihm aber die nöthigen Erläuterungen . 
gegeben wurden, gab er feinen Beifall mit dem Befehl zu 
erkennen, es ferner darnach zu hatten. « 





m Zn nn 





11, 
Ueber die Pflicht ber hohen Souveraind des Rheini⸗ 


ſchen Bundes: 
das Schickſal der, durch die Bundesafte, unter ihre Ebiwe⸗ 
rainität gekommenen ehemaligen Reichsſtände nicht in 
die unbeſchränkte Willkühr der Diener zu legen; ſondern 
daß daſſelbe mit Gerechtigkeit und edler Schonung 
beſtimmt werde, zu einem vorzüglichen Gegenſtande ihrer 
eigenen Vorſorge und Aufmerkſamkeit zu machen. — 
Zweitens: Ueber das dem Protektor des Bundes zus 
fiehende Recht: die ſubmittirten Fürften gegen alle 
bundesaftswidrige Eingriffe und Anmaßungen zu ſchützen. 

Vom Keren Sekretär Doerr zu Braunfels. 





D 
Rn . 


Ä 6. 1. 
Das Loos der Fürften, welche durch den Rheiniſchen Bund 
der Spuverainität ihrer ehemaligen Mitftinde unterworfen 


— — 














*) Wie die Negierung in Stenerfachen, melde ſich als die Stellvertre⸗ 
- terin der Unterthanen anficht, denimmt, hievon ein andersmal, wenn wir 


vom Stenerwefen im Rheinifchen Bundesftanse überhaupt Nachricht geben. 
D.V. 
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worden a), wird jedem Wohfgefinnten zuverläßig in einem 
Hohen Grade traurig erfcheinen, und feine Theilnahme um , 
fo mehr erregen, als es vom Verbängniffe in einer Zeit ge: 
worfen ward, in welcher, in unferm deutichen DBaterlande, - 
jeder. dem reifenden Strome der politifchen Stürme und 
Revolutionen gliicklich entgangen zu feyn glaubte. Wen däs 
ber die noch nicht unterdrückte Stimme des Sewiffens 
überhaupt ſchon dem Unglücklichen mit edler Schonung zu 
begegnen ermahnt, der wird gewiß in der Lage diefer, durch 
das firenge und unerwartete Gebot der Umſtände aus ihrem 
erhadenen Wirkungskreife verfeßter Fürften, der Auffordes 
zungen und Gründe dazu noch viel mehrere finden; auch 
gerne ein Wort vernehmen, das frei von allen Nebenadfichz 
ten,- von einem völlig Unintereffirten und ohne Vor: und 
Mitwiſſen irgend eines Andern, folglich wahrlich jedem Sub; 
mittirten unbefannt, gefihrieben worden, um einen fchädlichen 
und höchſt irrigen Wahn zu widerlegen, und den Souve⸗ 
rainen die eigene Sorge für das Sat jener Fürften zu 
empfehlen. 
2 


Es mag die e Zeit gefchlagene Wunden heiten und tiefen 
Schmerz befänftigen und lindern fünnen; allein ernſtlich 
gefaßte Entſchließungen der Gerechtigkeit und Großmuth wird 
ſie aus der Seele des Rechtſchaffenen ſicher nie zu vertilgen 
vermoͤgen. Indeſſen kann, wie leider! manche traurige Er⸗ 
fahrung im Großen, wie im Kleinen lehrt, auch der Wohl; 
gefinntefte- und Befte, aus Irrthum und übler Wahl der 
Mittel, ‘den rechten Weg und mit ihm das gute und ers 
wänfchte Ziel gar leicht verfehlen,; es darf daher auch nicht 
befremden, wenn manche der fuomittirten Fürſten noch oft 


a) Bu bemerken ift, daß unter der Benennung: ſubmittirte Fürſten, in 
dieſem Aufſatze, aue durch die Bundesakte unter Souverainität gekommene 
Reichsſtände begriffen werden. 
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mit bangen und beuntuhigenden Zweifeln der Zukunft und 
ber völligen Aufklärung ihres Eoofes enrgegenfehen ; oder, wie 
alle vom Schickſal gebeugte, diefem und den Menſchen v viel 
leicht zu: fehr mißtrauen follten. 
4. 3 on 
So wie indeffen, auch in dieſer Hinſicht, von dem 
Benehmen der Souveraine gar vieles abhängen wird, fo 
kann es, im Verhältniffe derfelben zu den Submittirten, 
Ereigniffe geben, durch welche diefer Mangel an Vertrauen 
auch bei dem Vertrauenvolleften entfichen, bei dem ohnehin 
ängftlich beforgten aber eine fehr traurige Höhe erreichen 
müßte. Wie würden in.der Seele deflen noch Zuverficht 
und guter Glaube .beftehen können, der zur Weberzeugung. 
gegründete Veranlaffung erhielt: dab fein ganzes Schickſal 
in die Willkühr -beftelleer Kommiffarien und Kommiffionen 
gelegt worden; — oder daß der Souverain, in Betreff ſei⸗ 
nes Verhältniffes zu ihm, im Wahne einer völligen Ununs 
fchränftheit und Ungebundenheit lebe? Es hat dem Verfaſſer 
daher der Mühe zu verlohnen gefchienen, nach Kräften zu 
zeigen: wie durchaus irrig diefer Wahn fey, ‚und wie fehr, 
durch jene Hingabe und eigene Entſchlagung, ein Gerechtig⸗ 
keit wollender Souverain ſeinen Zweck zu verfehlen Gelahe 
laufe. 
| 6. 4. | 
Es muß bei ernſtlichem Nachdenken einfeuchten x I" J 
einzig und allein den Dienern die Ausleaung und Anwendung 
der Bundesakte gegen die Submittirten überlaffen, dieſe in 
die faft unvermeidliche Gefahr feßen beißt, mit Mangel au 
Schonung und Serechtigfeit behandelt zu werden, und daß - 
daher jeder Souverain, nicht leicht eine heiligere Pflicht 
haben künne, als um das Schickſal der, zu feinem DBortheile, 
unverfchulder in eine befchranftere Page gekommenen Fürſten 
ſich, im 'eigentlichen und edfen Sinne des Wortes, feldft zu 
bekümmern, und nichts gegen. diefelben verfügen zu laſſen, 
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das nicht zuwor von ihm reiflich geprüft und für gerecht 
erkannt worden if. Es bedarf, um die Bundesakte nad) 
ihrem ganzen Inhalte zu verftehen und auszulegen, Feines 
Adoofatenblicdes und Feiner, in Heeren halbvermoderter Fo⸗ 
lianten erworbenen, Geiſt und Herz tödtenden Gelehrſamkeit. 
Sm Gegentheil wird, was zu einem richtigen Verſtändniſſe 
gehört, jeder Souserain ſich durch wenige, aber zweckmäßige 
Lektüre, durch ‚erntliche Berathung mit einem gutgefinnten 
und rechtichaifenen. Minifter - und forgfältige Prüfung der, 
von Seiten der Submittirten erfcheinenden,, Beurtheilungen 
der Bundesafte gar leicht erwerben können, und auch lieber 
mit Anftrengung und Mühe erwerben, als durch Ungerech 
tigkeiten bei Zeitgenoffen und Nachwelt feinen Namen 
befleen und der Bosheit und Schadenfreude das Vergnügen 
bereiten wollen, an gefallener Größe ungeftraft und ungeahns 
det zu nagen. 
on G. 5. . 

Nie wird, bei nur einiger Kenntnig des Menfchen und 
der Lage eines Dieners, von diejen fich völlige Unpartheilich— 
feit und Seredhtigteit gegen die Submittivten erwarten laffen, 
wenn das Intereſſe ihres Souverains dabei ins Spiel 
kommt. Selbſt frei von üblem Willen werden fie ſehr na; 
türlich den Vortheil ihres Herrn immer lebhafter wünfchen, 
als den Vortheil der Submittirten, ſich felbft beinahe unbe— 
wußt und unwillkührlich Parthie gegen Ddiefe nehmen, und 
in allen, nur etwas zweifelhaften Fällen, die ganze Kunſt 
einer gezwungenen und faljihen Auslegung aufbieten. Sie 
werben die großen Opfer, welche der Submittirte bereits 
unverfchuldeter Weiſe hat bringen miljfen, gar zu leicht über 
der Entdeckung zu vergeffen geneigt jeyn: daß man demielben 
noch mehr hätte entziehen können; daß das Gange noch 
fhöner vereinfacht und auf weitere Koften des Submittirten, 
die Macht und der Aufwand ihres Sonverains, vielleicht 
auch ihre liebe Beſoldung nody vermehrt und ausgedehnte 
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werden könnten; wiewohl ‚freilich zu folchen Zwecken keinen 
deutfchen Fürſten das Loos der Unterwerfung getroffen hat, 
auch Sein Wohfdentender auf die Triimmer des Stücks feiner 
Brüder feinen Stanz wird bauen wollen. Es haben fibers 
haupt von jeher Deutschlands erhabenfte und befte Negenten 
- hr Glück und Ihre Größe nicht in eitlem Prunke und kofks 
fpieligen Tändeleien, fondern in vÄterliher und ‚gerechter 
Sorge für ihr Volt und in Uebung edler Menfchlichkeit und 
Mäfigung gefuht, und wahrlich auch, mie ein König von 
Sachfen, ein Großherzog von Baden und von Neffen, der 
Menfchheit zur Freude und zur Ehre gefunden. Gebe Gott; 
zumal in unfern Tagen, daf alle Herrſcher die Bahn diefer 
Edien .betreten, und an ihrem erhabenen Veifpiele lernen 
und fühlen mögen, wie ſchön und herrlich fih weile Genüg⸗ 
ſamkeit und Gerechtigkeit in ihren göttlichen Früchten lohnen! 
| . 6. | | 
Sollte gar noch in die Willkühr eines Kollegiums das 
Schickſal der: Submittirten gelegt werden, dann würde fite 
diefelben vollends zu filrchten feyn und die follegialifche Bes 
rathung nur zu bald in einem bloßen Wettſtreite in Erfindung 
und Serbeiziehung dem Souveraine vortheilhafter Auslegungen 
beftehen; ein Kampf, in welchem der Nechrfchaffene, der die 
Stimme der Mißbilligung und des Unwillens erheben wollte, 
gewiß überſchrien werden wiirde und unterliegen müßte; 
während feine, von unlauteren Abfichten geleitete Kollegen, 
im Gefühle ihrer Uebermacht und des Vortheils, ihr Unrecht 
noch mit Andern zu theilen und fiir das vorgebliche Intereſſe 
ihres Herrn zu ſtreiten, mit fchreiender Ilngerechtigfeit gegen - 
die Submittirten verführen, und fich völlig auffer Verants 
wortung glaubten, weil feiner unmittelbar ſelbſt Hand ans 
fegte, fordern alle, in fehreeflicher Gemeinſchaft, auf das 
augerjehene Shachtopfer losdrückten. 
$. 7. | | 
Mehr ale des bisher Sefagten bedarf es wohl nicht, 
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um fich vollkommen überzeugt zu halten, dafl nie ein Sou⸗ 
verain wohl und weije handeln wird, der, in der Beftlms 
mung feines fünftigen Verhältniſſes zu den Submittirten, 
feine Diener zu unumfchränften Sewälthabern und Richtern 
macht. Gewiß wiirde in einem folchen Falle, auch gegen die 


klarſten Vorfchriften der Bundesafte, noch gar manche Ge: 


rechtfame unwiederbringlich fiir die Submittirten verloaren 
gehen, wenn diefelben nicht von ihrem fowohl als des Buns 
des erhabenen Beſchützer firenge und gercchte Handhabung 
in dem ihnen verbliebenen Umfange von Rechten mit hoher 
Zuverfihe erwarten könnten; fo gerne vielleicht auch ein 
fhmeichlerifcher und nad) Gunſt fihnappender Höfling feinen 
Heren vom Gegentheil bereden mögte. 
Ä 8 

Se größer die Opfer find, welche vom fchnellen Sturze 
der alten Verfaffung den unter Souverainität gefommenen 
Fürften aufgelegt worden, um fo lauter und dringender 
mußte den großen Stifter und Proteftor des Bundes file 


- . fie die Stimme der Großmuth und Serechtigfeit um Schuß 


und edle Theilnahme an. ihrem unverfchuldeten Schickſale 
aufrufen. Wie fehr diefe Aufforderung beachtet , worden, 
hat der Erfolg gezeigt; denn ficher ift, die Submittirten 
vor Eingriffen und weiterem DVerlufte zu bewahren‘, von 
demfelben nichts unterlaffen worden. Er hat ihnen nicht nur 
feierlich) durch das Fundamentalgefek des Bundes die ver. . 
bliebenen Serechtiame garantirt; fondern aufferdem auch noch 
mit der ansdriicklichen Bedingung : daß fie im ungeftörten 
Beige und Genuſſe derfelben verbleiben follten, die auf die 
Souveraine übertragenen Mechte von feinen Kommiffarien 


. jedesmal übergeben und von den Bevollmächtigten der Sou— 


veraine annehmen laffen. 


$. 9 
Je heiliger, je fefter und gerechter nach diefem die gegen 
die Submittirten eingegangene Verpflichtung des Kaiſers iſt, 


9: 
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‚um fo weniger laßt im Ernfte fit annehmen, daß er die⸗ 
felbe, kaum wenige Wochen nad) ihrer feierlichen Ueber: 
nahme, dur ein Schreiben habe widerrufen wollen, das 
von ihm, iiber fein künftiges Verhältniß zu.dem Wunde, 
im September des vorigen jahres an den Fürften Primas 
erlajfen worden a). Es bedarf indeffen auch nur einer halb 
sichtigen Auslegung, um einzufehen, day durch die darin 
befindliche Erklärung des Kaijers: fih, da er die Zürften 
des Bundes als Souveraine »anerfannt« habe, in Die ins 
nern Angelegenheiten ihrer Staaten nicht mifchen zu wollen, 
und daß die Streitigkeiten der Souveraine mit ihren Unters 
thanen an einen fremden Gerichtshof nicht gebracht werden 
fönntn, — die Bundesakte in feiner ihrer Beſtimmungen 
aufgehoben und vernichtet, ſondern den Gſiedern des Bundes 
blos ihre in der Bundesakte bereits anerkannte Unumſchränkt⸗ 
heit in der inneren Verwaltung und Negierung ihrer eigens 
thümlichen ande und Unterthanen b) zur Vermeidung alles 
Mifverftandes, ‚nochmals befonders und beſtimmt zugefidhert 
und beftätigt worden fey. Indeſſen hat natitrlich ſelbſt diefe 
Unumfchränttheit ihre Gränzen und wird dem Zwecke und 
dem Srundgefeke des Bundes immer untergeordnet bleiben 
miiſſen; fo daB auch in.der inneren Megierung ihrer eigen: 
thümlichen Lande "von den Souverainen nichts wird vorges 
nommen und ‚verfiigt werden fünnen, wodurch fie die gegen 








a) Das Ehremben ift in diefer Zeitfhrift 6. 2. ©. 240-244. abgedradt. 


») In die Klaffe der Unterthanen wird man hoffentlich doch keine Fürs 
fen zählen wollen, melde, mie die Enbmittirten, ſelbſt noch Branchen 
der oberften Gewalt auszuüben haben, und in einem großen Staatenverein 
" einen eigenen, durch ein felerliches Staatsgeſetz garantirten Stand bilden. 

‚Man lefe hierüber den frönen und gründlichen Auffag Heft s. Nr. 22, der 
überhaupt allen denen, melde die Nechte der Souveraine über Die Gubs 
mittirten für -unendiih halten, zur ernſtlichſten Beherzigung gar ſehr zu 
empfehlen if. 
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den Bund übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen, auffer 
Stand gefest werdek würden. 
$. 10. 

Es würde alſo, wie wohl hinlänglich gezeigt worden, 
aus der angeführten Stelle das Geringſte zum Nachtheile 
der Submittirten beweiſen zu wollen, eine unbegreifliche Ver— 
kehrtheit des Verſtandes und des Herzens verrathen und den 
erhabenen Protektor des Bundes riner, mit ſeiner erkannten 
Größe und Feſtigkeit ſehr ſtark kontraſtirenden Schwäche 
beſchuldigen heißen. Soll daher das Fundamentalgeſetz des 
Bundes überhaupt bindende Kraft haben, ſo werden die 
Souveraine ſich eine bundesaktswidrige Anmaßung gegen 
die Submittirten eben ſo wenig, als irgend eine andere 
Uebertretung dieſes Staatsgeſetzes erlauben dürfen; welches, 
wie eine, gewiß in jeder Hinſicht unverwerfliche und hoch— 
zuachtende Autorität, den Beſorgten zum Troſte, beftimmt 
fagt, von dem Protefror des Bundes, in feinem ganzen 
Inhalte, verbürgt worden iſt a). 

9. 11. 

ge entſchiedener aber, bei Verbindungen kleinerer Stans 
ten, unter dem Schuße und der Leitung eines Mächtigeren, 
bei. erfteren fich von jeher der Hang nach Unabhängigkeit 
und Abwerfung läftiger Einfchränfungen gezeigt hat; um fo 
mehr wird der Proteftor des Nheinifchen Bundes dariiber. 
wachen, daß das Fundamentalgeſetz deflelben als eine, nad) 
alfen ihren Beftimmungen Beilige und unverleßlihe Urkunde 
von allen Gliedern des Bundes angefehen und beobachtet 
werde. Ihm wird in dev Gefchichte der Völker und nament: 
fi) feines eigenen Staates die, leider! nur zu richtige Der 
merfung nicht entgangen ſeyn, daß, fo wie überhaupt ge: 
wöhnlich aus den kleinſten Anfängen die größten „Dinge 
erwachſen, fo auch durch ſcheinbar unbedeutende Uebertre⸗ 





a) Siehe Seſft 1. Nr. 17. 6.9. 


192 , 
tungen und Abweichungen und deren gleichgitltige Leberfehung 
und Zulaffuug , fchon oft die älteſten Verfaſſungen und- 
 "&taatenvereine ihr mit Thränen und oft mit dem Blute von 
Tauſenden überſchwemmtes Grab gefunden haben. Es wird 
"daher jeder mweife und edle Souverain des Rheinifchen Guns 
des, in feinem Verhältniffe zu den Submittirten, bie ſtrengſte 
Gerechtigkeit und Vorſicht zu üben und üben zu laſſen, ſich 
zur heiligſten Pflicht machen und an ſeinem Beiſpiele nicht 
bewähren wollen, wie ſelten in den Tagen des Glücks an 
die überſtandenen und noch möglichen Tage des Unglückes 
gedacht wird. | j 


u ——⸗ 
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K. Würtembergiſches Miniſterial⸗Reſkript und Auf⸗ 
forderung an ſämmtliche k. Vaſallen und Unter: 
- thanen, ihren Wohnfig in die Föniglichen Staaten 
. zu verlegen. | 





—— 
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Wesen dem Aufruf, weicher an alle königliche Unterthanen, 
fo fich in fremden Militärdienften befinden , zur Rückkehr in 
ihr Vaterland unterm 2gten September diefes jahres erlaffen 
worden ift, werden ſämmtliche königliche Vafallen und Unter: 
thanen, weiche in den königlichen Staaten Güter befißen ‚ 
bisher aber ſich aufferhalb derſelben aufhielten, welcher Ge: 
burt und Standes fie feyen, auf allechöchften Befehl hiermit 
aufgefordert, ihren Wohnfik in die Füniglichen Staaten zu 
verlegen, wobei zugleich denjenigen, welche durch diefe Ver⸗ 
‚Anderung aus fremden Dienftverhältniffen zu treten genöthigt . 
wiirden, eine gleichmäßige Anftellung in ‘den königlichen 
Dienften zugefihert wird. Ä 
Stuttgart, im königlichen Staatsminifterium den a6ten. 
Oktober 1806. . _ | 5 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis. 
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In diefer Verfiigung iſt zwar nicht ausdrücklich gefagt, 
daß ſolche auch die mediatifirten Fürſten und Grafen oder 
ehemaligen Neichsitände verbinde; allein die Ausdrücke in 
denfelßen find doch fo allgemein, daß man gezwungen if, 
fie anch fiir diefe geltend zu erklären, und wirklich iſt fie 
wenigſtens vegierenden Grafen zugefertigt worden. _ 

Die Konföderationdakte beftimme im Art. 31 ausdrückt 
lich, daß es den jeht regierenden Fürſten und Strafen und 
ihren Erben frei ftehen folle, . in den Staaten. der Konfödes 
ration, oder in jenen, die mit denfelben alliirt find, ihre 
Reſidenz aufzufchlagen ; ja fie dürfen fogar in fremden Orten 
‘wohnen, wenn fie fich daſelbſt die Souverainität erhalten 
haben. Ueberdies giebt es mehrere Mediatifirten , die unter 
zwei und mehreren Souverains Befisungen baden. So 
erkennt das Lömwenftein: Wertheimifche Haus die Souveralnität 
des Fürften Primas, des Königs von Würtemberg und der 
Großherzoge von Baden und Heſſen. Wenn nun fämmtliche 
Souverains das nämliche forderten, wo ſollte der Fürſt 
oder die Grafen wohnen? 

Es ſcheint daher, daß das vorſtehende Miniſterial⸗ 
Reſkript keinen eigentlichen Befehl enthalte, ſondern blos 
der königliche Wunſch ausgedruckt werde, daß ſämmtliche 
Vaſallen den Wohnſitz im Würtembergiſchen dem in einem 
andern konföderirten oder alliirten Staate vorziehen mögten. 


t 





rn 








j 10. 

Vertrag zioifchen dem Großherzoge von Heffen und 
dem Fürften zu Naſſau Weilburg, verfchiedene 
ritterfchaftliche Befigungen betreffend. 





In Semäfipeit des adten Artikels der Rheinischen Bundesakte 
wurde zwiſchen dem Bevollmächtigten des Herrn Großherzogs 
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von Heſſen k. H. dem Herrn Regierungsrathe Freiherrn du 


Thil, und dem Bevollmächtigten des Herrn Fürſten von 
Naſſau⸗Weilburg, dem Herrn Geheimenrathe von Gagern, 
wegen der zwiſchen beiden Staaten kiegenden ritterſchaftlichen 


Beſitzungen bereits am Soten Auguſt 1806 ein Vertrag ab; 


geſchloſſen, von welchem wir hier einen getreuen Auszug 
liefern. a 

ı) Der. Ort Dornaffenheim ») wird dem fitrftlichen 
Kaufe Naſſau zugefihert, um Veftandtheil des Amtes 
Reichelsheim ?) zu werden. u 

2) Großherzoglich Heſſiſcher Seits wird das fürſtlich 
Naſſauiſche dominium directum über die Lehenherrſchaften 
zu Steinfurt, dem ritterſchaftlichen Orte, womit die freis- 
herrliche Familie von’ Löw vom, Kaufe Naffau belehnt war, 


. ohne Einwand anerfannt und nur.die dermalige und kiinf⸗ 


tige Spuverainete davon ausgenommen °). 

5) Großherzoglich Heſſiſcher Seits wird allen Hoheits⸗ 
Anſprüchen auf die gräflich Baſſenheimiſchen ritterſchaftlichen 
Beſitzungen, die durch die ſtrittige Marktwaldung von: dem 
Amte Homburg getrennt werden, entjagt. Die zmiffige 
Frage wegen der - Hoheit oder Souverainität iiber dieſe Mart 
bleibt in suspenso. 


4) Dagegen wird fürſtlich Naſſauiſcher Seits den Ho; 


| heitsanſprüchen auf alle andere ritterſchaftlichen Orte in der 


1) Dieſer ritterſchaftiiche Ort ſteht nicht bei Büſching. Man finder 
ihn aber auf der Bünaiſchen Karte bei Reihelshrim. Er gränst ' 
mie Staden und dem Som Ködelheimifhen, Die beide. zur großheriggl. 
Heſſiſchen Souverainität gehören. Der Ort bat übrigens 81 Häufer - und 
365 Einwohner. 

2) Reiche lsheim, ein Flecken von iz5 Häuſern und 729 Einwohnern, 
liegt eine Meile öſtlich von Friedberg. Es machte vorhin fir ſich ein 


fürſtlich Nafau s Beilburgifhes Amt aus. 


3) Steinfurt liegt zwiſchen Fricdberg und Buzbach gegm 
Münsenberg u, gan vom großherzogtich Heffifhen umgeben. 
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Wetterau, namentlich auf die vier Orte der Banerbfchaft 
Staden: auf Beienhbeim, Mehlbach und Stein« 
furt *) entfagt, und werden diefe Rechte an das großher⸗ 
zoglich Heſſiſche Haus abgetreten. 

5) Zur Anlegung einer Landſtraße verlangt man groß— 
herzogt. Heſſiſcher Seits die künftige Ceſſion der Aufferften 
Spitze des Amts Hobenfolms‘, worin der Dre Mudersbach 
- enthalten ift. Naffauifcher Seits, noch unbefannt mit dieſen 
Verhältniſſen, ſichert man dieſe Abtretung gegen ein voll; 
ſtändiges an die übrigen. Naffauifchen- Beſitzungen angrän: 
zendes Aequivalent zu, infofern jener Abtretung kein bedeu: 
tender noch ignorirter Anſtand entgegenfteht. 

6) Srofiherzoglich SHeffifcher Seite übernimmt man, 
das Anerkenntniß des erften Artikels von Seiten des fen: 
burgifchen Hauſes zu erwirken ®). 
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14. 
Beitritt der Fürften von Schwarzburg⸗ ⸗Sonders⸗ 
hauſen und Rudolſadt zum einigen Bunde. 








9, Rheiniſche Bund erhält allmahlig immer mehrere 
Mitglieder, und wir werden nicht ermangeln, alle desfalls 
abgefchloffene. Verträge mitzutheilen, ſobald ſie uns mitgetheilt 
werden. Oeffentliche Blätter nennen die Häuſer Anhalt, 





©) Bon der Ganerbſchaft Staden f. Beft 4. &. 122. Beienhetm 
und Mehlbach liegen von Friedberg nordöſtlich, und grämen mit dem 
Naffanifhen Amte Neichelsheim. | \ 

s) Der Fürſt von Ifenburg hat durch den Vertrag von 24ten November 
1808 allen Konkurrenz⸗ Anſprüchen auf die ritterſchaftlichen Orte in der 
Wetterau entſagt. ©. Veft 4. S. 123. | 
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Walde, Lippe und Neuß, und es iſt auch am Beitritte - 
derfelben, wenigftens der drei erfleren, nicht zu zweifeln; 
“aber fiir jeßt können wir nur vom fürftlichen Haufe Schwarg 
burg den Vertrag felbft mittheilen, da er in franzöfifcher 
und deutiher Sprache offiziell in der fürftlichen Hofbuch⸗ 
druckerei zu Rudolſtadt erſchienen iſt *). Er lautet, wie folgt: 


Wir Napoleon, durch die Gnade Gottes und. 
die Konftitutionen Kaifer der Franzoſen, 
König von Italien. 


| Nachdem Wir den zu Warfchau am ıdten April 1807 
duch Herrn Carl Maurice Talleyrand, Zürft zu 
Benevent, Uniern Oberkammerherrn und Miniſter der aus 
wärtigen Angelegenheiten, in Solge der ihm hierzu ertheilten 
Vollmachten, mit Kern Friedrich Wilhelm Baron 
von Ketelhodt, Kanzlar Ihrer Durchlauchten der 
Fürften von Schwarzburg s Sondershaufen und Schwarzburg: 
Rudolſtadt, weicher gleichmäßig hierzu mit den gehürigen 
Vollmachten verfehen , abgefchloffenen - und unterzeichneten 
Vertrag eingefehen und geprüfet haben, der, wie nechſtehet 
lautet : 
Se. Majefät: der Kaiſer der Franzofen, König von 
Italien, Protektor des Rheinischen Bundes, und Ihre fürft: 
liche Durchlauchten die Fürften von Schwarzburg : Sonder 
haufen und Schwarzburg: Rudolftadt, indem Sie die Ber 
flimmungen wegen des Beitritt gedachter Herren Fürſten 
Durchl. zum Rheiniſchen Bunde feſtſetzen wollen, haben 
zu Ihren bevollmächtigten Miniſtern ernannt, nämlich: 
Se. Majeſtät der Kaiſer der Franzoſen, König 
von Italien, Herrn Carl Maurice Talleyrand, Fürſt zu 
Benevent, ihren Oberkammerherrn und Miniſter der au; 








*) Bir laffen den franzsfifchen Sriginaltext sur Erfparniß des Raums 
hinweg, da die Weberfegung als offitiell anzufchen if. 
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wärtigen Angelegenheiten, Großkreuz ber Ehrenlegion, des 
Preußiſchen vothen und fohwarzen Adlers und des- St. 
Hubertus-Ordens Ritter; Ihre Durchlauchten die 
Fürſten von Schwarzburg-Sondershauſen und 
Schwarzburg-⸗Rudolſtadt, Herrn Friedrich Wilhelm, 
Baron von Ketelhodt, Ihren Kanzlar und Präſident; welche 
nach Auswechſelung Ihrer gegenſeitigen Vollmachten, über 
folgendes übereingekommen ſind: 


Art. I 


Ihro Durchlauchten die Fürſten von Sqhwarpbarg⸗ 
Sondershauſen und Schwarzburg-Rudolſtadt treten dem zu 
Paris am ı2ten des vergangenen July abgefchloffenen Bun: . 
‚des: und Allianzvertrage bei, und erlangen ‚dadurch alle aus 
Diefem Bundes s und -Allianztraftat flieffenden echte und 
Verbindlichkeiten, gleich als ob Sie Mittontrahenten ge⸗ 
dachten Vertrags geweſen waren. 

Ave II 

Ihro Durchlanchten werden Ihren Sitz in dem 
Kollegio der Fürſten haben; Ihr Rang in demſelben wird 
durch die Bundesverſammlung beſtimmt werden. 

Art TIL 

Auf feinen Fall und unter feiner Urfache, welche fie 
auch fey, Farin ohne vorgängige Einwilligung des Rheinifchen 
Bundes der Durchmarfch einiger Truppen, einzelner Korps 
oder Detafchements einer nicht mit zu gedachten Bunde ge 
hörigen Macht durch die Staaten. Ihrer Durchlauchten 
geſtattet werden. 

‚Art L.V. 

Die Ausiibung des katholiſchen Religionskultus ſoll in 
allen Beſitzungen Ihrer Durch lauchten dem Lutheriſchen 
völlig gleichgeſtellt ſeyn, und die Unterthanen beiderlei Glau⸗ 
bens ſollen ohne Einſchränkung gleicher, ſowohl bürgerlicher 
als öffentlicher Rechte ſich zu erfreuen haben, ohne daß jedoch 
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dadurch in Anfehung des ſetigen Beſitzſtandes und Geruffes 
des Kirchenvermögens etwas abgeändert wird. 


Art V. ⸗ 


Das Kontingent der beiden Fürſtenthümer Schwarzburg, 
auf den Fall des Kriegs, ſoll in 650 Mann Infanterie be: 
ftehen, welche von beiden Linien zu gleichen Theilen gefteller 
werden. Der Aeltefte der beiden Fürften wird, in Gemäßheit 
der Familienverträge, jedesmal die Direktion und Inſpektion 
Diefes Kontingents führen, welches fir den gegenwärtigen 
Krieg unverzüglich geftellet werden ſoll. 


Art. vı 


Der gegenwärtige Verttag foll ratifisirt und Die Ratiſu 
kations⸗ Urkunden ſollen in 20 Tagen nad) Unterzeichnung 
gegenwärtigen Traktats, oder, wo möglich, noch früher, zu 
Berlin ausgewechſelt werden. 

So geſchehen und interzeichnet zu Warſchau den ıöten 
Aptil 1807. . 
Unterzeichuet : 

Carl Maurice Talteprand, 

Fürſt zu Benevent. 

Friedrich Wilhelm, Baron v7 

Ketelhodt. 


So haben Wir genehmigt und genehmigen hierdurch 
den vorſtehenden Traktat in allen und jeden Artikeln, welche 
darin enthalten ſind; erklären, daß derſelbe angenommen, 
ratifizirt und beſtättigt ſey, und verſprechen, daß berſelbe 
unverbriichlich gehalten werden fol. 
Zu Beglaubigung deſſen haben Wir gegenwärtige, von 
Uns eigenhändig unterzeichnete, und mit Unferm Keiſer⸗ 
lichen Siegel verſehene Urkunde ertheilet. 


1:39 


Sn Unferm Kaiſerlichen Feldlager zu Retehen— den 
Zoten.April 1807. 


(L. 8.) Napoleon. 


Der Miniſter ber auswärtigen " Auf Befehl des 
Angelegenheiten: - | Kaifers 
Earl Maurice Talleyrand, der Minifter, Staats: 


Türk zu Benevent. Sekretär: - 
' Hugues Bd. Maret. 





Die Zürften von Schwarzburg : Sondershaufen und’ 
Rudolſtadt befisen die Srafihaft Schwarzburg. Dieje befteht 
aus zwei durch das Gebiet von Erfurt, die Fürftenthiimer 
Gotha und Weimar und den turfächfiihen Thüringiſchen 
Kreis voneinander. getrennten Landftrichen. Der ſüdliche Theil 
wird die odefe, der nördliche die untere Grafichaft oder 
Herrihaft genannt. Beide zufammen haben einen Flächens 
raum von etwa 40, nach andern 45 Quadratmeilen, und 
. eime Bevölkerung von 115,000, nach andern nicht viel fiber 
100,000 Seelen. Die obere Herriihaft wird von den Fürs 
fienthiimern Altendurg, Weimar, Gotha, Erfurt, dem 
Koburg:Saalfeldiſchen, Meiningifchen und dem Kurfächfifchen 
Antheile an der Grafſchaft Henneberg eingeſchloſſen. Ein 
kleiner Theil wird durch das Saalfeldiſche vom Hauptlande 
abgeſchnitten, und gränzt an den kurſächſiſchen Neuſtädtiſchen 
Kreis. Ein Theil des Thüringiſchen Waldes durchſtreicht 
diefe Herrſchaft, welche jedoch einige fruchtbare Thäler, ein: 
trägliche Waldungen, hinlänglichen Ackerbau, beträchtlichen 

Flachsbau, gute Viehzucht und verſchiedene Bergwerke hat, 
die beiden Linien gemeinfchaftlich find.. Auffer Eifenhämmern 
findet man einige Glashütten, Porzellanfabrifen, Pechhütten, 
Dottafchenfiedereien, auch Fabriken von chemifchen Medika⸗ 
menten. -Die untere Herrſchaft wird. größtentheils vom 
Kurſächſiſch⸗Thüringiſchen Kreife, den Grafichaften Stollberg 
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und Hohnſtein umgeben. In diefem Theile befindet fich das 
wegen ungemeiner Fruchtbarkeit und angenehmen Gegenden 
die goldene Aue genannte That. 2 


Die obere Herrſchaft iſt größtentheils Sachſen⸗Weimari⸗ 
ſches Lehen, zur Beſuchung der Weimariſchen Landtage, 
‚Stellung der Ritterpferde und jährlicher Zahlung von 3800 
Thalern in die Weimariſche Steuerkaſſe verpflichte. Die . 
Fürſten von Schwarzburg haben aber die Landeshoheit. 


Die untere Herrſchaft iſt größtentheils Kurſächſiſches 
Lehen, auch zum Theil der Kurſächſiſchen Landeshoheit unter⸗ 
worfen. Die Fürſten gehören deshalb zu den Kurſächſiſchen 
Landſtänden erſter Klaſſe, zahlen in die Kurſächſiſche Steuer: 
kaſſe jährlich 7000 Thaler, und ſtehen in Appellations⸗ und 
Lehensſachen unter der Landesregierung in Dresden, haben 
aber übrigens die Landeshoheit und Geſetzgebung in Ueber— 
einſtimmung mit den Kurſächſiſchen Geſetzen. Ein Theil davon 
wird mit Stollberg gemeinſchaftlich beſeſſen. Die ſtaatsrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe ſind zwiſchen Kurſachſen und Schwarzburg 
durch den Vergleich von 1719, jene mit Weimar aber durch 
ben Vergleich von 1731 genauer beſtimmt worden. Das 
fürſtliche Haus Schwarzburg iſt eins der älteſten in Deutſch⸗ 
zland, und bat mit dem bereits im 14ten Jahrhunderte erlo⸗ 
ſchenen gräflichen Geſchlechte Käfernburg einerlei Urſprung. 
Der nächſte Stammvater des jetzt bliihenden Hauſes iſt Graf 
Günther von Schwarzburg zu Arnſtadt, der 1550 ſtarb. 
Von deſſen Söhnen ſtiftete Johann Günther die ältere Linie, 
welche Anfangs die Linie zu Arnſtadt hieß, nun aber die zu 
Sondershauſen genannt wird; und Albert, der jüngere, die 
Linie zu Rudolſtadt. Erſtere gelangte 1697 und letztere 1710 
zur reichsfürſtlichen Würde; allein wegen der Kurfächfifchen 
und herzoglich Sächſiſch-Weimariſchen Anſprüche auf die 
Landeshoheit erfolgte. die Aufnahme zu Sitz und Srimme 
im reichefürſtlichen Kollegium erſt 1754. Beide Linien "bat 
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tn jedoch nur eine gemeinfchaftliche Stimme, beim obers 
ſächfiſchen Kreiſe aber zwei. 

Das ganze Land ift in zwei faſt gleiche Theile zwiſchen 
beiden Linien getheilt. Won der untern Herrſchaft beſitzt die 
ältere oder Sondershauſiſche Linie zwei Drircheile, und von 
der oberen ein Drittheil; die jiingere oder Rudolſtädtiſche 
hingegen zwei Drittheile von der oberen und ein Drittheil 
von der unteren. jede Linie hält wegen dieſer getrennten 
"age zwei befondere Regierungen, Kammern und Steuerkols 
legien, auch Konfiftorien; und zwar Sondershaufen zu 
Sondershauſen und Arnftade, und Rudolſtadt zu Nudolftadt 
und Frantenhaufen. Der Reichsmatrikuln -Anfchlag fürs 
Ganze beftand zu einem Nömermonate in 200 Gulden, zu 
einem Rammerzieler aber nebft Zufäßen giebt Sondershaufen 
97 Thlr. Br 4 Kr. und Rudolftadt g8 Thlr. 47, 8r. An 
einem Reichskriege fellte das fürſtliche Haus mit den Fürſten 
und Grafen Reuß zuſammen ein Regiment von 6 Kompagnien 
ju 1000 Mann, wozu das fürftlihe Haus Schwarzburg 4 
Kompagnien gab. Die Einkünfte beider Linien werden auf 
450—500,000 Gulden gefchäßt. 


— 





19. 
Zirfular: Schreiben Sr. Hoheit des Fürften Primas 
an fämmtliche Befiger und Souverains der ' 


vormaligen Kur: und Oberrheinifchen Kreisfande, 
; d.d. Afchaffenburg den sten Juni 1807. 





Wenn es Uns auch nicht der Deputations⸗Hauptſchluß vom 
Jahr 1803 zur beſondern Pflicht gemacht hätte, für die 
Berichtigung der "Schulden und Dienersgehalte der alten 
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Kur: und DOberrheinifchen Kreife zu ſorgen, fo wiirde Une 
doch fchon als vormaligem Direktor des einen, und Kondireks 
tor des andern KRreifes.obgelegen haben, Uns diefer unſchul⸗ 
digen Gläubiger und Kreisdiener nad) allen Unfern Kräften 
anzunehmen, und dadurch zugleich die Ehre und den Kredit 

dieſer anfehnlichen. deutfchen Lande zu befördern. . 

Da Uns durch den gedachten Deputations-Hauptſchluß 
diefes wichtige Geſchäft gemeinfam mit Kurheſſen libertragen 
war, fo unterließen Wir nicht, Uns mit diefem Hofe ernſt⸗ 
fich zu berathen, wie folches am ficherften angegangen, und 
am beften vollzogen werden mögte. "Wir wurden darüber 
‚einig, und glaubten, ſämmtliche dieffeits Rheiniſche Beſitzer 
diefer ehemaligen Kreislande zu einem Zufammentritt nach 
Frankfurt einladen zu milffen, um Ihnen dafelbft Unfere . 

.. bereit liegende Vorſchläge vorlegen, und mit Ihnen das 

Erforderliche befchließen zu können. | 

Schon waren die Beſitzer der dieſſeits Rheinlſchen 

. Kreistande auf Unjere Einladung bei dem Konvente zu Frank; 
furt 1805 erfchienen, und bis Anfange Julius 1806 durch 
Deputirte verfammelt; auch war fchon die Sache durch die 
Vorträge Unferer Kommiffarien zum Beichluffe durchaus 
vorbereitet, als durch den Nheinifchen Bund Die vorhinige 
Reichs- und Kreisverfaffung aufgehoben wurde, insbefondere 
aber dadurch der gemeinfame Auftrag erlofh, der Uns mit 
Kurhefien wegen der Kur: und Oberrheiniſchen Kreife durch 
den erwähnten Deputationg: Hauptfchluß ertheilt war. 

Es iſt jedoch allgemein befannt, daß eben dieſer Rheinis . 
fhe Bund nicht nur überhaupt dasjenige, mas. erfagter 
Deputations⸗Hauptſchluß wegen der Schulden und Penfiong; 
zahlungen ‚verordnete, eigends ausdrücklich beftättige „und 

erneuere; ‚fondern fogar noch befonders beſtimme, wie und- 

von welchen Höfen die Schulden und Penfionen des chemas 
ligen fchwäbifchen Rreifes berichrige werden follen. An Ans: 
fehung der vormalig Fränkiſch- Kur: und" Oberrheinifchen 
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Kreife wiirde gewiß eine gleiche Vorſehung getroffen worden 
ſeyn, wenn nicht Theile diefer Kreislande von folhen Höfen 
befeffen worden, welche zu dem Rheinifchen Bunde nicht ges 
hörten, denen folglich nichts vorgejchrieben werden konnte. 
Indeſſen aber find des Königs in Baiern Majeftät mit dem 
rühmlichen Beifpiele vorgegangen, die Länder: Theilhaber des 
vormaligen fränkifchen Kreiles zu einem Zufammentritt ‚nach 
Nürnberg einzuladen, um daſelbſt das Kreisfchulden : und 
Denfionswefen zu berichtigen. Wirklich find dorten fchon in 
diefer heilfamen Abficht die Bevollmächtigten der Löniglichs 
und großherzoglichen Höfe von Würtemberg, Baden und 
Würzburg, auch von Uns ſelbſt geſammelt, und es ift wohl - 
nicht zu zweifeln, daß die noch übrigen Höfe, welche bei 
diefem vormaligen Kreife betheilige find, Ihre Bevollmäch⸗ 
tigten ebenfalls dahin abſchicken werden. 

Wir würden Uns demnach nicht verzeihen können, wenn - 
Wir nicht auch bei den Kır s und Oberrheinifchen Kreifen, 
zumalen bei diefen Kreiſen die Gläubiger ſchon lange ihre 
Zinfen und die Diener ihre Gehalte nicht mehr beziehen, 
bei ihrem weit geringern Schulden s und Penjionenftand, 
alles, was nur immer. von Uns abhängt, anwendeten, um 
endlich auch das Schulden; und Penſionenweſen diejer Kreife 
, in Ordnung zu bringen, oder doch wenigſtens einsweilen zu 
veranftalten, daß zu Aufrechthaltung des Kredits den Stäu: 
bigern die am-fic unbeträchtlihe Zinfen, den bedrängten 
Kreisdieneen aber ihre geringen Gehalte als Penfionen vorerft 
“wieder abgeführt würden. 

Wir erfuchen daher fämmtliche Souveraing und gegen: 
wärtige Befiger der zu dem Kurs und Dberrheinifchen Kreife 
vorhin’ gehörig geweſenen Lande hiedurch angelegenft, daß es 
- Ipnen gefällig feyn möge, Ihre Bevollmächtigten zu dieſem 
werke auf den ıten Auguft d. J. nach Frankfurt abzuords 
un, wo Wir Ahnen die mit Kurheffen vorhin fchon verabs 
tedeten besfallfigen Borträge werden vorlegen laffen, und bereit 
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feyn werden, mit Ihnen alles zu berarhen und zu beſchlieſ⸗ 
‚fen, was zur glücklichen Erledigung diefes dringenden Gegen 
' flandes erforderlich iſt. Ba \ 


Dies Zirkular wurde an nachbenannte Souveraine, als 
Beſitzer Kurs und Oberrheiniſcher Kreisparzellen, nämlich 
an die Könige von Baiern und Würtemberg, die Großher⸗ 


zoge von Baden, Berg und Heſſen, die Herzoge von Naſſau 


und Aremberg, die Fürften von Salm:Salm, Iſenburg⸗ 
Birſtein und Waldeck erlaſſen. 
Zugleich haben der Fürſt Primas Höchſtihren geheimen 


Rath und Schöffen-Appellations-Gerichts-Direktor zu Frank 


furt, Herrn R. von Roth (den vormaligen Kurrheiniſchen 
Direktorial⸗ und Oberrheiniſchen Kreisgeſandten, welcher ber 
reits bei dem Kur: und Oberrheiniſchen Kreiſe zu Frankfurt 
von ı805 bis Julius 1806 zur Negufirung des. Schulden⸗ 


und Penſi onsweſens beider Kreiſe abgehaltenen Konvente die 


Stelle des Kurerzkanzleriſchen Kommiſſarius vertrat), zu 
Höchſtihrem Kommiſſarius bei dieſem Konvente bereits 
ernannt. 

Verſchiedene Lande gehören aber Fürſten, die zur Rhei⸗ 


niſchen Konföderation nicht beigetreten ſind, und ſtehen der⸗ 


malen unter den franzöſiſchen Gouvernements zu Heſſen⸗-Kaſſel, 
Hanau, Fulda, Erfurt und Heiligenſtadt. Der fürſtlich. 
Primatiſche Kommiffarius erließ daher an dieſelben nach⸗ 
ſtehendes Schreiben: | 
»&e. Hoheit, der Rheiniſchen Konföderation Fürſt Pre. 
mas, mein gnädigſter Herr, haben mir, dem Unterzeichneten, 
den höchſten Auftrag ertheilt, «dem kaiſerl. königl. Herrn 
Gouverneur zu Kaſſel (zu Fulda ꝛc.) das in ber Anlage " 
enthaltene Zirkularſchreiben Str. Hoheit des Fürften Primas 
zugufenden, mit dem angelegenften Erfuchen, Daß es dem 
kaiſerl. königl. Herrn Gouverneur gefällig ſeyn möge, bei 
dem hohen Miniſterium Sr. k. k. Majeſtät von Frankreich 
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und Stalien die zweckmäßige Einleitung zu treffen, damit 
ein Bevollmächtigter für ... . . bei dem, in dem Zirkular⸗ 
fhreiben bezeichneten Comite zu Frankfurt erfcheinen möge. 
Da das Vorhaben Sr. Hoheit des Fürft Primas keinen 
andern ale den von Sr. k. k. Majeſtät felbft, als dem allers 
Höchften Beſchützer des Nheinifchen Bundes, und von den 
fonföderirten Königen und Fürften in den Art. 2 und 29 
der Rheinifchen Bundesafte vom ıaten Julius 1806 auds 
gedruckten gerechten und vuhmvollen Zweck hat; fo vertrauen 
Se. Hoheit Fürft Primas, von der erhabenen Denkart des 
Herrn Gouverneurs den beften Erfolg desfalls erwarten zu 
dürfen. 

Indem der Lnterzeichnete fich diefes feines höchften 
Auftrags hiemit entiedigt, hat er die Ehre, dem k. k. Herrn 
Gouverneur feine unbegrängte Verehrung zu bezeigen. - 

Srankfurt am äten Junius 1807. 

ER. von Roth, 
Sr. Hoheit des Fürſten Primas 
geheimer Rath und Kommiſſarius. 





— 





u TUI ETUI DI 


Ä 16, 
Verſuch einer Klaffififation der den fubjieirten Fürſten 
sach der Bundesakte bleibenden Gerechtſame. 





MW acvem wir in diefer Zeitfchrift mehrere vortrefflihe Aufı 
ſätze und darin ſchätzbare Beiträge: zur Auslegung der Rhei—⸗ 
niſchen Bundesakte gelefen haben; wird es nicht unzwedh 
mäßig feyn, einen Abriß ber nach den Worten und dem 
Sinne diefer Akte den fogenannten fupprimirten Herren 
bleibenden Rechte und Zuftändigfeiten in einer ſyſtematiſchen 
Klaffififation vorzulegen, wornach fih der Gegenftand in 
Ä 19. 
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gedrängter Kürze isberfehen, und um fo richtiger beurtheilen 
laßt *). 

Die Subjſicirten behalten ( conserveront)): 

I. Sämmtlihe Domainen (tous les domaines sans 
exception qu'ils possedent maintenant), wie fie fofche 
Bisher befeffen haben, ohne einige Ausnahme, ats Privat: 
eigenthum der bisher ‘regierenden Familie, das fie urſprüng⸗ 
lich waren, und nach Entfiehung der Landeshoheit verblieben. 
Es gehören dahin: Schlöffer, Vorwerke, Landgüter, Höfe, - 
mit alfen ſolchen anhängigen Gerechtigfeiten, Mühlen, Kits 
tens und Hammerwerken, Bergwerken, Waldungen, Wäf— 
“fern ꝛc. ıc. fammt allen daher entfpringenden Einkünften, .. 
mit eben den Sreiheiten,, womit die Sonverains ſelbſt der⸗ 
gleichen beſitzen. 


AnRechten. 

Alle Ober⸗ nd lehensherrliche Rechte, welche der Sou⸗ 
verainität nicht weſentlich anhangen (les droits seigneu- 
riaux et feodaux non essentiellement inherens a la ° 
souverainete). | | 


A. Derfonelle: — 


1) Perſönliche Dignität. 

a) Rang, Courtoiſie, Etiquette, nach Bisßerigen ſtaats— 
rechtlichen Grundſätzen. 
b) Das Recht einer Reſidenz und deren freie Wahl | 
innerhalb des Bundesftaates nad) Maafigabe ded Art. 31. . 
. 0). Das Recht einer Schloßgarde, Ehrenwache u. f. W, 
Vermöge der großherzoglich badifchen Deklaration wirb 
nicht nur eine Ehrenmache an Orten, wo Sarnifon liegt, fons 
dern aud) ein Trabantenkorps von 2530 Mann zugeftanden. 





e) Wenn einmal in allen fouverainen Staaten die ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
hältniffe der mediatifieten Fürften und Grafen beſtimmt find, werden wir 
* zue bequemen Ueberſicht eine Haupttabelle Über Das Ganze liefern. 


Pr 


x 
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°) Familiens und Fürſten⸗Rechte: 
a) Das alte dynaſtiſche Recht der Autonomie in Famk 
lien⸗ Angelegenheiten. - 
b) Das Recht des peioifegirteften Gerichtsſtandes. 
aa) Famifien⸗Austräge; 
bb) Austräge in peinlichen galen nach der Bundes⸗ 
alte Art. 28. 
cc) Das obere Juſtigtribunol des Sonserains, 


Der Großherzog von Heſſen hat den Standesherren ihr . 


Forum bei dem Oberappellationsgerichte angewiefen, wenn 
ihre Perfonen oder das Staatseigenthum, d. i. die ihnen 
im Göberationsvertrage vorbehattene Gerechtſame, betroffen 
werden. 

e) Fürftenguts : Zoff: und Accis⸗Freiheit. 

d) Das Recht, Kapitalien und Revenüen auſſer Landes 
ihrer Reſidenz nachzuziehen, ohne desfallfiger Abgift unter: 
mworfen zu feyn, nad) Art. 31. 


IIl.-Serren:Recedte, 


a) Fürbitte im Kirchengebethe. 

b) Trauergeläute. 

ce) Reception und Dimiffion ber Untertanen. 

d) Huldigung derfelben und Verpflichtung der Diener: 
(Haft. 

B. Real: Redte 
1) Allgemeine Oberherrlichkeit, 

d. i. Anordnung, Aufſicht und Vollſtreckung desjenigen, was 
das gemeine Beſte der Unterthanen unter der geſetzgebenden, 
oberdufſſehenden und vollziehenden höchſten Staatsgewalt des 
Souverains in den verſchiedenen Verwaltungszweigen erhei— 
ſcher, mit dem Rechte, die hierzu erforderlichen Kollegien 
und Beamten zu ernennen und anzuſtellen. 

Man nenne folche Oberherrlichkeit nun ein ſubordinirtes 
Territorial⸗Recht, eine Landeherrlichkeit, Stanbesperrikätekt, 
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ein Staatseigenthum, eine Hoheit im Gegenſatze von Ober⸗ 
hoheit, fo wird fie in ihrem Weſentlichen doch diefelbe bleiben. 
Es würde eine fehr unrichtige Worftellung feyn, wenn mag 
die fogenannten fupprimirten Herren auf ein blos pekuniäres 
Intereſſe an Land .und Leuten beſchraͤnkt und das Band 


gelöfer halten wollte, das fie vorhin zu Vätern ihrer Unters 


thanen machte, und in deren Wohle ihr eigenes erblicken lieh! 


2) Befonders Rechte: 


%. Srunds und Leisperetige 
Rebte 


I Schutzherrliche Vefug niß ⸗Gerichtsbarkeit 


Jeder freie Deutſche übte vermöge feines Eigenthums au 
der Perſon und dem ihr verliehenen Gute zu den Zeiten, 
wo Selbſthülfe erlaubt war, die Befugniß, Perſonen und 
Güter zu ſchützen, und fomit Gerichtsbarkeit, aus. 

(Runde deutfches Privatrecht $. 702.) - 
Diefe Gerichtsbarkeit foll nun ferner bleiben, als ntes 


bere in erfter (droits de basse) und als obere in zweiter 


Inſtanz (de moyenne jurisdietion), fowohl in Civil: ale 
in KRriminaffachen (en matiere civile et criminelle); 
ferner als Forſtgekichts barkeit (jurisdietion et police 
forestiöre), fodann vermöge der droits feodaux als 


Lehensgerichtsbautett, vermöge des droit de mines 


ale Berggerihtsbarkfeit, und endlich nach der Natur 
der Sache und Analogie, als mit den beflimmten Souver 


rainitäts- Rechten in keine Kollifion. kommende, geiftliche 


Serichtsbarkeit. Die mit jeder, felbft niedern, Gerichts: 
barkeit, als Folge der Oberherrlichkeit nach allgemeinem' Her: 
kommen verbundene Polizei ift gleichermaßen konſervirt, 
und, als revenu provenant des dits droits de jurisdic- 
tion, das hergebrachter Weife dem, welchem die Gerichts 
barkeit zuſteht, gehörende Necht, richtsgebühren und 
Strafen zu bezihen, wie vorho belaſſen. 


- 
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II. Finanz⸗Regalien und diefen ähnliche 
Nutzbarkeiten. 

Man verſteht hier unter Finanz⸗Regalien lukrative 
Rechte, die von den Königen Deutſchlands an Fürſten und 
Städte durch Schenkungen oder Belehnungen abgetreten, 
oder blos mehrerer Sicherheit wegen letzteren von erſteren 
durch Privilegien beſtätiget ſind. 

(Hüllmann Geſchichte des Urſprungs der Regalien 

im Deutſchland. Frankfurt an der Oder 1806.) 


a) Bergrecht (droit de mines). 

Der Bergbau war urſprünglich ein Eigenthumsrecht, 
das ſich in den Zeiten, wo die deutſchen Könige nach dem 
Beiſpiele der römiſchen Kaiſer neu entdeckte Bergwerke als 
Degalien (Fiskalien) an ſich zu ziehen anfiengen, geiſt⸗ und 
weltliche Magnaten durch königliche Privilegien ſicher zu 
ſtellen ſuchten. 

(Hüllmann am a. O. Seite 62. Von Epplen über 
das Prinzip der deutſchen Territorial-Verfaſſung 1803. 
©. 116.) 

Diefes Bergrecht und les revenus provenants du dit 
droit begreift: 

2) Das Recht, alle Mineralien und Foſſi lien durch 
eigenen Bergbau zu Tage zu fördern. 

2) Das. Recht, andern das Schürfen zu geſtatten, dies 
ſelben muthen zu laffen und ihnen den Bau zu verleihen, 
amd fid) Dagegen 

3) Zehnten und andere gewöhnliche Bergabgiften vor; 
ibepalen. 

4) Den Genuß alter fonftigen mit Bergwerken verknüpft 
ten Privilegien und Freiheiten. 
5) Die oben ſchon erwähnte Berggerichtsbarkeit. 

B) Jagdrecht (droit de chasse). 
Das Recht der hohen und niederen Jagd auf den 
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eignen Domainen, fo. wie in den Untertfanens u. Gemeinde 
Waldungen und Feldern - 
c) Fiſcherei (droit de peche). 

Der Ziihfang auf den eignen Domanialteihen und 
Waldungen fowohl als auf Bächen und ſelbſt ſchiſbaren 
Flüſſen. 
| 4) Fuhr—, und Ftsfſenrecht. 

Das den deutſchen Fürſten unter ehemaliger franzöſiſcher 
Souverainität zugeſtanden war. 

e) Hütten: Hammer: und Mühlenrecht 

(droit d’usines). 

In eigner Anlage fowohl als dem Rechte der Verwil⸗ 

ligung gegen einen Waſſerzinß. 
fJ) Zoll. 

Die Zölle waren ſchon unter der altdeutſchen Verſaſſung 
als grundherrliche Leiſtungen für die Freiheit der Paſſage 
von. Perſonen und Waaren bekannt. Die ſpäterhin aufge⸗ 
kommene Impoſten auf eins und auszuführende Waaren, 
als indirekte Steuer, dürfen nicht damit vermiſcht werden. 
Die Könige verliehen dieſes Recht mit ihren Domainen, oder 
ohne ſolche, und die Grundherren wirkten ſich dergleichen 
Privilegien auf ihren Beſitzungen aus. So ſind hin und 
wieder ſolche alte Zölle an den niedern Adel gekommen, 

(Arnolds Naſſauiſche Geſchichte B. 1. ©. 194. und 

Heft 5. S. 261. dieſer Zeitſchrift.) 
auch Städte haben dergleichen an ſich gebracht. 

(Lennep Leihe zu Landſiedel-⸗Recht Tom. ı. S. 561.) 

Man behandelte den Zoll ſchon im Mittelalter als bloße 
Kameral:Revenüe. 

- Das tandgräflihe Haus Heſſen-Rothenburg bezieht don 
vierten Theil der Zölle unter Heſſen⸗Kaſſeliſcher Hoheit. 

Die lertres patentes d’Alsace geſtanden deutſchen gür⸗ 
ſten eine Art von Steuer zum Erſatzze für den Zoll zu. 

. (Heft 4. Seite 19.) Tr 
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Der vormaligen Keichsritterfchaft ift gleichermaßen von 
dem Könige von Baiern Entfchädigung wegen der Zölle zu⸗ 
geſagt. — (Heft 6. Seite 240.) 

g) Weges und Brückengeld. 

Der Unterhaltung der Wege und Brücken gewidmet; 
und in diefem Betrachte haufig Städten,, dem niederen. Adel 
und ſeioſt Dorfgemeinden überlaſſen. 

h) Marktrecht. 

Von den älteſten Zeiten her mit dem Zolle verwandt, 
‘den man aud) in Reiſe- und Marttzoll theilte, und in Vers 
bindung mit diefem in königlichen Privilegien verliehen, bes 
greift alle damit verbundene Gefälle, dergleichen auch den. 
deutfchen Fürften nad) den lettres patentes d’Alsace zus 
fanden. | 

— i) Judengefälle. 

Das Recht der Judenaufnahme, des Schutzgeldes und 
anderer Präſtanden, iſt aus der Hand der Könige an Fürs 
ften und felbft den niederen Adel gefommen, der ſich in den 
großherzoglich⸗ jo. wie kurheſſi ſchen Staaten hin und wieder 
in deſſen Beſitze befindet. 

(Gazert de juribus Judaeorum in Hassia. $. 3.4. 

und Handbuch der Heſſ. Kaſſeliſchen Landesverfaffung 

B. V. S. 491 und 547.) 

Die lettres patentes d’Alsace geftanden es den deuts 
ſchen Fürſten zu. 

Hillmann am a. O. hat die grundherrliche Eigenſchaft 
aller der vorangeführten Finanz-Regalrechte diplomatiſch er; 
wieſen. 

Nachfolgende, obwohl nicht von den Königen verliehene 
Musbarkeiten ſchließen ſich ihrer Aehnlichkeit wegen hier an: 
k) Eins und Abzugsgeld. 

. Das Einyugsgeld wird für die Riederlaſſung in 
einer. Srundherrlichkeit, um bürgerliches oder bäuerliches 
Gewerbe zu treiben, entrichtet, Das Abzugsgeld, Nach: 
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fteuer, zehnter Pfennig, ift die Abgift des Abziehenden von 
feinem Vermögen, das er erportiret. Bei den Städten kann 
man Theilnahme an gemeinfchaftlich Tontrahirten Schulden, 
bei den Bauern die Verhäleniffe zum Leib- und Gutsheren, 
oder iiberhaupt die altdeutfche Schußherrlichkeit als Urſache 
diefer faft allgemein hergebrachten Abgift annehmen. 

(Bon Epplen Prinzip der deutfchen Territ. Verfaſſ. 

$. 215. — Lang Entwickelung der deutfchen Steuer; 

Verfaſſungen. Berlin. 1795. ©. 116. seq.) 

Städte und niederer Adel befanden fich feit den älteſten 
Zeiten im Beſitze diejer Abgaben, und behaupteten ſich darin, 
wenn gleich Hin und wieder nach ausgebildeter kandeshoheit 
die Fürſten ſolche zum Regal machten. 

Nach den baieriſchen, badenſchen und heſſiſchen Dekla⸗ 
rationen werden dieſe Gefälle den Submittirten belaffen. 

1) Accis. 

Eine ſtädtiſche und gutsherrliche Abgabe von Getränken, 
die mit der Bräuerei, Brandweinbrennerei und Schenk—⸗ 
Gerechtigkeit verbunden ift, und fi Hiernach nicht zu einer 
Konfumrionsfteuer eignet. Städte und niederer Adel beziehen 
dergleichen Bräuerei: und Brandweins-Acciſe, und ‚den 
deutfchen Fürſten wurden foldye unter ehemalig franzöfifcher 
Souverainirät nicht beftritten. 

Der König von Baiern hat den bisherigen Reichsſtänden 
einen Theil der Konfumtionsabgaben, oder desfallfige Ver⸗ 
gütung zugeſichert. Der Großherzog von Baden hat das 
Ohmgeld für theilbar mit den Standesherren erklärt. 

m) Wirthshaus- und Schenkgerechtigkeit. 

Sn Kurheffen dem niederen Adel, infoweit er ſolche 
hergebracht, durch Landtags :Abfihiede verfichert. 

n) Bannwein u. dgl. Zwangmuthungen. 

Die Ueberbleibfel der bekannten altdeuitfchen Zwang : und 
Bannrechte, - dergleichen vom Großherzoge von Baden den 
Standesherren belaſſen werden. * 
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0) Gewerb⸗-Recognitionen. 

Nusungen des Alleinhandels, vder ausſchließlicher Ges 
werbstreibung; 3. E. ansichließliches Hecht der Brandweinss 
brennereis, Wafenmeifterei:, SKaminfeger s, Kefielflicker s, 
kumpenſammler⸗, Scheerenfchleifer : Pacht. Im großherzogl. 
Badenichen den Standesherren zugefichert. 

p) Bunftgelder. 

Da das Fauftrecht den Zünften ihre Entftehung gab, fo 
laffen fich fotche nicht ohne Verbindung mit dem Grundherrn 
und deffen Schuße denken, und es ergeben fich daher die 
Zunftgelder als ein Gefälle, das älter, als die Landeshoheit 
it. In der Folge bezogen an manchen Orten die Zünfte 
ihre Innungsgelder feldft. 

Die lettres patentes d’Alsace geftanden den deutfchen 
Fürſten das Recht zu, Zunftreglements und Statuten zu 
ertheilen. 

q) HeurathsConſensgeld. 

Der Leiheigene und. Hörige bedurfte der Einwilligung 
des Herrn zu feiner Verheurathung, und mußte dafiir eine 
Abgabe entrichten, die der Bedemund, Mannthaler ꝛc. hieß, 
worans in der Folge eine gemeine Präftation der Bürger 
und Bauern in mehreren Ländern entftand. 

r) Beiſitzer⸗Geld. 

Eine Abgabe, die ſowohl von Städten als Dorfgemein; 
den bezogen wird. 

Man enthäte fid der Aufzählung weiterer nubbarer 
Gerechtſame, die ſich hierher eignen. 


IIL Grundherrliche Zinfen und 
Abgaben. 
Hierunter find zu begreifen: 
1) Das Zehnt⸗Recht (droit de dixmes) in feinem 
ganzen Umfange und jeder Gattung von Erzeugniffen, nicht 
allein von dem, was Grund und Boden hervorbringt, fons 


154 


dern auh von den durch die Landwirthichaft gewonnen 
werdenden lebendigen Dingen. 

2) Die eigentlihen Zinfen, VBodenzinfen, Grundzin⸗ 
ſen, Gülten, ſtändige Beeden in Geld und Naturalien aller 
Art, mit. Urfeuer, Weinkauf, Handlohn ꝛc. Dieſe Zinſen 
find von, der Lieferungsweiſe, der Zeit der Fälligkeit, der 
Sache, worauf fie haften, und der Veranlaffung der Pflicht 
auf die mannigfaltigfte Weife benannt; bald zu verhältniß⸗ 
mäßiger Vergeltung iiberlaffenen Gebrauchs und Genuſſes in 
Feld und Walde, bald ohne folhen, bios zur Recognition 
einer Schuldigkeit, vorbehalten, und auferlegte, in Ihrem Ä 
Betrage fich ftets gleich bleibende Präftationen. 

(Lang hiſtoriſche Entwidelung der deutſchen Steuers 
verfaffungen S. ı26 und fo.) 

5) Abufive mit dem Namen einer ordinairen Steuer 
befegte grundherrliche, in einem beftändig unveränderlichen 
Quanto entrichtete Abgaben, z. E. Kiichenzinfe unter dem 
Namen Küchenfteuerr. Die königl. baierifche Deklaration 
fihert dergleichen den Medtatifirten ale grundherrliche Abgabe 
zu. Lit. H.n.5. 

4) Abgaben, die ihre Beziehung . auf gewiſſe Gerecht⸗ 
ſame haben, fo die Submittirten unter der Souverainität 
beibehalten; z. E. Beiträge zu Beſoldungen, Kanzleibebürf: 
niß ıc., die, wenn fie auch bisher. die Eigenfchaft einer Steuer 
.. zu haben fchienen, doch nun folhe ablegen. So behielten 
die deutfchen Fürften unter ehemalig franzöfifher Souverai⸗ 
nität eine Steuer zur Verwaltung der Juſtiz und Beſoldung 
der Dienerfchaft. | 


IV. Gute: und (eisgerrtige u 
Dienfipflide 
ı) Die hergebrachten gemeffenen oder ungemefs 
fenen Frohnd⸗ Hands und Spanndienfte, zur, 
Hofhaltung, Wachten, herefchaftlichen Vorwerken, in den 
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Forſten und Waldungen und zur Jagd, nebſt den daher 
fallenden Dienſtſtrafen. 

9) Die Frohnd⸗Reluitions⸗Gelder, insgemein Dienſt⸗ 
gelder genannt, entweder auf temporellen Akkord oder als 
ſtändige Abgabe. 

3) Loskaufsgeld, die Präſtation fir die Entlaſſung 
aus der Hörigkeit. 

4) Beſonders hergebrachte Natural⸗Leiſtungen oder deren 
Geldſurrogate; 4 E. Weinfuhrgeld, Weinfuhrhafer, Wolfs⸗ 
gulden ꝛc. 


V. 


B. Feudal:Redte 
(droits feodaux, prestations feodales). 


Seder freie deutſche Mann, der iiber das Seinige zu 
disponiren befugt war, konnte feit jenen Zeiten des Feudals 
ſyſtems Lehen ertheilen und ‚auftragen, und noch Bis jegt 
find jedem Lehenheren feine Eigenthumsrechte auf den Fall 
der Eröffnung durchgehends unbeeinträchtigt geblieben. 

Es ift Hier nicht von uneigentlichen oder den fogenann: 
ten Kammerlehen, fondern den Kanzleilehen die Rede. Beide 
faffen ſich übrigens uater die Sathegorie der Domainen 
Bringen. ® 

Wir begreifen unter dem zeudalrechten: : 

i) das Mecht, Laudemien und Lehntargelder in Er⸗ 
neuerungsfällen zu beziehen; 

.9) die Rechte des Eehenheimfalles ; 

5) die ſchon oben erwähnte Gerichtsbarkeit in Eee 
fachen. \„ 

Die deutſchen Fürſten, unter ehemaliger franzöſſcher 
Souverainität behielten ihre Lehenhöfe. Das landgräfliche 
Haus Heſſen⸗Nothenburg Bat die Verleihung dev adelichen 
Lehen in der Neeergramchaſt Casenallenbogen unter kurheſſ 
ſcher Hoheit. 


* 
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C. Geiſtliche Rechte. 

Die dem juri circa sacra majestatico untergeordneten 
Kollegialrechte, ale die dem proteftantifchen Landesherrn von 
der kirchlichen Geſellſchaft iibertragenen Befugniſſe, alles das 
zu beftimmen und anzuordnen, was der gemeinfame Zweck 
der Kirche mit fi Bringt. Iſt gleich nur das droit seig- 
neurial de patronage erwähnt, fo laſſen fich doc) nad) der 
Analogie und den proteftantifchen Srundfäßen die damit vers 
wandten übrigen geiftlichen Rechte (ale semblables) nicht 
ausgefchloffen halten, da im übrigen auch die in der Födera⸗ 
tionsafte beflimmten Souverainitätsvechte auf keine Weiſe 
"Dadurch beeinträchtigee werden. 


Es find ſolches hauptſächlich: 

1) Aufſicht auf Kirchen und Schulen; 

2) das Recht, Ordnungen in Kirchenſachen zu machen; 

3) Prediger s und Schulſtellen-Beſetzung: 

4) Verwaltung ‘der Kirchens Schuls und milden Stif: 
tungefonds; 

5) Ausübung der geiftlichen Gerichtsbarkeit durch ein 
KRonfiftorium. 

Man vergleiche die gründliche Erörterung Heft 5. Seite 
65 —275. ⸗ ' 
FTFrrier und Speier hatten unter franzöfifher Souveraini⸗ 
tät geiftliche Gerichtsbarkeit und Patronatrecht. 

Alle bisherige aufgeführte Seigneurials und Feodalrechte, 
fowohl dic ausdrücklich in der Föberationsafte benannten, als 
die autres semblables find nicht allein an und für ſich, 
fondern auch mit allen daher entfpringenden Einkünften 
(revenus provenants des dits droits) den &ubmittirten 
belaffen. 

Vebrigens können die bisherigen Rechte und Zuftändigs 
feiten nur in fo weit, als es der Zweck und die Tendenz der 
Föderation mit fih bringe, befchränkt angeſehen werden: 
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mithin . müſſen, was inſonderheit bie , Nüsbarkeit angeht, 
konſervirt bleiben: 

a) diejenigen, welche dem Souverain in der Akte aus⸗ 
drücklich nicht: beigelegt ſind; 

b) die, welche der Souverainität nicht unzertrennlich 
anhangen (non essentiellement inhérens); und dieß ſind 
ſolche, die in der Hand des bisherigen Herrn der Souverais 
nität nichts benehmen, fondern unter der höchſten Staats; 
aufficht als patrimonielle Vortheile benußt werden können, 
md im fibrigen. von der Art, daf fie zwar mit der höchſten 
Gewalt ſchicklich verbunden feyn fünnen, es aber nicht noth⸗ 
wendig feyn müſſen, und, wie die Erfahrung lehrt/ nicht in 
allen Staaten damit verknüpft ſind. 

Die nutzbaren Gerechtſame find jedoch, wie ihre Benen⸗ 
nungen, nach eines jeden Landes Verfaſſung verſchieden; unter⸗ 
deſſen hat man fie in gegenwärtiger Klaſſiſikation aufseſtelt, 
wie ſie zunächſt im Sn chtskreiſe lagen. 


u u u 





A u 


17. 
| Beitritt det gürften von Waldeck zum Rheiniſchen 
Bunde. 





Der zwifchen dem Bevollmächtigten Sr. Majeftät des Kat 
fers der Franzofen, Könige von Stalien einer Seits und 
dem Bevollmächtigten Sr. Durchlaucht des Fürſten von 
Walde, zu Warfchau, den ıöten April 1807 abgefchloffend 
Vertrag *) iſt folgender : | 











* Diefer, unfers Wiſſens noch Nicht gedruckte, Mertrag iſt und von 
ſchätdarer Hand bios in franzöfifier Sorache zum Mbdrude zugeſandt wor⸗ 
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Sa Majeste l’Empereur des Frangais, Moi d’Italie 
et Son: Altesse Serenissime le Prince de Waldeck, 
voulant regler ce qui concerne l’admission.de S. A. S. 
dans la Confederation du Rhin, ont nomme pour 
Jeurs ministres plenipotentiaires , savoir : 

Sa Majeste l’Empereur des Francais, Roi d’Italie 
Monsieur CAABLES Maunıez Tarıeraısup, Prince de 
Benevent, son grand Chambellan et. Ministre des rö- 
lations exterieures,. grand cordon de la legion d’hon- 
neur, Chevalier des ordres de l’aigle noir et de l’aigle 
rouge de Prusse et de l’ordre de St. Hubert. Ei. 
S. A. S. le Prince de Waldeck Mr. le Baron de 
GAGEBN, Ministre d’Etat de leurs Altesses Serenis 
. simes les Duc et Prince de Nassau, Chevalier grand 

eroix de l’ordre du lion d’or. *)- - 

Lesquelles apres avoir echange leurs pleinpon 
voirs respectifs , sont convenus de ce gui suit: | 

ART. ı 
8. A. S. le Prince de Waldeck accede au traite 
de confederation et d’alliance conclu a Paris le 12 
Juillet dernier; ct, par cette accession, il entre dans 
tous les ‘droits et dans-toutes les obligations de la 
confederation , et de l'alliance, de la même maniere, 
que s'il eut et& partie contractante au dit traite. 
ART. 2. | | 
$. A. S. le Prince de Maldeck, siegera dans le 
college des Princes. Son rang dans le college sera 
determine par la diete. 


uni 





den. Eine dentſche Ueberſetzung deſſelben würde um ſo überflüßiger ſeyn, 
als derſelbe wörtlich mit dem oben in der offizielen deutſchen Ueberſetzung 
mitgetheilten Vertrage überemſttmmt. W. 

*) Der Miniſter des Durchlauchtigſten Prüfidenten des Fürſtenkollegiums 
war ohuftreitig hiernu ber ſchicklichſte BDevo Umüchtigte. 
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Aur. 3. 

Il ne pourra sans le consentement prealable de 
la Confederation du Rhin, ötre, dans aucun cas, et 
pour quelques raison que ce puisse être, donne pas- 
sage par les états de S. A. S. a aucunes troupes, & 
aucun corps ou detachement de troupes d’aucune 
Puissance etrangere ä la dite confederation. 

" ART % 

L’ezercice du culte chatolique sera dans tous les 
possessions de S.. A: 8. pleinement assimil& ä l’exer- 
eice du culte lutherien, et les sujets des deux reli- 
gions jouiront sans restriction des mẽêmes droits civils 
et politiques, sans cependant deroger à la possession 
et jouissance actuelles des biens des églises. 

Arr. 5. 

Le contingent de S. A. S. le Prince de ‚PValdeck, 
pour le cas de guerre, sera de guatre cent hommes, 
et fourni immediatement pour la presente campagne. 

Arr. 6. 

Le present traite sera ratifi& et les ratifications 
en serout echangees à Berlin dans le delai de 25 
jours ä dater de la signature du present traite, ou 
plutöt si faire se pent. 

Fait et signe à Varsovie le dix huit Ayril mil 
huit cent sept. u 


nn (L.S.) Cu Maur TALILEVRAND, 
| Prince de Benerent. 


(L. S) le Baron de Gacenm. 


Der Fürft von Waldeck tritt durch diefen Vertrag dem 
Rheinifchen Bunde bei, und genieft mit den in der Konvens- 
tion vom aaten Juli 1806 benannten Fürſten gleiche Rechte. 
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Bei der geographifchen Lage des Fürſtenthums Waldech 
das gegen Weſten an das dem Großherzoge von Heſſen gehö⸗ 
rige Herzogthum Weſtphalen grängt, bei der Verbindung, 


in welcher der Fürst, in Hinſicht der vorhin im Solde der 


vereinigten Niederlande geftandenen und je&t der holländifchen 
Armee einverleibten fünf Waldeckiſchen Bataillone Sinfanterig, 
mit dem Könige von Holland fteht, war dieſer Beitritt zum 
Bunde (wenn auch nicht andere Umſtände ihn räthlich ge: 
macht hätten) voraussujehen. 


Ob nun nach der vom Fürften erlangten Souverainität: 


die im Waldeckiſchen beftehende landſtändiſche Verfaſſung 
fortbeſtehen werde und könne? ob die Landſtände *) nicht 
mehr als Theilnehmer der Staatsgewalt (wie fie es jetzt 
find), fondern als Rathgeber des Souverains betrachtet — 


werden beibehalten werden? wird die Zeit lehren. Man leſe 


hierbei die Abhandlung Nr. 35. im dritten Hefte dieſer Zeit: 


fchrift S. 381, So weit der Herr Einfender. Wir fügen 


nun noch einige Bemerkungen über Die Lande des ſouverainen 
Fürſten bei, 

Die Lande des Firrften von Waldeck beſtehen aus zwei 
Haupttheilen; nämlich dem eigentlichen Fürſtenthum oder 
der alten Grafſchaft Waldeck, und aus der Grafſchaft 
Dyrmont. jenes gehörte sum oberrheinifchen, dieſe sum 

weſtphäliſchen Kreife, 
| Das Fürſtenthum oder die alte Grafichaft Walde 


gränzt im Weften an das Herzogthum Weftphalen, im. 


Süden an das Kurheffiihe und die großhergoglich heſſiſche 
Herrſchaft Itter, von welcher zwei Ortfchaften ganz vom 
Waldeckiſchen eingefchloffen find; im Often an das Kurheſſiſche 
und das grofßiherzoglich heffifche Sebiet von Volkmarsheim; 
im Norden endlich an das Fürftenehum Paderborn. Den 


ud 











*, Das Corpus der Landfiände im weweccucchen beſteht detanntlich au⸗ 


der Ritterſchaft und den Städten. 
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Flãcheninhait dieſes Landes hat man ſehr hoch auf Zo (Fabri), 
ja quf 34 Quadratmeilen, wie Norrmann angegeben. In 
den Waldeckiſchen Beiträgen ſetzt man ſolchen auf 20 Auas 


dratmeilen, und höher darf derſelbe gewiß nicht angenommen 


werden. In den nämlichen Beiträgen wird die Zahl der 
Einwohner für 1789 oder 1790 auf 40,000 Seelen geſetzt. 


Dieſe Zahl iſt weit wahrſcheinlicher, als die Angabe jener, 


welche Go und mehrere Taufend, ja wie Norrmann 72,500 
Seelen annahmen. Seit der Zeit. hat aber das Land ohns 
laäugbar Zuwachs erhalten, fo daß man etwa 46,000 Seelen 
annehmen dürfte. Das Ganze enthält 13 Städte, ı Flecken, 
4ı Pfarr: 55 Kirchdörfer, 42 Weiler, Schlöffer und Rit⸗ 
terſitze, und iſt ing Aemter vertheilt. 

Ganz getrennt vom Hauptlande, der Grafſchaft Lippe 
im Oſten, liegt die Grafſchaft Pyrmont. Sie ift nur Mein, 
und bat einen Flächenraum von ı 74 Nuadratmeilen, worauf 
etwa 4500 Menfchen leben. Sie enthält einen Marktflecken, 
ı Schloß und 10 Dörfer. Beide zufammen haben alfo etwa 
22 Quadratmeilen, und 5o bis 51,000 Einwohner. Die 
Einkünfte des Souverains werden auf 350 bis 450,000 fl. 
geſchätzt. 

Seit dem Jahre 1438 iſt die Grafſchaft Waldeck ein 
Lehen des Heffens Kaffelichen Hauſes. Die vielen Streitigs 
feiten über. diefe Lehenshoheit wurden 1635 durch einen 
Vergleich beendigt, welcher im Osnabrückiſchen Frieden 1648 


Art. 15. (. 14. ausdrücklich beftätigt wurde, worin die 


Lehenshoheit Heflen :Kaffel vorbehalten blieb. Die Srafichaft 
Pyrmont kam nach mannigfaltigen Schickfalen von den erbs 
verbrüiderten Vettern, Grafen von Glaichen, 1625 an das 
Waldeckiſche Haus, welches vom firftlichen Haufe Braun⸗ 


fchweig damit belehnt wurde. Auch Paderborn machte Ans. 


fprüsche auf die Srafichaft. Dieſe wurden 1698 durch einen 


Vergleich befeitige, vermöge deſſen Paderborn zwar allen- 


11. 


Anſprüchen entſagte, Waldeck aber die Herrſchaft Lügde abs 
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trat, and einwilligte, daß nad Abgang bes Waldeckiſchen 
Mannsftammes das Stift Paderborn gegen Auszahlung von 
20,000 Thalern an die Waldedifchen Töchter, die Grafſchaft 
dem Stifte einverleiben folle. Alle diefe Gegenftände werben 
nun wohl bei einem künftigen Zrieden in Dronung gebracht 
werden. | 

Das alte Waldeifhe Haus fol von den Grafen von 
Schwalenberg abftammen. Seit dem ı3ten Jahrhun⸗ 
derte ‚blühte das Haus in 4 Linien, die ſich nach und nach 
wieder vereinigten. In der Folge theilte es ſich wieder mit 
den Söhnen des Grafen Joſias, der 1580 ftarb, in zwei 
Linien; nämlich in die noch blühende ältere oder Eifen: 
bergifche, und in die jüngere oder Wildungifhe 
Bon der leßtern wurde Graf Seorg Friedrich ı6BE in den 
Neichsfürftenftand erhoben, ftarb aber 1690 mit dem erſten 
Fürften aus. Nun fuccediete die Eifenbergifhe Hauptlinie 
in den Reichslanden, in welcher 1698 Graf Chriftian Ludwig 
das Primogenitur:Rechg einfiihrte. Diefem zufolge ſuccedirte 
ihm fein älteſter Sohn Friedrich Anton Ulrich, der für ſich 
und ſeine Nachkommen 1711 die Beſtätigung der reichsfürſt⸗ 
lichen Würde erhielt, und 1719 mit Sitz und Stimme auf 
der weltlichen Fürſtenbank beim oberrheiniſchen Kreiſe aufs 
genommen wurde. Beim Reichstage hatte ſonſt Waldeck 
‚nur eine Kurialſtimme auf der Wetterauiſchen Grafenbank, 
von welcher fich aber das Haus ſchon geraume Zeit getrennt 
‚hatte, ohne Sie und Stimme im Reichsfürſtenrathe erhalten 
zu fünnen. Diefe wurde ihm endlich ıBo2 durch den Reiches 
Devutationsſchluß zugedacht. Wegen Pyrmont hatte Waldeck 
Sitz und Stimme im weſtphäliſchen Grafenkollegium. 

Der Reichsmatrikul-Anſchlag iſt wegen Waldeck 120 fl. 
oder 4 zu Roß und 18 zu Fuß, und wegen Pyrmont, ſeit 
1692, 14 Gnulden; zu einem Kammerzieler gab es einſchließ⸗ 
lich der neu verwilligten Erhöhung wegen Walde 84 Thlr. 
70 Kreuzer, und wegen Pyrmont an Thaler. 17 Kreuzen. 
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Auffer der regierenden fürſtlichen Linie bllͤht noch eine 
gräflich Waldeckiſche Linie, welche von Joſias, einen Bruder 
bes oben erwähnten erften Fürſten Friedrich Anton Ulrich, 
abſtammt. Diefe Linte.ift aber blos apanagirt. Von ber. 
bisherigen Verfaſſung des Landes, ſo wie von der natürlichen 
Beſchaffenheit u. ſ. w. ein andersmal mehr. 
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girfular: Schreiben Sr. Hoheit des Herrn Zürſten 
Primas an die Souveraine des Rheiniſchen 
Bundes und die übrigen Beſitzer bet ehemaligen 
deutſchen Rechelande. 





En ie. 3% find gewiß eben fo gut, als Mir, bie vielen 
ängftlichen Vorſtellungen der vormaligen veichstammergeriches 
lichen Individuen, fonderlich der unbeſoldeten Advokaten und 
Prokuratoren bekannt, wodurch dieſelben von den jetzigen 
Souverainen der deutſchen Lande die Beſtimmung kuͤnftiger 
Penſlonen zu ihrem Lebensunterhalt zu erhalten ſuchen. Ich 
weiß, daß Ener ic. ꝛe. nach Ihrer großmüthigen Denkart, 
ſo ſehr aid ich, wilnfchen, dieſen Unglücklichen, ſoviel thun⸗ 


lich, zu helfen. Da dieſes nun aber nicht anders, als durch | 


gemeinſames Einverſtändniß ſaͤmmtlicher Beutfchen Souveraine, 
weiche in dieſer wohlthätigen Abſicht fortfahren, Ihre vor⸗ 
dinige Kammerzieler abführen zu laſſen, geſchehen kann, und 
die Verwendung dieſer Gelder ſowohl, als der vorhandenen 
kammergerichtlichen Kapitalien allerdings einer Vorſehung 
bedarf, Ach aber beſonders, als Souverain der Stadt Wez— 
tar, des Sitzes dieſes vormaligen Kammergerichte, vorzüglich 
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verpflichtet bin, "mich Piefes dringenden Gegenſtandes anzus » 
nehmen, fo habe ich geglaubt, nicht länger anftehen zu 
dirfen, Euer ıc. mittelft der anliegenden Note, meine Ges 
danken ausführlicher mitzucheifen, wie ich dafiir halte, daß 
wenigftens «die Mittel, welche theils vorhanden, theils ferner 
zu hoffen find, zu ihrem Zwecke nützlich und bilfig verwendet 
werden könnten. Es foll mich fehr freuen, wenn diefe meine 
Gedanken Euer ꝛc. 2c. erlauchten Beifall finden wilrden. 
Ich Bitte, Mich darüber gefälligft zu benachrichtigen, und 
ich babe indeſſen die Ehre ıc. ıc. 





Beilage u 


Note an die Befiger und Souveraine der 
deutſchen Lande. 


( Die Suftentation der Reihstammergerichts; Prokuratoren 
und Advofaten, ihrer Notarien und Protokolliften, fo: 
dann der Kammerboten betreffend.) 


Die im Drude erfchienenen Vorftellungen, wodurch die ehes 
maligen Reichsfammergerichtss Drofuratoren und Advofaten . 
zu Wezlar bei den jeßigen Souverainen der deutichen Lande 
ihre dringende Bitte um febenslängliche Suftentation und 
Penfionirung anzubringen fi genüchiget fahen, find wohl 
allgemein befannt. 

Diefe Reihstammergerichts:Advokaten und Profuratoren 
waren zwar unbefoldete, nichts deſto weniger aber wirklich 
verpflichtete Reichsdiener, welche von ihrem Berdienfte, (eb; 
ten, den fie. nach) reichsgefeklihen Tax-Regulativen bezogen. 
Dieſe Männer waren dem Gerichte unentbehrlich, und man 
muß billig die Anſicht ihrer höheren Dienſtverhältniſſe von 
der Kathegorie gewöhnlicher Gerichts-Advokaten und Probs 
ratoren trennen. 
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. Auch jest befinden fich unter: ihnen noch Männer von 
Berdienften, welche, wie Decker und Ludolf, fih um die 
reichsfammergerichtliche Verfaſſung verdient gemacht haben. 

Da diefelben nun durch die Aufhebung des Neichsfam: 
mergerichtes ihren gefeßlichen Verdienft und Lebensunterhalt 
verloren haben, fo ift wohl fein Zweifel, daß diefe Reichs— 
Diener, infofern fie nicht wieder anderwärts Unterkunft fins 
den, eben fo gerechten Anfpruc) wenigſtens auf nothdürftige 
Penfionirung haben, als jene Glieder des Gerichtes, welchen 
fire Befoldungen angewiefen waren: nur iſt fehwerer, den 
Betrag ihrer Penfionen zu beftimmen und die Quellen zu 
finden, woher folche bezahlt werden follen. 

‚Für die befoldeten Glieder. des KRammergerichtes, als 
ben Kammerrichter, die Präfidenten, Affefforen, den Boten⸗ 
dDeputirten, Neichsfistal, Fiskal-Advokaten, die Aerzte, den 
Pfennigmeiſter, Botenmeiſter, Pedellen ꝛc. beſtand eine eigne 
Suſtentationskaſſe, wohin die Kammerzieler floſſen, welche 
von den Reichsſtänden und den Reichslanden zum Unterhalte 
Diefes Neichsgerichtes in. gewiffen Terminen bezahlt werden. 

Aus Erſparniſſen von dieſen Kammerzielern, beſonders 
zur Zeit, wo die volle Anzahl der Aſſeſſoren nicht einberuſen 
war, wurden noch in jüngeren Zeiten Kapitalien im Betrage 
von 130,555 The. im 20 fl. Fuße angelegt, deren Zinnjen 
geither gleichfalls zu jener Suftentationstaffe floffen. Auf 
diefen Kapitatien haftet jedoch eine Schuld von 10,000 Thir., 
welche das Neihsfammergericht in den Ichteren Kriegszeiten 
wegen nicht richtiger Eingehung der Kammerzieler bei Kur: 
Heſſen entlehnt hat. 

Auſſer der berührten Suſtentationskaſſe hatte das Reichs— 
fammergericht noch eine Kaffe alter Depofiten, deren Eigen⸗ 
thümer größtentheits längſt verfchollen oder unbekannt, weiche 
daher zu verzinnstichen Kapitalien angelegt find, und die 
Summe von 42,600 fl. vhein. betrugen. Auch hatte das 
Reichskammergericht noch eine kleine Kaffe fir arme Par: 
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theien, welche einige taufend Gulden, in kaiſerl. Deftreichiichen 
Staatspapieren beſitzt, in welchen Papieren auch der größte 
Theil der Kapitalien der alten Depofitenkaffe beſteht. 

Einige her jegigen deutſchen Souveraimp haben num 
ſchon mehrere befoldeten- Neichstammergerichtsglieder in ihre 
Dienfte aufgenommen und ſich entſchloſſen, fiir. ben Unter 
halt der ilbrigen Glieder ginen Theil der Kammerzieler no 
| fortzubesahlen, welches auch durchaus nöthig if, um die 
zurückbleibenden wirdigen Gerichtsglieder, welche Feine Pra⸗ 
fenrationshöfe mehr haben, und überhaupt die übrigen alten 
verdienten Neichsdiener nicht darben zu faffen. Andere Sou⸗ 
veraine fahren fort, ihre vollen Kammerzieler zu biefer Des. 
ffimmung abführen zu laffen, und man darf wohl von 
fiimmtlichen Beſitzern und Souverains der deütfchen Lande 
nicht anders erwarten, als daß Diefelben hiefe Kammerzisien 
in fo lange willig werden abführen laffen, als ſolche zum 
Unierhalte der: lebenden, ohne ihr Verſchulden brodfoß gemors 
denen Perfonen dieſes ehemaligen Reichsgerichtes erforderlich . 
feyn werden, 

Zu dieſen laufenden Kammerzielern kommen dann noch 
die oben erwähnten Kapitalien der verſchiedenen Kaſſen mit 
den davon abfallenden Zinnſen. Hierin beſtehen aber auch 
allein die bereiten Mittel, wodurch dem Nothſtande der 
großen Zahl reichskammergerichtlicher Individuen abgeholfen 
werden ſoll; denn, auſſer den beſoldeten Gerichtsgliedern und 
Prokuratoren, machen auch noch 24 Kammerboten einen 
eben ſo vechtlichen Anſpruch auf die Penfionirung. Diele. 
Kammerboten find befanntlich wirklich verpflichtete Reichs 
diener, von welchen die 12 älteſten reitende Voten hießen, 
und unter dev Rubrik; Fourage, jährlich 103 fl. 45 fr. ans 
ber Suſtentationskaſſt bezogen. Der übrige Verdienſt bes 
fund in einer taxmäßigen Bezahlung der Gerichtsboten⸗ 
Meifen, welcher denſelben rin lebenslängliches gutes Aston 
men. eur 
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. Auch flellen die mit den Gefchäften an dem Reichskam⸗ 
mergerichte ehemals fich reichlich ernährenden Notarien und | 
Protokolliften der Prokuratoren zu Wezlar in häufigen Bors 
ſtellungen ihren Nochftand vor, welche, wenn gleich ihrem 
Denftonirungsgefuche die Gründe der vorbemerkten Perfonas 
lien nicht zur Seite ſtehen, Doch eine billige Unterffüsung 
verdienen. . | 

Die fämmtlihen Reichstammergerichts: Perfonalien, ale 
ehemalige verpflichtete Reichsdiener, für. ihren Verluſt volls 
kommen zu entfchädigen, iſt nicht wohl möglich; wohl aber 
fönnen die vorhandenen Meittel zu einer billigen Denfionirung 
verwendet werden. 

Die wirklich beſoldeten Perſonen, deren Gehalte auf 
die Suſtentationskaſſe angewieſen waren, verdienen nun alle⸗ 
mal zuerſt Rückſicht, und es iſt zu wünſchen, daß ſolchen 
ohne die größte Noth an ihrem febenslänglichen, Gehalte 
nichts entzogen werden möge. Jedoch dürfte dieſes eine 
Ausnahme:.finden, wenn es an Mitteln fehlen follte, den 
unbefoldeten Reichedienern den dürftigſten Lebensunterhalt zu 
verfchaffen, indem die unverkennbare Billigkeit, auf Naturs 
"und Völkerrecht gegründet, fordert, verdienftvolle Männer, 
die der alten Reichs-Juſtizverfaſſung ihre Kräfte gewidmet 
haben, und ohne ihr Verfchulden das Opfer der Zeitereigniffe 
geworden find, iiberhaupt nicht darben zu laſſen. 

Hoffentlich wird diefer Fall nicht eintreten, imenn mar 
. die Befißer und Souveraine der deutfchen Lande in der Ent: 
richtung der Rammerzieler fortfahren; zu welcher Erwartung 
die bekannten erhabenen Sefinnungen deutſcher Fürſten ver: 
trauensvoll berechtigen. 

Bis jetzt haben die beſoldeten Gerichtsperſonen noch 
ihren vollen Gehalt bezogen. Um nun dem iibrigen unbe: 
foideten Theile, unter welchen fich ſehr dürftige und nur 
pom täglichen Verdienſte lebende Perfonen befinden, es zeither 

nicht ganz an den nöthigſten Alimenten fehlen zu laſſen, 
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fand man fein andres Mittel, als aus den alten: verfchollenen 
Depofiten einsweilen 18,000 fl. als vorfchußweife Alimentas - 
tion für die bedürftigeren Perfonen zu verwenden. 

Indeſſen ift bereite ein ganzes Jahr verflofien, daß mit 
Auflöiung der deutfchen Neichsverfaffung die Berdienftquelle 
. für dieie Reichstammergerichts s Derfonen verfieche if. Die 
Klagen iiber Mangel werden allgemeiner, uw die Nothwen⸗ 
digkeit einer Abhülfe wird dringender. 

Die verpflichteten Advokaten und Prokuratoren 
belaufen ſich auf: 33. Ihr jährlicher Verdienſt mar ſehr 
verſchieden. Einige verdienten ſehr viel, andere wenig, und 
die Jüngeren hatten Hoffnung, größern Verdienſt mit den 
Jahren zu erlangen. Indeſſen lebten alle vom Verdienſte. 
Nur wenige beziehen aus einzelnen Landen bedeuntende fire 
Gehalte, indem diefe größtentheils in der Regel fo unbe 
traͤchtlich fi find, daß folche als Mittel zum vollen Unterhalte 
feine Erwährung verdienen. Auf diefen Umſtand und auf 
die individuellen Berinögensumftände dürfte wohl bei. provi⸗ 
ſoriſchen Alimentations-Ver fügungen —, aber dann nicht mehr 
Nückficht genommen werden, wenn von einem allgemeinen 
Srundfage zur Sicherung des Unterhaltes biefer fimmtlichen . 
Individuen die Frage iſt. 

Es ſcheint demnach, daß vorläufig einem wie dem an⸗ 
dern, welcher noch keine anderwärtige Unterkunft gefunden, 
und nicht unter 1000 fl. jährlichen Verdienſt aus ſeinen 
Büchern liquidirt hat, eine Jahrspenſion von etwa 1000 fl., 
denjenigen aber, welche diefen Verdienſtertrag fo hoch nicht 
fiquidiven, mwenigftens die Summe des Ducchfchnitt:Ertrages, 
ihres eigentlichen jährlichen Verdienftes zu billigen; bei jedem 
Individuum aber do der Betrag der anderwärtg beziehen, | 
den Gehalte wenlaftene noc zur Zeit aufzurechnen ſeyn 
möne, — wozu 1) nebft den Zinnfen der fämmtlichen vors 
handenen Kapitalien, auch fir den erften Augenblick 2) ein 
Theil der zum Unterhalte des Neichstammergerichtes ohnehin. 
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beſtimmten Kapitalien felbft, und im Nothfalle 3) ein Theil.‘ 
‚der eingehenden Kammerzieler zu verwenden feyn dürfte. 

" Die Mittel zu dieſem Penfionsgefhäfte hat der in kö— 
niglich DBaierifche Dienfte iibertretende Kammerrichter, Hert 
Graf. von Reigersberg, durch die Zedirung %, feines 
‚alten Sehaltes, zum Beften der unbeſoldeten Rameralen, auf 
eine edelmiithige Art erleichtert, und, da bei richtiger Forts 
zahlung der Kammerzieler auch die Mittel zur Penfiontrung 
wachſen werden, fo ſchoint ferner billig zu fenn, daß man 
die Penfionen der Advofaten und Profuratoren mit Rück 
fiht auf ihren ehemaligen Verdienſt und jekigen Verluft 
etwa verhältnißmäßig bis zu einem Marimum von 1500 fl. 
zu erhöhen fuchte. 

Den Rammerboten wurde bis jetzt eine proviforifche 
| Unterſtützung mit 150 fl. auf ı Jahr berechnet, zugewieſen, 
und dürfte derſelben Penſion wohl in keinem Falle geringer 
zu beſtimmen ſeyn. 

Auch die Notarien und ſogenannten Mrotos 
kolliſten Pönnten mit wenigem Aufwande vor Elende und 
Mangel wenigſtens einigermaßen dadurch geſchützt werden, 
wenn man den älteren und in dieſem Amte grau gewordenen 
Theile derſelben eine gleiche Penfion mit den Kanımerboten 
lebenstänglich, dem jiingeren und unverhelratheten Theile aber 
diefe Summe einmal zum Behufe anderwärtigen Fortkom⸗ 
mens bewilligen wollte. 

- Auf diefe Art feheint die Sorgfalt für unverſchuldet 
brodloſe Reichsdiener, der Gerechtigkeit und Großmuth deut⸗ 
ſcher Fürſten würdig, auch ohne erhöhete Beiträge ausführ⸗ 
bar, und nach höchſtens zo Jahren gar kein Beitrag an 
Kammerzielern mehr nöthig zu ſeyn. 

Sollten dieſe Vorſchläge den Beifall der Beſi iger und 
Souveraine der deutfchen Lande erhalten, fo könnten folche 
durch den Souverain der Stadt Wezlar in Vollzug gefekt 
werden, welcher, im vollen Vertrauen auf gerechten bdeutfchen 
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Fürſtenſinn, bei den zeither auf biefe Art getroffenen provis 
forifhen Maaßregeln eine Mißbilltgung nicht befürchten zu 
dürfen glaubt; jedoch gegen jede etwaige Reklamationen ſich 
als Seldftzähler verbirgt hat. 

| Derielde bat bereits die Penfionirung des Kämmtlichen 
reichöfammergerichtlichen Kanzleiperfonals Allein übernommen, 
und erbietet fih, über obiges Suftentarionsgefhäft jährlich 
Öffentliche Rechnung ablegen zu laffen. | 








———— un a —n 
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10. 
Meitere Nachrichten von der Lage der ; Ditgfieder 
des vormaligen Kaiferlichen Reichskammergerichts. 





J. der von uns im dritten Hefte S. 417 u. f. mitgetheil⸗ 
ten Abhandlung: über den künftigen Unterhalt der 
Glieder des K. R. Kammergerichts, wird 6. 11. 
Nr. 4. S. 429. der Vorſchlag gemacht, daß, wenn ein 
Reichsſtand ein kammergerichtliches Mitglied in ſeine Dienſte 
nehme, derſelbe ſo viel von ſeinem Kammerzieler⸗Beitrage 
abziehen möge, als er an Beſoldung bewillige, der Reſt ſolle 
dieſer Perſon aber aus der Suſtentationskaſſe zugefchöffen 
werden. Wer nicht fo viel beitrage, als er einem in Dienſt 
genommenen Ditgliede des Gerichts zur Beſoldang gebe, 
Tolle zwar nur feinen matrifularmäßigen Beitrag in Abzug 
bringen dürfen; aber die Buftentationslaffe mäffe fo. viel 
noch beifihießen, als zur Ergänzung der alten Befoldung 
gefordert merde. 

. Zufolge diefes Vorſchlags hat der König von Würtem⸗ 
berg, wie wir ſchon im vierten Hefte Seite 135 und im 
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fünften S. 297 berichteten, auf die an Allerhöchftdiefelden 
gelangte Vorftellungen. geruht, einen Theil des Betrags der 
Kammerzieler aus Ihren alten und neuen Landen durch Ans 
ſtellung einiger Reichskammergerichts⸗Beiſitzer zu verwenden; 
ſonſt aber. ſeit der Auflöſung des Reichskammergerichts an 
Kammerzielern bisher noch nichts weiter bezahlen laſſen. 

Andere vormalige deutſcht Reichsſtände haben zwar die⸗ 
ſen Vorſchlag noch nicht ausdrücklich genehmigt, und alle 
ſcheinen bis zu einem von ſämmtlichen betheiligten vorma⸗ 
ligen Reichsſtänden zu treffenden DefinitiosRegulativ, mit 
einftweiliger Fortbezahlung der Kammerzicler zu ihrer zeite 
herigen Bellimmung, den gemachten Antrag vorerft noch 
auf fich beruhen laſſen zu wollen. 

Sn dem ?. baierifchen Reſkripte d. d. Münden am 
sten Jänner 1807. an KRammerrichter, Präfidenten und 
Beifiger des ehemaligen Neichstammergerichts zu Wezlar 
heißt es ausdrücklich : | 

Bis über die Seftfeßung eines ausreichenden Suſten⸗ 
tationsfonde durch fämmtliche dabei betheiligte vormalige 
Reichsſtände ein Definitiv-Regulativ getroffen werden fann, 
werden Wir unfere einfchlägigen Kommiffariate anweifen, die 
Rückſtände der vormals entrichteten Kammerzieler zu bejabs 
- fen. und damit bis auf weitere Befehle fortzufahren. « 

Vermuthlich fah man bei Erlaſſung diefer und ähnficher 
Reſkripte, beim Schluffe des vorigen und zu Anfange des 
laufenden Sjahres, einem allgemein gewünſchten baldigen 
Frieden entgegen, Aber bis jeßt ift dieſe Hoffnung noch nicht 
in Erfitllung gegangen; ja fie fiheint von Tag zu Tag eher 
ab: als zuzunehmen. Daß bei diefer Lage der Dinge ein 
defhäfttofes Seyn fir an Thätigkeit gemöhnte Männer, 
wie dies bei den Neichstammergerichts:Beifigern der Fall iſt, 
eines der unangenehmften Verhältniſſe ſeyn müſſe, kann bei 
einem Manne, der von Jugend auf füh ſtets Gefchäften 
gewidmet, ‚keinem Zweifel unterliegen. Ueberzeugt, welchen 
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Antheit jeder deuiſche Mann am Schickſale diefer verdienſt⸗ 
vollen Männer. nimmt, haben wir ung verpflichtet erachtet, 
jede getroffene Verfiigung in. Hinfiht der Verforgung der 
Kammergerichts: Mitglieder anzuzeigen, und wir freuen uns, 
in diefem Hefte abermals weiteren Stoff dazu erhaften zu 
haben. 

Des Könige von Baiern Majeftät haben namlich - nach 
einem unterm Zoten v. M. erlaſſenen Reſkripte den Herrn 
Kammerrichter und vier Kammergerichts-Beiſitzer für Ihre 
Dienſte beſtimmt und ernannt. 

Der Herr Kammerrichter, Graf von Reigersberg 
Erzellenz, wird dieſem königlichen Reſkripte zufolge einſtweilen 
Hofgerichts-Präſident und wirklicher geheimer Rath zu 
München; der Herr Aſſeſſor K. A. M. Frhr. von Secken⸗ 
dorf, Hofgerichts-Vicepräſident in Bamberg; die Herren 
Affeffoven €. L. von Branca und Joſ. von Ulheimer 
werden Direktoren bei den oberſten Juſtizſtellen, und zwar 
‚ erfterer in Ulm und letzterer in Bamberg; und der. Herr 
Aſſeſſor F. A. von der Beecke kömmt mit dem Titel eines 
Direktors zur Geſetzgebungs-Kommiſſion nach München. 
Der Gehalt für den Hrn. Kammerrichter iſt auf 192,000 
Gulden, ſo wie jener der Kammergerichts-Beiſitzer auf 4000 
beſtimmt. Dieſe Beſoldungen ſollen an den zu entrichtenden 
Kammerzieler-Beiträgen abgezogen werden, und in Betreff 
deſſen, was die Beſoldungen der Anzuſtellenden bei dem 
Kammergerichte mehr betrugen, ihnen der Anſpruch auf die 
allgemeine Suſtentationskaſſe des Kammergerichts vorhefälten 
bleiben. 

Schließlich müſſen wir noch anfiihren, daß des Königs 
von Baiern Majeftät neben diefer Anftellung, die von Ihren 
alten und neuen Landen zu entrichtenden Kammerzieler forts 
bezahlen, und mithin davon nur die für obige zufanmen 
ausgeworfenen jährliche 28,000 fl. abziehen laſſen. — & 
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20. ° 


fechöten Hefte S. 399: über die Nothwendig⸗ 
feit der Errichtung eined Bundesgerichtes. 





Hiftorifcher Unterſtützungsgrund des Aufſatzes im | 


Wenn die neue Ordnung der Dinge nicht auch die Aus: 


fprüche der Vernunft mit unfern ehemaligen Reichsgeſetzen 
verrufen hat, fo ift die unfern Schülern vormals fo warm 
einpfohlne Meinung, daß der Staat feinen Unterthanen 
Gerechtigkeit ſchuldig ſey, noch in ihrer alten Gültigkeit. 
Daß Regierungen fehlen können, Ichren ung Geſchichte 
und Klagen der Unterthanen in früheren Zeiten; daß auch 
jene fouveraine Staaten fih vom Stolze einer Unfehlbarkeit 
feet glauben, beweiſen ſchon erfihienene neuere Verordnungen, 


‚ die dem landesherrlichen Fiskus die pracsumtio boni viri 


ffreitig machen, und feine Anfprüche den Gerichtshöfen in 


Weigerungsfällen der Unterthanen untergeben wiſſen wollen. 


(Naffauifhe Verordnung vom ı1. Nov. 1806.) 


Wer nur Recht will, bat vor dem Ausfpruche der The⸗ 


mis nicht zu bangen, und wer Unrecht gegen den Bruder 
brütet, das Recht von Gottes Gnaden und an Gottes Statt 
über ihn zu gebieten, ſchon verwirkt. 

Jeder Fürſt, der Stellvertreter Gottes, ſollte ſtolz darauf 


ſeyn, ſeine Ausſprüche, die ohnehin nur die Stimme der 
Gerechtigkeit ſeyn dürfen, in die Waagſchale der unab⸗ 


hängigen Göttin zu legen, wenn ſein Unterthan aus dem 
Geſetzbuche gegen feine Zumuthungen rechten will. Dadurch 
— ſich eben die ſouveraine Gewalt vom Despotism, 

daß erſtere alles nach dem Geſetze will und durch das Geſetz 


kann, der letztere hingegen alles unter ſeine lautere oder 


unreinere Wünſche bengt. 
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Der Deutſche wird ſich ſo leicht nicht an Blinden Ge 


horfam. gewöhnen; fo folgfam er ſich au in alle‘ Formen 
ſchmiegt, die nur einiges Gepräge von Gefeblichkeit an fih 


tragen. Das Gefühl des freien deurfhen Mannes wird 
‚ gewiß in eben der Maaße reger, in welcher es eingeengt 
werden fol; und der Menfch erkennt feine Würde am fühl 


.barften, wenn er ihre Einbuße gewahr wird, gleich einer - 


Meffaline, die bei dem Verluſte verlohener Unſchuld durch 


Beobachtung des Scheines fErenger Züchtigkeit den Werth 
derfelben neu liebgewinnt und wieder zu erringen trachtet. 


Was wird der gerade rechtliche Mann, durch die Ger 


fehichte der Vorzeit belehrt und durch jene des Tags beſtärkt, 


für eine Ueberzeugung nehmen, wenn feinem Aufeufe der 
Gerechtigkeit nur der Rekurs an den jitigften Tag entgegen 


gehalten wird, wie der Inhalt nachſtehender Signatur ze 


beabfichten fcheint ? 


—Auszug — Prototols 


vom ...... Mai 1807. 
Aus Anlaß der erneuerten Reklamationen des.... 
wegen feiner . . . . . Beſoldungen wurde 
befchloffen : 


Iſt dem ..... anf feine Vorftellung vom ..... l. J. 
per Extractum Protocolli ohnzuverhalten, man fen durch 
höchſte Enrfchließung angewiefen, fih auf eine Entſchädigung 
und Perfionirung der vormaligen noch unter voriger Regie⸗ 


zung entlaffener ... .. . nicht weiter einzulaffen, da bie 


dermaligen höchſten und hohen Theilhaber ſie nicht mehr im 
Beſitze ihrer ehemaligen Gehalte angetroffen hätten, 

Die nämlihen Grundfäße follten auch gegen die in den 

‚ Kemtern N. N. befindfich gewefenen . . . . Anitnäns 

ner angewendet und ihnen zugleich bedeutet werden, daß man 

eben ſo wenig geſonnen ſey, ihnen eine Entſchädigung aus 


den angeführten Gründen zu bewilligen, ale einen 


Ns" 
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Rechtsfpruh über die Berehtigung gu diefer 
Manfregel, die man nur vor Gott und feinem 
‚Gewiffen zu verantworten habe, am allerwenigften 
aber das von dem Herrn Fürften N. N. auf Bitte des 
Herrn N. N. konſtituirte Kompromißs Gericht anzuerkennen. 





21. 


K. baierifche Erläuterung der Deklarationen vom 
gıten Dezember-3806 und ıgten März 1807 *), 
die Beſtätigung der Familienverträge der der F. 
Souverainität unteriworfenen Fürften, Grafen, 
Herren und Ritter betvefiend. 





Wir Mar Joſeph, von Gottes Gnaden 
König von Baiern. 


Wir haben in Unſern beiden Deklarationen vom Zıten 
Dezember v. J. und vom ıgtn März I. 3. iiber die künf⸗ 
tigen flaatsrechtlichen Verhältniffe der Unferer Souverainität 
unterworfenen Füuſten, Grafen, Herren und Ritter verordnet: 
»daf ihre Familienverträge und eingeführte Succeſſtons⸗ 
»Ordnungen zur Beftätigung Uns vorgelegt werden follen. « 

Dabei hatten Wir keineswegs die Abficht, die Verträge 
"und Familien :Fideitommiffe, welche durch Veobachtung der 
zur Zeit ihrer Errichtung beflandenen gefezlichen Vorfchriften 
eine vollfommeue Gültigkeit erhalten hatten, in Hinſicht auf 
Privatrechte, einer neuen Unterſuchung und Beſtätigung zu 





*) Erfere Rebe im sten Hefte ©. 21, lehtere im Sten Hefte S. 17» 
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unterwerfen; fondern die vorgefchriebene Beſtätigung hat nur 
die flaatsrechtlichen Verhältniffe der fubjicirten Familien zum 
Sesenftande, damir nämlich ihre Familien ; Einrichtungen 
nichts enthalten mögen, welches mit der Verfaflung des 
Staates, dem fie als Unterthanen einverleibt find, nicht 
‚ vereinbarlih wäre, und fi) allenfalls auf ihre ehemaligen, 
nun aufgelöftten, QVerhältniffe beziehen. 

Nach diefer Anficht follen Unfere Deflarationen Lit. A. 
$. 5 und ı2. verfianden und angewendet werden. 

Unferen Landesdireftionen wird hiemit zugleich aufges 
tragen, fämmtlichen in ihren Provinzen eingefeffenen fubjis 
eirten Familien, zu Folge Unferer angeführten Nerordnung 
unter einem Präjudizialtermine von 6 Monaten, nad) Vers 
lauf deifelben fie nicht ferner als rechtsgültig anzuerkennen 
find, die Vorlegung ihrer Familienverträge und Suceeffionss 
Ordnungen aufzugeben, und diefelben mit ihrem Gutachten an 
Unfer Minifterium der auswärtigen Verhältniffe einzufenden. 
Unfern Juſtiztribunalen wird zur Pflicht gemacht, nur auf 
„die von Uns beftätigten Familienverträge künftig zu erfennen. 
München den zdten Mai 18m. 


Man Joſeph. | 
Freihere von Montgelas. 


Auf königlichen allerhöchſten Befehl 
von Flad. 


Der 


Bheinifhe Bund, 


wäre Hefe 





22. 


—* der im ſiebenten Hefte S. 30 abgebrochenen 


Abhandlung: über die ehemalige und jetzige Ver⸗ 
faſſung der Stadt Frankfurt am Mayn, uf w. 
von Dr. J. G. R. zu F. 





| 6. 11. 


Ms dem oben aufgeftellten Begriff des ehemaligen Raths—⸗ 
Kollege ergiebt ſich fehon im, Allgemeinen feine ehemalige 
Eompetenz. Es war den Bilrgern und iibrigen Einwohnern 
Frankfurts und feines Gebiets als Obrigkeit vorgefeßt, und 
kraft der ihm übertragenen Obergewalt war es der Verwalter 
und Ausiiber der der Stadt zuftändig geweſenen Landeshoheit 
und reiheftändifchen Rechten und Befugniffen ?). Die dem 
Magiſtrat zuftändig gewefene Nechte, die thm als Obrigkeit 
zugekommene Befugniffe zur. Errichtung neuer Anordnungen 
'und- zur Aufrechthaltung der beftehenden, alten vorhandenen, 
und die vor ihn zur Leitung, Unterjuchung und Entfcheidung 
gehörige Sachen und Fälle waren daher namentlich folgende: 


1. Ihm fand zu: die Ausibung der landes⸗ 


Hoheittihen und veihsftändifhen, fo wie aller 
übrigen dem Rath und der Bürgerſchaft zuge; 
19. 


_ 


Bra 
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fommenen Gerehtfamen. Er hatte daher die reiche 
und treistägliche Berathungen und Verhandlungen auswärs 
tiger Staatsgeſchäfte entweder felbft oder durch feine Abs 
gefandten und Kommiffarien zu beforgen ?). Er ward durch 
einen Reichstags: Sefandten bei dem ehemaligen Neichstage 
zu Regensburg und reicheſtädtiſchen Kolleg vertreten und 
füihrte auch durch diefen, fo lange als es der ehemaligen 
Reichsſtadt Frankfurt zulam, das Direktorium - bei dem 
reichsftädtifhen Kolleg. Noch in neueren Zeiten, vor Errichs 
tung des Nheinifchen Bundes und nach denen auf den 
giineviller Frieden - durch den letzten Reichs sDeputationg s 
Hauptſchluß vom adten Februar 1803: erfolgten Säkularifar 
tionen, hatte das veicheftädtifhe Kolleg über dieſe Führung 
des Diretoriums durch einen befondern Vergleich feftgefeßt, 
dafi a) jede der noch beſtehenden Neichsjtädte zwei Jahre ° 
lang das Direktorium bei dem Kolleg führen; b) der jedes 
malige Ummechfelungstag der „dte April feyn follte, und 
daß man c) hierbei die nämliche Ordnung beibehalten wolle, 
welcher der Reichs: Deputations ; Hauptfchluß vom a5. Febr. 
1803. 6. 27. in der Aufzählung, der Neichsftädte gefolgt 
ſey. Aufferdem hielt auch noch das veichsftädtifhe Kolleg 
einen gemeinfchaftlichen Nefidenten zu Paris. Die erfte Lücke 
in obige Anordnungen machte indeffen ſchon der Preßburger 
Zriede vom ıten Jänner 1806. Die Reichsſtadt Augsburg 
war dadurch ans der Reihe der Reichsſtädte getreten und 
der Krone Baierns einverleibt. Da Augsburg nun nach jenenr 
Vergleiche die erfte war, fo hatte deren Abgefandter auch 
fogteich das Direktorium übernommen. Noc, übernahm- jet, 
da auch Augsburg niche mehr unter die übrig gebliebenen 
Keicheftädte gezählt werden konnte, Lübeck das Direktorium, 
und es würde -diefem dann Nürnberg, dann Frankfurt, 
Bremen und Hamburg gefolgt feyn, hätte nicht die Rheiniſchẽ 
Konfdderationsafte und die bald darauf erfolgte Abdications⸗ 
alte des Reichsoberhaupts alles anders geordnet. 


1 


un .n 
ı. 


v79 


"Daß diefe ehemaligen Rechte und Befugniffe der immer 
diaten Reichsſtadt Frankfurt und ihres Magiſtrats jetzt ceſ⸗ 
firen, verſteht ſich bei der Auflöſung der deutſchen Reichs⸗ 
konſtitution und der daraus gefloffenen Verhältniffe der 
einzelnen deutfchen Neichsftände von ſelbſt. Die Rheiniſche 
Konföderationsafte ?) und das Organiſattonspatent *) beſtim⸗ 
men die jetzigen Verhältniffe. Die vollſtreckende Gewalt if 
dem fürftfichen Generallommiffär anvertraut; (F. 7. Note 3.) 
und. der Magiftrat verwaltet Die Communalrechte und Eigen 
thum des ftädtifhen gemeinen Weſens, fo wie alle darauf 
fih beziehende Sachen °). 

u) Siehe die Frankfurter Stadtreformation. hl. ı 1. Kit. I. 6. 

ı u. 2 
5) Reichshofr. Konkluſ. v. 2. Oftober 1759. Müller a. a. 

O. Abthl. III. ©. 97. 

3) Artik. 22. 

4) Abſchn. J. 9. 1-3. 

5) Org. Pat. Abſchn. VIII. ß. 1 u. 2. Abſchn. IV. . 2. 3. 
u. 5. 


. 10. 

Dem Magiſtrat ſtand ferner: 

I. die Ausübung ber geiftlihen und firds 
tichen Regierungsrechte zu; denn er befaß das geifls 
liche Majeſtätsrech — Jus circa sacra majestaticum, 
seu territoriale— und die Kirchengewalt — Jus sacrorum 
coHegiale et conventionale — mit allen ihren Ausflüſſen 
und fo weit fie von ihm, als der evangelifchen Tutherifchen 
Religion gugethan, fiber andere von dieſer Lehre abmetchenden 
Kirchengemeinden nad) ben geläuterten Grundfäheh des eher 
maligen deutſchen Kirchen: Staats: Rechts rechtlich geübt 
werden konnte ). Er war daher hierdurch befugt, nicht 
nur alles, was in der Kirche dem Staate nachtheilig ſeyn 
konnte, zu verbieten und wegzufchaffen, ‚fondern auch kirch, 
liche Anftalten zu benugen, um dadurch das Stantemphl zw. 
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befördern. Selbſt befaßte fich jedoch ber. Magiſtrat nicht 
mit der Ausiibung biefer Rechte in ihrem ganzen Umfange, 
fondern er harte ſich in dieſer Hinſicht nur die vorzüglichſten 
Hoheitsrechte vorbehalten, alles übrige aber dem untergeords 
neten Konfiftorium übertragen *). 

Da Frankfurt gegenwärtig Beine Landeshoheitlichen Rechte 
mehr beſitzt, ſo kann der Senat auch nicht mehr als Ausüber 
dieſer Rechte betrachtet werden, beſonders inſofern fie Ausı 
flüffe des geiſtlichen Majeſtätsrechts find, welches bekanntlich 
nur dem Souverain zuftehet. Inſofern diefe Rechte aber 
Folgen der Kirchengewalt, als eines bloßen Kollegiafvechts 
jeder einzelnen Kirche, find, übt dieſelbe auch noch jetzt, wie 
vorhin, das vom Souverain beftättigte Konſiſtorium Auges 
burgiſcher Konfeffion; denn das Org. Patent fagt ausdrück⸗ 
lich : diefes habe im Namen des fonverainen Fiirften. die, in 
Betreff feiner Staubensgenoffen, fämmtliche dahin. ‚gehörigen 
Rechte auszuüben. 

Die jetzigen Religionsverhältniffe Frankfurts beſtimmt 


das Organiſationspatent in einem eigenen Abſchnitt ®); auch 


find die näheren Rechte, Befugniffe und Gefchäftstreis des 
Konfiftoriums in einer eigenen Anftruftion fiir daffelbe vor⸗ 
gezeichnet *); die hergebrachten Nechte und Gerichtsbarkeit 
des Erzbifchöfflichen Generalvikariats auf Fatholifche, geifkliche 
Perſonen und. Segenftände in dem Organifationspatent ? 
ausdrücklich beſtättiget. 


1) Moſers Abhandl. v. d. reichſsſt. Regim. Verfaſſ. 6. 350. 
folg. G. M. Wallacher.de jure circa sacra civitatum 
imperii jam ante pacem religiosam. Giesae 1767. Kaiſ. 
Reſtript v. 4. Febr. 1749. Bei Orth a. a. O. Fortſ. 3. 

S. 169. u. Moritz a. a. O. Thl. 1. $. 57. Nr, 6. 

2) ©. hierüber Ver ſuch einer hiſt. Darſtell. der Gerichtsverf. 
Frankf. F. 115 — 121. Ueber Quelle, Titel und Grund der 
£irchlihen Gewalt findet man eine vortreffliche Abhandlung 
in des $. 9. Frhen. v. Ende vermiſchten jurift. Abhandl. 
Chl. 1. Abhandl. 8. Colln 1602. 
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3) Org. Pat. Abſchn. II. $. 2-6, | 

4) Inſtr. u. Weifung für das Konſiſtor. Augſpurg. Konfeffion 
vom ııten Dezember 1806 

5) Drg. Pat. Abſchn. II. $. 4. 


13. 


IH. Die. Erriheung neuer Geſetze und Vers. 


srdnungen ’), fo wie alle übrige Anordnungen 


und Anftalten für das gemeine Beſte fanden nur’ 


dem Magiftrat zu. Alle neue Gefege, Statuten und Vers 


srdnungen wurden daher. in dem Rath deliberivet und ber 


ſchloſſen, und alsdann im Namen des Raths und der beiden 
Bürgermeifter, als den ehemaligen Erefutoren der geſetz⸗ 


gebenden Gewalt unter der Formel: Wir Bürgermeifter und 


Vath der freien Reichsſtadt Frankfurt am Mayn verordnen 
| hierdurch, daß u. ſ. w. — proflamiret. Die Rathsſchlüſſe in 
ſonſtigen Regierungsſachen hingegen waren blos mit der 


Signatur: Bürgermeiſter und Rath zu Frankfurt — unters 


zeichnet. Wenn überdieß bei einem vorgefommenen Nechtsfall 
noch Fein denfelben entfcheidendes Geſetz vorhanden, oder das 
vorhandene fo dunkel war, daf. eine authentifche Geſetz⸗ Ers 
klärung des Legislators blos und allein entfcheiden konnte: 
fo kam auch ſowohl diefe Erklärung, als jene Entfcheidung 
nur allein dem Magiſtrat zu, welcher fih zu dem. Ende 
jedesmal dariiber von den Schöffen und Syndicis ein Gut⸗ 
achten ausſtellen ließ. 

"Mach der jetzigen Organiſation iſt der Senat zwar 


gleichfalls noch dasjenige Staatskolleg, welches die neuen 


Geſetze und Statuten vorzuſchlagen und zu entwerfen hat; 
allein dieſe erhalten erſt dann Geſetzeskraft, wenn ſie von 


dem Souverain beſtättiget find. Proviſoriſche Geſetze nnd 


Verfligungen kann derfelbe zwar auch erfaffen, allein er muß 
dann an den Souverain berichten. Welches PDrocedere der 
Senat bei dem Entwurf neuer Geſetze zu beobachten und 
weiche andere Kollegien er in beſtimmten Fällen mit in Ber 
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rathung gu ziehen hat, iſt Ihm in dem Organifationspatent ?) 
und der Senatsinftruftion ?) vorgefchrieben‘ und oben (2 
u. 9.) erwähnt worden. 


.2) Hiervon müffen jedoch die fogenannten Gemeinen s Schöffen: 
Befcheide und Verordnungen ausgenommen werden; denn 
dieſe wurden von den Schöffen allein, in einzelnen den 
Progeßgang angehenden Sachen, als ſchicklichere Anords 
nungen und Borfihriften des Richter, erlaffen, wie denn _ 
dieß nach dem 3. R. A. v. 1654. $. 94. fchon Überhaupt 
jedem Richter erlaubt war. ©. Franff. Reform. Thl. 2.. 
Lit. 3.6.8. u. 9. Dreh Boetl. 4. ©. 320 u. 855. ©. 
46 u. 155. u. Morig Th. 1. $. 57. Nr. 1. ©. 296. 

Neuere Beiſpiele find noch die oben in der Einleit. Note ı. 


erwähnten. 
2) Drg. Par. Abſchn. IV. 9. 2. 9. 3-5. 
5) Sen. Inſtr. 6.8, “ 


$. 24. 

Der Magiftrar hatte ferner: 

IV. Das oberherrliche Recht in Polijeiſa chen 
oder die Oberpolizei ). Er war nämlich die oberſte 
Polizeibehörde, ihm ſtand die Errichtung neuer Polizeigeſetze 
zu und alle wichtige Polizeianordnungen und Angelegenheiten 
konnten nur auf feinen Befehl und mit feiner Bewilligung 
bewerkftelliget werden. Mit der eigentlichen Auslibung der 
Polizei in ihren verfchiedenen Zweigen befaßte ſich jedoch. der 
Magiſtrat nicht felbft, fondern diefe war unter die einzelnen 
gerichtlichen und adminiftvativen StadtsYemter folgendermaßen 
veriheilt: 1) dem jüngern Bürgermeifter die Sicherheites 
Polizei — fo wie ihm und dem ältern, überhaupt die Exeku⸗ 
tion in allen Poligets Angelegenheiten. 2) Dem Ader-Sericht 
die landwirthſchaftliche Polizei innerhalb der Stadtgemarkung 
und Landwehres 5) dann dem Bau: Amt die Baus md 
. Straßen »DBolizel. 4) Dem FeuersAmt die Anordnungen zus 
Abwendung der Feuersgefahr und zum Löſchen Deffeiben. 5) 
‚Dem Buhr: Ant die Poltzei Über das Fuhrweſen. 6) Dem 
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Holz⸗Amt die Aufſicht über den Kolzverlauf. 7) Dem 

LandsAmt die Polizei auf deneh zu Frankfurt gehörigen 

Dorfichaften, oder die Dorfpolizei.. 8) Dem Recheney⸗Amt 

die Anordnung und Feftfeßung der Viktualien, die Aufſicht 

‚über das Münzweſen, über die Öffentlichen Märkte, Meffen. 

u. ſ. w. 9) Dem Sanitäts: Amt die medizinifche Polizei. 

ı0) Dem Konfiftorium die Sittenpoligei, oder Auffiht iiber 

die Beobachtung äufferer Zucht und Ehrbarkeit. Endlich ır) 
dem peinlichen Verhör: Amt die Vorforge für alle diejenigen 

Polizeianſtalten, durch weiche Verbrechen, wo möglich, vers 

Bindert oder wenigſtens deren Vollbringung vorgebeugt wer: 

Ben konnte. Nur dann, wann Befchwerden über diefe untere 

. -Polizeibehörden eintraten, mußten diefe an den. Rath, als 

oberftes Polizeikolleg, gebracht werden °). 

3) Reichshofr. Konfluf. v. zÖten May 1742. in Crameri 
observ. jur. univers. Tom. ı. pag. 656. u. Dreh Fortf. 
4. ©. 166. Morig Thl. 1. $. 57. Nr. 5. 

. 2) Bon der ehemaligen Volizeiverfaffung Frankfurts handelt 
ausführlih Morig Thl. 2. 9. 81 — 119. ©. 165-277 
und inf. Magazın für die mittelrheiniichen Rechte und 
Gedichte. Abhandl. XII. Mittelrheinifche Poligeiverfaflung 
überhaupt. ©. 55—65, 


6. 15. 


Nach der neuen Organiſation iſt die Polizeiverfaſſung 
Frankfurts mehr vereinfachet worden. 

Die Oberpolizei ſteht nunmehro dem von dem Souve— 
rain, in dem Sinne des Bundesvertrags Art. 26, angeſtellten 
Obexpolizeidirektor zu. Auſſer diefer Hauptbeſtimmung iſt 
demſelben noch beſonders aufgetragen: 1) eine-beftändige 
.Aufſicht auf die Metzger und Becker; 2) die Verwaltung 
des. Frucht s - und. Holzmagazins und des Salzregals, und - 
endlich 3) die Handhabung der gegen das Hazardipiel dahier 
ſchon beſtehenden Geſetze *. 
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Dem Senat hingegen liegt Ber Entwurf berjenigen Pas 
lizeigeſetze ob, wozu er durch den Stabtfhultheißen von. der 
Oberpofigeldireßtion oder einer fonftigen Polizeibehörde aufs 
gefordert wird,: und er bat dabei das Gutachten ber eins 
fchlagenden Behörden zu beriicfichtigen, dann aber das ent⸗ 
worfene Polizeigefeß dem Souverain zur Sefiärnigung vor 
zulegen. ($. 33.) °) 
"Zur eigentlichen Handhabung der Polizei in ihren Details 
find die’ beiden Bürgermeifter theils gemeinfchaftlich, theilg 
jeder für ſich, in einem eigenen Wirkungskreis, angewieſen. 
‚Semeinfhaftlih haben die beiden Bürgermeiſter zu 
beforgen: 1) alle jene Veranftaltungen, Verfügungen ‚und 
Sunttionen, weiche in Anfehung der nörhigen Polizeiaufficht 
auf die anwefenden Fremde bisher theils von dem Schaz⸗ 
: zunges Amt, theils von dem jiingern Biürgermeifter und 
peinlichen Verhör:Amt beforgt worden waren; 9) die zur 
- Entfernung und Ausweifung verdächtiger Perſonen, Abens 
theurer u. f. w.; ferner zur Nahfpührung und Ergreifung 
berischtigter oder durch Steckbriefe verfolgter Delinquenten 
nöthige Maaßregeln und Anordnungen; 3) die Veranfialtung 
allgemeiner Quartiers Bifitationen; endlich 4) die Annahme 
der biirgermeifterlichen‘ Ordonnanzen und Übrigen Polizei— 
bedienten, fo wie deren Abdankung, Beſtrafung und 
Empfehlung zu mäßiger Belohnung wegen ihrem Dienfteifer ?). 
Dem erften Vlirgermeifter hingegen ift anvertraut: die 
‚Erhaltung öffentlicher Sicherheit, in Beziehung auf die Ges 
ſundheit der Einwohner, durch das Sanitätskolleg; in Bes 
ziehung auf Lebensunterhalt . und nisliche Befchäftigung der 
Sothleidenden, durch Armenanftalten und Schügung beſte⸗ 
hender Derwaltungen milder Stiftungen; endlich in Ges 
giehung auf öffentliche Nuhe, duch Aufrechthaltung ver 
beftehenden Ordnungen an den Stadtthoren, und durch Auf—⸗ 
fiht fiber Die angeftellten Wächter und Thürmer, deren 
etwaige Dienfivernachläßigung er gleichfalls zu ahnden hat +). 
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Der zweite Burgermeiſter enblich wacht Überhaupt auf 
Ordnung, welche in Befolgung und Verbeſſerung der Polls 
. zeigefeße beſteht, und er iſt befugt, von der Verwaltung 
affer und jeder Sicherheitsanftaiten Einficht zu nehmen. Ins⸗ 
befondere iſt ihm aufgetragen, auf Sittlichkeit, Bücher⸗ 
Cenfur und zwedmäßige Einrichtung der Schaufpiele zu 
wachen. Auch if ihm die Feuerpolizei, die Sorge für Rein⸗ 
lichkeit, Beleuchtung und Freihaltung der Straßen, fo wie - 
Die Anordnung der nöthigen Rettungsanftalten gegen Webers 
ſchwemmungen, Eisgang u.f.w., endlich dienliche Vorkeh— 
sung gegen die Straßenbettelei, fowohl in als auffer ber 
Stadt übertragen. Ueberdieß hat er die Unterfuchung und 
Beſtrafung derjenigen geringen Polizeifrevel und Eivilverges - 
hungen and derjenigen Verbal⸗ und Real-Injurien, bei 
welchen wegen gegebenem öffentlichen Aergerniß eine öffent 
liche Beſtrafung nochwendig wird '). 

Die Militärperfonen haben den beiden Bürgermeiftern, 
fo wie dem Direktor der Oberpolizei in vorfommenden Fällen 
auf ihr Verlangen die zur Unterflüßung der Beamten und 
Diener in ihren Funktionen und Aufträgen etwa benöthigte 
Mannſchaft zu verabfolgeu; auch kann in Polizeifachen, von 
niemand, wer es auch fen, fich auf einen privilegirten Se: 
richtsftand fernerhin berufen werden ©). | 

2) Org. Pat. Abſchn. V. 9.5. Ben. Inſtr. 6.7. Nr. ı8. 
s) Org. Pat. Abſchn.V. 9. 2 u 3. Sen. Inſtr. 9. 3 u. 8. 
3) Org. Pat. Abſchn. V. 9. 2. Gen. Infir. 9. 7. Re. 5. 6, 
8 ug. 
4) Org. Pat. Abſchn. V. $. 2. Gen. Inſir. 9. 3. 4u. 4. 
6) Org. Pat. Abſchn. V. $. 2, Gen. Inſtr. $. 6. 
6) Sen. Infir. 9.7. Nr. 21. m. Bürgern. Verordn. v. 21. 
Sänner 1807. 
| 6. 16. 

Dem Rath fam ferner 

V. die Befeßung aller StadtsAemter und 
die Ernennung und Erwählung fämmeliher 
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Stadtbeamten, nach denen. dabei feftsefehten Borfhriten 
und Normen, zu ?). 

Was den lebten Gegenftand, die Ernennung der Veam⸗ 

ten betrifft, ſo iſt darüber ſchon die heutige Einrichtung oben 
($. 9 u. 10) erwähnt worden. In Anſehung der künftigen 
Aemterbeſetzung durch Senatoren iſt aber Folgendes verord⸗ 
net 2): »Wenn der nen ernannte Senator nicht ohnehin 
»fchon qualifiziret iſt, das mit der erledigt gewordenen 
»Senatorftelle verknüpft gemwefene Stadt; Amt zugleich wit 
»3u übernehmen, und wenn demnach eine mehr oder mindere 
»Abänderung. der Stadts oder Senats s Aemiters Befekung im ' 
. »Ganzen dadurch nothwendig geworden ift: fo ik dem Som 
sverain nach der Mehrheit der Stimmen des Senats, weiche 
maber in diefem Fall per scrutinium und nach derjenigen 
- . »beften Weberzeugung und Erfahrung, . welche ein jeder von 
»den Fähigkeiten und Eigenfchaften feiner Kollegen bat, ab 
»zulegen und zu geben find, ein Worfchlag zu machen, wie 
2 das erledigte Stadt:Ame am zweckmaͤßigſten wieder beſetzt 
“ pund .die damit in Verbindung. ftehende, anderweite Mer, 
»iheilung der übrigen Stadt;Aemter am beiten ausgefuͤhrt 
»merden könne. « 
.. 3) Die von den bürgerlichen Roflegien angeftelleen Beamten 

jedoch mußten und müflen auch noch jetzt davon ausgenom⸗ 


men werden. Erſte Kaiſ. Reſol. vom 22. November 1725. 
Müller Abthl. I. ©. 8. folg. 


2) Org. Pat. Abſchn. IV. $.65u.7. Sen. Infir. 6. 24. Nr. 5, 


6. 17. 

VI. Nur bei dem Magiftvat konnten und mußten bie . 
Befhmerden gegen alle mit feiner Gerichtsbar—⸗ 
feit verfehenen Stadt: oder Verwaltungs, Aems 
‚ter ?) per modum simplicis querelae angebradht und 
nur von ihm entfchieden werden. Bei verwickelten 
Fällen verwieß jedoch der Rath folhe Beſchwerden gegen 
eine Finanz⸗ oder Verwaltungebehörde zur Unterſuchung ind 
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techttichen Entfcheidung gewöhnfich an Schultheiß und Schöf: 
fm. Das Amt nahm dann einen Advocatum Fisei an. 
Diefee mußte des Amtes und der Stadt Beſtes wahren, 
auf den eingereichten Libellum Gravaminum im Namen 
des Amtes antworten und den Prozeß ausführen. Manchmal 
verfah jedoch auch das Amt felbft die Stelle der Parthei 
und fiettete über die eingegebenen und ihm fommunicirten 
Beſchwerden an den Rath den ? nötigen Vericht zu ſeiner 
Vertheidigung ab. 

Mach der neuen Organiſation ?) hat dieſe Befugniß der 
Senat auch noch jetzt, nur iſt ſie und ihre Gränzen, wegen 
mehreren fib dabei eingefchlihen habenden Mißbräuchen, jeßt 
nur noch genauer beſtimmt. In allen Fällen nämlich, wo 
eine obrigkeitliche oder adminiſtrative Stelle von Amtswegen 
verfährt, um entweder auf Denunciation oder auf Bitte 
eines dabei Berheiligten, die beftehenden Geſetze, Verord⸗ 
nungen und BIrfshriften in Anwendung und zur Ausführung 
zu briugen, Säumige zu ihrer Schuldigkeit anzuhalten, 
Kontraventipnen zu unterfuchen, zu rligen und zu beitrafen 
u. ſ. w., darf ı) feinem prozeffnafifchen Verfahren Statt 
gegeben, noch das verwaltende Amt als Parthei vor die 

Gerichte gezogen werden; fondern diejenigen, welche fi ch durch 
eine ſolche Amtsverfügung beſchwert erachten, müſſen ihre 
Beſchwerden, auf dem Wege der simplicis querelae bei 
dem Senat, als der oberen Stelle, auf geziemende Meife 
vorbringen und um Aufhebung der Befchwerden Bitten. 
Jedoch darf =) in feinem diefer Fälle, fo lange nicht etwa 
von der oberen Stelle des Senats eine Inhibition erfolge iſt, 
einem ſolchen Rekurs eine fuspenfive Wirkung geftattet wers 
den. Wenn hingegen 3) ein Stadt: Amt bei Führung feiner 
Berwaltung- nicht blos als Amteftelle, fondern zugleich als 
Eonteahirender Theil gehandelt Hat, und iiber die Erfüllung 
- des Kontrakts oder über die aus dem Sefchäft herzuleitenden . 
Rechte und Verbindlichkeiten Streit entfiehet und Entfcheidung 

+ 
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nothwendig wird: . fo wird.die Sache, wenn fie nicht durch 
Vergleich in der Güte beigelegt werden kann, zum prozeſ⸗ 
ſualtſchen Verfahren an die Gerichte verwieſen, und das 
öffentliche Intereſſe bei dieſem Verfahren nöthigenfalls durch 


einen beſonders zu ernennenden Advocatum Fisci verfochten. 


Sn Fällen ferner 4), wo ein Amt auf Erſuchen eines Drit⸗ 
ten etwas in feinen Gefchäftskreis einfchlagendes zu beforgen 
ober anzuordnen ſich bewogen gefunden hat, wie 3. B. th 
Verlegung der Einquartierung auf des Bittenden Kofteli, 
darf, wenn die Befchtwerde blos über Die gebetene Anordnung 
ſelbſt, als ſolche, geführt werden will, die Einleitung eines 
Prozeſſes gegen das Amt nicht, fondern allein der Rekurs. 
an den Senat, als die obere Stelle, geitattet werden;  wps 
hingegen 5) Streitigkeiten, welche als Folgen einer folchen 
von dem Amt auf Wegehren getroffenen Anordnung - oder 
Verfügung, zwifchen zwei dritten Perfonen entfichen, wenn 
fie von dem Amt nicht im Güte verglichen werden können, 
als bloße Parthei: und Zuftisfachen an bie Gerichte ver⸗ 
wieſen werden. 

1) Die gerichtlichen Aemter oder Untergerichte hatken den Mas 
giftrat nur in den Fällen ald Oberinftanz anzuerkennen, wo 
fie nicht als richterliche Behörden, fondern in einer. andern 
Eigenfhaft, z. B. als Polizei: Finanz s Verwaltungs ; Behör; 
den n.f. w. auftraten. Morip a. a. O. Thl. 2. $.ıdfolg. 
Orth a. a. D. Fortf. 4. &. 157. 

3) Verordn. vom 22. Febr. 1807. 


| | $. 18. Ä oo. 
"VI. Die Entfheiduig in Snabenfahen kam 
gleichfalls nur allein dem ganzen Rath zu. Es gehörten 
hieher die Ertheilung verfchiedener Konceffionen, Dispenfas 
tionen in geiftlihen und Meltlihen Sachen, Privilegien, 
Seftattung der Almofen aus den milden Stiftungen und 
Aufnahme in biefelden, und alle fonftige Vergünſtigungen ). 


3 
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Ein Ausfluß dieſes Rechts des Magiſtrats war ferner: 
VIII. Die Befugniß, Fremde zu Bürgern und 
Beyſaßen, Juden in die Stättigfeit und Nach⸗ 


. baren auf die Dörfer anzunehmen und fih von 


dDenfelben vefp. den Bürgers, Beyfaßens, Schußs 
oder Unterthanen;Eyd leiften zu laffen °) Das 
Drganifationspatent ?) verdtdnet hieriiber: » In Entfagung 
»und Bewilligung des Bürgerrechte, Benfaßenfhußes, wie 
»auch befonderer Mermiffionsfcheine, bleibt es bei der bis; 
»herigen Berfaffung; doch behält fih der fouveraine Fürſt 
»in befonders wichtigen Fällen fein Bewilligungsrecht bevor.« 
Nach der täglichen Praris wird auch noch um alle fonftige 
Konceffionen und Vergünftigungen in Frankfurt oder deffen 
Gebiet, die blos ex mera'gratia und nicht de jure gefors 
dert werden können, blos und allein bei. dem Magiſtrat ans 
gefucht, und Die Bürger s und Beiſaßen-Eyde nimmt auch 
noch jeßt einer der Bürgermeifter ab +). 

ı) Tarrofle des Recheney⸗Amts bei Müller 4. a. O. Abthl. 
II. &. 135. folg. Reichshofr. Konkluſ. v. 17. Sept. 1756, 
Moſers Zufüge zum neuen Staatsrecht. Thl. 3. &. 601. 
Lerdnersd Frankf. Chronik. Thl. 2. Band 2. S. 29. u, 
Drth Fortf, 4. ©. 1141. 

2) Orth a. a. D. Band 1. ©. ayı. folg. u. Morip Thl. a. 
$. 14. 26. do u. 40. 

3) Drg. Pat. Abfıhn. IV. $. 1. in fine. 

4) Sen. Inſir. $. 7. Nr. 3. 


$. 19. 
Endlich 


IX. ſtand dem Magiſtrat, als Obrigkeit, auch die 
oberſte gerichtliche Gewalt zu 2). Urſprünglich war 
zwar diefe nur dem. Schöffengericht zuftändig, ſeitdem aber 
diefes duch Kauf an die Stade felbft gefommen ‚und mit 
Nathsglisdern beſetzt worden war, gehörte diefelbe gleichfalls 
zu den magiſtratiſchen Hoheiterechten und war nur den 
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höchſten Meichsgerichten untergeordnet. Obgleich alfo ber 
Magiſtrat auch diefe Gewalt mit feiner übrigen vereinigte, 
fo blieb die Juftispflege doch immer von den Regierungss 
Geſchäften abgefondert und bewahrte Frankfurt ſtets vor der 
fo nachtheiligen Vermifchung biefer beiden Gewalten, nämlich 
der Regierung mit der Juſtitz. 


Nur als’ Ausnahme hatte fich der. Magiſtrat in dem. 

Geſetzbuche, der fogenannten Stadtreformaron °), eintge- 
wichtige Fälle, die Rechtsgegenſtände betrafen, zur rechtlichen 
Unrerſuchung und Entfcheidung ausdrücklich vorbehalten. Es 
gehörten hieher: 
Die Streitigkeiten und Irrungen bei der Ablage oder 
Wiederkauf ewiger Zinſen; inſofern die Ablöſungs⸗ Ordnung 
von 1526 darüber nicht entſchieden hatte *). Man ſieht 
leicht, daß dieſer Fall eigentlich ſchon in der oben $. 13. 
Nr. III. angegebenen Befugniß des Magiſtrats enthalten iſt, 
folglich hier von der Species das nämliche gilt, was dort 
von dein Genus geſagt worden. | 


2) Die bei Beſtättigung der Einkindſchaften vorgekom⸗ 
menen Rechtsſtreitigkeiten ). Nach der neuen Organiſation 
gehören dieſe jetzt an das Schöffen⸗Appellations-Gericht *). . 
3) Die’ bei ganzen Handwerken vorgekommenen Srrungen 

und Handwerfsftreitigkeiten, infofern nicht ein ordentlicher, 
förmlicher Prozeß darüber entftund; auch diefe Irrungen, 
von denen zu den Handwerken deputirten Magiftratsperfonen 
‚nicht in Güte konnten beigelegf werden. War jenes der Fall, 
fo gehörten folche Prozeffe der Handwerker vor den ardent: 
lichen Richter, alfo vor Schuätheiß und Schöffen; und es 


ergiebt fich hieraus, daß auch hier der Magiftrat eigentlich 


gar nicht als Juſtitzſtelle, fondern vielmehr als oberſte 
Polizeibehörde auftrat ©). Nach der neuen Organifation 7) - 
werden, auch dieſe Segenftände in dem angegebenen Fall noch 
von dem. Senat, mit Zuzichang den zweiten Bank, wie auch 
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des Zunft⸗ und Gewerbs-Polizei⸗Kollegii, unterfacht und 
verglichen. Endlich 

4) Die ‚Erkennung der Urtheile, in wichtigen, eine 
ſchwere Leibess oder Lebensftrafe nach ſich ziehenden peinfichen 
Sällen und die Revifion der von dem Kriminal⸗Amt gefällten 
Uethetle;” infofern die Partheien davon an den. Rath appel⸗ 
litten *). Nach der neuen DOrganifation ift diefer wichtige 
Quftiggegenftand dem Schöffen:Appellationss;Sericht übertragen, 
die Unterfuhung "und Inſtruirung des peinlichen Prozeſſes 
aber, wie vorher, dem Kriminals Amt überlaffen geblichen, 
und das Beftättigungs « und Begnadigungsrecht hat fich der 
Souverain in allen denjenigen Fällen ausdrücklich vorbehalten, 


we auf mehr als sine dreimonatliche Gefängnißftcafe, mit 


oder ‚ohne Öffentliche Arbeit, von dem Schöffen⸗Appellations⸗ 
Gericht erfaunt worden if. In Fällen, die zur weiteren 
Vertheidigung ſich qualificiren, muß der Defenfor die weitere 
Vertheidigung bei dem Ober s Appellationss Gericht zu Afchafr 
fenburg einreichen, an welches dann die Akten im Original 
eingefandt werden, und welches darauf das weitere rechtliche 
Erkenntniß abzufaſſen hat 9). 

Was Übrigens die oben erwähnte dem Wegifent, als 


ehemafigen Ausüber der lau deshoheitlichen Rechte, zugeſtan⸗ 


dene oberſte gerichtliche Gewalt betrifft, ſo ſteht dieſe jetzt 
lediglich dem Souverain zu, und dem Senat und der Stadt 


verbleibt nach dem Organiſationspatent und der darin aus⸗ 
drücklich erwähnten Artikel der Konföderationsakte ?°) nur 


noch die niedere und mittlere Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
und peinlichen Fällen (les droits de basse et moyenne 


jurisdietion en matieres civiles et criminelles), welche’ 


die angeordneten Gerichte ererciven. Ä 


3) Raif. Wenzels Privilegium vom Jahr 1387. Sranff. Priv. 


Buch. neue Ausgabe. S. 207. Kaiſ. Nefolut. v. 14. März 
‚732. u. Neichehofr. Konfluf. vom 4. Auguft 1738. u. 17. 
Dezember 174%. Müllers Abthi. III. ©. & folg. S. 05. 


Sn 
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u. 119. Frankf. Stadtreform. Tbl. 2. ie. om m 
Moritz Thl. 1. 9.57. Nr. 4 ©. 299. — 
2) Reform. Thl. 1. Tit. 1. So 
5) Reform. Thl. 1. Tit. 7. 9. 
4) Reform. Thl. 3. Tit. 1 F. 8. 
5) Org. Pat. Abſchn. III. $. 2. Ik. e. 
6) Moritz Thl. ä. 9. 233. u. Orth a. a. O, Fortſ. 4. 6.157. 
7) Org. Pat. Abfchn. IV. $. 4. Gen. Inſir. 6. Bu. 9. 
8) An allen wichtigen Kriminalſachen wurden jedoch die Alten 
von dem Magiftrat jedesmal zur Abfaffung des Urtels an. 
“eine auswärtige Rechtsfakultät verſendet. Orth Zortf. 4 ' 
©. 156. Morig Thl. 1. $. 5. Thl. 2.6.5 Beyer 
bach Sammil. der Frantf. Verordnungen, Thl. 8. 6©, 64 
$. 54 u. 35. 
9) Drg. Pat. Abſchn. TIL 9. 5. Schöffen Appell. Ger. Inſie. 
$.21—24. Gem. Beſcheid vom 30, Jänner ıBoy. 9. 25-15, - 
0) Org. Pat. Abſchn. 1. 9. 5. Konföderationsafte $. 26 u. 27. 


G. 20. 


Was nun fchließlich noch das ehemalige Verhãltniß des 
Magiftrats zu Kaifer und Reich und zu den beiden nunmehr 
aufgelöften Neichsgerichten betrifft: fo ſtand derfelbe, - als 
Verwalter und Ausliber der ihm und der Bürgerſchaft zus 
fländig geweſenen Neichsftandfchaft und Landeshohelt, zu 
denfelben in den nämlichen Verhältniſſen, in denen jeder 
andere deutfche, ‚mit Landeshoheit begabte Neichsftand 2) mit 
denſelben fich befand; und es war hierbei nur der Unterfchieb 
zu berlicfihtigen, daß der reichsſtädtiſche Magiftrar immer 
nur als Verwalter der der Stadt zugelommenen Landeshoheit 
und Nechte auftrat, dahingegen andere Neichsftände ale 
eigentliche Landesherren erfchienen. 

Zu läugnen war es indeffen nicht, daß der kaiſerliche 
Hof und nachher die Neichsgerichte, befonders der Reiches 
hofrath, manchmal auch felbft in Rückſicht der Regierungs⸗ 
verhältniſſe der Reichsſtädte ſolche Anordnungen und Aende⸗ 
sungen trafen, die ſich nicht fo ganz mit der den Reiches 
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ſtadten, und zwar ſeit dem Weſtphäliſchen Frieden ganz 
ohnſtreitig zuftäindig geweſenen Landeshoheit und denen darans 
gefloſſenen Rechten und Befugniſſen vertrugen. noch weniger 
fih damit vereinbaren ließen 2). Indeſſen konnte do) 
namentlich Frankfurt ſich nicht fehr dagegen beichweren.. in} 
dem es von jeher von allen deutfihen Kaifern,. in Rückſicht 
der Aufrechthaltung feiner alten und Geſtattung neuer Pris . 
vilegien und echte, vorzüglich begünſtiget und geſchlitzt 
worden war. Was Hingegen auch je zumeilen wider jene 
Mechte mehr aus politifchen, Als Aus rechtlichen Gründen 
vorgenommen worden ſeyn follte, beſchränkte ſich immer mehr 
auf einzelne Fälle als auf das Ganze; und fand jedesmal 
darin hauptſächlich feine Veranlaſſung, daß dem Reichshofrath 
entweder als authentiſchem Interpretator einzelner, in denen 
bei den kaiſerlichen Kommiſſionen gepflogenen Verhandlungen 
und darauf ergangenen kaiſerlichen Reſolutionen vorgekom⸗ 
menen dunkelen oder zweideutigen Punkten das ohnſtreitige 
Recht der Einſicht, Erklärung und Entſcheidung zukam; oder 
daß derſelbe von dem Rath oder der Bürgerſchaft, als Par⸗ 
theien in einem zwiſchen ihnen vbſchwebenden Rechtsſtreit, 
in feiner Eigenſchaft ats höchſte Gerichts: Anftanz, die aller— 
dings, fo wie in Binficht fedes andern Meichsftandes, vet 
fich gegründet war, angegangen worden war ). Lebrigend 
waren fbiche Einfchritte in bie Iandeshoheitlichen Befugniffe 
nicht nur Reichsſtädten, fondern auch dfters andern minder: 
mächtigen Reichsftänden und eigentlichen Landesherren wider 
fahren; demohngeachtet wird aber wohl niemand behaupten. 
innen, Daß diefen lehtern deshalb Feine Landeshoheit in 
dem nämlichen Sinne, wie andern mächtigern- Fuͤrſten, Fon: 
ſtitutionsmäßig zugeftanden habe Im Gegentheil mußte 
Man vielmehr behaupten, daß dies in beiden Sällen nicht 
fowohl eine Folge der aus den Staatsgeſetzen gefloſſenen 
GBrundſatze und des Nechtsverhättniffes der Reichsſtaädte und 
jener mindermächeigen Landesherrn gu steile‘ nd —8 als 
10. 
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vielmehr blos und allein eine Folge der ſich nicht allezeit fe 
genau an das Rechtsverhältniß halten könnenden oder wol; 
Ienden Staatspolitit gemefen war. Da hun aber hier bios 
von dem Nechtsverhältniß die Nede tft, fo ift es Bar, daß 

jene einzelne, dagegen etwa fprechen könnende Fälle bier fir 
das Ganze keine Rechte, im eigentlihen Sinne, begründen 
fonnten, und es bei den jedesmaligen Proteftationen gegen 
ähnliche Fälle nie bewirkt haben. 

Die aus folhen Vorgängen hergejeitete Behauptung 

i einiger deutfchen Staats Rechts: Gelehrten: daß die Reichs⸗ 
ſtädte, in Rückſicht ihrer Regierungsverhältniſſe zum Kaiſer, 
oder vielmehr zu deſſen Reichshofrath, in demſelben Verhält⸗ 
niß ſtünden, in dem Minderjährige zu ihren Tutoren und 
Kuratoren ftänden — war daher feineswegs gegründet, ſon⸗ 
dern beruhete blos auf den oben erwähnten manchmal vors 
gefommenen einzelnen Fällen, welche für die Zukunft kein 
Recht geben und keines nehmen konnten ). 

Zur völigen Widerlegung aller folcher irrigen Behaup⸗ 
tungen verordnet nicht nur die ehemalige Wahlkapitulation ') 
ausdriscklich folgendes: »der Kaifer follte auch beſonders die 
(Reiches) Städte bei ihren wohlhergebrachten Verfaſſungen 
»und gejeßlihen Regierungsform handhaben, ohne barin 
-»willfiidreliche Veränderungen zu machen noch zu geftatten ;«- 
— — fondern der letzte Reiches Deputations s Hauptfchluß. ©) 
hob auch dariiber noch alle Zweifel, da es darin ausdrücklich 
hieß: »Das Kollegium der Reichsſtädte beſteht in Zukunft 
»aus den freien und unmittelbaren Städten: Augsburg, 
» Lübeck, Nürnberg, Frankfurt, Bremen und Hamburg. Sie 
» genriefien in dem ganzen Umfange ihrer veipeftiven Gebiete 
»die volle Landeshoheit und alle Gerichtsbarkeit ohne Aus 
»nahme-und Vorbehalt; jedoch der Appellation an die hoͤch⸗ 
»ften Reichsgerichte unbeſchadet.« 

Das nunmehrige Staatsverhältniß Frankfurts und ſeines 
Senats zu feinem, jegigen Souverain iſt in dem Drganifas 
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dönspatent Abſchnitt J. $. 1238. und in beit bekannten 


Inhaite der darin erwähnten Art. 26 u: 27 der Rheiniſchen 
Konföderationsafte auseinandergefekt uud feit beſtimmt 7). 


3) Man ſehe hierüber Häberlins Handbuch des deutf. ni 
Staacsrechts. Band 1. $. 116 folg: S. 374 folg. Rand 2 
$. 204 folg. S. 8o folg. Berlin 1797. u. 3: G. Gräambs 
diss. de habit. liberar. S. R. J. civitat. impriin: iiber: 
8. R. J. reipubl. Moeno-Francof. erga suprem: imperii 

‘ tribunalia Cap. 3—6. Giesae 1760. . 

3) Man fehe Hiervon ein Beifpiel bei Haberlin a. a. 8: 
Band 2. ©. 182. 

5) Hicher gehörte z. B. noch eines der neueſten Reichshofraths, 
KTonkluſen vom 2. Juny 1804. In Sachen Frantfurt contra 
drankfurt, Tommissjonis ‚finitäe; in specie & ingens 
beimer, Johann Jakob und Gonforten cönträ ‘en: 
Magiſtrat zu Frankfurt: Apell. imae die Entrichtüng dei 

\ Achten Maas Wein betreffend, Membr: 5; 

4) Häderlina. a D Band 2. $, 210. S. 1168 fölg: 

5) Wahlkapitulatidn von 1790. Art. 1: $: 8. u. v. 1792 eöd: 

- 6) Bom 25, Februar 1808. 9.2, 93.9, Cäinimeter Haupt— 
flug der außerordentl, Neichs deputaͤtion von dem 35; Febr: 
1805, Nach den Driginal⸗Akten. Regensbürg ido4 © 25. 
ab. u. 24 

y) Were ſehr inrereffante ÄAbhandlungen über das jeigt 
- Staatöverbälmiß der Mediatiſirten zu ihren Souverainen 
im Allgemeinen, giebt das 4te, Ötez und Bee Heft dei 
Rpeinifigen Bundes. 


$. St 

Geriethen der Magiſtrat und die Bürgerſchaft in einen 
Nechtsſtreit, fo nämlich, daß der Magiſtrut als die eine und 
e Bürgerfchäft, oder vielmehr im Namen derſelben die 
rgerlichen Kollegien, oder auch ein einzelner Bürger, Als , 
dDie Andere Parthei gegeneinander Aufträtint fo waren Die 
Beiden ehemaligen Reichsgerichte, beſonders ber Reichshofräth, 
a den ſogenannten auſſergerichtlichen Sachen *) bit kompe⸗ 
Nichner in einem ſolchen Streitfall 4), und es trat 
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derſelbe Tall und das nämliche Werfahren ein, als" wie. da, 
wo Unterthanen ihren Landesherrn bei den höchſten Reiche: 
gerichten befangten; nur daß hier Die Partheien nicht Landes: 


herrn und Unterthanen, fondern Negierungs;Adminiftratoren 


und Bürger, die hier oft in dem Verhältniß als Paciscenten, 
wie z. B. in den Streitigkeiten über einzelne Interpretationen 
des Bürgervertrags von 16135 u. f. w. erfcheinen konnten, 
waren 3). Diefe Befugnif der höchften Reichsgerichte und’ 
die Unterwürfigkeit des Magiftrats und der Bürger unter 
deren Obergerichtsbarfeit war nicht nur, wie befannt, in 
den Reichsgejegen begründet, fondern wurde auch noch bei, 
den vorle&ten politifhen Ummwandelungen im Jahr ıBo2 
durch den Reichs, Deputationss Bauptfchluß *) ausdrüdlich 


‚beftätiiget, Indem es namentlich darin hieß: » Die Neichsftädte 
» gerieien ... alle Gerichtsbarkeit ohne Ausnahme und 


halt, jedoch der Appellation an die höchſten Reiches . 


DE. esuhte unbefchadet.« — 


Da Frankfurt, durch Begünſtigung voriger beutfcher 
Kaifer ohnehin eine privilegirte Appellationsfumme von 1000 
Thlr. hatte, in Sachen von folhem Werth der Koftenpunft 


alfo mit dem Streitsöbjett nicht wohl in Mißverhältnif 


gerathen konnte: fo war es gewiß nichts weniger als drückend h 
fir Frankfurt, Daß es auch noch durch dieſes nenefte und, 
letzte allgemeine deutfche Reichsgeſetz der allechöchften Reicht 
juftiß unterworfen blieb. Seine Unterwürfigkeit unter die 
Surisdiftion ‚zweier Suftishöfe, wie die ehemaligen beiden - 
Meichsgerichte, die nur mit: Männern ‘von den ” ansgejeidh 
nereften Talenten und Verdienften, wie dieß allgemein ang. 
kannt iſt, befegt waren, fah Frankfurt im Gegenrheif-jeberr 
zeit als eine der größten Nechtswohlthaten, als das wahre 
Palladium feiner bürgerlichen Sreiheiten ‚und Rechte an; 
indem nur durch Die Ueberzeugung von der thätigen Kraft g 
und Energie des höchften, im Namen des Neichsoberhau 
fprechenden Richters die beiderfeitigen Rechte des Hacks 















& 
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der Bürger, fo wie ihre wechfelfeitigen Verbindlichkeiten, fo 
vollftändig geſichert ſeyn und bleiben konnten, als fie es 
waren, weit fo jedem Theil die Ohnmöglichkeit, ohngerügt 
geſetzwibrig verfahren zu fünnen, von feluft einfeuchtete und 
jeder dadurch auch ſchon vom bloßen Verſuch abgehalten wurde, 
- Sn allen inappellabeien Sachen diefer Gattung endlich 
war-an die Stelle der Appellation an die höchften Reiches 
gerichte das Nechtsmittel der Verfendung der Akten an eine 
auswärtige Juriſtenfakultät respective in vim revisionis 
oder in vim concipiendae sententiae, je nachdem von 
einer Appellation oder fimplen Klage an die Neichsgerichte 
im fonfligen Fall die Rede war, gefebt und die Neichsgerichte 
rügten die willkührliche Hemmung dieſes Nechtsmittels 
ſtrenge. | | 
3) Nach der Praxis ward dieſer wenigſtens in ſolchen Fällen 
mehr als das Reichskammergericht angegangen; ſiehe das 
bei $. 20, Mote 3. angeführte Reichsſhofr. Konkluſ. v. 2. 
Juny 1804, 

2) Die Prozeß Rubrik in ſolchen Sachen war Tranffurt contra 

Frankfurt. 

5) ©. Häberlins Handb. d. deutſchen Staatsrechts. Band 2. 
S. 204 folg. ©, 80 folg. und die verſchiedenen Lehrbücher 
über den ehemaligen Reichskammergerichtsu. Reichshofraths⸗ 
Prozeß; auch Grambs diss. cit. Cap. 3— 6. 

M Eämmerer Hauptſchl. der auſſerordentl. Reichsdeput. v. 
35. Fehr. 1803. 9.97. ©, 28 — 27. | 

§. 22. 
Nach der neuen Drganifation Frankfurts müſſen jetzt 
bloße Beſchwerden gegen den Senat, von fürmlichen Rechtes 
ſtreitigkeiten mit demſelben einerfeits und mie Bürgern oder 
fonftigen Dritten anderſeits unterfchieden werden. Die Uns 
terjuchung, Nuseinanderfehung und Entfcheidung der erfteren . 
gehöre nämlich, es mag nun geradezu über eine direkte 
©matsverfügung die erfie, oder, weil der Senat den an 
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ihn arbrachren Veſchwerden fiöge eine untere Wehlrbe nice 
abgeholfen, eine fernerg Beſchwerdeführung angebracht wer: 
den wollen, entweder mitselhar vor- bie angeordngte General; 
kommiſſion oder auch unmittelbar an den Souverain felbfk, _ 
und es gelten hierbei die nämlichen Grundſätze, weiche oben 
($: 17.2 in Rückſicht der Beſchwerdenführung über einzelne 
sbrigfeitliche oder adminiftrative Aemter erwähnt worden 
ſiud z. SR aber von förmlichen Rechteſtreitigkeiten mit 
Vürgern oder fonftigen Dritten einer: und dem Senat ober 
ber Stadt Frankfurt anderſeits die Rede: fo find die Toms 
petenten Juſtibzſtellen alsdann entweder das Schöffen: Appel 
(ationg : Gericht, oder die Reviſians-Inſtanz mittelſt Werfen 
dung der Aften an eine auswärtige Juriſtenfakuſtät oder - 
das DbersAppellationg: Gericht zu Aſchaffenburg .  . - 

Die Forderungen und Rechtsklagen nämlich, melche gegen 
die Stadt, als Commun, gerichtlich eingeflagt werben wollen, 
müfen bei dem Schöffen-Appellations-Gericht angebracht 
werden; dieſes macht dann die eingebrachte Klage dem Senat 
bekannt, und dieſer erſtattet hierauf an den Souverain von 
der Sache Bericht und fehlägt zugleich, in eventum ber zu 
dem Prozeß erfolgenden höchſten Genehmigung, einen fisfas 
liſchen Sahwalter zur Beſtättigung vor, marquf der Prozek 
bei dem Schöffen: Appellationss@ericht durchgeführt und 
entfchieden wird, In Klagſachen hingegen, welche fich- auf 
Segenftände beziehen, in denen hie bisherigen Syndici und 
jegigen Appellationsväthe, dem Senat varher, eensnlendn 
vel adyocando, beigeftanden haben, werden die Akten, nach 
geſchloſſener Sarhe zum Spruche Rechtens, von dem Schöffen: 
Appellationg: Gericht an eine auswärtige Juriſtenfakultät im 
vim coneipiendae sententiae verfihigft, und die non da 
einlangenden Urtheile, salva appellatione, oder wo summa 
anpęellabilis nicht vorhanden, eglyo remedig transmis- 
sipnig artorum eröffnet 9), 

Bei folchen inappellabelen Sachen iſt alfe ganz Bis. alte: 
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Verfahrungsmweife beibehalten, fo naͤmlich, Ba das Rechts⸗ 
mittel der Verfendung der Aften an eine auswärtige Yuriftens 
fafultät resp. in vim concipiendae sententiae oder in 
rim revisionis ftatt findet; nur mit dem einzigen Untere 
ſchiede, Daß jeßt in dem oben genau bezeichneten Falle auch 
das Schöffen; Appellarions s Gericht ſelbſt enticheiden Tann, 
worauf alsdann erft dem Nechtsinittel der Revifion, als dem 
Surrogat der Berufung, entweder an das Ober⸗Appellations⸗ 
Gericht, oder, wofern von den Partheier gegen daſſelbe 
ausdrücklich ercipivei worden, an ein anderes auswärtiges 
Spruchfollegium, nach der bisherigen Ordnung, fatt gegeben. 
u). em .. ni ar 

Iſt hingegen die Sache appellabel, als wozu ganz die 
alten Erforderniffe °) gleichfalls beibehalten find, fo tritt das 
Der :Appellationss Gericht zu Mchaffendurg an die Stelle. 
der ehemaligen höchſten Reichsgerichte 9). - 
. 2) Verordnung vom-£2;- Februar aBoy. $. 1. 2 u. 4. 


2) Rexordnung yon 20. Februar 1807. 6. 3 u. 6. Schoffen⸗ 
Appell. Ger. Juſtr. $. 11 W232. Gem. Belh. v. 50. Jänner 


1807. 9. 4. 5. 
9) SchäffenAppell. Ger. Inftr. 9. 12. Gem. Beſch. bom 0, 
dãnner ıdar. 9.9, 


2) Schöffen Appell. Ger. Inſtr. 6. 22 u. 22, Sem. Beh. v. 
30, Jänner 1807. 9. 44.8. 

2 5) Diefe beitunden und beftehen nad; dem Gem, Befcheid vom, 
ob: Bert. 1806. nod inr folgenden: I. in Rüdfiche de 
Qualität und Quantität des Objekts, daß daffelbe 1) Feine 
verbriefte, offenbare und unfäugbare Schulden, wogegen - 
die Bezahlung nicht dargethan; 2) feine Reals oder Verbal—⸗ 
Injayien, 3) Leine Bayisrungen oder nachbarliche Dienſt⸗ 
barfeiten und endlich 4) feine fonftige andere Fälle betreffe, 

wo die-vermeinte Beſchwerde eine Summe von 1000 Rthlr., 
welche, um allen Zweifeln guborzufonmen, auf 1600 fl, im 
24fl. Fuß, nach dem Hauptſtuhl zu berechnen, feſtgeſetzt 
iſt — nicht erreicht. II. In Rückſicht der Form: 1) daß 
die Mterwoſttien und Akten⸗Requiſition binnen des Derautti 
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geſchehe und 2) die in Frankfurt herkoͤmmlichen Sollenien, 
. mistelit Erlegung eines Goldguldens, und wenn In scriptis 
appellirt wird, Beifügung des Stempelbogens & ı fl, Tor 


danh Wiederholung der eingelegten Berufung bei nüchſtem 


" Schöffen Appellationd⸗ Berichtätag und Leiſtung der Beru⸗ 


fungs-Kautivn und dei Appellations-Eydes beobachtet wer⸗ 


den, Gem. Beſch.v. ©, Febr, 1807. 
‚® Schöffen s Appelt, De. Inſtx. 6,12. Gem, Schöffen Befipeib 
b. 30. Jännor 1897, 9. 4 u. 6. Gem. Beſch, b. 20, Sept, 


2806, im Rranff, Staatskalender Jahrg. 1807, S. 58, u. 


Sem Veſcheid vom *7. Okt. 1806, nebſt Anlage I. 





) . * 


28. 
Ueber die neuen Verhältniſſe der mebiatifirten che 
maligen deutſchen Reichsſtände zu ihren derma⸗ 
ligen Souverainen, den hohen Verbündeten der 
Ryeiniſchen Konfoderotion. | 
den Konföderationdafte bom- zafen Julius i806, 
Berta t 


una, | 





Vorerinnerung bed Heransacere, | 


. 8 Berfuh einer doktriwellen Aublegung der Areitet si ai 34 


| vom ser, geheimen Legationgrath von Nieff in Megente | 


Der nachfolgende Aufſatz des Herrn geheimen Pegationsrathe 
von Nieff zu Negensburg wurde gleich nach ber Auflöfung 


ber deutfihen Meichaverfafung und befanntgemachten Konfoͤ⸗ 


berationgafte, und: zwar auf höhere Veranlaſſung, geſchrieben. | 


| 
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Derfelbe war Anfangs nicht zum. Drucke beftimmt. Nun 
baben ſich zwar inzwifchen die Anfichten der Sache fehr vers 
Andere. Theils hat man jet einige authentifche Interpreta⸗ 
tionen verfhiedener Srundfäge, theils ift auch die Bundesakte 
ſchon von verfchiedenen andern Gelehrten kommentirt worden. 
Indeſſen bleibt diefer diplomatifhe Auffab nicht nur wegen 
feines Inhalts, fondern auch in Hiftorifcher Hinficht von ents 
fhiedenem Werthe. Man fieht Hier, wie man in den erften 
Momenten von der ganzen Sache dachte, und was man fich 
von der Regeneration Deutfchlands verfprah. Der Herr 
Verfaſſer konnte damals weder von dem Schreiben bes. Pros 
tektors an den Fürſt Primas (Heft 2. &. 240), noch von 
den vetichiedenen Deklarationen, noch von den in dieſer 
Zeitſchrift aufbewahrten Bemerkungen verfchiedener Gelehrten 
Kenntniß haben. Es würde ihm ein leichtes geweſen ſeyn, 
alles Befohlne und Geſagte mit ſeinen Anſichten zu vergleichen. 
Aber alsdann hätte der Aufſatz ‚von feiner hiſtoriſchen Mich: 
tigkeit verlohren, die um fo größer ift, als der Herausgeber, 
weicher das Stück hat, mis fo vielen vortrefflihen Staates. 
mãnnern und Gelehrten in Verbindung zu fichen, verfichern 
tann, daß man in den erften Tagen der Negeneration fo 
ziemlich allgemein eben fo dachte,. wie der Herr Verfaſſer; 
diefes ift die Urſache, warum der Aufſatz bier ohne alle 
Abanderung erſcheint. 





Wenn in des Rheiniſchen Konföderationsakte vom ı2tem 
Julius v. J. die Sorgfalt unverkennbar if, mit welcher 
man die Verhältniſſe der neuen Merbiindeten unter ſich, und 
die weit delifateren derfeiben zu ihren ihnen nun unterwors 
fenen ehemaligen Mirftänden mie möglichfter Schonung und 
Beglinftigung der letztern im Allgemeinen vorzeichnete und 
entwarf, und wenn bei der durch den Lüneviller Frieden 
herbeigeführten Kataftrophe ‚mit rühmlicher Gewiſſenhaftigkeit 


* 
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Heforgt wurde, daß den Ständen, welche damals ihre Exiſtenz 
verlohren, und ihren Angehörigen das Dpfer, Das fie brach⸗ 
ten, fo viel immer möglich erleichtert, und vor allen Dingen 
ſaämmtliche wechſelſeitige Rechte und Verbindlichkeiten genau 
feſtgeſetzt und beſtimmt wurden: ſo darf man mit Zuverſicht 
und "Vertrauen von den edeln, billigen und gerechten Sein: 
nungen der dermaligen Gewalthaber gleiche Mitwirkung zu 
gleichem Endzwecke in der gegenwärtigen Kataſtrophe erwar⸗ 
ten, fo wie bie nämlichen Stände fie in jener eintreten 
liefen, wo fie zum unauslöichlichen Danke und Stolze der ’ 
dentſchen Nation fo viele Taufende durch Faſſung wohlchätiger 
Geſetze nicht nur vom Untergange gerettet, fondern ſeidſt u . 
bem vorigen Wohiſtand zurückgeflihrt haben. Es kann daher 
‚auch wohl feinem Zweifel unterliegen, daß nicht die Vers 
fammlung der hohen Verbünderen, weldhe dem neuer Staa 
eine neue Berfaffung geben fol, indem fie ihre Verhaͤlmiſſe 
unter fich reguliren wird, auch ihre Verhältniſſe zu den nun 
Mebiatifirten mit Billigkett und Gleichförmigkeit zu beftinn 
men, fiir ihren mefentlichften Beruf halten follte, "um ſo 
mehr, als. dies nicht temporäre Beſtimmungen, wie, damals 
Bei dee Säkulariſation, fondern bleibende werdet foffen, unb 
ber mebdiatifirte Herr nicht, wie der ſäkulariſirte, gänzlich 
abtritt, fondeen blos in veränderter Eigenfchaft fort exiſtirt. 
Daß diefe Beftimmung auch mit ‚größter Präztſton gr 
ſchehe, wird wohl mwechfelfeitiger Wunſch feyn: für die Mes 
diatiſirten, damit nicht Die Territorialgewalt der Souveraine 
einſt in Willkühr übergehen könne; flir die "Souveraine, 
damit nicht ewiges unangenehmes Widerftreben der Mediati⸗ 
firten erfolge, welchen gewiß nicht verargt werden fan, 
wenn fie von ‘ihren hergebrachten Rechten alle jene fir 
bleibend anfehen, deren ſie nicht beſtimmt und deutlich entſetzt 
ſind. 2 
Daß fle auch die Abſicht des franzöſi fen Raifers iſt, 
erhellet aus ber r Erklärung, die derſelbe durch ſeinen Geſchufre⸗ 
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träger am Reichstage den aten Auguſt ablegen ließ, daß 
namlich Ihre kaiſerliche Majeſtät das Protektorium der Kon⸗ 
föderation ſelbſt ausdrücklich in der Abſicht übernehmen, um 
die Schwächeren gegen die Mächtigeren zu ſchützen. Die 
Nothwendigkeit, Klarheit, Beſtimmtheit und möglichſte Vor⸗ 
ſehung aller Fälle in das Geſetz zu bringen, hat alſo offenbar 
in dem Geſetze ſelbſt und in der Willensmeinung des aller: 
höchſten Proteftors ihren Grund. | 
Zu dem Ende wird es auch erlaubt fern, Beſtimmungen 
und Modifikationen mit Beſcheidenheit vorzuſchlagen, Die, 
indem fie die Lage der neuen Staatsopfer erleichtern und 
einigermaßen fihern, den wohlverfiandenen Rechten nnd 
wahren Vortheilen der Souveraine ‘feinen Abbruch thun,; - - 
und indem fie rechtliche, billige und nothwendige Erklärungen 
der einzelnen Worte der Konfüderationsakte enthalten, avenigs 
ſtens als ein Verſuch zu betrachten find, Grundſätze aufzuws 
ſtellen, die weder dem Mediatifirten zu viele Rechte befaffen, - 
wodurch er ein heterogenes Glied des Ganzen wiirde, noch 
ihm zu. viele Rechte benehmen, wodurch er in. größeres Mißs 


verhältniß gegen feine vorige Lage käme, als ſelbſt die neue . . 


Ordnung der Dinge erheifcht. 

Es entſteht hier ein neuer völkerrechtlicher Vertrag, wo 
auch die Mediatifirten noch gleichfam als Mitpaziszenten 
müſſen angefehen werden, da man fie wenigſtens nicht uns 
gehört wird verurtheilen wollen; denn aud) die ganz abtres 
tenden geiftlichen Fürſten hatten bei der letzten Neichsdeputas 
tion eine Stimme, die nicht unerhört gelaffen wurde. Sjenen _ 
neue vÖlferrechtliche Bertrag wird nun auf durchaus neue 
Pfeiler gebaut, wo Daumeifter und Mitarbeiter den freieften 
&pielraum haben, dem Ganzen und feinen Thsilen die 

größtmöglichfte potitifche Wohlfahrt oder das. unfeligfte Mißs 
geſchick ‚zu bereiten, Es ſtehen hier ſeit Jahrhunderten uns 
abhängige Fürſten und Länder, deren künftige Verhältniſſe 


zu einer ganz neuen ordnung der Dinge beſtimmt werden 
€ + 


‚ follen. Diefe Beſtimmungen müſſen alfo alle Theile binden, 
weil auffer ihnen es nun ‚fein bindendes Geſetz noch Hertom—⸗ 
men mehr giebt. 

Solche Beſtimmungen, in Bezug auf die nun mediati⸗ 
firten Fürſten und Grafen und ihre Länder, nach der Ord⸗ 
nung, welche die Konföberationsurfunde‘ ſelbſt angiebt, in 
Vorſchlag zu bringen, ſey Inhalt und Zweck dieſes Aufſatzes. 


ad art. 25. Dieſer Artikel erforbert die erſte Erörterung, 
Les terres damit er, in fo weit er ehemalige Reichsſtände 
öquestren. berriffe, nicht tfolire und von den folgenden Ars 
_ sileln "getrennt ‘angefehen werde. Ueber die feinem Gebiete 
"ins oder anliegenden Rittergüter bat nämlich der Souverain- 
alle die im nächftfolgenden Artikel enthaltenen Souverainitäts⸗ 
rechte, aber auch nicht mehr. Den mebdiatifirten Fürften 
und Grafen aber mn natiirlich daran liegen, daß die zahl? 
reichen und beträchtlichen Nittergliter, die fie befigen, nicht 
anders als. ihre übrigen ehemals veichsftändifchen Güter bei 
handelt, ‘und ihnen darauf die droits seigneuriaux, wie 
auf den erftern, garantirt werden *). 


ad art. a6, Souverainität, vorzligliche Landeshohett, fol 


Les droits gleich entfernt von Mittelbarkeit und Subjektion; 


de soure- 
rainote. 


wie von Willkühr und Despotie feyn. Der Au 
tikel 26. unterfcheidet fie von erſtern und der Ars 
titel 27 von letztern. Dies fiheint der Geſichtspunkt, woraus 
beide Artikel zu betrachten: find. Diefe Unterfcheidungen aber 
werden fehr detaillirt gefaßt werden miüſſen, denn die Biss 
herige Theorie und der bisherige usus fori geben feine Exit 
fheidung mehr; es wird demnach alles neu, feft und. genau 








— — — 
6) Man vergleiche über den Unterfehied der reichsſſtändiſchen und reiches 
ritterſchaftlichen Gebiete die fharffinnigen Bemerkungen bed Bern geheimen 


Raths Gärtner im fünften und fechöten Defte, m. 


— 
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beſtimmt werden müſſen, und das künftige Geſetzbuch, wel⸗ 
ches das jus novum fundiren ſoll, wird die generellen 
Ausdrücke vorliegender Bundesakte vor allen Dingen inters 
pretiven und in terminis firiren müffen. 

Da übrigens 5 Klaffen von: droits de souverainete 
fpezifizire find, fo folgt, daß alle jene Hoheitsrechte, welche 
ſich nicht in denenfelben wefentlich enthalten befinden, auss 


geſchloſſen, und den mediatifirten Fürſten und Ständen als 


droits seigneuriaux unangefochten verbleiben folen. Und 
da befonders die Souverainität der hohen Rheiniſchen Kons 
föderirten das Hecht zu arbitriven nicht einfchließt, ſo iſt 
eine Garantie nothimendig, und zwar entweder die des frans 
zöſiſchen Kaifersi, als Protektors des Bundes, oder die dee 
gefammten Bundes ſelbſt. Im erften Fall merden die 


eminenten Nechte des allerhöchften Garanten über die Son: 


veraine, nicht zwar ale Suzerain, aber doch als Beſchützer 


der Schwachen wie der Mächtigen, ebenfalls durch ein zu 


errichtendes pofitives Gefeb begriindet werden müffen; im . 
lestern Falle wiirden Befchwerden wider den Mißbrauch der 
Souverainität von den Mediatifirten bei dem Wundestage 
angebracht werden können, um von diefem abseurtheit zu 
werden *). 


Leégisla- In vielen monarchiſchen Staaten iſt der 


tion. oberſten Gewalt ein Gleichgewicht entgegengeſtellt, 
oder vielmehr dem möhlichen Mißbrauche der Gewalt. Bei 
großen, weifen, guten und ſtarken Regenten iſt diefes Gegen⸗ 
gewicht zwar überflüßig; aber es bleiben doch Fälle, wo es 
fogar nothwendig wird. Es ift demnach billig zu wünfchen, 
daß, wo noch Landftände eriffiren oder errichtet werden foll: 
ten, die mebdiatifirten Neichsftände den erſten Platz unter 
ihnen erhielten, und die Landftandfchaft auf die Güter ſelbſt 








D Man vergleiche hiemit das Schreiben des Protektors, Yand 2. ©. 240. . 
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möge vadisirt werden; wo aber feine eriffiren, daß Die 

Meediatifirten auf andere Art zur allgemeinen und jedesmal 
gen Gefeggebung (wie auch zur Beſtimmung der Auflagen) 


weſentlich mit beigezogen würden, und jeder Souverain mit 


feinen ihm zugetheilten vormaligen Reichsmitſtänden ſich zu 
benehmen, oder ihnen irgend ſonſt eine Art Mitberathung 
zu geſtatten babe. Allerwenigſtens muß doch dem Mediati⸗ 


firten erlaubt ſeyn, gegen Geſetzzee, in fo weit fie die mediar 


tiſirten Länder betreffen, gegründete Vorflellungen zu machen, . 


und wenn diefen nicht entſprochen wird, fih.an den Sum 


bedtag zu wenden. 
Algemeine Landesgefege, von denen Juſtiz, Öffentliche‘ 


. Bicherheit und Handel im ganzen Zufammenhange wefentliih 


* 


abhangen, müſſen zwar auch in den mediatiſirten Ländern 


gleichförmig eingeführt werden; dennoch aber kann der Sou⸗ 


verain bei Einführung ſolcher neuen allgemeinen Landesgeſetze 
zuvor das Gutachten der mediatiſirten Fürſten und Grafen 


und ihrer Dikaſterien in Rückſicht der Anwendbarkeit auf dit 


einzelnen Gebiete einzuvernehmen gehalten werden. Dadurch 
wird dem Geſetze nur größere Volllommenheit und allgemei⸗ 


nere Beobachtung geſichert. 


Uebrigens kann wohl die Geſetzgebung der Souveraine 
ſich ſo weit nicht erſtrecken, daß dieſelben für ein mediatiſirtes 


Land insbeſondere einzelne Geſetze aufſtellen könnten, die 


nicht in dem ganzen Umfange ihrer Souverainität allgemein 
wären. Es dürfte daher zu beſtimmen ſeyn: 
a) Daß. die Souveraine die jetzt beſtehenden beſondern 


Provinzial s oder ſtatutatiſchen Rechte oder erwieſene Obſer⸗ 


vanzen im Erbſchafts⸗ Hypotheken⸗ Gantweſen und in an⸗ 
dern ˖ Zweigen des Privatrechts nicht abſchaffen könnten. 
b) Daß die mediatiſirten Fürſten und Grafen auch noch 


in Zukunft neue prioatrechtliche Statuten und Partikular— 


Verordnungen zum Beften der einzelnen Gebiete ihren Unter⸗ 
tharten in der vormaligen Form: vorfchreiben könnten, in 6. 


207 


weit jedoch folche ben beftehenden allgemeinen gebietenden = 


. oder verbietenden Landesgeſetzen jener Souveraine, denen ſie 
untergeordnet ſind, nicht entgegen laufen; da beſonders nach 
Artikel a7 den Mediatiſirten gewiſſe höhere Rechte belaſſen 


find, deren Ausübung faſt nicht möglich wäre, ohne das 


Recht, Vorfchriften darliger zu machen. Selbſt den Herren 
. Strafen Fugger, die doch vorher fehon nur fo wenige Rechte 
im burgauifchen Regalienbezirk noch beſaßen, ift jedoch diefes 
durch die. königl. Baierifche Deklaration vom 7. Junius d. J. 
ausdrücklich zugeſtanden. 


ey: Daß reichsgeſetzmü ißige Vorkehrungen, welche unter 
der vorherigen Landeshoheit der Stände, beſonders in Folge 
des letzten Reichsdeputationsrezeſſes in ihren Gebieten gemacht 
worden waren, ihre Kraft behalten ſollten; daß eben ſo auch 


bie bereits bei den ſtändiſchen Dikaſterien anhängigen Rechts.) 


ſachen, ſowohl der mediatiſtrten Fürſten und Grafen, als 
ihrer Unterthanen, nach den allgemeinen Reichsgeſetzen, nach 
welchen ſie angefangen und inſtruirt, auch vollends verhandelt 
und entſchieden werden ſollten. 


d) Daß auf gleiche Weiſe ſchon gefällte reichsgerichtliche 
Urtheile und Beſchlüſſe genau zu beobachten und unverrückt 
zu befolgen wären, und dies nicht nur in contentiosis, 
ſondern auch in Betreff der beſtehenden Familienrezeſſe, 
Primogeniturs,.. Succeffionss, Fideikommiß?Verträge und 
Verfaffungen, auch. fonfligen Arrangements der ehemaligen 
reicheftändifchen Häuſer. Solche müßten in’ flrittigen Fällen 
nach dem in ihnen Tiegenden Geiſt der altdeutichen illuſtern 


Geſchlechte, in welchem fie abgefaßt find, allein beurtheilt . 


und gerichtet werden. . Bel Familienftiftungen, wenn. ſie 
aufgehoben werden ſollten, müßten wenigſtens die Fundi 
den Familien zu ihrer eignen freien anderwärtigen Dispoſition 
herausgegeben. werden. Bet künftig zu ſchließenden Familien⸗ 


pakten und, Geſetzen hätten. die mebiatifisten Herren freie 


⸗ 
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-Dispofitien und die dermafigen Souveraind nur biejenige 
Konkurrenz, welche ehedem der Raifer hatte. Endlich: 

e) Daß Privilegien -von den römifhen Kaiferg, auch 
den Neichsvifariaten rechtmäßig, und befondere tituld remu- 
neratorio erworben, in ihrer Weſenhelt bleiben und im 
allen Staaten des Rheiniſchen Bundes als wirkſam anerkannt 
. werben follten. \ 


“ Jurisdic- Den Souverains iſt die höchſte Gerichtebatteit 
har SU (supr&me) zugefchieden, ° ‚den Mediatifieten vers 
preme. bleibt die hohe und niedere (moyenne et basse); 
die Souveraine haben daher nun, was die beiden höchſten 
Reichsgerichte hatten, dritte Inſtanz, letzte Appellationsbehörde 
und Oberaufficht über das berrfchaftliche Juſtizweſen; daraus 
ergiebt fich dann in diefer Beziehung das Verhätmiß berfelben 
zu den Mebiatifirten. Da nun au, in NRückficht auf die 
Oberaufſicht, die vormalige oberſte Reichsjurisdiktion durch 
die höchſten Reichsgerichte ſich nicht in die innere Verfaſſung 
der reichsſtändiſchen Gerichtsbehörden einmiſchte, ſondern 
nur dann eingeſchritten ward, wann durch devolvirte Pro⸗ 
zeſſe das Amt des oberſten Richters excitirt worden war, ſo 
wird hier ein gleiches gelten. Daß die Souveraine die hohe 
Gerichtsbarkeit (jurisdiction moyenne), zweite Inſtanz, 
nicht haben x befagt der folgende Artikel, und Indem 
‚er ohnehin den Mediarifivten fo viele die gewöhnlichen bloßen 
Patrimoniat s Serechtfame überfchreitende andere Gerechtſame 
beläßt, fo muß man fi im Geſetz, nämlich in der Kon⸗ 
vention, ſelbſt fundirt und zum Schluß berechtigt halten, 
der Ausdruck: basse et moyenne jurisdiction im Art. 27 
enthalte viel mehr als die Jurisdiktion eines bloßen judicis 
pedanei. Ohnehin inhärirt die zweite Inſtanz keineswege 
der Landeshoheit essentiellement, gehört alfo "auch nicht 
unter die Rechte, welche 1.0) von den droits seigneuriaux 
der Mediatiſirten im folgenden Artikel ausgefchieden find. . 
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Mit diefer zweiten Inſtanz, oder Appellationsgericht, ift 
in Heineen Staaten auch immer die Regierung zur Verwal: 
- tung der Kammergefälle und Beforgung der mittlern Polizei 
-. verbunden; denn eben diefe droits seigneuriaux , welche 
den Mediatiſirten, aux Princes et Comtes actuellement 
reenants , im folgenden Artikel namentlich refervirt find, 
fordern eine Gattung obere Stelle, Oberaufſicht. Diefe fo 
verbundene Juſtiz⸗ und Regierungsbehörde des mediatiſirten 
Herrn — vie ſelbſt verſchiedene Reichsſtände in ihren El⸗ 
ſaßiſchen Beſitzungen ſolche Regierungskollegien, obwohl unter 
franzöſiſcher Souverainität hatten, z. B. der Fürſtbiſchoff 
von Straßburg in Zabern, Heſſendarmſtadt in Buchsweiler — 
"müßte aber nothwendig ein aus 3 Rechtsgelehrten beſtehendes, 
mit einem protokollführenden Sekretär oder Aktuar verſehenes 
judicium formatum ſeyn, vor welches alsdann nebft andern 
auch die Regulirung der Verlaſſenſchafts-Verhandlungen, die 
Adminiftrirung und Revidirung des Hypotheken⸗ und Depos 
ſitenweſens gehörte, welches für das Waiſenvermögen verant⸗ 
wortlich wäre. 

Für den Souverain wäre dies ſogar eine Koftenerfparniß.® 
Denn wenn er die zweite Inſtanz aller ſeiner Sonverainität 
unterworfenen vorigen Landesherren an ſich ziehen will, ſo 
hat dies eine Geſchäftsvervielfältigung, Vermehrung der 
Räthe, neue Beſoldungen und Koſten zur nothwendigen Folge; 
für die Mediatiſirten aber, ſelbſt alsddann, wenn ihre Bes 
ſitzungen nicht anfehnlid find, ift es doch keine bedentende 
Laſt. Denn mehrere Herren, die an einen und den nämlichen 
Souverain fallen, können eine Gefammtregierung in obiger 
Art ernennen, fo wie dies ſchon fonft von mehreren Branchen 
eines reichsftändifchen Hauſes oft zu gefchehen pflegte, Mes 
ſentlich aber iſt für ſie dieſe Beibehaltung einer ſolchen oberen 
Stelle, um doch noch einiges Anſehen und Achtung bei ihren 
uUnterthanen zu haben, und das erwünſchliche Band zwiſchen 
beiden zu erhalten, nachdem erftere ohnehin fchon fo viele 
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von ihren vorigen Rechten und Glanz verlohren haben. 
Zudein ſpricht nicht nur die größte Billigkeit, ſondern auch 
ſelbſt die Konvention Artikel 27. leurs domaines et biens 
seront assimiles 2c. den Mediatiſirten das Wort, dafi fie 
beſſerer nnd anjehnlicherer Kondition feyn follen, ale bie, 
fhon von jeher landfäfligen Herrſchaften, und daß man das 
Andenken ihres erhabneren Urfprungs auf künftige Zeiten 
zum größern Wohle ihrer Familien und Unterthanen ehren Ä 
will. 

Die Nichter der erften Yuan ‚und die Mitglieder der 
oberen Stelle (Appellgtionsgericht und Regierung) würde 
dan der Fürft oder Graf (oder mehrere zufammen) aus 
Eingebobrnen ihrer Gebiete, oder doch der Konfüderation im 
Allgemeinen, ernennen. Diefe müßten auf einer hohen Schule 
innerhalb des Rheiniſchen Bundesftaates die Rechts: Kameral; 
und andere dahin gehörigen Wiffenfchaften erlernt Haben, 
‚und hierüber mit afademifchen Zeuguiffen verfehen feyn;, der 
Souverain aber ließe fie verpflichten. 

Von diefer Stelle, in fo fern fie Appellationsſtelle wäre, 
‘giengen dann die Berufungen an ‚die dritte oder höchſte und 
legte Gerichtsftelle des Souverains, und nur die Fälle ver⸗ 
weigerter oder verzögerter Su würden fi 9 unmittelbat 
überwälzen. 

Da die Offizianten und Räthe der bisherigen Reich⸗ 
ſtände, oder auch dieſen gleichgeachtete privilegirte Perſonen, 
Honoratioren, den unteren Gerichtsinſtanzen, die für die 
Volksklaſſe aufgeſtellt find, nicht unterworfen ſeyn können, 
und gleichwohl zwei Inſtanzen haben ſollen; ſo könnten ſie 
gedachter oberen Stelle in erſter Inſtanz fo unterworfen 
fenn, wis diefe fiir alfe übrige Unterthanen die zweite wäre, 
Bon diefer Sinftanz atengen die Berufungen an den. mediati⸗ 
firten Fürſten oder Grafen felbft, welcher mit Zuziehung.. 
foicher Perfonen, die in erfter Inſtanz nicht. mitgerightet 
hätten, jeßt entſcheiden würde. Und von biefem aweiten 
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Urtheile hätte die Appellation ihren Zug an die. höchſte IJ 


Gerichtsbehörde des Souverains. 

Es war durch ganz Deutſchland eine Appellationsſumme 
feſtgeſetzt, nämlich 400 Reichsſsthaler Hauptgut. Nur wenn 
der. Streitgegenftand über diefen Werth flieg, war die Ber 
rufung an- die höchſten Reichsgerichte (eausas pauperum, 


» 


Ehrenfachen ıc, ausgenommen) zuläßig. Es ſcheint alſo, daß 


es jetzt auch fo feyn könnte. Wäre der Streitgegenftand 
nicht fiber 400 Reichsthaler, fo hätte feine Berufung an 
die. höchften Gerichte des betreffenden Souverains ſtatt; die 
progeßführenden Partheien hätten Reviſion, anftatt Appel 


lation, zu ergreifen, welche ihnen der Fürſt oder Graf durh 


Verfendung der Akten 'an unpartheitfche Nechtsgelehrte auf 
Koften der Streitfiihrenden. angedeihen ließe. 2 

In QTutel: und Kuratelfachen hätte das oberfte Gericht 
des betrefipnden Souverains den nämlichen Einfluß, mie 
Bisher die höchſten Reichegerichte über die reiche ſtandiſchen 
Käufer. 

In Klagen der Unterthanen gegen ihre Herren, oder 
auch anderer Individuen gegen die herrſchaftliche Rentkammer, 
wäre bei der oberen Gerichtsſtelle des Fürſten oder Grafen 
Recht zu ſuchen; von dem dortigen Vorbeſcheid aber gienge 
die Berufung ſogleich an die höchſte Gerichtsbehörde des 
Souverains. In ſehr wichtigen Fällen von großen Folgen 
hätte ein Rekurs ſtatt an den Konföderationstag. 


In Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen dem Souverain und den 


mebiatifirten Fürſten oder Grafen müßte bei. dem oberſten 
Serichtshofe des Souverains Recht genommen und gegeben 
werden, oder aber durch Kompromißrichter entfihieden wers 
den, deren der Mediatifivte drei vorſchlüge und der Souve⸗ 
rain einen davon wählte; jedoch vorbehaltlich des Rekurſes 
‚an den Bundestag in Sachen von ſolchen Folgen, die auf 
die Konftitution felbft und auf bie allgemeinen Verhältniſſe 
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zwifchen Souverain und Mebiatifirten unmittelbaren Einfluß 
hätten *). 

Aus allem diefem ergiebt fi) dann wohl aud das Ver⸗ 
hältuiß in welchem die fortan beſtehenden herrſchaftlichen 
Gerichtsſtellen zu bleiben hätten, und daß diefe. ben Lands 
gerichten nicht unterworfen, wenigftens ihnen gleichgeftellt 
werden mögten. - Auch ergeben fi) aus dem Geſagten bie 
näheren Daten zu Ziehung ‘einer fichern Scheidelinie zwiſchen 


% 


‚ der jurisdiction supr&me und der jurisdietion basse et - 
moyenne. Es kömmt alles darauf an, daß dies genam 


beſtimmt und gefündert werde; auch. in Nickficht der. Ges 
vichtsordnungen, die beobachtet werden follen, ‚wird etwas 
beftimmt werden mitffen, ferner wie es in causis volunta- 
riae jurisdictionis gehalten werden ſolle ꝛc. 


Haute po- Die oberfte Polizeigewalt umfaßt hauptſachlich 
lice. alles, was bisher in allen allgemeinen Polizei⸗ 
Anftalten der Kreis auszuiiben hatte. Doch wird dies neuer; 
dings genau beffimmt werden müſſen, damit dies Recht nicht 
über feine Sränzen von dem Stärkern ausgedehnt werben 
könne. Diejer wiirde fonft vielleicht das Verbot, die Natus 
ralien ind Ausland zu verbringen, oder gar den Befehl, fie 
um eine gewifle Tare imLande zu verkaufen, daraus herleiten 
wollen. &o könnte 3. ®. der Landesherr, welcher: Hiitten⸗ 


werke hat, den mediatifirten Herrn zwingen, fein Holz an. 


dieſe Hüttenwerke zu verfaufen. Auf diefe Art verlöhte der 
letere, unter dem Vorwand der Beförderung der Induſtrie, 
einen Theil feiner Revenilen durch diefen Zivang. : Oder der 
andesherr könnte unter dem Vorwand der oberen Forfteilich 
keit ſich Verationen erlauben, Abgaben verlangen, in die 
Adminiftration der Forften, die bisher von einem beſtimmten 








Dieſer Rekurs kann nach dem oben angeführten Schreiben Band 1. 
S. 240. nicht Statt finden. W. | i 
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Forſtperſonale behandelt wurden, fich einmiſchen, obfchon im 
folgenden Artifel die jurisdiction et police forestiere den 
Mediatifieten zuerkannt iſt. Oder Der Landesherr könnte 
unter dem Vorwand der Üffentlichen‘ Sicherheit, in den 
mebdiatifieten Landen willkührliche ftarke beftänbige Befatzungen 
halten, unverhältnißmäßige Aushebungen verlangen ꝛc. 

Was die Reichskreiſe bisher theils auf den Kreisver⸗ 
fammiungen ansrdneten, theils auc) die Kreis; und Kreis 
viertelsdireftorien in dringenden Fallen provijorifch beforgten, 
und was nun die Souveraine unftritttg anzuordnen haben 
müſſen, ift Anlegung und Aufficht zur Erhaltung der Lands 
und ‚Heerftraßen, Minzwefen, Handhabung der öffentlichen 
Sicherheit, durch Anftalten gegen Jauner und Bettlergefinde, 
Magazin : Errichtungen, höheres Schulmefen, Sanitätes 
Anftalten bei Epidemien und allgemeinen Viehſeuchen, auch 
Setraidfperren gegen das Ausland, jedoch mit Unterſagung 
ſolcher oft fehr gehälfigen Sperren in den einzefnen Staaten 
der Konföderation untereinander. Bei diefen Ausfliiffen der 
haute police wäre aber iiberhaupt möglichfte Schonung der - | 
Unfoften und Entlajfung der armen Unterthanen zu beobach⸗ 
ten; auch die Ausübung den herrſchaftlichen Lokalbeamten, 
nach ihnen von der Regierung des Souverains zu ertheilenden 
Vorſchriften, zu überlaſſen. Hingegen würden ganz 'unter 
der Aufficht der Fürſten und "Strafen bleiben: . 

a) Die Vizinalmege und auf ihr Geblet Bezug habende 
Kommerzſtraßen. Die bereits beſtehenden, vom Kreis ehe⸗ 
mals beichloffenen, von den Fürften und Grafen in ihrem 
Gebiet erbauten Hauptlandftraßen wären nothwendig zu 
belaſſen, um nicht die Lebhaftigkeit. des Tranfitbgewerbes von 
jenen Gegenden, wo fie mit ſchweren Unkoſten erbaut worden 
find, abzuwenden. Die Unterhaltung läge noch fortan, mie 
während dev Kreisverfaffung, den. Fürften und Grafen mit 
ihren Unterthanen ob, die daher auch zu einigmäßigem Ei; 
faß die bisher üblichen Weg s oder Chauffee s und Brücken; 
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gelder bezögen. Wo noch beſonders Verträge wegen Straßen⸗ 

oder Waſſerbauleitungen beſtiinden, da würden Die Landes 

" ftellen auf deren Beobachtung anzuweiſen ſeyn. | 
b) Das Schulweſen in Dörfern und Landftädten, auch 

Heal : und lateinifche ‚oder wiſſenſchaftliche Schulen, bis 

ausſchlüßig an die drei höhern Fakultäten: Theologie, Rechtes, 


gelehrtheit und Arzneitunde. 


c) Die Auffiht über die frommen und milden Stifi 
tungen und iiber das Kirchengut. 

d) Annahme von Unterthanen jeder Religion, folglich 
auch der Juden. Wenigſtens dürfte der Souverain den 
Mediatiſtrten in ihren Domainen gegen ihren Willen keine 
neue Unterthanen aufbringen. 

e) Konzeſſionen wegen Heirathen, Vertheilung der Gü⸗ 
‚tee, in wie weit ſelbe nützlich erkannt werden dürfte: Ers 
richtung neuer Wirthshäuſer und Schenken, Handwerksſtätte 
und Gewerbe, Fabrik- und andrer Gebäude. So bliebe es 
dann doch in der Macht des mediatiſirten Herrn, die Ueber⸗ 
völkerung zum Nachtheil der armen gewerbloſen Familien in 
ſeinem Gebiet zu verhindern. 

f) Bereits beſtehende politiſche Einrichtungen in einzel— 
nen Gebieten, z. B. Feueraſſekuranz⸗ Geſellſchaften, Armen⸗ 
anſtalten, Hypothekenbücher, Waiſenkaſſe ꝛc. wären in ihrer 
bisherigen Weſenheit zu erhalten. 

8) Die Gemeindsſachen, z. B. Vereinredung, Güter⸗ 
theilungen, Gemeindswaldungen, Waſſerleitungen, Gemeinds⸗ 
wege. und Steege würden ebenfalls den herrſchaftlichen Ges 
richten zu beforgen liberlaffen bleiben. 

h) Endlich überhaupt alle und jede Pofizeigegenfände, 
welche nicht als zur höheren Polizei ausdriicklich gehören 
genannt worden; fomit auch das Recht, über Gegenftände 
der mittleren Polizei Verordnungen zu erlaffen: innere 
Polizeis Einrichtungen, Dorfs: Gemeindepofizei, Handwerks 
und Handelspolizei ꝛc. wären den Herrſchaften au. belaffen. 
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Conserip-r Die nun Mebiatifirten ſtellten vormals ihre . 
Ka mr Kontingente. In Friedenszeiten hatten fie diefe 
recrute- du Haufe, theils zur Handhabung der Öffentlichen 
ment. Sicherheit, theils zur Ehre, theils damit das - 


Seid im Lande verzehrt werde. Sie flellten die Mannfchaft _ 


ſelbſt auf eine Art, wie fie es den Umſtänden und den bes 
fondern Lokalverhältniſſen angemefien fanden. Sie, ernannten 
die Offiziere ſelbſt. Die Mannichaft fand in Friedenszeiten 
unter der Gerichtsbarkeit der Stände. 

Dies kann nun nicht mehr ganz ſo bleiben. Aber man 
ſollte fih doch fo wenig, als mit dem Weſentlichſten der. 
Sache vereinbartich it, davon entfernen. Weber die Vers 
hättniffe der Mannſchaftszahl könnten etwa nach dem Maaß—⸗ 
ftabe der Bevölferung (3. B. von ı50 Seelen ein Soldat) 
Grundſätze aufgeftellt werden, doch fo, daß wo möglich nie 
‚eime größere Anzahl. Soldaten abgegeben wiirde, als die 
medtatifirten Herren bisher in Kriegs: und Zuiedenszeite 
zu ftellen hatten, und damit wird auch gewiß die dermalige 
Kontingentsbedlirfniß erreicht, wo nicht übertroffen feyn, 
Das vormalige Matrikularverhältniß zum Militärkontingent . 
wäre bier nicht mehr anzunehmen, da es immer unrichtig 
war, und manche dabei neuerdings überfeht wiirden; andre 
aber, die befonders wegen ihrer vitterfchaftlichen Gitter, 
welche 'nie in der Matrikel waren, jetzt mehr Mannfchaft 
ſtellen müßten, dafür freigelaffen würden. J 

Die Konſtription und Aushebung der Rekruten Eönnte 
den mediatifirten Ständen feldft belaffen Bleiben. In der 
Markgrafſchaft Burgau hatte Defterreich das jus armırii 
auch über die reichsftändifchen Inſaſſen. Aber es überließ 
die Aushebung felbft den Herrſchaften und fogar den .eignen , 
Öfterreichifchen Gemeinden. Eben fo könnte zu Friedenszeiten . 
eine beſtimmte Quota der Mannfchaft nad) Kaufe gegeben 
and den Befehlen der betveffenden Fürften oder Grafen zum- 
Militär- und Polizeidienft, auch: zu Vewachung der herr: 
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ſchaftlichen Schlöffer und Eigenthums untergeordhet werden, 
Hätten diefe Fürſten oder Grafen mehr Militär, z. B. als 
Erefution gegen venitirende Unterthanen nöthig, fo könnte 
ihnen dieſes, und zwar fo viele Mannfchaft und auf fo lange 
Zeit fie es begehrten, aus der nächften Sarnifon zugeftanden 
werden. Von Einguartierung anderer Tenppen, ale jener 
des Kontingente,  follten die mediatifirten Lande möglichft 
verjchont bleiben; dringliche Noch militärifcher Poſitionen 
ausgenommen. Solfte in befondern Fallen eine Bequartierung 
unausweichlich nöthig ſeyn, fo wäre-auf eine billige Vergü⸗ 
tung der Bedacht zu nehmen. Die Herrfchaften felbft waren 
nicht nur ſammt ihren Samilin, ſondern aud) ihre Käthe, 
Beamten und Diener und deren Kinder vom Militärzwang 
auszunehmen.— 


Dermalen wären bie bei den Werbſtünden befindlichen 
Kontingentsoffiziere (namentlich auch die beim ſchwäbiſchen 
Kreiſe ‚von den dritten Bataillons noch vorhandenen Weber: 
zähligen) bei der neuen Organifation im nämlichen Dienfks 
grade und. antiennete mit zu übernehmen, und leßtere 
entweder gleich anzuftellen oder bis zur Einrückung ihnen ihr 
Sold zu. belaſſen. 

Die Unteröffiziere. und Soldaten betreffend, welche ſich 
“unter den gegenwärtigen Kontingenten befinden und etwa zu 
Felddienſten nicht mehr tauglich, aber doch noch zu Garni⸗ 
fons s oder. Polizeidienften brauchbar find y wären unter die 
Kontingentsguota einzurechnen und bei den Ständen dermal 
zu belaffen, damit fie nicht nad) langjährigen “Dienften : u 
brodloſen Bettlern gemacht würden, oder den mediatiſtrten 
Ländern zur beſondern Laſt fielen. Die ſchon als Invaliden 
wegen Alter und Bleſſuren qualifizirten behielten das übliche 
Invalidentraktanmient aus der" Steuerkaſſe und: Der Beirag 
dürfte an’ der Steuer abgezögen meiden. .-- on 
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Droit | kit der Konſtription flieht die Kollektatien 
d'impöt. im engften und ungertiennlichen Verhäftnif: Beide 
fließen allerdings :aus der Landeshoheit und daher find auch. 
bier die Steuern ausdritcklich den Souverains zugefchieden, 
Ob zwar gleich der Ausdruck: impöts, nicht präzis file 
Steuern ift, fo kann doch Hier nichts anders darunter vers 
fanden werden. Der Artikel 3o fpricht von Revenüen, die 
der Lamdesherr kraft feiner Landeshoheit erwirbt und. von 
allen übrigen, welche den Mediatiſirten verbleiben. Erſtere 
find offendar die Steuern. Dem vormaligen Reichsſtand 
waren. fie von Peinem direkten Werth, denn er mußte feine. 
reiches und kreisftändifchen Ausgaben und Aufwand davon 
beftreiten, die Laften des Kollegialverbands, in dem er ſtand, 
damit derfen. Dem jehkigen Konföderationsftand aber find 
die Steuern — nad) Abtragung der Schulden — ein wahrer 
nußbarer und anfehnlicher Ertrag. Er gebührt ihm indeſſen 
ganz und gar, mit bloßer Ausnahme der eigenen Einkünfte 
und Domainen der Herrfchaften ſelbſt, in fo fern fie auch 
vorher fieuerfrei waren, wie fih Dies von felöft verſteht. 
Was jene eigene Güter der Herrfchaften angeht, die zwar 
bisher fteuerbar, aber an-Unterthanen verliehen waren, fo 
tönnten diefe auf den Sten Theil der Steuer gefebt werden, 
die andere Güter nach Verhältniß bezahlen. 

Die zwar nothwendige Rektifizirung des bicherigen | 
Steuerfußes diirfte jedoch Feine. willkührliche Umſtürzung dei 
bisherigen Matrikels feyn, fondern baldmöglichſt unter Bei⸗ 
ziehung und Mitberathung der Ortsherefhaft vorgenommen 
werden. Wo auf vormals reichsritterſchaftlichen Gütern bes 
‚fondere- Schulden ihrer ehemaligen Kantone hafteten, müßten 
diefe auf die Gemeinden nach den verfihiedenen Speziaima: 
trikeln der eingelnen Kantone repartirt und funditt, fie übri⸗ 
gene den’ geweſenen reicheſtändiſchen Gütern gleich gehalten 
werden. . . a 

Der Steuerbetrag im Sanzen könnte eiwa nach ee 
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miltlern Durchſchnitt vom Jahre 1780 bis 1791 als. paßtirter 
unerhöhbarer Friedensfuß feftgefeßt werden. Nur in Kriegs: 
geiten wilde dieſe Steuer im Verhältniß mit dem allgemein 
erhöhten Steuerfuße der alten Lande des Souverains beredys 
net, demſelben peräquirt, und, fo lang der Krieg dauert, 
nach diefem Maafftäbe, etwa auch nach einem zehnjährigen 
Durchſchnitt der Jahre 1791 bis 1802, bezahlt werden. 
Jedoch müßte dieſe Beſtimmung nach jenen Maaßregeln 
modifizirt werden, welche die Tilgung der bereits vorhan⸗ 
denen Steuerkaſſe⸗Schulden erfordert, und wenigſtens bis 
Bahin keine Achderung im Steuerverhälthiß gemacht werden. 
Denn darauf beruht der Kredit und die Sicherheit der Kre⸗ 
ditoren. Daher wiirde es nothwendig werden, ' daß jedes 
Gebiet auch bis dahin feine feparirte Steuerkaffe unter lan⸗ 
des herrlicher Oberaufficht auf gleichem Fuße fortführte. Könnte 
man über :eine oder die. andre erwähnter ‚Einrichtungen in 
der Güte nicht übereintommen, fo müßte Die Sache bei dem 
Bundestage vorgetragen werden fönnen.: 
| Von geiftlichen und milden Stiftungsgütern,: Spitälern, 
. Schulen ıc. würde feine Abgabe, unter welch: immer für 
emem Vorwande, von dem Souverain gefordert "werden; 
fondern den gegenwärtigen Befigern die Adminiſtration, wie 
Bisher, mit Allen Rechten verbleiben. Etwaige Schufvifitas 
tionen fielen den Gemeinden und Unterchanen nicht zur Laſt. 
Wo fich fonft Herrſchaften von ihren Domainen, Geiſtlichkeit 
oder fonftige fteuerfreie Korpora, fir Tilgung von Kreis 
ſchulden freiwillig zu beſtimmten Beſteuerungen angelajfen 
hätten, da dürfte dies ihrer Steuerfreiheit nicht nachtheilig 
ſeyn. | 
Ueberhaupt da die den Souverains untergeordneten 
Länder der bisherigen Kreis s und Neicheftände in die Bes 
fteuerung eingezogen find, ſo wären fie dagegen auch in 
günftigen Hinfichten auf gleiche Art wie die übrigen Anges 
hörigen des Souverains zu behandeln, - und der Ausfuhr 
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ihrer Produkte, ihrem Kommerz ıc. unter keinerlei Vorwand 
befondere Erfehwerungen entgegen zu feßen, fondern vielmehr 
die Unterthanen der mediatiſirten Herren denen des alten 
Landes in allen- Landes : Emolumenten gleich zu halten. 

Zölle, Weg s- und Brückengelder, Weins Bier: Ohmgeld, - 
die Gebühren in Waag ; und Kaufhäufern, Abzuge s und 
Einzugsgeider, Emigrationstaren, wie fie bisher beftanden, 
da fie ſämmtlich für Peine eigentlichen Auflagen ( impöts) 


anzuſehen ſind, blieben mit allen droits non essentielle- 
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ment inherens à la souverainete den Mevdiatifieten. Denn - 
es find notorifch auch in manchen alten Mediatländern Zölle, 
Umgeld, Salzkaſtenrecht fehr oft von herrfchaftlichen Guts⸗ 
Inhabern (Dominien) oder auch Munizipaiftädten beſeſſen 
worden. Diefe Rechte fünnen alfo als unzertvennlich von 


der Souverainität nicht qualifigiet werden, wie auch mehrere 
Stagatslehrer, ſelbſt Gönner, die Zölle keineswegs unter 


die landesherrlichen Rechte zählen, am allerwenigſten aber 
die Zölle auf Tranfito:Kaufmannsgitter und Vieh; desgleichen . 


"folche, welche die mebdiatifirten Flirften und Grafen und ihre 


Familien von den Kaifern titulo oneroso an fi). gebracht 
haben. Zerner Zölle, womit große Unkoften verbunden find, 
3. ©. bei Wafferzöllen, die Unterhaltung der Schiffländen, 
Schneid: und Mahlmühlen, Geftade, Jochbrüden ıc. können. 


‚ ohne Abnahme der Laft nicht an die Souverains übergehen, 


Weggelder endlich gewähren in der Kegel keinen Vortheil, 
indem fie beſtimmt find, um Brücken und Straßen zu erhal 
ten, und vielfältig felbft von Gemeinden als eine Entfchds- 
digung für die Straßenreparatur bezogen werden. 
Soollte jedoch in Anfehung der Zölle der Souverain in 
dem ganzen Bezirke feiner. Souverainität vollfommen. eine 
neue Einrichtung treffen, oder follte überhaupt von der 


Rheiniſchen Konfüderation zur Beförderung des Kommerzeg 


in. Zollfachen ein allgemeines Reglement eingeführt werden, 
fo müßten fi) zwar die mediatifirten bisherigen Zollbefiger 
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gefalfen Iaffen, ihr Zollrecht abzutreten, aber gegen Sxhabs 
loshaltung. Es wäre nämlich aus dden Zollregiſtern der 
zwanzigjährige Durchſchnitt von 1786 bis 1806 zu berechnen, 
und der erfundene Betrag dem vorherigen Zollinhaber aus 
den neuen vom Souverain angeordneten nächſtgelegenen Soll 


‚ ftätten vierteljährig abzufolgen. 


Dies wären ungefähr einige Vorfchläge zu näherer Bes 
flimmung des o6ten Artikels, welche dahin abzielen follen, 
den Mediatifirten Gerechtſame zu erhalten, die auch mit 
ihrem dermaligen Verhältniß kompatibel ımd von der ihnen 
nicht zukommenden Suprematie volltommen trennbar find. 
Man darf es von den erhabenen Gefinnungen der hohen 
Mheintfchen Konföderationsſtände mit Vertrauen erwarten, 


daß fie ihre nun untergeordreten vormaligen Neichsmitftände 


mit gerechter Schonung behandeln werden, welche doch wohl 


| nicht fchlimmer gehalten werden follen, als verfchiedene ſchon 
‚in Sachſen und Weſtphalen, ehemals auch in Elſaß befind⸗ 


liche Mediatiſirte, oder gar ſolche Inhaber anſehnlicher Be⸗ 


zirke in Schleſien, die nie immediat geweſen ſind, wie die 


Herzoge und freien Standesherrſchaften in Schleſien, und 
die, bei noch fehr anfehnlichen Vorrechten und Vorzügen, 
dennoch einen ſehr gut in das Ganze ſich fiigenden Da ber 
Lande ihrer Souveraine, ausmachen. 


ad art. 27. Den mediatifirten Herren verbleiben ihre Des 
— mainen ohne Ausnahme. Alſo auch denen, 
sans ex. welche im Jahr 1802 durch geiftliche Gitter nad) 
eeption. einer vorhergegangenen genauen Berechnung für 
Ihre durch den Liineviller Frieden verlohrne waren entfchädige 


worden, gegen welche aber im Jahr 1803 das Erzhaus 


Defterreich fein fogenanntes Heimfallsrecht durch Sequeſtra⸗ 


tionen der im Defterreichifchen gelegenen- ehemals geiftlichen 
Sitter und Domainen ausgeübt Hatte. Dieſe Öfterreichifchen 
Sequeſter / Anlegungen wurden ſchon gleich damals allgemein 
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mißbilligt. Die Höfe von Balern und Würtembetg erklärten 
ſich beſonders nahdrircklich dagegen; der franzöftihe Hof 
nannte noch im Jahr 1805 jenes droit d’epare ein droit, 
monstrueux, und machte es zu einem der Hauptmotive der 
legtern Kriegserklärung gegen Defterreich. Diefe alfo wider 
rechtlich den nun mediatiſirten Herren entzogenen: Domainen 
- amd. Büter müſſen ihnen wieder frei gegeben werden. Haben 
zwar. inziifchen die Kronen. Baiern und Würtemberg felbft 
diefen nämlichen Öfterreichifchen Sequefter fortgeſetzt, fo war 
dies durch .die feitherige allgemeine Ungewißheit und Unents  - 
fhiedenheit veranlaft ‚worden, und kann den rechtmäßigen 
Eigenthiimern eben fo wenig präjudiziren, ale einige vorher 
zwiſchen Defterreich und eben diefen Eigenthiimern abgefchlofr 
fene Tauſch⸗ oder zum Theil Abtretungs Verträge, die aber 
entweder nachher nicht in Erfilllung gefekt werden fonnten, 
oder fiber fremides Eigenthum disponirten; folglich nicht 
rechtsbeſtändig feyn fünnen, vielmehr der status quo ber 
Entfhädigung wieder hergeftellt werden muß. Auch Bat 
kützlich Baiern wirtlich einige ſolcher Sequeſter ſchon auf⸗ 
gehoben. | | 
Les droits Es wird fih von ſelbſt verftchen, daß die 
— mediatiſirten Stände, wie 1802. die ſätularifirten, 

ihre perfönlichen Prärogativen lebenslänglich ber 
halten. Die übrigen Prärogativen, die. ihnen nicht ausdriück⸗ 
lich abgenommen, die fie alſo auch noch zu genießen hätten, 
müßten zugleich anf alle. ihre Nachfolger itbergehen, da der 
letztern Eigenehum und Nerhte gleich heilig und gewahrt 
ſeyn müſſen, wie die der jeht lebenden. Im Artikel 3\ 
heißt es: Princes et Comtes actuellement regnants et 
leurs heritiers. Sie werden alio auch jekt noch und in 
Zufunft gewiſſermaßen als vegierend angefehen; wenigſtens 
iſt die Abſicht offenbar, dieſe aus dem Beſitz alt hergebrachter 
Landeshoheit geſetzten Reichsſtände fo wenig als immer mög⸗ 
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lich in ihrer Würde und Vorzügen zu fchmälern, ſondern 
fie fremder Souverainität nur in fo weit unterzuordnen, als 
der Zweck der höheren und machtigeren Politik es durchaus 
zu erfordern ſchien. 

Dann wären alſo Eu 

a) die Mediatifirten in Titeln und Ehrenbezeugungen 
zu behandeln wie vormals. Sie wären im Genuß der ihnen 
durch die kaiſerlichen Dipfome erworbenen Vorzüge zu’ belaf 
fen, ihre Befikungen wären fortan als Fürftenchämer oder 
Srafihaften zu benennen, und ihnen flatt Reichefürſten, 
Reichsgrafen der Titel deutſche Fürſten, deutſche Grafen 
vorzugsweiſe zu ertheilen. 

b) Hätten fie im Lande des Souverains den erſten 
Rang nach den Prinzen vom Haufe, und das nämliche gälte 
auch: von den Ehrendezeugungen. Ereignete ſich vieleicht 
‚einft. der Fall, daß die letzte Tochter eines fonverainen Hauſes 
einen medlatifirten Fürſten oder Grafen ehelichte, fo Hätten 
die Kinder die Nachfolge in dem fouverainen Lande. - 

.c) Die Kontingentstruppen, wenn fie im Gebiete-des 
Zürften oder Grafen fich befinden, wären anzumeifen, den 
felben die militärifhen Honneurs zu beseugen. Auch dürfte 
in den Refidenzorten- der mediatifirten Herren ein Korps der’ ' 
Bürgerfchaft fih unter den Waffen befinden, theils für 
Handhabung der öffentlichen Sicherheit, theils zu Ehren: 
bezeugungen bei feierlichen Anläffen. 

d) Eben fo hätten die mediatifirten Herren fernerhin 
die Erbhuldigung, das Kirchengebet, Tranergeläute 2e. - 

e) Die mediatifircen Herren würden ferner die freie 
und unbefchränfte Ernennung aller ihrer Amtsftellen behalten. _ 
Sie hätten die eigene Beſtrafung ihrer Beamten. Dieſe 
ſtüinden unmittelbar unter ihnen, und nur mittelbar in Ver⸗ 
waltungsfachen und in Jurisdiktionsrückſicht unter den höch⸗ 
ſten Landesſtellen; würden aber unter keinerlei Vorwand einer 
andern, weder in Juſtiz⸗ noch Polizeiſachen, untergeordnet. 
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Die Gerichtsſtellen der mediatiſirten Stände würden den 
landesherrlichen gleich zu ſetzen ſeyn; es wäre ihnen das 
Archivrecht zu belaſſen, ſo daß die landesherrlichen Stellen 
nicht ermächtigt ſeyn dürften, willkührlich ſich der Archive 
zu bemächtigen, wohl aber jene Akten abzuverlangen, die 
unmittelbar die droits de souverainete berühren. Endlich 
„wäre zu beſtimmen, daß bei Anſtellungen es nicht darauf‘ 
anfomme, weicher Konfeffion der Anzuftellende zugethan fey. 


Et feo- Was die deutfchen Meicheichen, deren Die . 
daux. mebdiatifirten Fürften und Grafen fo viele Sefiken, 
angeht, fo ift ohne Zweifel anzunehmen, da der bisherige 
tömifch s deutfihe Kaifer und höchſte Lehensherr feine deutfche ' 
Kaiſerkrone freipillig niedergelegt hat und der- ganze Meichds 
nerus dadurch aufgelößt ift, daß auch der ganze Neihsiehen, 
verband ipso facto aufgehoben fey, und. alles hinführo pro 
allodio bejeffen werde. Nur da, mo Samtbelehnung ſtatt 
Hatte, muß das Anwartfchaftsreht per modum pacti fa- 
miliae inter. cointeressatos beftehen bleiben. 
Was die Öfterreishifchen Lehen in Schwaben angeht, da 
das Baus Defterreich auf alle feine Rechte und Anfprüche, 
. die es in. feinen chemaligen ſchwäbiſchen Befißungen, auch 
über Benachbarte, hatte, durch den Preßburger Frieden 
- förmlich verzichtet, nicht aber etwa dabei fie an einen Andern 
abgetreten hat, ſie demnach gänzlich erloſchen ſind: ſo wer⸗ 
den auch dieſe eo ipso als allodialiſirt und mit dem domi- 
nio utili der nun mediatiſirten ehemaligen Vaſallen vereinigt 
anzuſehen ſeyn; es wäre denn, ein Souverain könne gegen 
den mediatiſirten Stand den Beweis führen, daß in einem 
einzelnen Fall ein ſolches öſterreichiſches Lehen urſprünglich 
von einer beſtimmten öſterreichiſchen Beſitzung, z. B. Tett⸗ 
nang, Nellenburg, Breisgau ıc. relevirt habe, daß es. dahin 
gehört habe, ehe dieſe Beſitzung in öſterreichiſche Hände 
gelommen, und daß es beſtändig bei dem Lehenhof dieſen 


\ 
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Provinz geblieben fey. In diefem Falle gienge freilich ein 
ſolches Gut unftreitig von demjenigen Eonfüderirten Sonve⸗ 
rain zu Lehen, dem folche Beſitzung oder Provinz jugefallen. 

Was: die eignen Lehenhöfe vieler der mediatiſirten Zür⸗ 
ſten und Strafen angedt, fo wird es fich ebenfalls von ſelbſt 
verſtehen, daß diefe ihnen unverfehrt belaffen werden mätffen. 
Sjnsbefondere aber, da es mehrere Gattungen Lehen giebt, 
müßte den Lehensherren frei bleiben, wenn ein Lehen ihnen 
nach Lehenrecht‘ heimfällt, daffelbe entweder ſelbſt zu behalten 
‚oder wieder ganz oder zum Theil zu verleihen, auch die 
Lehensabgaben nah Verhältniß der Gitter Erträgniß und 
Werth gemafigt zu fleigern. Dazu müßten fie dann auch 
-ein Lehensgericht halten können. 

Was die Paffiviehen der mediatifirten Stände angeht, 
fo werden folche, welche von Herren herrühren, die nicht in 
der Konföderation find, (3.8. Erbach hat Lehen von Fuld) 

nach dem Sinne der Bundesakte nicht mehr empfangen wer; 
den fünnen. Denn wie fann ein Souvernin zugeben, daß 
ein feiner Hoheit unterworfener Stand einem nicht zum 
Bund gehörigen die Lehenspflichten leifte? dann find auch 
ohnehin fchon die unmittelbaren Lehen mittelbar geworben. 
Die Daffivichen aber, - weiche von den neun Souverains 
empfangen wurden, liegen entweder im Landeshoheitsbezirk 
derſelben oder nicht. Im erſten Falle haben jene das Lehen 
ſelbſt deteriorirt, im zweiten iſt es ebenfalls deteriorirt und 
der Artikel 34 vernichtet alle Anſprüche der Souveraine 
unter ſich. Man könnte daher woht alle Paſſivlehen der 
Mediatiſirten allodialiſiren. 

Unter die droits seigneuriaux und prestations fé0- 
dales, die diefer Artikel noch ausdriiclich den Mediatifirten 
:zufpricht, gehören Übrigens auch die grundherrlichen Frohns 
den, Kandlohn, Lehengelder, Novalzehnden, Befthauptes 
Gebühren, Leibeigenfchafts: Entlaffung ; Leibbeetgelder, Prä⸗ 
ſtation der Leibs und Rauchhühner, und überhaupt alle aus 
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der Leibeigenfchaft fließende Abgaben der Unterthanen, Strafs 
gelder und alle Eintommen aus der Niedergerichtsbarkeit, 
von SKontraktserpeditionen, Ertheilung des Bürgerrechts, 
der Heirathslizenzen, Nekognitionsgeider von Ein: und Auss 
wanderungstonfenfen, Schußgelder von Juden und Chriſten, 
Annahmsgelder von Handwerkern, Mühlen: und Waſſerzinn⸗ 
ſen, Grundzinnſen, Grundpächte, Kameral-Vermögensſteuer, 
das bisher ausgeübte Abzugsrecht c. Das Recht der Nachs | 
ſteuer gehört um fo mehr zu den Patrimonialgercchtfamen, 
als es bisher nicht nur von den Erbgerichtsherren auf lands 
ſäſſigen Nittergiitern, fondern auch felbft von Mediats und 
Munizipaiftädten ausgeiibt worden if. 


Pd 


Jurisdie- In Kriminalſachen behielten demnach, die 
Klon hasse mediatiſirten Fürſten und Grafen nicht nur den 
ne en ma- Blutbann oder das Zentgericht (jurisdiction 
tiere, cri- basse) , fondern auch die Matefiz, jus gladii 

minelle. ( jurisdiction moyenne), welches felbft mehrere 
Landſtände in Baiein — la classe la plus privilegiee — 
auch die Grafen Fugger wirklich haben. Sie verlöhren aber 
das Jus aggratiandi et commutandi poenam. Alſo bliebe 
ihnen das Recht, durch ihre Gerichtsbehörden die General⸗ 
und Spezialinquifition auszuüben, Urtheile zu Sprechen und 
zu vollſtrecken. Die Urtheile auf Todes s oder dem Tod 
nächſtkommende Beftrafung (denn nur infamirende, Leibess 
und Lebensſtrafe nach fich ziehende, Verbrechen werden als 
Kriminatverbrechen angefehen) würden aber vor der Publi⸗ 
fation und Vollziehung an die Oberbehörde des Souverains 
einzufenden feyn, und diefer füme es alsdann zu, fie nad) 


Befinden, entweder aus Begnadigung des Souveraing zu 


mildern, oder wo fie zu gelinde wären, — ohne’hiesmalige 
Verfchärfung jedoch — das einfendende Gericht für die Zus 
funft zurecht zu weiſen. Alle übrigen Vergehungen würden 

als Patigelübertrerungen angejehen, und von den herrſchaft⸗ 
J 168. 
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lichen Gerichten ausſchliehend abgeſtraft. Fiele daher die 
Strafe für das Zuchthaus aus, und es befände ſich in dem 
Gebiete des ſtrafausſprechenden Gerichts eine Zuchtanſtalt, ſo 


u gefchähe die, Vollſtreckung daſelbſt; ſo wie auch mit Gefäng⸗ 


niß und Kettenbuße. Wäre aber keine ſolche Anſtalt vorhan⸗ 


den, fo würden die Sträflinge in das Zuchthaus des Sou⸗ 


verains gegen billige Entrichtung überliefert. J 
Das Kriminalgericht würde übrigens bei der Wrtheils 

fällung die beſtehenden peinlichen Gefeße des Sonverains für ' 

die fommenden Fälle beobachten. | 


Jurisdic- , ‚Hieraus wird ſich ergeben, daß die Forft 
Bas — offizianten der Souverains ſich in die Forſtöko⸗ 
tiere, nomie und den Genuß des Privarforfteigenthums 

der mediatifirten Herren nicht mifchen, auch deren 
Gerechtſame und ihnen zuftehende Aufficht iiber die zu ihren 
Gütern gehörigen eigenen, Dorfs:, Gemeindes, Pfarrz, 
Bauern s Waldungen und Hölzer keineswegs beeinträchtigen 
dürfen. Die Forfts und Sjagdgerichtsbarkeit, die gefeßmäßige, 
- Unterfüchung und Beſtrafung der in den Revieren der 
Mediatiſirten vorfallenden Forfts und Jagd: Erzeffe würden 


ihnen ausſchließlich gehören. 


Patronage. Das jus circa sacra iſt ein für die mediatis | 
| fieten Stände fehr intereffanter Segenftand. Es würde hier 
zu ſtatuiren ſeyn, daß ihre Pfarreien und geiſtlichen Bene⸗ 
fizien in statw quo verbleiben ſollten, d. h. von den Sou⸗ 


verains nicht willkührlich zertheilt und die Pfarr-Revenijien 


vermindert werden dürften, als wodurch die Wichtigkeit des 
Patronatrechtes ungemein geſchmälert würde. Es ſollten 
ferner Ausländer wie Inländer, wenn ſie verdiente und vom 
Biſchoff geprüfte Männer wären, als Pfarrer und Schul⸗ 
lehrer von der Herrſchaft angenommen und präſentirt werden 
fönnen. - Die Kirchenfabriken ſollten unverleßt, und den 
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mebiatifirten Herrſchaften bie Pfleger gu beſtellen Uherlaſen | 
bleiben; mur würden letztere gehalten ſeyn, landeaherrlichen 
Lommifjarien, wenn es begehrt wiirde, die Rechnungen abs 
wiegen. | 


Milde Stiftungen, vorziiglich folhe, die von den fürſt— 
lich⸗ oder gräflichen Familien ſelbſt errichten worden fl.d, 
ſellten vom Souverain nicht aufgehoben und wieder eingezogen 
werden können; dem mebiatlfirten Herrn aber milire es 
unpräjudizirlich frei ftehen, dieſe feine eigene oder Familien⸗ 
fiftung über kurz oder lang wirklich aufzuheben und einzu— 
jiehen, oder zu einem andern frommen und nützlichen Zweck 
nach eigenem Belieben zu verwenden. Es verftiinde ſich 
übrigens dabei, daß nicht wider die allgemeinen Landesgefehe 
hierinfalls gehandelt würde. Wollten die mediatifirten Herren 
in ihren Herrſchaften neue geiftliche. Stiftungen errichten, fo 
wiirde ihnen auch dies frei feyn, und das Necht, fie ſelbſt 
wieder aufzuheben und einzuziehen, verbleiben. Den medias 
tifirten Herren bliebe ferner auch det Senuß der Kirchens 
und Pfarrvogteirechte. Webrigens unterwürfen fie fih dem 
Eandesbifchoffe, welchen der Souverain erkennen und ernens 
nen wiirde, und deffen Konfiftorio. Endlich verbliebe auch 
die Beforgung und Verwaltung der Spitäler und Armens 
anftalten unter Tandesherrlicher Auffiht den mebdiatifirten: 
Fürſten und Grafen in ihren Herrſchaften, und diefen wäre. 
zu überlaffen, die Einkünfte derfelden nad; Ihren Seiſtunge⸗ 
oder Errichtungszwecken zu verwenden. 


Et’ au- Hierunter werden wohl befonders noch alle 
Ka nüßliche Negalien zu werſtehen ſeyn, Da Der 

mediatifirten Herren die Einkünfte ohne 
Schmälerung belaffen bleiben follen. Doch wäre es 
wenn alle namentlich beſtimmt würden. - -- - "2m 


[4 


V 


Art, die Zollbefreiung aber auch fiir ihre Bedienſtete und 
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La classe Auch hier wäre eine Weitere Beſtimmung 
la plus nothwendig. Es ift nämlich möglich, daß in 


Br einem Lande gar feine privilegirte Klaffe eriftirt, | 
und daB auch fein, Prinz vom Kaufe Domainen 


beſitzt. Höchſtbillig wiirde es feyn, allgemein feftzufegen, 


wie dies auch bereits durch den Artifel 31 begründer gu ſeyn 
fcheint, daß den fo viele große Opfer bringenden Zürften 
und Grafen die Steuerfreiheit ihrer eigenen Güter da belafs 
fen wiirde, wo nicht folche Gitter fchon in den Ruſtikalt 
kataſtern ftünden; daß höchftens nur in Kriegszeiten Steuern 
von denfelben erhoben werden dürften; und in jedem Fall, 
daß bie Medintifivten Herren. und ihre Lande nicht zur Ab: 
tragung früherer auf dem, Eigenthumslande des Souverains 
haftenden Kammer s und anbesfehulden angehelten werden 
könnten. | 

Ein ſolches allgemeines Statut würde. alle einfeitige 
Willkühr und ungleiche Behandlung unmöglich machen und 
eine große Garantie für die Erhaltung des bisherigen Wohl⸗ 
ſtandes der mediatiſirten Familien ſeyn, denen man mit 
ihrer Unmittelbarkeit doch dieſen nicht entziehen wollte. Es 
konnte dann unter dem Vorwand, daß z. ©. ein Souverain 
von. nun An feine eigene Domainen befteuern wollte, dem 
bisher. ſteuerfrei gewefenen Fürſten oder Grafen dennoch feine 
neue Veränderung aufgedrungen werden, wobei er nur allein 
Laft trüge, ohne daß wieder Vortheil davon auf ihn zurück⸗ 
fiele, welches für den Souverain bei der Veſteuerung feiner J 
eigenen Güter gleichwohl der Fall iſt. 

Aus gleichem Grund, und zum Theil des bisherigen 
Beoſitzſtandes wegen, würde es ebenfalls billig ſeyn, zu ver 
ordnen, daß auch alle Glieder der” miediatifirten chemals 
 reichsftändifhen Familien die Befreiung von Abgaben ala 


Eigenchum innerhalb des Landes ihres Souverains; endlich 
Ye Poftfreiheit, da, wo fie eigenthümlich erworben. und beit 





nicht. Auch wird ja wohl ein Mediatifirter feine Güter 
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gebracht, war, unter gewiſſen Modifikationen innerhalb 


ſammtlichem konfö derirten Lande Br genießen hätten. 


Vendüs. Mediatifirte . Güter fönnen feinem fremden 
Souverain anfler der Konföderation verkauft werden. Der 
eigen? Souverain aber .wird nicht mehr verlangen können, 
als dag Einſtandsrecht über einen bereits geſchloſſenen Ver⸗ 


kauf; nicht aber das eigentliche Vorkaufsrecht, weil alsdann 
zu beſorgen wäre, daß ſolche Güter dem Verkäufer abge: 


diungen werden könnten. Dabei würde aber auch noch zu 
beftimmen feyn, innerhalb welcher Zeit der Souverain fi: 


erklären, könne, ob ˖ er das Einftandsrecht ausüben wolle oder 


‚ einem andern Souverain innerhalb der Konföderation ohne 


Hinderniß verkaufen dürfen. Endlich wird billig feſtzuſetzen 


Men, daß, wenn ein mediatifirter Herr feine Domainen und 2 
Rechte verkaufen will, diefer Verkauf frei von allen Abgaben. 


geſchehen tönne. 


— par mediatiſirten Fürſten oder Grafen ſelbſt. Sollte 
eurs pairs. ſich einer eines Kriminalverbrechens ſchuldig "Ye 


macht haben, ſo wird hier auf eine privilegirte Inſtanz, 


auf ein judictum parium verwieſen. Es würde hier nun 


q * 


auch etwa zu beſtimmen ſeyn, daß der Chef der Familie des 
Beklagten dieſe Pairs Beiſitzer, aus einer oder mehreren 
der ſeinigen an Würde gleichen Familien vorzuſchlagen, und 
der Souverain drei derſelben und 2 Rechtsgelehrte zu ernen: 
nen hätte, doc mit Vorbehalt des Rechtes des Beklagten, 


Vorgeſchlagene zu perhorreſziren. 
Allein es ergeben ſich hier noch eine Menge andrer 


Fragen, die eben ſo nothwendig eine Beſtimmung haben 
müſſen. Als: Wer erkennt, ob ein mediatiſirter Herr krimi, 


nell zu behandeln ſey? Wer entſcheidet über die Vorfragen 


‚ad art. 8. - Die höchſte Gerichtsbarkeit betrifft auch die \ 
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er ſequeſtrirt die Revenüen des Kondemnirten ? Der 
Landesherr oder die Pairs, oder die Familie des Kondems 
nirten? Das erfte würde fehr bedenklich feyn. 

Doch möge nie diefe Beſorgniß eintreten, befonders 
bei der befannten preißwürdigften Gerechtigkeitsliebe der jetzt 
" regierenden Söuveraine! Ä 

Mit voller Analogie laßt fi aus dem vorftehenden nun 
auch auf ein forum privilegiatum fiir, die mebdiatifirten 
Herren in Civilfachen jchließen, wie es die Krone Baiern 
auch wirklich den Herren Grafen Zugger zugeftanden hat. 
Denn wie kränkend wäre es nicht für ehemalige Neiches 
“flände, wohl gar in perfünfichen Klagen untergeordneten 
‚Stellen ihrer vormaligen, hohen Reichsmitſtände unteriworfen 
zu ſeyn! Ein foldhes forum privilegiatum würde aber 
etwa eine befondere Kommiffion oder Gericht feyn, welches 
. der Souverain beftellte und ‚an weldhem die Mediatiſirten 
 belangt werden dürften. J J— 
| Endlich wiirde beſtimmt werden müſſen, wo bas Forum 
derjenigen mediatiſirten Herren wäre, deren Beſitzungen nns 
. ter mehrere Sonveraine vertheilt worden find; auch daß 
wegen aller vor der Mediatifirtung begangener Handlungen 
weder Die Herren, noch ihre Beamten den neuen Souverains 
reſponſabel zu ſer yn hätten. 


ad art. 29. Nebft den Kreisſchulden exiſtirt auch noch ein 
2 Fr großes Quantum reichsritterfchaftlicher Schulden. . 
corcles. Ohne Zweifel werden auch diefe auf die Ritter⸗ 
güter nach ihrem Spezialkataſter vertheiſt werden. 
So werden auch die Kreisaktiva und beim ſchwäbiſchen Kreiſe 
insbeſondere der Invalidenfundus zu repartiren kommen. | 


adart.%. - Die allgemeine Regel wird wohl der Natur | 
Les dettes der Sache nach diefe ſeyn müffen: da die Schuk 
propres. * den, von welchen in .diefem Artikel die Rede iſt, 
zweierlei find: Landesihulden und Herrſchaftsſchulden, ſo u 


\ 
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fallen erſtere, bie Landſchaftsſchulden, nothwendig von nun 
- an dem Souverain ganz zur Laſt, der auch die Landfchafte: 


abgaben, Steuern, bejieht. Die andern, die herrfchaftlichen - 
Schulden aber verbieisen dem mediatifirten Herrn, auffer . 
in fo weit, als auch auffer den Steuern der Souverain fonft 
noch einen, ‚ftändigen in einem 1ojährigen Durchſchnitt bes, 


rechenbaren Ertrag aus feinen KHoheitsrechten zöge; dann 
trägt er nach. dem Verhältniß diefes Ertrags zu den. verbieis 


benden ſämmtlichen übrigen Revenüen des mediatifirten Hein 
and an deffen Kammerfchulden bei, oder entfchädigt den. 


mediatiſirten Herrn, deſſen Revenüen durch jene landesherr⸗ 
liche Einnahme geſchmälert find, dafür) daß er etwa nicht 


auch verhältnißmäßig an der Rammerfchuld mit beitragen 


wollte, durch Realitäten oder in andre Weiſe. 


— Zu dieſen Kammerfchulden gehören nun aber nicht.nur 
die Kausfhulden, die auf dem Land hypothezirt find, fons - 


dern auch (bei.den erft durch den jüngſten Neichsdeputationds 


Abſchied erhaltenen Entſchädigungslanden, welche wegen den 
darauf haftenden Laſten und temporären Leiſtungen von den 


Entſchädigten faſt gar noch nicht genützt werden konnten) 
die Penſions- und geiſtlichen Suſtentationslaſten, aufgelegten 
ewigen Renten ꝛc. ꝛc. 


Endlich müßte der Vermittler beſtimmt werden, auf 


den Fall, daß die Partheien bei der Schuldenvertheilung | in 
Güte nicht ſich rt vereinigen könnten. 


ad art. 3ı. Durch dieſe Einſchrünkung könnte das Schick⸗ 

‚Pourvü ſal der — der Regierung entſetzten, in mehreren 

que cesoit , * 7 

ete. Staaten poffefiiontrten Stände fehr erfchwert 
werden. Benachbarte Staaten könnten als Re: 

preffalien die nämlichen Maaßregeln. eintreten laffen, oder 


doch die Revenüen der abwefenden Güterbeſitzer mit. ſtarken 
: Abgaben befchweren. Es follte daher den mediatifirten Fürften 


und Grafen nicht verboten ſeyn, bei auswärtigen Mächten 


\ 


x 
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venus. 
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in Civil: und Militärdienſte zu treten, oder in denen, in 
welchen fie ſchon find, zu verbleiben. Auf den ſchlimmſten 
Fall aber wird wohl nur die Rede von dem eigentlichen 
Domiziliren oder Nefidenzmachen feyn, da doch den mediati⸗ 
firten Herren nicht geboten feyn wird, Das ganze Syahr 


‚innerhalb des Konföderationsſtaates zu wohnen; befonderg, 


wenn fie noch auswärtige Beſitzungen haben, Die doch zus 
mweilen ihre Gegenwart erfordern; fonft wäre ja ihre pers- 
fönlihe und natürliche Freiheit offenbar dadurch verletzt, 
alle. Familienpakten und Majoratsbegründungen erfchüttere, 


und nach bereits fo fehr- verfürzten Ausjichten auf ers. 


forgungen bei den erlofchenen Domkapiteln und eingezogenen 
Drdensgittern, auch alle Ausfichten auf a andere Verſorgungen 
abgeſchnitten. 

De retirer Die Mebdiatifirten können ihre Einfünfte bes 
leurs ‚re ziehen, ohne daß fie von den Souverains irgend 
‚droits oder impöts unterworfen werden dürften. 
Dies gilt folglich auch von den Domainen, von den Gütern, 


aus welchen jene Einkünfte bezogen werden. Denn wenn 


Auflagen auf die Güter gelegt werden könnten, welche den 


‚Mediatifirten eigenthümlich gehören, fo würde dies ja die 


Revenüen der Mebdiatifirten felbft eo, ipso vermindern und 
die in diefem Artikel ſtipulirte Befreiung der Revenüen von 
— Yuflagen würde nur illuſoriſch ſeyn und wenig nützen, wenn 
aicht auch die Güter ldavon befreit würden. 


ad art. z.. Die Kreis⸗ Kollegial⸗, landſchaftliche und 


nn andere Beamten der -Fürftenthiimer oder Herr⸗ 
ployes ä ſchaften, einzeln oder collectivement, welche 


i'aäminis- in ihren Stellen nicht mehr. erhalten werden kön⸗ 


fration men oder wollen, find zu penfioniren, „gleich- den 
publique. Beamten deſſelben Rangs in jenem Staate, 


u welchem die nun mediatiſuten Herren des Beamten augeſalen. 


N m 
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Hier hängt wieder auſſerordentlich viel von der Erhaltung 
der zweiten Inſtanz ab, oder es wird eine Menge Diener 
brodlos, welchem Unglück ſelbſt die Penſionirung nicht abhilft. 
Beſtimmter würden hier nachſtehende Fälle feſtzuſetzen ſeyn: 

a) Daß es dem vorigen Landesherrn frei ſtünde, welche 
Diener der administration publique er behalten oder an 
den neuen Landesherrn übergehen laſſen wolle. 

b) Daß indeſſen alle dermalen angeſtellte Staatsbeamte 
“ohne Unterſchied, die blos herrſchaftlichen Kameralbeamten 
alſo allein ausgenommen, nach abgelegtem Subjektions und 
Dienſteide von dem Landesherrn beſtättigt würden; dem 
Mediatiſirten aber zu geſtatten ſey, einen auch dieſer ſeiner 
Räthe zu benennen, welcher nicht verpflichtet würde, nnd 
dem mediatifirten Herrn gleichfam ale Kommiffarius aus⸗ 
ſchließend verbliebe 
c) Daß der mediatiſirte Herr in Entlaſſung der Beam⸗ 
ten die Landesgefetze zu beobachten habe. 


9) Daß, wenn auch ein Staat, an welchen zu pen⸗ . 


ſionirende Diener fallen, kein Penſionsgeſetz oder Reglement 
hätte, dieſe doch in keinem Fall der bloßen Gnade oder 
Willkühr des Landesherrn zu uͤberlaſſen wären. 

-e) Daß es ſolchen Dienern, welche bei der neuen oe— 

ganifatton ihre bisherige Stelle nicht finden, frei ftehen folle, , 
ob fie neue Dienfte nehmen oder ihre Entlaffung "Begehren 
wollen: und daß fie im letztern Falle ihren vollen Gehalt mit ’ 
- Emotunienten und Accidenzien nad einem Ducchfchnitt von 
10 Jahren angefchlagen, und in Geld firirt entweder als 
Nenfion jährlih, oder wenn fie wollen, durch Abfindung mit - 
einem Kapital eins fir. allemal erhalten; and) erftere, fo wie 
letzteres an einem Ort verjehren | könnten, wo ſie es für gut 
fänden. 

F) "Daß fie bei einem etwaigen Abzug aus dem Lande 
des Souverains von dem zu erportivenden Vermögen Nach⸗ 
ſteuer frei bleiben. 
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8) Daß ben Wittwen der verftorbenen Diener lebens⸗ 
lünguiche Penfionen belaſſen würden. 


Die koönigl. baieriſche Erklärung vom 16. Auguſt 1806 
wegen Aufhebung des fränkiſchen Kreiskonvents hat auch 
bereits ſchon obige Verbindlichkeit im Allgemeinen anerkannt, 
indem nian ſich darin vorbehält, unverweilt mit den bethei⸗ 
ligten Höfen in Korrespondenz gu treten, um die Suſtenta— 
tion, des Kreisdienftperfonals in gerechte und. angemeffene 
Drdnung zu bringen. Ganz gleihe Bewandniß hat es mis 
den verfchiedenen geäflichen Kollegialdienftperfonalen, die auch 
nicht in Ihren vorigen Anftellungen erhalten werden können. 
Die Gerechtigkeit des allerhöchften Garanten des Rheinifchen 


Bundes ift auch den. Mediatifieten Bürge, daß hier wie da, ' 


wo Er als Mitvermittler auftrat, der Penfionenpunft nicht 
nur als eine Sache der vorzüglichften Billigkeit, fendern 
auch der frengften Gerechtigkeit angefehen und der deutlichften 
Beſtimmungen gewürdigt werden wird. Die öffentliche Mei: 
nung, .und was noch mehr iſt, die Menfchlichkeit fordern 
hiezu auf, da Unrecht an diefen Individuen verübt, durch 
kein Zeitalter ausgelöfcht würde, in feiner Generation vers 
geſſen werden könnte. 


ad art. 34. bier ift von Anfprüchen die Rede, weiche - 
Renon Souveraine wechfelfeitig gegeneinander haben kön— 
ae nen. Man ift von dem Grundfaß ausgegangen, 
daß fie durch die erhaltene Vergrößerung hinlänglich fiir alle , 
dergleichen Prätenfionen entfhädige worden ſeyen. Da es 
fih nun aber ganz anders bei jenen Fürſten und Grafen vers 
hält, die ihre ganze politifche Eriftenz, Vorzüge und Vor: 
thrile verlieren, da deren Anfpriiche weder ausdrücklich noch 
ſtillſchweigend ‚aufgehoben find : fo iſt es Elar, daß ihnen 
folche,. vor wie nach ‚verfolgen zu können, vorbehalten bleibe, 
Um indefien jeder willtührlichen Auslegung zuvorzutommen, 
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wirrde diefer Vorbehalt namentlich auszudrücken feyn. Unter 
Anſprüche diefer Art gehören unftreitig wohlhergebrachte 


Succeffionsrechte bei Erlöſchung von fürftlichen und gräflichen 
Familien; ferner Mitbelehnung und Lehenss Anwartfchaften 


von Fürften und, Strafen, auf ſolche Lehen, die durch diefen 


Artikel allodialifire: werden dürften. In folchen dürfte die 
Anwartfchaft auf das dermalen allodialifirte Lehen, auf den 


Erlöſchungsfall der Familie des Souverains, wenigftens in 


Rückſtcht der Allodiat: und Domanialbefi suhgen und Ein 


künfte, nach wie vor reſerviet bleiben. 


Soviel von den Rechten der Mediatiſi irten, die r ie aus 
dem Verluſte ihrer Unmittelbarkeit noch zu retten hoffen 
dürfen. Soviel von den Verbindlichkeiten der Souveraine, 


die die Weisheit und Mäßigung derſelben anerkennen wird. 


Mehr als die Macht der Gouvernements wird ihre Giite 


ihnen jene Stände unterwerfen und auf immer eigen machen, 


die ein höherer Wille ihnen jeßt anvertraut hat; und wenn - 


auch jene neue Souverains Fein Sefeß auf diefer Erde bindet 
und fie feinen Herun und feine Macht über fich erkennen, fo 


wird fie eigner Wille und ihre Achtung fir die legten 


Staatsopfer binden, dal; fie fih von freien Stücken Geſetze 
auflegen, melde die Verhältniſſe ihrer alten und neuen 


Unterthanen unter fih und zu ihnen beffimmen, das Eigen: - '. 


thum an Gütern und Nechten beider fihern,. und den 
Beſitzſtand der letztern ehren, der nicht unvereräglich iſt mit 
ihrer Oberherrſchaft. .. 


Ik 


| Großhergoglich Badiſche Verordnung, die bürger⸗ 


lichen Verhältniſſe der Religioſen aufgehobener 
Stifter und Klöſter beiderlei Geſchlechts betref⸗ | 
fen ' 





| Wir Carl Friedrich, von Gottes Gnaden 


Großherzog. von Baden, were von Zäh— 
ringen ꝛc. ꝛc. 


Zu Veſeitigung aller Ungewißheit uͤber die bürzeruichen 
Verhältniſſe der Religioſen aufgehobener Stifter und Klöſter 


beiderlei Geſchlechts wird zur allgemeinen Wiſenſchaſt und 


Nachachtung anmit verordnet: 


1) Alle ſolche Religioſen find von dem Tage der ihnen 
eröffneten Aufhebung ihres Kloſters an, aller Staatsver⸗ 


bindlichkeit des Gelübdes der’ Armuth und des öfter: 


fichen Gehorfams entbunden. | 

2) Sie fliehen daher von diefer Zeit an, in Bezug auf : 
ihre bürgerlichen Lebensverhäftniffe, nicht mehr” unter der 
Gewalt ihrer Ordensoberen, fondern unter den betreffenden 


geiſt⸗ und weltlichen Staatsbehörden; legen die Ordenskleis 
dung, welche fie etwa noch tragen, entweder fogleich oder 


menigftens alsdann ab, wann fie abgetragen ift, und find 


‚berechtigt, durch Erbſchaft und auf jede andere geſetzmäßige 


Weiſe zu erwerben und Eigenthum an ſich zu/, bringen. 
3) An dieſem erworbenen Eigenthum ſteht ihnen indeſſen 


nur die lebenslängliche Benutzung zu ihrer Nothdurft zu. 


Sie können. daher bei Lebzeiten feine Deräufferung ohne 


obrigkeitliche Einwilligung, welche die Nützlichkeit ihrer 


Dispofitton bewähre, vornehmen, und haben” demnad) die 
Provinzialtollegia dafür zu forgen, daf die ihnen zugefallenen 


s 
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Kapitalien in sfemtigen Fonde angelegt, unbewegliche Sir: 
ter aber in den gewöhnlich gefeglichen Wegen gegen Veräuſ⸗ 
ſerung ſowohl als gegen Verſchuldung ſicher geſtellt werden. 

4) Jedoch iſt diefes ihr Vermögen nur zu. Lebzeiten 
unveräuſſerlich und fteht daher den Religioſen frei, über 
folhes von Todes wegen durch letzte Willensverordnungen 


oder auf fonftige geſetzmäßige Art nach Wohigefallen, nur 


nicht zu todter Hand auſſer Landes, zu disponiren. . 

So weit übrigens einer oder der gadere ſolcher Reli⸗ 
gioſen zu ſeiner Gewiſſensberuhigung, der oben bemerkten 
Puntkte wegen, auch die Beiſtimmung feiner geiſtlichen Obrig⸗ 
keit nachſuchen will, dem ſteht ſolches frei, und werden ſie 
dort auch billige Willfahr finden, de man zü den Ordina⸗ 
riaten das: gerechte Vertrauen hegt, daß fie der Abſicht der 


Staatsgewalt nicht entgegen handeln, vielmehr die Beruhigung 


der" Gewiſſen bei deren Vefolgung fördern, mithin feine 
Beſchwerde bei der weltlichen Macht veranlaffen werden. 


Gegeben Catlsruhe im großherzoglichen ‚geheimen Rath u 


ben zeten Mai 1807. 


25. 


Said Nachrichten von dem großherzogl. heß 
ſi oe Oberfürſtenthum Heſſen. 9F 





WB baben im fünften Hefte: eine Hauptüberfi ht des 


pP’ ES 


Fürftenthums Starkenburg geliefert, und wollen nun eine . 


- gleiche von dem Oberfürftenthum Heſſen mittheilen. 
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A. Souverainitätss 





ge. ander 





I. Sandgraffchaft Heffen : Homburg 
II. Stofbergifche Grafſchaft Königftein: 


0 


a) Stollberg⸗ Werningerodiſcher Antheil 


b) Stollberg: Drtenburgifcher Autheit . 


III. Herrſchaft Schlitz .. 


IV. Fürſtlich und gräflich Solmfiſche Bänder: 


a) Solms/Vraunfels .. 
b) Solms.Lich W— 
10) Sotme:&aniad ... 
d) Solms-Rödelheim . . 
e) Solms: Wildenfeld .. 


V. Grafſchaft Wittgenftein und Berleburg: 


a) Belebung . .. 
. b) Wittgenftin . . . » 
VI. Niedefelifhe Herrſchaft . . 


., VO. Burg Friedberg und Herrſchaft Ilbenſtadt: 
.a) Burg Sriedbergifche Beſitzungen 


b) Herrfchaft Ilbenſtadte. 


’ 


“. 


® 


. 


® 


« 


or 


s 


“ 
® «a. © 
[3 


. 0 0 0 


VIII. Ritterſchaftliche Beſitzungen nebſt Deutſch⸗Ordens⸗ 


° 


“. ‘ 


Summe 





Lande. 


02 Yeniter | jentöre, 
=} 
22 oder Städte Flecken Dörfer ı Böfe, 
m. Gerichte | Mühlen \Häufer Seelen 











Meilen gan ot oder zum Theil 


mi 











ay|l 2 ı 2 8 6 1111 | 6566 
ul" |. au a nd 
a 2 - 6 7 474. | 2832 
"3%| ı 1 _ 16 | 14 1256 | 6500 
5 4153 2 151 14 2000 10000 J 
1 ee | ı 1 9 5 1151 | 5730 
oO Q ı 2 8 13 1210 | 6055 
5 1 4 6 10 1090 | 5183 
— — u — — — 40 
31 1 2 - 18 10 n50o | 69275 
5 5 1 - 38 | 18 980 | 7389 
4 6 1 2 85 | 13 1492 | 8626 
2%, 5 1 4 ı2 | ıı 1400 | 8086 
— | - - | - I 2 4 40 
ey) 8 - | 3 11 8 670 | 778 
55145 [14 |eo.1 278 | 136 | 24088 
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B. Eigenthbümlidhe Lande 














Fleden Pe 
wemter Stadie und Benge 
L . Dörfer 
1. Giefen (Stadtamt)... . 2 3 J 
2. Gieſen (Landamt) ... 1 20 | ionı3 
3. Alendof 2... 0. 1 8 1 4407 
T WÜsfeld ©» 20 =. 1.3 | ‘40 16 
& Vartenberg oe. 2 a4 
6. Biedenlopf . . . ı 17 I. Gaoı 
1. Bingenheim . . . » - 8 i 
8. Blankenſtein . ... - 47 3 11310 
9. Burggemünden ... - 7 il 2173 
» Butzbach 2: . ı 2 3 "4671 
. Srebnm . 2... i Det 
1 Sründerg . - - ı 3ı | 11442 
13. Homburg an der ohm 1 14 83 
48 ‚Hüttenberg - 7 ) 
15. Vöhl oder herrſchaft Jiter 20 | 4680 - 
16. Königeberg 0... - ı 9 1 8608 
17. Nidda. 200. ı 2 N 6820. 
1d. Lifberg .  . + ı ı ) 794 
19. Oberroßbah ._ 1 1 3bo 
20. Schotten und Stori fels ı | 10 ıl 5469 . 
21. : u... - En J > 
22. Ulrihftein . . ı 1 DE! . 
.23. Vilbel und Rocenburg - 7 il. 34 
24 Griedbrg - fr — ı a 
" Summe | oı 1344 51146145 


Das ganze Oberfürftenehum hat mithin 67 Aemter oder 
Gerichte, 35 Städte, 542 Sieden und Dörfer, , ohne die 
einzelnen Höfe, Schlöſſer und Mühlen, deren Zahl über⸗ 
Haupt auf 380 angegeben wird, 40514 Käufer und 296545 ° 
Einwohner. Der Fläheninhalt der eigenthümlichen Lande 
wird nad) einer neuern Berechnung auf 57 Y, Quadratmeilen 
angegeben, ſo, Daß das ganze Oberfürftenthum go %, Auas 
dratmellen ausmacht. Mithin kämen auf eine Quadratmeile 
2489 Seelen. Nach der Zählung. von 1805 betrug die Volks⸗ 
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zahl nur 130944 Seeleny fo, daß alfo das Land im zwei. 
Sahren einen Zuwachs von 15399 Seelen erhielt. - oo. 

-Das Heffen: Homburgifche wurde bisher ſowohl nach 
dem Flächeninhälte, als in Hinſicht auf Volkszahl zu hoch 
angegeben. Man nahm 2 Duadratmeilen und 1000 Ein ' 
wohner an. Der Stollbergifche Antheil an der Graffchaft 
Königftein wurde bisher zu 1 Qundratmeile mit etwa 
4500 Seelen, folglich faſt um 2000 Seelen zu gering ans 
geſetzt. 

Die Herrſchaft Schliz, welche vorhin um reichsritier/ 
ſchaftlichen Verbande ſtand, und zum buchiſchen Quartier 
des Kantons Rhoͤn und Werra gehörte, bildet ein geichlof 
fenes Gebiet, umgeben auf zwei Seiten vom Fürſtenthum 
Fulda, auf einer vom Kurheffifhen und gränzt nur auf 
"einer mit dem Großherzogthum Heſſen. Dieſer Herrſchaft 
iſt in der Konföderatisnsakte nicht gedacht, obſchon die 
xitterſchaftlichen Beſitzungen des Freiherrn von Riedeſel be⸗ 
ſonders angeführt ſind. 

Von den fürſtlich und gräffich Solmfifchen Panden wer, . 
den wir ‚noch Gefondere Aufflärungen geben. Von den Witt 
* genfteinifchen Landen hatte man bisher blos Schaͤtzungen. 
Sie Berleburg nahm man 3 2, Quadrätmeilen, aber 9000 - 
Seelen, folglich 2750 Seelen zu viel anz für Wittgenftein 
6 bis 6 Quadratmeilen und. 11000 Seelen, fotglich 2611 
Seelen mehr an. — 


EXXEE— 


26. 


Einige Nachrehten vom Naſſauiſchen Sberappelar 
tionstribunal zu Hadamar. 








Deu Geſammthaufe Naſſau wurde vermoͤge N 33. des _ 
‚Magen Reidjedepmntionefihtuffee d von 1805 das unbedingte 
16, 
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Privilegium de, non appellando vermwilliget, und zwar für 


feine alten und neuen Veflgungen. . Es war mithin nord 
wendig, flatt des Reichskammergerichts ein eigned gemein: 


ſchaftliches Oberappellationstribunal zu errichten, welches auch 


am 6ten Julius 1804 zu Hadamar inſtallirt wurde. Zu 
‚ feinem Wirkungskreiſe wurden ihm angewieſen: a). die alt 
Dranifchen Lande; b) die von Oranien neu erworbenen, 
nämlich Fulda, Corvey, Dortmund und Weingarten; .c) bie 
"alt Naffau: Ufingifhen, ſammt allen neu hinzugefommenen 
Beſitzungen; d) die alt und neu Naſſau-Weilburgiſchen 
Lande. 

Die Mitglieder des Gerichts, nimilich Präſident und 
ſechs Räthe, leiſteten daher dem Geſammthauſe Naſſau ihre 
Dienſtpflichten, und der vormalige Neichskammergerichts⸗ 
Aſſeſſor Freiherr von Dalwigk wurde zum Präfidenten mit 
dem Karafter ale Geſammt: Geheimerrath und dem Prädikate 
Exzellenz ernannt. 

Nach der vom Herrn Großherzoge von —* k. k. H. 
vermöge der Pariſer Konföderationsakte vom ı2ten Julius 
1806 geſchehenen Beſitzergreifung der alt Oraniſchen Staaten 
(mit Ausſchluß von Dietz) wurde das Hadamarer Tribunal 
von demſelben proviſoriſch beibehalten, und deſſen ‚Mirglieder 
feifteten dem Großherzoge auch nur proviforifch den Dienſteid. 
Durch ein Reſtript des großherzoglichen Minifteriums zu 
Düffeldorf vom 4ten April 1807, welches wir in der Anlage 
. abdruden laffen, trennte fi Berg vom Tribunal und begehrte 

"die Verabfolgung der aus den alt Dranifchen Landen einge⸗ 
fandten Akten an das Oberappellationstribunat zu Düſſeldorf, 
die auch ſofort bewirkt wurde. 

Nach gepflogenen Negotiationen zwiſchen den beiden I 
Miniſterien zu Diiſſeldorf und Wiesbaden wird aber das 
Tribunal, der Bergifhen Trennung ohngeachtet, feine Funk; 
tionen im Herzogthum Naſſau, fo wie im Fulda⸗, Corvey⸗ 
"und Dortmundifchen (den Gefehlen der in den drei letztern 


. 
- l 


zu Düffeldorf zu überfenden. 


| Landen befindlichen franzöſiſchen Gouverneurs zufolge) | bie 
- zum Frieden in Hadamar (alfo in einer unter der Sous 


verainität des Großherzogs von Berg ftehenden Stadt) forts 


ſetzen; nur bedient es fich bei Ausfertigungen in die Fuldas, 


Corvey⸗ und Dortmundifchen Lande des Ftaiſerl. franzöſiſchen 
Siegels und der Courtoiſie: 
»Unter kaiſerl. königl. franzöſiſcher proviſoriſcher Landes⸗ 
»Adminiſtration Fuldiſches (Corvey⸗, Dortmundiſches) 
»Oberappellationsgericht.< 


EEE EEE EEE — 


Beilag e. 


Sroßherzosthum Berg. 
Düſſeldorf den aten April 1807. 


Der Meniſter des Innern 
An das Oberappellationstribunal zu Hadamar. 


E⸗ iſt beſchloſſen worden, daß die aus den großherzoglich 
bergiſchen Staaten bis dahin beim Oberappellationsgerichte 
u Hadamar anhängig geweſenen Rechtsſachen dem fiir das 
ganze Großherzogthum angeordneten Dberappellationstribunat 
zu Düffeldorf zur ferneren Juſtizverwaltung übertragen wer— 
den follen, und daß die Gehaltszahlung aus der großherzogl. 


. bergifchen Kaffe an die Mitglieder des Oberappellationsgerichts 


zu Hadamar vom ıten des laufenden Monats Aprit an aufs 
bören wird. 

Das Dberappellationsgericht zu Sadamar wird von 
diefem Beichluffe in Kenntniß gefeht, um von nun an feine 
weitere Beurtheilungen in den grofihergoglih bergiſchen 
Sachen vorzunehmen, die Partheien darnach zu befcheiden 
umd die einfchlägigen Akten an das Oberappellationstribunal 


&. v. Neſſelrode. 
Janſen. 
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Anderiveiterer Nachtrag zur Abhandlung über die 
Unterhaltung bed gefammten Perfonald des 
Kaiferlichen und Reichskammiergerichts. | 


\ 





Wir gaben bereits in dem dritten Hefte die Nachricht, wie 
Kammerrichter, Präſidenten und Aſſeſſoren des vormaligen 
kaiſerlichen Reichskammergerichts an die Stände des vormas 
figen deutſchen Reiches ſich gewandt, um den lebenslänglichen 
Fortgenuß ihrer zeitherigen Beſoldung das darauf Bezug 
habende vorgeftellt und auf die diesfallfige Fortbezahlung der 
Kammerzieler zu ihrer zeither igen Beftimmung ahgetragen 
haben. # 

Mit. wahrer Freude bemerften wir damals, wie Se. 
Hoheit, der menfchenfreundfiche Fürſt Primag, der. erfte ges 
wefen, welcher unter den erhabenften Fürſten Deutfchlandes . 
ſchon am Zoten July 1806 Seinen Beitrag zu dem vers 
faffungsmäßigen Unterhalte der jet febenden Mitglieder . 
zugefagt, ja fogar in einer an den Herrn Präfidenten won 
Stauffenberg gegebenen Note am auten September vorigen 
Sjahres feierlichft erkläre, wie Höchſt Sie das vollkom⸗ 
mene Recht diefer Männer auf ihren vollſtändigen 
Gehalt anerkenneten, und in allen und jeden Lagen beit 
möglichft behaupten wollten; auch Höchſt Sie nach der Er: 


u klärung vom agten Oktober vorigen Jahres nicht geftatten i 


würden, daß irgend Einer aus der bisherigen Kammerge— 
richtskaſſe befoldeter Diener auf feine Lebenszeit das Meindefte 
entbehren follte. Ganz in. dem Seifte diefer erhabenen und 
gerechten Gefinnungen erflärten Sich auch. Se. kaiſerlich 
Königliche Hoheit der Erzherzog Großherzog von Würzburg, 
und bald darauf noch ſo viele andere gerechte Furſten 


- 
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Deutfchlandes dem Antrage gemäfi bereit: und willfährig, 
indem fie die Fortbezahlung der zeitherigen Kammerzieler auf 
die Vorftellungen des Kammerrichters, Präfidenten und Afs 
fefforen theils zufagten, theils auch Zahlungen. hierauf ergehen 
ließen, Da uns feit dem Abdrude der oben rubricirten 


mitgetheilt, zugegangen und wir und anheifchig gemacht, jede 


"diefe Nationalangelegenheit betreffende eingehende weitere 


Nachricht in unferer Zeitfchrife vorzulegen; ſo eilen wir, 


und Affeffoven von Wien aus eigenhändig erlaffenen Schreis 
ben in Ziffer 1. der Beilagen, wie Höchſt Sie zum Beweiſe 


ves an dem Schickſale dieſer verdienſtvollen Männer genoms 


menen Antheils den Befehl zur Entrichtung Ihrer Beiträge 


‚ für den lebenslänglichen Genuß ber zeitherigen 


Befoldungen ertheilet und wie Sie, wie bisher gewöhn— 


Regulativ fort zu entrichten, Ihrer Eandestaffe andefohlen 
hätten. 
Mach Ziffer 2. der Beilagen geruhten auch Se. fünig: 
liche Majeftät von Dännemark, rückſichtlich allerhöchſt Ihrer 
deutfchen Lande, Sich eben fo beifällig auf die an allerhöchſt 
Sie erlaſſene Vorſtellung. 

Se. königliche Majeſtät von Sachſen haben bereits, 


“wie wir von Dreßden aus vernehmen, ein ähnliches Reſkript 


auf.die Vorftellimgen der höheren Mitglieder des bisherigen 
Reichskammergerichts erlaſſen. Sobald wir es erhalten, 
werden wir nicht ermangeln, es dem Publiko vworzulegen. 
Die Kammerzieler haben Se. königliche Majeſtät zu zahlen 
bereits befohlen, fo wie überhaupt feit dem ıntn März 


Abhandlung in diefer fo wichtigen Sache noch verfchiedene 
Nachrichten, _auffer denen, twelche wir bereits dem Publikum 


. 


folgende uns zugekommene Notlzen weiter andurch mitzu⸗ 
theilen. 
Am agten Juni dieſes Jahrs erflärte der Herr Fürſt 
Kauniz-Rietberg in einem an Kammerrichter, Präſidenten 


ich; die weiteren Kammerzieler bis zu einem allgemeinen 
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ı . / x N 
laufenden Jahrs bis den zgten vorigen Monats die unter 


Ziffer 3 und 4. verzeichneten Kammerzieler eingegangen find. 

Da nad) der am 30. Juni laufenden Jahre gefchehenen. 
Diftribution nur noch 3988 Neichsthaler 41 7, Kreuzer in 
der Kammergerichts s Suftentationstaffe übrig blieben, zur 


Beſoldung aber der dermaligen auf die Suſtentationskaſſe 


x 


angewiejenen Partizipanten gır3 Neichsthaler 65 Kreuzer 


erforderlich ſind, ſo iſt leider zu beſorgen, daß, wann bie 


den ı5ten Auguft, als dem Tage der nächften Diſtribution, 
feine Zieler, die Intereſſen der Odenwälder Kapitafien (ſo 
als accesoria der Kaffe bis jetzt unmittelbar nöthig waren) 
nicht eingehen follten, daß das gedachte auf fire Gehalte ans - 
gewiefene Perſonale nun in die traurige Lage, zum Theile 
darben zu müſſen, verfeßt werden mögte. 

Wir vertrauen indeffen auf die großmüthigen und des 
rechten Sefinnungen unferer deutfchen erhabenen Fürſten, .die 
gewiß alle ſich Beeilen, die um das ganze deutfche Vaterland 


fo fehr verdienten Juſtizdiener nicht der Gefahr des Darbens 


ausgefeht zu fehen, und die nicht minder durch Recht und | 
Billigkeitsgriinde geleitet, einen der deutfchen Mattonal:Ehre - 
würdigen gemeinfamen Entſchluß faffen werden, wodurch 
auch den nicht befoldeten Advokaten, Prokuratoren, Kammer 
bothen und Notarien, ohne dem Rechte eines Dritteren m 


nahe zu treten, fchleunigft zu Hülfe geeilt werden dürfte. - - 


Se. königliche Hoheit der Kerr Großherzog von Würg 
burg haben bereits, wie wir im dritten Hefte Seite 443. 
bemerkte, erkläret, daß Se. königliche Hoheit bei einem auf 
die individualität berechneten und ihren Bedürfniſſen anges 
meſſenen Unterſtützungsplane Sich feiner hierauf gegründeten 


Maaßregel, welche dazu dienen dürfte, das Schickſal ders 


felden zu erleichtern ,- entziehen würden. 
Sin. dem vierten Hefte unferer Zeitfehrift S. 139. gaben 


wir ſchon die Nachricht, wie durch den vroviſoriſch ausge⸗ 


mittelten Suſtentationsfond & 18,000 fl. für die zweite und 
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dritte Klaſſe von Kameralen einſtweilen den dringenden Be⸗ 
dürfniſſen bis zum April dieſes Sähgg abgeholfen worden. 

Wir erfahren in dem Augenblide, als wir Gegenwär⸗ 
tiges niedergefchrieben, daß Se. Hoheit der Zürft:Primas 
nach der Ziffer 5 und 6. der Beilagen von Kammervichter, 
Präfidenten und Affefforen gutächtliche und ausführbare Vor⸗ 
ſchläge über fernere proviſoriſche Suftentptionsmaafregein - 
für die Advokaten und Prokuratoren ‚verlangt; diefe auch 
bereits erſtattet, und nach einem von dem Stadt Wezlariſchen 
Direktor von Mutzer unter Ziffer 7 der Anlagen an’ den 
Ausſchuß der Advokaten und Prokuratoren unterm Soten 
May 1807 erlaſſenen Schreiben, Se. Hoheit um Auffindung 
neuer Hülfsquellen zu weiteren proviſoriſchen Zuſchüſſen für 
die nicht beſoldeten Kameralen Sich zu verwenden Sich ent⸗ 
ſchloſſen haben. 

Wie wir aus einer zuvertäßigen Quelle in Erfahrung. 
gebracht, befteht. die Kaffe der alten zum Theile längft vers 
fchollenen Depöfiten nody ans circa 30,000 fl. *) betragenden 
Dbligationen und der Armenfädel aus 6400 fl. an Obligas 
tionen. Vielleicht wird der Betrag diefer Kaffen mit etwaiger 
Verblirgung des: menfchenfreundlichen Fürſten Prima. s zur 
Abwendung des Nothſtandes dieſer ohne ihr Verſchulden 
brodlos gewordenen und einer Unterſtützung fo würdigen 
Männer auf eben die Art und -Weife, wie in vorigem Jahre» - 
verwendet, und fie von dem fie bedrohenden Untergange ger 
vettet, auch ‚der bevorftehende Frieden ihr trauriges Schickfal 
baldigft und nach Verdienſt zu Ende bringen; wo wir dann 

‚nicht werfehlen werden, das weitere uns hierüber noch I 
tommende dem Publiko vorzulegen. 





2) Verglichen Heft 7. ©. 168. 
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Beilagen 


3 7 f fer ı 

9 nehme an dem Schickſale, weiches Eure Hoch s und 
Wohlgebohren bei den allgemein bekannten, im deutſchen 
Reiche vorgegangenen Veränderungen betroffen dat, den- leb⸗ 
hafteſten Antheil. 


E03 


ch glaube Keinen bedeutendern Beweis davon adzuleger, 
als wenn ich meiner Seits gloich einigen anderen eher 


maligen allerhöchſten und höchſten Stünden - des deutſchen 


Reiches den nämlichen Beweis meiner Vorſorge für die 


Fortdauer des lebens länglichen Genuſſes der 


zeitherigen Beſoldung Euer Hocht weh Wohlgebohren 
hiemit bethätige. 


Dieſemnach wird in Hinſicht meiner Giafſchafi Rietberg 
bei meiner alldort zurückgelaſſenen Regierung die Verfiigung‘ 


getroffen, daß die weiteren Rammerzieler, wie bisher 
gewöhnlich, fo lange die gegenwärtigen Verhältnifie der 
Srafihaft beſtehen, oder bis etwa deshalb ein allgemeines 
Regulatiy, wozu ih mir jedoch ‘meine Beiſtimmung 
vorbehalte, getvoffen -feyn wird, aus meiner dortigen 
Landeskaſſe verabfolgt werden, 


Indem ich Euer. Hoc. und Wohlgebohren dem mãch⸗ 
tigen Schutze Gottes empfehle, habe ich zugleich die Ehre, 


mit aus zgezeichneter Hochachtung zu verharren 
Euer 24 : und Wohlgebohrn 





Wien: er | \ ergebenſter - 
den .ızten Juni Ä Fürſt von Kaunit m, —. 
1807. or 
Stffer, 


Nach Empfang bes Schreibens, mit welchem Euer Exzellenz, 
wie auch Euer. Kochwohlgebohen und Wohlgebohrn wi 
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unter dem igten Jänner laufenden Jahres beehret, habe ich 
nicht verfehlt, die Einloge an den König, meinen Herrn, 
fofort zu der Kehntniß Seiner Majeftät zu bringen. Da 
Allerhöchſtdieſelben an der Lage der ehemaligen Mitglieder 
des aufgelöſten Reichskammergerichts wahren Antheil nehmen, 
ſo Haben Sie ohne Anſtand in die einſtweilige Forts ’ 
bezahlung der bisherigen Kammerzieler zu willigen ° 
geruhet. 

Der ich übrigens mit größter Hochachtaug und voll⸗ 
kommenſter Koͤnſideration verharre nn ⸗ 


Euer Exzellenz 
und 
Euer Hoch wohl⸗ und Vohlsebohen 
Kiel ganı gehorfamfter ergebenſter Diener 


den 24ten Juni Bernstorff. 
1807. 
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Ber sein ih 

was ferner an reichskammerg ericht lichen Unten 

haltungsgeldern eingegangen iſt. 

Num. Monat. Mehl Kr 

30 fl. Fuß. 

5.4 19. März ⸗ Furſtv von Salm und Kur 
burg.... 6672 1 

56.⸗ goten ⸗ Herzogthum Neuburg 8623 

57. 3 -eode Abtey Kaifersheim. .„ . 845 : 58 

33. eod. +.Stadt Nördlingen. . . 549 : 45 

üg. s eod. + Stadt Bopfingen. .. . » 34 229 

40.3 600d. 5 Stadt Donauwerthb. . . 253 ; 53 

33 eod. An Odenwaldiſchen Intereſſen 1061 sı0 


⸗ 





Latüs : 3663 19 
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Num. Monat. 


/ ‘ Transport . 


Ä 48. 4 1. April : Marggrafthum Onolzbach 


de aten 
4. J eod. 
46. eod 
47. 2 3ten 
468.⸗ cod 
49.⸗ edd 
50.⸗ 4ten 
51.⸗ gten 
52, s 1oten 
63.5. eod 
54.5 eod 
65. ; eod. 
66, : eod 
57. eod 
58.5 eod 
"59. s eod. 


s Die fehwäbifchen Kreis Ans 
terefien . . . 

Braunſchweig⸗ Wotf⸗ 
fenbüttel... 


os Stift Waltenried.. . 
s Großherzog von Baden wer _ 


gen Baden 
s Idem wegen Baden; Durlad) 
s Idem wegen der Grafichaft 
Eberſtein . . 
s Srafihaft Eaftel . . . 


s Srafihaft Solms: Nödelheim | 


Großherzog von Baden we: 
gen Conſtanz und Reis 
Henau .. 

s Idem megen der — 


Gengenbachh 


s Idem wegen der Stadt 
Pfullendorf 

; Idem wegen der Stadt 
Offenburg . . . » 

; Idem wegen der Stadt 
Gengenbach . -» 

‚ Idem wegen der Stadt Zen 

am KHammersbah .: 

; Idem wegen des ehemaligen 

Hochſtifts Strasburg 

s Idem wegen Willftädt und 

Lichtenau . . 


Latus 


Rthir. Kr. 
20 A. Fuß. 


3665 : 19 
422 : 65 


555 ; 50 


504 5 31% 
101 s 36% 


96 + Say, 


218 5 ıı 
1345 46%, 
23 ; 61 
46 : 43 
456 : 55%; 
101 : 45 
168 : 78 


57 5 42 


ad s 70 
145 : 75 


6430 : 14% 


um. Monat. 


— 281 
Ahle. Kr. 
20 A. Fuß. 
Transport . 6430 5 14% 


Bo. s 10. April » Stade Zube . . . : 6g7 : ya 


61. ; ıSten 
62. 5 ı7ten _ 


63. : ı8ten 
64. s eod. 


6%. 5 eod. 
66. : Soten 


s Stadt Frankfutt . . . 845 : 33% 
s Baden wegen der rhein. 
Kurpfälziſchen Landen 807 s 5 
s Löwenfiein: Wertheim . . 54: 8% 


2 Idem wegen Dero Antheils 


an Würzburg. . - 48⸗49, 


: Reihsftadt Bremen. 185 : Bay 


s Rönig von Baiern wegen | 
Neiburg - - - -: Ban; 3 , 

s Idem: wegen der At 

 Kanfersheim . . . 845 s 58 

; Idem wegen der Stadt | 
Nördinden . . . 549: 45 

s Idem wegen der Stadt 
Bopfingen . . .» 34:09. 

s Idem wegen der Stadt 
Donauwertb . . . 253 ; 53 

s Idem wegen der Stadt | 
KRochendbung . -. -. 1014 270 


⸗Lippe⸗Bückeburg wegen 


Schaumburg . . 94 : 3ıY% 
s Stadt Hambrg - - - 549 34, 
⸗Fürſtenthum Würzburg . 922 ;: 65% 
s Idem wegen Henneberg⸗ 

Shleufinsen . . . 50 : ya 


Summa . 14235 : 47% 


3 


siffer & 


VBerzeichniß 


der ſeit dem arten April laufenden Jahres bis 
anhero eingegangenen Kammerzieler. 


Num. Monat. Kıhle. Kr. 
20 fl. Fuß. 
„6. s 28. April s Schwarzenberg wegen Kleg⸗ . 
1 ER 47 : 317% 
77. s 3otn  .s Herzogthum Sulzbach ı2ı s 37 
nB.5 eod. s euhtndag . . . . 338 : au 
ng. s eod. ⸗ Wolfflein. . . . '63 : 35 
80. s eod. s Breideneg - - . . 87:45 
81. s Eod. s wegen Sternflin . . dh 
B2. 5 cod. s Herifchaft Bondorf . . os 
83. 5 1. May s Grafichaft Lippe . . 84 ; 48% 
84. s eod. ⸗Odenwalder Zinnfen . 400 5 — 
85. s sten ⸗Mecklenburg⸗Strelitz wegen | . 
Stargard 2.86 : 86%. 
86.5 eod. s Idem wegen Rageburg . 84 s 46 
87.: gten s Sayn:Kadenburg . 58 s 30 
88. s ıı1ten ⸗Hochſtift Lübef. . . ., 201 41 
8g. : ıöten 5 Maffausllfingen wegen der Ä 
dieſſeits rheinifchen Pfa 35 s a2 
90. : ı6ten ⸗Heſſen? Darmfladt wegen 
des Herzogthums Belt: 
| phalen. 355⸗ 9 
gr. 4 ıgten 9 Anhalt: Schaumburg . . 5 : 54 
g2.; ‚eod. ; Idem wegen Holjapfll „. 13:77 
95. 5 2oten s Sayn:Altnlichen . . 58 : 30 
94. : 2ıten : NaffausDieh 209 : 58 
95. ; sten. s Löwenfteins Wertheim gräf—⸗ | 
licher Seite. 108 5 19 





Latus 


ı 2437 : 83 


> Num. Monat. 
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Kehle. Kr. 

20 fl. gu 
Transport . 2457: 85°. _ 


6. : 25. May ‘ Idem wegen Würzburgi⸗ 


Sgten 


109. s 6ten 


106. 5 gten 


107.4 acten 


| 108. :. ı3ten 


- 119. 


» 


1209. 5. ıöten 
110, 5 -eod. 
111. 5. eod. 
119, ; eod. 
125-5 eod.. _ 
N 3* 
114. 5. ıgten 


‚god. 
116, :  eod. 
117. eod. 
118. 5 eod. 
219. ? Sgten 


un 75 LS 


ſcher Landesparzellen . 12 : 56Ya: 
; Idem wegen Mainzer Lan⸗ 

| despatzellen ee. : 84%, 
⸗ Solms s Braunfels, . Zen 4 68 5 

⸗Greifenſtein. 4475 


⸗Hungen....4. 14 5 74% 


: Solms; Braunfels Ba Bd 68, 
4 Greifenftein ner. .24% Be 
s Neuß von Plauen . 74 


5. Juni ⸗ Lichtenftein wegen. "Baby. 


und Schellenberg P 46 ⸗ 6. 
: Chur: Mainz (Fürft Primas) 1408 ; 66 
⸗ Baden wegen des Baſel⸗ W 
ſchen Amts Schlingen 54 65 u 
Wiedrunkel wegen Altwied 
und Neuerburg 193 26, 
: Oldenburg u. Delmenhorſt 40 
Hohenzollern ·Sigmaringen 108 : 19 , 
; Auersberg wegen Theugen 238 ; : 80, 
s ChursSachfen ⸗ ... 1931. 3 


Br wegen Querfurt 0. 52.2 54. 


smegen Barby... . ... 26.: 5 


4 Ehemalige Abtei St. Eine 


an 2 ne 109 ba 
; Obermünfter nee. 63 5 397%. 


s Niedermünfter : . - . 65; 391% 


⸗Hochſtift Regensburg » „ge 5 B7%% - 


 s Stadt Regensburg. -. » 185: 8 44 


e Baden, wegen der Rheinpfalz 65:58 
— — — 
'Summa . 8157 s 28°, 


—— 


“a 
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Ziffer 5. 


Meine Abſicht in Betreff der proviſoriſchen Suſtentation 
für die Boten des ehemaligen Reichskammergerichtes wird 
denſelben vielleicht ſchon aus den Mittheilungen meines Di⸗ 
rektors von Mulzer zu Wezlar bekannt ſeyn. Dieſe Kammer⸗ 
boten ſind nach meiner Ueberzeugung in jeder Rückſicht als 
wahre Reichsdiener zu betrachten, welche Bei dem gegenmärs 
tigen Aufhören ihres größtentheils in regulirten Accidenzien 
beftandenen Gehaltes keineswegs ohne dauernde Unterſtützung 
belaffen werden können. Da bdiefe arme Leute den Verluft 
ihres. Botendienſtes ſchmerzlich fühlen müſſen, und ihre Lage 
doch durch eine wenig bedeutende Ausgabe gelindert werden 
kann; ſo hätte ich gewünſcht, daß man denſelben gleich, 


von der Zeit der Auflöfung des Neichsfammergerichtes an, 


eine verhältniß mäßige Entſchädigung aus der reichskammer⸗ 
-gerichtlihen Suſtentationskaſſe verabreicht haben möge. 
Hiergegen feheint mir um fo weniger ein Bedenken obwalten - 
zu. fönnen, indem fchon ein Theil des Botengehaltes, fo wie 
mehrere ähnliche Gehalte aus diefer Kalle bezahlt werden, 
—Ich wünſche nun um fo mehr, daß, von jeßt an, die 
getther aus den zur proviforifchen Sufentation der nicht 
befoldeten Rameralen ausgemittelten 18,000 fl. den Kammeis 
voten beftimmte Unterſtützung fünftig aus der reichskammer⸗ 
gerichtlichen Suſtentationskaſſe fortbezahlt werden möge, in⸗ 
dem in dieſem Falle jene Gelder für. die bedürftigere 
Klaſſe der Reichskammergerichts-Prokuratoren und ihrer 
Schreiber noch auf drei Monate hinreichen werden, 
Drirektor von Mulzer wird denfelben den zeitherigen 
Unterſtützungs-Etat, in Anfehung der Kammerboten, mittheis 
fen, nad) welchem bie ganze Ausgabe jährlich faum 2000 
Rthlr. betragen dürfte. _ 
Da nun immittelft auch die unter der obgedachten 

Summe van 18,800 fl, begriffene, und auf die verwittibte 
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Stau Herzogin von Würtemberg fprechende Obligation a 
16,000 fl. wirklich abbezahlt worden: fo könnte die noch un⸗ 
eingelößte Solms; Wildenfelfifche Obligation à 1000 fl. viel: 
leicht aus dem baaren Depofitenvorrathe 'eingelößt werden, 
worüber ich Dero Meinung entgegen fehe. 

Schließlich wünſche ich von Herrn Kammerricter, Prä⸗ 
fidenten und Aſſeſſoren 'gutächtliche und ausführbare Vor⸗ 
ſchläge über fernere proviforiihe Suſtentationsmaaßregeln 
für die Reichsfammergerichts: Profuratoren und deren arme 
Schreiber zu erhalten, da diefe in den gegenwärtigen Zeit: 
läuften meiner proviforifchen Borforge, noch länger, als man 
in verflogenem jahre hoffte, bedürfen werden, und ich mich 
für das Beſte ſämmtlicher Kameralen unausgefeßt zu vers 
‚wenden, entſchloſſen bin. Ich verharre übrigens nit. beſon⸗ 
derer Hochachtung | 

der Hochgeehrten Herren 





Aſch affenburg wohlaffektionirter von Herzen 
den 2gten April Cart. 
1807. 
Ziffer: 6. 


Schreiben des Direktors von Mulger an SGe. 
des Seren Kammertichters Exzellenz. 


Eine nothwendige Reiſe nach Gießen verhindert mich, Euer 
Erzellenz perſönlich aufzuwarten, und den Inhalt des au⸗ 
liegenden Schreibens in Höchſtem Auftrage Sr. Hoheie 
nochmals empfehlen zu können. 

Sch ſchließe die Liſte *) bei; nach welcher die Sammer: 
boten im Monate März von mir die lebte Zahlung erhalten 
*) Nach dieſer Pifte erhalten 17 Verfonen jeder monattich zu . m: 

heben aber 5 R..50-fr. uonatiihz zufammmen mithin 239. role, -" 
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haben. Der, bdiefen größtentheils armen Leuten nunmehro 
durch ſechs Monate Lewilligte Zuſchuß iſt fiir den verfloſſenen 
Monat April noch rückſtündig, weil Se. Hoheit dringend 
wünſchen, daß die Unterffügung der Kammerboten aus der 
reichsfammergerichtlichen: Suftentationskaffe gefichert werden 
möge. Euer Exzellenz find übrigens bie provfforifchen Be 
ſtimmungen bekannt, auf welchen die beigehende Zahlungsliſte 
beruht. Es find nämlich ſämmtlichen Kammerboten 150 fl. 
als jährliche Suſtentationsgelder proviſoriſch zugedacht, und 
nur bei den als Bedienten in Dienſten ſtehenden Fußboten 
ein Abzug auf die Hälfte gemacht worden. Es war hiebei 
der. ausdrückliche Wille &r. Hoheit, daß man. mit dieſen 
Leuten nicht gar zu karg verfahren ſolle. 

. - Mit den Verficherungen meiner granzemeſen Verehrung 
harre ich 

Euer Erzelteng 





Welar . ı unterthäniger Diener 
ven zten Man u von Mufjer m. p. - 
1807. | — 
Ziffer m. 


nr den geehrten Ausſchuß der Herren Heiss 
kam mergerichtsAdvokaten und Prokuratoren 
dahier. 


Dr Se. Hoheit, unfer gnäbigfter he, Pre um m Auffiadung, 
neuer Hülfsquellen zu weitern proviforifchen Sufchtiffen fir 
"die nicht befoldeten Kameralen nach möglichften Kräften 
Znãdigſt zu verwenden entſchloſſen ſind, und daher eine, wo 
möglich, allgemein befriedigende neue Repartitionsbaſis ent⸗ 
worfen werden ſoll, fo haben Se. Hoheit mir den höchſten 
Auftrag ertheilt, die Herren MeichstammergerkhtsrProkuras 
toren und Advokaten aufzufordern: »mir eine genaue und 
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. beſtimmte Eröffnung jener Penſionen und. ftändigen Schals \ 
zu machen, welche bis jeßt von denſelben noch fortbezogen - 
- »mwerden, oder deren Bezahlung für die Zukunft zugeſi chert 
⸗ſey 7 «* 

Ich bitte daher, dieſes ſämmtlichen Intereſſenten bekannt 
zu machen, und dieſelben zu erſuchen, mir die Eröffnung. 
über diefen Punkt fchriftlich zuzufenden. 

\ von Mul zer, Direktor m.p. 

Wezlar | | 
den Zoten May Ä 

1807. Ben 


l 





—— 


28. 
Konſtitutions⸗Edikt, die kirchliche Staatsverfafſung 
des Großherzogthums Baden betreffend, 


8 





Unter diefem Titel iſt ohnlängſt in Macklots Hofbuchhand⸗ 
lung zu Karlsruhe auf 40 Seiten in 8. eine. überaus wich/ 
tige pragmatifche Sanftion und ein ewiges Srundgefeb--ay ' 
fhienen, das wir nach dem Plane unfrer Zeitfchrift gamp 
aufnehmen wüffen, um fo mehr, als diefes Edikt wicht bles 
als Staatsgrundgefe hierher gehört, fondern..auch in deny ' 
felben. ideen entwickelt werden, bie bisher noch nirgendme 
fo laut ausgefprochen wurden, zum Theil auch ganz neu 
find. Eines Auszugs war übrigens diefes Edikt, wie unfre 
Leſer ſelbſt einfehen werden, nicht fähig; und wir dürfen 
‚wohl vorausſetzen, daß daſſelbe vielen unſrer Leſer noch nicht 
bekannt iſt. Das⸗Edikt ſelbſt lautet wie ſolgt2* —X 
17. 
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Bari Friedrich von Bottes Gnaden, Groß⸗ 


‘ . 


herzog von Baden, Herzog von Zäh⸗ 


ringen 'u. f. w. Ä 

Nachdem durch Aufhebung der Kraft aller ehemaligen 
Grundgeſetze des deutfchen Neichs die Verfaſſung aller derer 
Lande fchwanfend und unficher geworden ift, deren Rechts⸗ 
zuftand vorhin durch jene Geſetze regiert wurde: fo- finden 
Bir unumgänglid nöthig, die Stelle jener veralteten Grund⸗ 
gefeße mit neuen der Lage Unſeres Großherzogthums ange⸗ 
meffenen zu erfegen. Da jedoch dieſes weitläuftige "und 
ſchwere Wert nur nach und nach gezeichnet und ausgeführt 
werden kann: fo wollen Wir da, wo es am dringendften zu 
feyn fcheint, mit einzefnen Konftitutions,Edikten in das Mit: 
tel treten, aus deren Verbindung feiner Zeit die Konſtitution 
Unſeres ganzen Staats nach allen ſeinen Theilen hervorgehen 


| möge. Diefem Schluß zufolge geben Wir über 


die firhlihe Staatsverfaffung 
Unferes Großherzogthums Unferen Willen in. Kraft- einer 


pragmatiſchen Sanftion und eines ewigen Grundgefeges in 


Nachfolgendem anmit zu vernehmen : 


Kirchliche Staatsbürgerfhaft. 


3) Geber Menfh, wes Glaubens er fey, kann: Staatso⸗ 
 blirgerrecht genießen, fo lang er keine Grundſätze bekennt 
der übt, die der Unserwirfigkeit unter den Degenten, ber 
Berträglichkeit mit andern Staatsbürgern, ber öffentlichen 
. Erziehung, oder den guten Sitten Abbruch thin. Niemand 
kann zu Abwendung irgend einer Staatsanforderung eine. 
Unverträglichkeit derfelben mit feinen Religionsgrumbfägen 
anführen, der nicht mit beftimmter Beziehung ' auf folche 
Meligionsgrundfäge feine Staatsduldung erlangt hat, weicher 
letztere Fall alsdann vorhanden ift, wenn jemand durch öfr 
fentliches Brkenntniß zu einer fchon im Lande vorhandenen 


befondern Kitche Dh Hält, ober bie. Summe feiner von Den 


— 


ur 
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Landeskirchen abweichenden Glaubensſätze urkundlich zu den- 
Staatsakten vor der Annahme zum Bürger, oder fpäterhin, 
als er diefe Ueberzeugung ergriff, ibergeben und der Staat 
daraufhin feine Annahme verfügt, oder fein feineres Bleiben 
verwilligt hat. Umgekehrt kann auch niemand eine Ab: 
weichung ſeiner Religionsüberzeugung anführen, um den 
Auflagen der Kirchengewalt, deren er unterliegt, zu entgehen, 
oder Staatsſchutz dagegen aufzurufen , fo langer fich nicht 
von der Gemeinſchaft diefer Kirche Öffentlich losſagt. 


% 


Kirchliche Drtsbürgerfchaft. 


2) Kein Staatsbürger kann auf das Bürgerrecht eines .- 


- befondern Dres Anfpruch machen, warn er nicht zu derjenigen - 
Kirche, oder zu einer derjenigen gehört, die dort zur Theils 
nahme am Ortsbürgerrecht durch die Grundgefeße oder durch 
befondere Rechtstitel fähig erflärt find. Erlanger er es an 
einem Ort, wo es bdiefer Regel nad) nicht ftatt finden müchte, 
durch befondere Gnade des Regenten, fo bleibt es ohne Folge 
fiir feine Nachkommenſchaft; wenn dieſe nicht in der Orts 
religion erzogen wird. Auch kann kein Bürger an einem 
Ort, wo ſeine Kirche nicht das Recht einer Religionsübung 
mit pfarrlichen Rechten, ſey es als Haupt oder als Filial⸗ 
Kirchſpiel, genießt, zu Drtevorfteher s oder Richterſtellen 
gelangen, ohne einhellige Ernennung derer, weichen die Wahl 
zuſteht. Einhellig aber iſt jene, wozu wenigſtens Neun | 
Zehentheile. der Stimmberechtigten einftimmen. ‚Das weibliche 
Geſchlecht Hingegen, wo es in den Fall kommt, zum Behuf 
einer Heurath ein Ortsbürgerrecht zu firhen, kann nirgends 
um der Religion willen davon ausgefchloffen werden. 


Kirhlie Konkurrenz im Ortébürgerrecht— 


3) Jede Stadt, welche nach Unſerer neuen Konſtitution 
mit der Kanzleifäfinfeit begnadigt bleibt, ingleichem jede, 


wo der. Sig eines. Provinzkollegit oder der oberften Staat 


N 
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verwaltung aufgeſtellt iſt, gilt allen drei chriſtlichen Konfefs 
fionen für offen. Diefem zufolge kann jene Parthie, welche 
dort keine Religionsübung Hat, dafelbft dennoch Bürgerrechte 
- für ihre Genoffen verlangen, auch einen vollfiändigen Pris 
watgottesdienft begehren, fobald fie die Mittel zur Unterhal⸗ 
tung deffelben aufzubringen weiß, oder der Regent fie aus 
befonders bewegenden Gründen anzuweiſen gut ‚findet: ob 
aber der Privargottesdienft bis zu einem öffentlichen erweitert 
werden folle, hängt von dem Belieben des jeweiligen Regen⸗ 
ten ab. Eine einmal ertheilte Erweiterung dauert, wenn ſie 
nicht auf Zeit oder auf Widerruf gegeben worden iſt, ſo lang 
fort, als ſie nicht durch Mißbrauch verwürkt wird. Jede 
Stadt hingegen, welche nicht unter Eine der vorgenannten 
Klaſſen vereigenfchaftet ift, fo. wie jede Landgemeinde, ſoll 
in Bezug auf Öffentliche und Privat : Neligionsühung ſtets 
denjenigen Karakter behalten, den fie bei Errichtung des 
Mheinifchen Bundesvertrags gehabt hat, mithin gemifcht 
feyn, wo damals Genoffen mehrerer Kirchen von Staats; 
ivegen ihre eigene Religionsübung hatten, oder unvermifcht, 
wo diefer Fall nicht eintrat. Wo ein Ort gemifchten Karaks 
ters ift, Da kann auch derjenige Theil, welcher zur vorge 
dachten, Zeit feine Religionsübung im Ort ſelbſt, oder Ä 

keine pfarrliche Nechte dabei hatte, die Eine oder: die | 
Andere erlangen, wenn e8 dem Regenten gefällt, ſolche m. 
ertheilen. | 


Kirhlihde Ortsduldung. | 

4) Der unvermifchte Karakter eines Orts hindert nicht, 
daß Perfonen anderer Religion, die vom Adels. oder Diener 
ftande find, ja ſelbſt Perfonen des Bürgerſtandes, wenn fie 
“ fonft irgendwo ein vorbehaltenes Heimathsrecht Haben , und 
nur, ohne bürgerlich aufgenommen zu ſeyn, allda ihre Mod: 
nung aufihlagen wollen, Bis auf gutfindende Aenderung hin 
daſelbſt ihren Aufenshalt nehmen, nur daß dergleichen Mer: 


⸗ 


⸗ 
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fonen, ihrer feyen wenig oder viel, nie verlangen noch 


erwarten fünnen, daß der Staat um ihrentwillen Kirchens‘ 


und Schul⸗ Einrichtungen ihrer Religion dort mache. 


Kirchliche Selbſtſtändigkeit. 


5) Jeder Staatsbürger jeden Standes und Geſchlechts 
kann nad) eigner freien Ueberzeugung von einer Kirche zur 
Andern, von einem Glaubensbekenntniß zum Andern übers 
gehen, fobald feine kirchliche Erziehungsjahre voriiber find, 
und er mithin fiir ein- feloftftändiges Glied der Kirche aners 


kannt werden fann, wozu nur das zurückgelegte achtzehente 


Jahr file zuveichend anzufehen ift. Niemand darf ein folches 
freigefaßtes Vorhaben durch Zwang, Furcht oder Zudringlich 
feit hintertreiben; niemand aber auch auf einem oder dem 
andern Weg jemanden zu demfelben bindrangen; durch jede 
Religionsänderung gehen alle kirchliche Gefellfchaftsrechte einer 
verlaffenen Kirche verloren, fie feyen hohe ‚oder gemeine, 
direktive oder erefutive, Ehrens oder Genußrechte: hingegen 
kann nichts an allgemeinen ftaatsbürgerlichen Rechten, Ehren 
und Würden, nichts auch von wirklich angetretenen weltlichen 
‚Amtss- oder Ortsbürgerlichen Rechten verloren gehen, es wäre 
dann, was Amtsrechte berrifft, daß durch befondere und noch 
fernerhin verbindlich bleibende Geſetze oder Merträge dazu 
eine befondere Religions s Eigenfchaft erfordert wiirde, in 
weihen Fall mit diefer Eigenfchaft auch der Dienft aufgege: 
ben werden muß. Ausfichten zu noch nicht erlangten Dienften 
oder Bürgerrechten an ungemifchten Orten werden aber da: 
durch allerdings beſeitigt. 


Religions-Eigenſchaft der Erziehung. 
6) Bis zum Eintritt in das obgedachte Unterſcheidungs⸗ 


alter müſſen alle junge Staatsbürger und Staatsbürgerinnen 


in der Religion und Kirche ihrer Eltern, und, wo dieſe ver: 
fhiedenen Glaubens find, in jener des Vaters erzogen wer: 
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den, wenn nicht obrigkeitlich protokollirte ober infinuirte und 
vor Vollziehung der Ehe gefchloffene Verträge eine andere. 
Erziehungsrichtfcehnur aufſtellen. Eine nad) dem Geſchlecht 
getheilte Erziehung kann von allen Verlobten, dahingegen, 
eine die Kinder beiderlei Gefchlechts der Religion ber Mutter, 
zuführende nur von jenen gültig bedungen werden, welche 
auf eine bürgerliche oder hinterfäßliche oder font ſtändige 
Niederlaſſung an einem folhen Ort heurathen, wo nur bie 
Kirche der Braut eine berechtigte NReligionsiibung hat, zu 
deren Mitgenuß alle Kinder durch diefen Vertrag erzogen 
werden jollen. Niemals kann fiir eine Niederlaffung an 
gemifchten Drten ein Erziehungsvertrag der letzteren 
Art zugelaffen werden. Niemals kann eine durd) das Geſetz 
oder durch gültige Verträge beftimmte Religionserziehung 
während der Ehe geändert werden. Der Tod eines Eher 
. garten kann am jener ordnungsmäßigen Beſtimmung ber 
Kinder für eine oder die andere Kirche nichts ändern, auch 
kann feine Wandelbarkeit der Neligionserziehung nach Ders 
änderung der gemeinen oder ehelichen Lebensverhäftniffe der 
Eltein bedungen werden; fondern ein folher Beding gilt für 
‚Richt gefchrieben. Die Neligionsänderung der Eltern, fie 
gejchehe von einem derfelben oder von beiden, fann an ber 
Kirchenbeftimmung jener Kinder, die einmal das Schulalter 
erreicht Haben, und in Schulen ihrer Kirche gefchiekt, mithin 
dadurch ihr gewidmet find, oder den Jahren nach Hätten 
gewidmet feyn follen, nichts ändern, fobald es gegen bie - 
Neigung der Kinder mit Dazwiſchenkunft äußerer Gewalt 
Burchgefeßt werden müßte: jüngere Kinder aber können auf 
der Eltern binnen Jahr und Tag nach der Neligionsänderung 
vor ihrer Obrigkeit erffürtes Berlangen eben fo wie Kinder, 
die in ihrer Eltern Wünſche gutwillig ſich fügen, zu deren 
neu angenommenen Kirche fo weit erzogen werden, . als es 
auch würde haben gefchehen fünnen, wenn diefe an dem Ort, 
wo die Ehegatten jest find, gleich Anfangs fchon als Be 
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kenner der nen ergriffenen Religion ihre Ehe geſchloſſen 
hätten. Ehegatten, die aus dem Auslande einwandern, 
innen im erften Jahr ihres hHierlands angenommenen - 
Staats bürgerrechts noch all jenes Über Erziehung ihrer Kins 
Ser ‚bedingen, was fie hätten bedingen dürfen, wenn fie fich 
erſt in ſolchem Jahr im Land geheurathet hätten; im dem 
Unterbleibungsfall werden ihre tirchliche Eherechte lediglich - 
nach diefer Konſtitution beurtheilt. Angewünſchte Kinder 
find in der Religion‘ ihrer natürlichen. Eltern zu erziehen, 
wenn nicht in der Anwünfhungss Urkunde ein anderes bes 
dungen iſt, welches fo weit gefchehen mag, als damit nicht 
gegen- die Kegel angeftoßen- wird, daß an ungemifchten Orten 
Knaben in feiner andern ale der Ortsreligion erzogen werden 
dürfen. Findlinge von unbekannten Eltern find in der Re 
ligion der Kirche zu erziehen, in welcher fie getauft worden; 
warn desfalls ein Zettel beiliegt; andernfalls in der Religion 
deffen, der fie aus chriftlicher Liebe zur Erziehung auf feine 
Koften mittelft ausdrücklicher gerichtlicher Verpflichtung dazu 
übernimmt, oder in Ermanglung eines ſolchen in’ der Reli⸗ 
gion des Orts, wo fie gefunden werden, und wenn diefer 
im Sinne-diefer Konftitution gemiſche wäre, in der Religion 
des erſten Finders. 


Anfgenommene oder gebuldete Kirche.  . 

n) Nicht jede Kirche,. das heißt Sammlung. von 
Menfchen unter eine eigene fir die Neligionsübung beftimmte 
gefelfchaftliche Verbindung‘, genieße: kirchliches Staatsbürger, 
recht, - das heißt die Befugniß zu verlangen, daß fie als 
Religionsgeſellſchaft im Lande anerfaunt werde, und für ihre 
Kirden Einrichtungen Staatsſchutz genieße; fondern die 
Evangelifche (lutheriſchen und veformirten Theild) ‚und Dig 
Katholifche find allein. aufgenommen‘, und - die jüdiſche iſt 
Eonftitutionsmäßig geduldet. Jeder andern Kirche kann zwar 
durch das Ermeſſen des; Negenten, wenn. cine hinlängliche 


“- 
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Anzahl ihrer Bekenner vorhanden iſt, ober einwanbdern will, 
eine ſolche Duldung verwillige werden, wobei der Religions 
karakter der fchon vorhandenen Orte nicht: gegen den Willen 
ber Mehrheit der alten Ortsbewohner: verändert wird; aber 
eine folche befondere Duldufgsverwilligung verfteht fih, auch 
wenn es nicht ausgedrudtt wäre, mit Vorbehalt zeitiger. Aufs 
kündung, auf den Fal, daß in der Kolge deren Einnahme 
dem Megenten niche mehr gefiele; und fie giebt nut diejenige 
kirchliche Vorrechte und Freiheiten, die namentlich in der 
Berilligungsurkunde ausgedruckt find. Für zeitig gilt jene 
Auftündung, die zur Auswanderung ein Jahr und zum Ber 
. anf der Befißungen im Lande drei Jahre Frift giebt. Weber 
Staatsaufnahme' noch Duldung giebt irgend einer Kirche 
ein Recht auf ein neues Etabliſſement an einzelnen bei det 
Au fnahme nicht genannten Orten vs Landes, wo vorhin 
folche Kirche feines hatte, — 
HSertſchende Kirche. _. 

- 8) Die chriſtliche Kirche bleibt in Beziehung auf jede 
andere in dem. Sinne in dem Großherzogthum herefchend, 
daß fie zu erwarten Mat, es werde alle Regierungsgemalt 
und deren Ausitbung in direftiver und adminifteativer Orb⸗ 
nung nur in die Hände von Dienern niedergelegt werden, 
die aus Ihrer Mitte find, womit abkr andere Neligionsver: 
Mandten:: von erekuriven Dienftftellen des Staats nicht aus 
geſchloſſen -find.i: KeineReligion aber, welchen Namen’ fle 
führe, kann insdem inne. herrſchend feyn, daß thre Kirche 
verlange, irgend ein Stück der Staatseinrichtung auf Ihren 
einfeitigen Vortheil abgenösgen zu feben, oder ihren Gliedern 
Vorzüge für die Theilnahme an. irgend einem Ausfluf. der 
allgemeinen ſtaatsbürgerrechtlichen Vortheile zu goben*keine 
der drei vorgedachten chriſtlichen Konfeſſionen iſt in Beziehung 
auf die Andere herrſchend, keine aiſo kann denen Ahr zuge⸗ 
wandten Gliedern einen Vorzug vor⸗Gliedern anderer Kon⸗ 
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feffionen in ber Zulaſſung zu &taatsdienften und Ehrenvor 
zügen gewähren; feine gedufdete Religionsgemeinheiten oder 
deren Glieder können aus Rückſicht und Vorliebe für eine 
andere Religion ihrer Fonftitutiong s oder konceſſionsmäßigen 
Rechte entwähret werden. 


Eigenthumsrechte der girche. 


9) Jede Kirche, welche Staatsbürgerrecht genießt, if 
Eigenthumsberechtigt. Sie fann daher auf jede geſetzmäß ige 
Art jedes Eigenthum künftig erwerben. Keines, das ſie er⸗ 
wirbt, kann aber dadurch, daß es in ihre Hände übergeht, 
einigen Vorzug oder Befreiung in Abficht auf Landes⸗Unter⸗ 
thänigkeit, Gerichtspflichtigkeit, auch Steuerbarkeit und 
Dienftbarkeit erlangen; und wiirde fie je dergleichen Vorzüge 
fiir kirchliche Errimgenfhaft erlangt haben, oder fernerhin 
ausbringen, fo ſollen folche doch zu ewigen Tagen nichtig 
und unträftig fenn und bleiben, mithin nicht einmal dem 
Verleiher, noch weniger irgend einem Nachfolger im Wege 
fiehen, folche wieder abzuthun. Nicht weniger behält auch 
jede Kirche, ohne Unterſchied der Konfefion oder Religiom, 
alles dasjenige -Eigenthum an ‚Liegenfchaften, Renten, Ban: 
anfprahen und : beweglihem Gut, das ſie dermafen zum 
Gebrauche ihres Sortesdienftes, auch ihrer Kirchen:, Pfare; 
und Schul: Einrichtungen wirklich und unbeftritten beſttzt, 
ohne darin zumal zu Gunſten irgend einer -andern Kirche 
gefchmäfert oder beeinträchtigt werden zu können, ber Ans 
Zunftstitel ihrer Sinhabung und deſſen Rechtswerth nach ben 
Altern Neichsgefeben fey, meicher er wolle. Solches Ber: 
mögen kann ihr daher niemald entzogen, mithin weder fir 
bloße Staatszwecke noch file Bedürfniſſe anderer Religions: 
vertvandten verwendet, wohl aber nach Ermeſſen der Kirchens 
gewalt mit Gutheißen des Negenten zu andern Kirchen 
zwecken, als denen es vorhin gewidmet war, beffimmt werben. 

Das. Vermögen der Ordensgeſellſchaften gehört nicht zu 
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.. dem .gefellfchaftlichen Kirchen⸗ fondern zu bem gemeinen 
Staatsvermögen, und fällt demnach, fo oft jene aufgehoben 
werden oder erlöfchen, dem Staat jedoch mit Laften umb 
Vortheilen anheim, mithin auch mit der Pflicht, die fort⸗ 
” dauernde kirchliche oder Staatszwecke, ale Seelforge, Jugend⸗ 
unterricht, Kranfenverpflegung u. dergl. anderweit hinlänglich 
zu begründen. Kirchenvermögen, das jeßo ſchon zwiſchen 
verfchiedenen Parthien im Streit liegt, hat von Uns feine 
ſtaatspoliztiliche Entſcheidung zu erwarten, und- erft derjenige 
Stand, der durch diefe Erörterung: hergeftellt wird, genießt 
obiger Nechtsgewähr. . 


Erlaubter und unerlaubter Simultan-Gebrauch. 


20) Auch ein getheiltes oder gemeinſchaftliches Recht 
des Gebrauchs oder Genuſſes der Kirchen, der Pfarr: und 
Schulgebäude, oder des kirchlichen Wermögens, das deu 
Kirchſpielen einer. oder .der andern. Konfeffion angehört, 
soll unter keinerlei Vorwand eingeführt, noch mit irgend 
einer Angabe der Unjchädlichkeit gerechtfertigt werden. Nur’ 
da, wo ein foldes Simultaneum jetzo ſchon beftehet. oder 
angeordnet it, bleibet es ferner, fo. lang ‚nicht die Theilhaber 
unter fich eine Abtheilung einverRändlich.. beſchließen, - oder 
die Staatsgewalt durch eine Auskunft, die jedem Theil 
gleichheitlich und „billig feine ſeparate Kirchenkonvenienz zus 
weiſet, ſich in den- Stand. geſetzt hat, ihre Theilungsanord⸗ 
nungen gegen etwaige eigenwillige Hinderniſſe durchzuſetzen, 
indem jede noch beſtehende Gemeinſchaft nicht zwar durch 
‚gerichtliche Klagen, .. wohl aber durch Aufforderung der Eins 
ſchreitung der: oberſten Staatspolizei aufgehoben, auch vor 
einem Theil allein auf Theilung gedrungen werden fang, 
fobatd billige Theilungsvorſchläge ‚gemacht „werden können. 
Für einen verbotenen Mitgebrauch fell’ jedoch derjenige nicht 
geachtet werden dürfen, der nur für einen Nothfall auf 

kurze Zeit, 3. E. wegen Brandſchäden, Kirchenausbeſſerung, 
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oder für. wandelnde Gemeinden, mithin fiir vorübergehende 

Antäffe z. E. für eingetegte Kriegsvölter, verlangt wird. 

Hierüber bleibt der Staatsgewalt jede Anordnung, welche 
den Genuß der eigenthumsberechtigten Kirche nicht ſchmälert 
oder hindert, unbenommen. 


Berechtigungen der Kirgengewatt, 


11) Sede im Staat aufgenommene Kirche - Tann . 
verlangen, daß innerhalb des Großherzogthums eine ihr zus 
gethane Kirchengewalt, eingerichtet auf die Grundfäge ihrer 
Religton, beftehe und anerkannt werde. Die Katbotifche 
insbefondere, deren allgemeine Kirchenverfaffung einen Mit 
telpunft der Glaubenseinigkeit fordert, erwartet mit vollem 
Hecht, daß diefe Centralſtelle als foiche geachtet, und ihr all 
- jener Einfluß unter ihren Slaubensgenofien geftattet werde, 
welcher ‘zur Erhaltung der Einheit der Vorfchriften für 
Stauben und Leben der Kirchenglieder . unentbehrlich iſt. 
Keine Kirche kann verlangen, daß ihrer Kirchengemwalt eine 
einfeitige Handlungsweiſe in Dingen geftattet werde, welche. 
auf den Aufenthalt im Staat und auf die Verpflichtungen 
gegen diefen ihre Wirkungen. äußeren, wo nicht durch diefe 
Konftitution oder nachfolgende Stantsgefeße.eine ſolche Hands 
Iungsweife ihr beſtimmt zugebillige tft, oder dazu im ein 
zelnen Fall zuvor das Staatsgutheißen namentlich erwirkt 
worden wäre. Noch weniger kann irgend Eine ihre. Hands 
lungen der Staatseinfiht und Aufliht entziehen. Für die 
Leitung ihrer Glieder zu einem blos inneren oder -fietlichen 
Zweck, ingleihem zu cinem zunächft nur Außerlichen und 
kirchlichen — der. aber wegen der Beziehung auf das Ins 
nere mit. jenem eng verbunden — daher ihr vom Staat 
zugelaffen wäre, kann jede Kirche Unterricht, Warnung; 
Zuſpruch, Ausſchließung von einzelnen kirchlichen Vortheilen, 
und Ausſchließung von der Kirchengemeinſchaft anwenden, 
ohne dazu einer beſondern Staatsbewilligung zu bedürfen. 


268 


Keinem ihrer kirchlichen Zwangsmittel kann aber irgend ein 
Einfluß .auf das gefellfchaftliche Leben und die bürgerlichen. 
Verhältniffe im Staat gegönnt werden, fo lang deren Ans 
wendung fir den einzelnen Fall mit befonderer Staatsgeneh⸗ 
migung nicht verfehen ift, welche, ‚wenn fie erfolgt, zugleich 
ausͤdrücken fann und fol, welche Staatsfolgen auf den Un: 

gehorfamsfal etwa damit verbunden werden follen. Einzelne 
Kirchenbeamte, foweit fie zugleich Staatsbeamte für die 
Sittenpolizei find, können auch geringere weltliche Zwangs⸗ 
mittel zu ihrer Dispofition haben, hängen aber alsdann in 
deren Anwendung ganz von der Leitung der Oberpolizeigewalt 


. dei Staats ab. 


Gegenſtände der Kirchengewalt. | 


12) Nechtmäßige Gegenftände der Kirchengewalt, über 
welche fih ihre Wirkſamkeit nad der Srundverfaffung jeder 
Kirche verbreiten mag ,. find: Erziehung der Jugend für die 
Meligion; Gewiffensleitung aller Mitglieder; Anhaltung ihrer 
Glieder zur Erfüllung jener Firchlichen Gefelfchaftspflichten, 
weiche durch. die . fumbolifchen Schriften. der Kirche oder 
durch einzelne mit Stantsgutheißen verfehene Kirchengefehe 
beftimme find; Prüfung, Zulaſſung oder Verwerfung der 
jenigen, bie fih als befähigt zu Kirchenbienften darſtellen, 
und Aufnahme unter die. Mitwerber zu Tiechlichen oder 
Schuldienken verlangen; Ermächtigung zur Amtsführung 
für jene vorhin befähigt erfannte Kandidaten, welche zur‘ 
Aushülfe im Rirchendienft von angeftellten Dienern gebraudt 
werden. wollen, oder zur eignen Führung eines Kirchen⸗ oder 
Schulamts von der Behörde ernannt find; ingleichem .Zu: 
rücknahme diefer Ermächtigung bei erprobter Unfähigkeit oder 
- Unwürdigkeit; Anordnung über die religiöſen Bedürfniſſe und 
daraus entftehende häusliche und gefellfchaftliche Verpflich— 
tungen ihrer Glieder , ingleichem über den zweckmäßigen Ge 
brand). der dazu gemwidmeten gottesdienſtlichen Seräthe und 
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Gebäude; Leitung der Kirchen? und Schuldiener zu Er⸗ 


reichung des kirchlichen Zwecks ihrer Anſtellung; Miteinſicht 
in die Verwaltung des geſellſchaftlichen Kirchenvermögens 


und Beiwirkung zur Sorge für defien Erhaltung; Polizei 


tier ihre Diener und Glieder in Bezug auf deren häuss 


liches und öffentliches fittliches Verhalten; und Vermittlung 
aller äußeren Rechtsſtreitigkeiten, welche über ſtaatsbürger⸗ = 


liche perfünfiche Verhältniffe ihrer Diener oder iiber Kirchen⸗ 
verhältniffe ihrer Glieder fih erheben, fo lang nicht die 
Fruchtlofigkeit des Ausgleichungsverfuhs durd runde Erklä⸗ 
rung der Betheiligten oder durch fruchtloſen Ablauf einer 


dreimonatlichen Frift von der erften Anzeige der Strittigkeit 


v 


an zu nehmen, klar vorliegt. 


Kirchliche Dienſtbeſtellung. 


13) Die Kirchengewalt benennet für ſich die nach Gut⸗ 
finden wandelbare Gehülfen der angeſtellten Kirchen⸗ und 
Schuldiener: hingegen die Ernennung jener ſtändigen Kirchen⸗ 
oder Schulbeamten, welche eine eigens dazu gewidmete 
Pfründe oder ſonſt ein vom Staat geſichertes Dienſtgehalt 
haben, kommt ihr nicht zu; ſondern dieſe gebühret dem 
jeweiligen Staatsregenten in der verfaffungemäßigen Form, 
ſoweit nicht durch beſonders beſtättigte Verkommniſſe der 
Pfarr- oder Schulſatz einem Dritten rechtmäßig ermorden 


wird, oder ferner zugeſichert iſt. Dieſe Ernennung kann nur 


auf fähigerfannte Subjekte geſtellt bei deren Unfähigkeit 
. oder Unwürdigkeit von der Kirchengewalt verworfen und nur. 
nad) dreimal aufeinander gefolgter Benennung eines untaugs 


lichen oder nad) der ohne entfchuldigende Urfache verfäumten 


Ernennunggzeit, die anmit auf drei Monate beftimme iſt, 


weiche von der Anzeige der Dienfteröffnung an laufen, als, 


überwälzt fie jenen einzelnen Fall, von der Kirchengewalt 
geübt werden, Strittigkeiten, : welche fiber das Recht oder 


die Sültigkeis einer Ernennung entfichen, gehören vor das | 


\ 


er 


oberherrfiche Provinggericht; bie vorforgliche Anordnung der . 
Dienftöerfehung aber vor die Kirchenbehörde. 
Kirchliche. Gerichtsbarkeit. 

14) Jede richterliche Gewalt, die in Sachen des Se 
wiſſens oder der Erfillung der Neligionss umd Kirchen⸗ 
pflichten einer Kirche nad) ihren ſymboliſchen Büchern” und 
der darauf gegriindeten Verfaſſung nöthig ift, bleibt ihr 
ungeſchmälert, fo lang fie folhe nicht zum Nachtheil des 
Staatszweckes mißbraucht. Hingegen feine Strafgerichtss 
barkeit über weltliche "Vergehen der Kirchendiener und 
geiftlichen Perfonen, oder gar der weltlichen Kirchenglieder: 
auch keine Streitgerichtsbarfeit über ‚weltliche Anges 
fegenheiten der Rirchenangehörigen und keine Rechtspolizei 
fann von der Kirchengewalt irgend einer Kirche oder deren 
Inhabern und Verwaltern fernerhin ausgeiibt werden. Solche 
gehören allein derjenigen Staatsbehörde, deren die beftehende - 
oder künftig ergehende Staatsgefeke diefe Gattung von 
Segenftänden zur Erkenntniß zuweifen. Jedoch kann diefe 
Behörde — unverfchiebliche Nothfälle ausgenommen — feinen 
Kirchens oder Schuldiener zur perfönlichen Erfcheinung vors. 
laden, meniger noch irgend eine Verhaftung feiner Perſon, 
oder eine Verfiimmerung der Innerhalb feiner Wohnung bes 
findlihen Familtenglieder oder Vermögensſtücke vornehmen, 
ohne eine Benachrichtigung und Miteinladung zur Beiwirs 
fung an die unmittelbare geiftliche Auffihtsbehörde, z. €. 
den Landbechanten, Speztalfuperintendenten und dergl. erlaffen 
zu baben, damit diefe dafür wache, daß nichte dem Anfehen 
des Amts, oder dem Sintereffe der Kirche nachtheiliges dabei 
unterlaufe, welches namentlich auch bei Vermögens :Befchrel:: 
bungen und Verlaffenfchafts: Befieglungen ftatt findet. 


Beffimmung der Natur der Weltlichkeit. 


15) Für eine weltliche Sache iſt alles das anzuſehen, 
wo der Gegenſtand, der bei der Obrigkeit in Frage kommt, 
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in irrdiſchen Lebensverhältniſſen, in liegenſchaftlichen oder 


fahrenden Vermögensſtücken, in Verlaſſenſchaften, in Theil⸗ 


nahme an ſtaatsbürgerlichen Rechten oder Vorzügen, in 
Unterwürfigkeitsverhältniſſen gegen den Staat oder in Exem⸗ 
tionen davon; endlich im angefchuldigtem Mißbrauch der 


Kirchengewalt fie weltliche Zwecke, fir feidenfchaftliche An⸗ 


täffe, oder file Untergrabung der Stantsanorbnungen befteht. 


Was je die Kirchengemwalt, einer oder der andern Kirche im 
bergleihen Sachen foll verfiigen können, dazu muß ihr das. 


Recht durch einen diefer Konftitution nachfolgenden Vertrag 


oder Gnadenbrief neu beftätigt oder zugelegt werben, und - 


bleibe feldft in letzterm Fall jedem Widerruf und jeder Aende⸗ 


rung, deren die Privilegien nach Unfern Stantsgefeben libers | 
haupt fiir empfänglich gear werden willen, ebenfalls. 


unterworfen. 


Gemiſchte Gegenſtände, insbefondere 
Eheſachen. 


u 6) Alle Suchen, bie wefentlich eine Doppelte Beziehung. Ä 


haben, die nämlich in ihrem. Iwe und Beſtimmung bie 


geiftliche- und leibliche Wohlfahrt des Staatsbürgers gleich 


ſtark berühren (man vergleiche unten Art. as.), "behandelt 
die Kirchengewalt nur in Bezug auf ihre kirchliche Seite, 
unberührt der weltlichen und ohne Folge für diefelben, weis 
ches jedoch in feiner Art hinwiederum von den Vorſchritten 
der Staatsſtellen in folchen Angelegenheiten gilt. Namentlich 
Können daher Ehefachen, fo weit die äußerliche Gültigkeit 
oder Ungültigkeit, ‚die Schuldigfeit um Zufammenmwohnen 


oder nicht Zuſammenwohnen, Die Zuläßigkeit oder Nichtzu⸗ 


läßigkeit einer zeitlichen oder beſtändigen Trennung in Frage 
iſt, allein durch obrigkeitliche Staats:Entfcheidungen erörtert, 
und keineswegs vor- geiftliche Oberbehörden der einen oder 
der andern Neligionsparthie gezogen werden. Nur ein Ders 
mittlungerecht bleibt zuerſt den Pfarrherren allein und. dann 
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den geiſtlichen Aufſichtsbehörden in Gemeinſchaft mit den 
weltlichen Bezirksbeamten, deſſen vorausgegangene Frucht 
loſigkeit dargelegt ſeyn muß, ehe die Sache zur oberpolizei⸗ 
lichen Entſcheidung für ‘reif geachtet und von der deßfallſigen 
Staatsbehörde an fich gezogen werden kann. Der kirchlichen 
Dberbehörde Hingegen bleibt die Entfcheidung der Frage, 
welche Perfonen nach kirchlichen Grundſätzen zufammen beus. 
rathen, welche in einer etwa Kirchenordnungswidrig einges 
gangenen Ehe ohne Sünde fortieben tönnen, und die Bamit 
eng verbundene Frage: welchen vom Staat auf beftändig 
oder auf eiye langjährige Frift getrennten Eheleuten nad 
ihren Neligionsgrundfägen zu.einer andern Ehe zu fchreiten 
erlaubt, oder doch als das geringere Wedel nachgefehen wer: 
den möge. Doch kann fie hierüber neue Grundfäge nicht - 
aufftellen, die von jenen abweichen, welche fie vorhin öffent 
lich im Staat befannt und gelibt hatte, ohne regentenamts 
liches Sutheißen. Keine Kirche kann verlangen, daß in 
Zällen, wo Eheleute zweier Religionen konkurriren, ihre 
einfeitigen Kirchengrundfäüge, wenn fie. zugleich den andern 
Konfeffionstheil treffen, durch Stantsgewalt zum Vollzug 
befördert werden, fondern nur, daß der jener Kirche anges 
hörige Religionstheil nicht in freiwilliger Befolgung feiner 
Kirchengrundfäge gehemmt werde. Eheverfpruchsfachen ges 
hören ats bloße Civilkontrakte ferner gar nicht mehr vor die 
geiftlichen. Gerichte irgend einer Kirche; eben fo wenig 
Schmwängerungsfahen, Eidesfachen, Zehndfachen und andere 
dergleichen Segenftände, die aus fernen und fehr mittelbarem 
Beziehungen auf den Kirchenzweck ehemals wohl für kirchtich 
geachtet wurden. 


Verwaltung der Evangeliſchen Kirchengewalt. 

17) Die Kirchengewalt der Evangeliſchen Kirche beider 
Konfeſſionen kann nur im Namen des Souverains, welcher 
Religion er auch fiir feine Perſon zugethan ſey, und mir 
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durch ein von ihm aus Gliedern der evängelifchen Kirche 
beftelftes Oberkonſiſtorium beforgt werden. Für beide Kons 
feffionen beſteht nur ein einiger folcher Kirchenrath, der aus 
geiſtlich und weltlichen Gliedern von beiden Konfeſſionen in 
verhaltnißmäßiger Gleichheit beſetzt fe, und von deſſen beis 
den Worſtehern jederzeit der eine aus der einen, der andere 
aus der andern Konfeſſion ſey. Wenn von Rechtglaubigkeit 


oder Tauglichkeit einzelner Kirchenglieder ingleichem von Ver⸗ 
wendung des Kirchenvermögens zu einem außergewöhnlichen | 


Zweck die Nede wird und die Meinungen der Käthe nach 
Konfeffionen ſich theifen, fo können nur die Stimmen jener 
Slieder zur Schlußfaſſung gezählt werden, deren Religions⸗ 
oder Kircheneigenthums-Intereſſe in Frage ſteht; mo aber 


der ſeltene Fall einträfe, daß beider Konfeſſionen Intereſſe 


für den vorliegenden Fall in einem Gegenſtoß gefunden wür—⸗ 
de, da müſſen die beiderſeitigen Meinungen und Anſichten 
zur ſtaatspolizeilichen Vermittlung oder Entſcheidung an die 
oberſte Staatsbehörde in Vortrag gebracht werden. Nach 
der erſtmals von Uns vollendeten Zuſammenſetzung wird die 


Wiederbeſetzung der erledigten Stellen aus einer vorgängigen 


Berathung der evangeliſchen Konferenz Unſeres Miniſterii 
und zwar wenn nicht von Vorſtehern, ſondern von Räthen 
oder Beiſitzern die Rede iſt, nach vernommenem Gutachten 
«des evangeliſchen Oberkonſiſtorii Uns oder Unſerem Regie— 
rungsnachfolger von dem betreffenden Miniſterialdepartement 
in Vortrag gebracht. Der Mitglieder dieſes Oberkirchenraths 
dürfen, die beiden Vorſteher mit eingerechner, nie weniger 


ſeyn, ale acht, wohl aber können deren nach Befinden mehr 


vere feyn. Immer muß darin von jeder Konfeſſion ein 
eigensbeſoldeter Geiftlicher als Rath angeftellt ſeyn, der die 
Kirhendifeiplin und Schutfahen hauptfächlich bearbeiten 
könne, und desfalls mit kirchlichen Verrichtungen oder ans 


dern Nebenämtern nicht beladen fen: außer Helen muß fer 
derzeit wenigfiens noch ritr im Kirchendienſt praktißch bei | 
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tigter Geiftlicher von jeber Konfeffion in ſolchen fih befinden. 
Das Oberfonfiftorium würkt durch die nad) ſchicklichen Bes 
zirken .beftellten &pecialfuperintendenten, weiche in gemifchten 
Bezirken abwechfelnd aus beiden Konfeflionen genommen 
werden und flets einm Specialvicar der andern Konfeffion 
heben ſich Haben. ,. 


Staatsberehtigungen Lerfelben— 


ı8) Da die evangeliſche Kirchenwalt durch Perſonen 
verwaltet wird, welche im alleinigen Dienft des Regehten 
fieben, und in feinem Namen ‘handeln, fo bat der evangelis 
ſche Oberkirchenrath zugleich auch die Kirchenherrlichkeit des 
Regenten zu verwalten, welche hingegen in der katholiſchen 
Kirchenverfaffung von der geiftlichen Gewalt getrennt, und 
eigenen desfallfigen Staatsftellen oder andern Staatsverwali ' 
tungsbehörden zugetheitt ift (Siehe Art. 21.); ſtehet aber 
desfalls in allen Fällen und welcher Religion. auch bie Diener 
der oberften Staatsverwaltung beigethan ſeyn mögen, in der 
nãmlichen Gehorſamsſchuldigkeit gegen den Regenten und in 
der gleichen Unterordnung unter die oberſte Staatsverwal⸗ 
tung, wie andere Provinzſtellen, indem allein in dem, was 
die Leitung der Gewiſſen, die innere kirchliche Einrichtungen, 
und den religiöſen Theil der Erziehung betrift, der Ober 
kirchenrath verlangen kana, daß ihm durch feine Influenz 
von Perfonen anderer Religionen darin Maaße gegeben, und 
er der freien Ueberzeugung feiner Religionsgenoffen zu folgen 
nicht gehindert werde, . | 


Verwaltung des Kirhenvermögens. 


19) Die Verwaltung des Kirchenvermögens beider Kons 

feſſionen Tann, ſo lang der Unterfchied diefer Konfeſſionen 
noch beſteht, und nicht die fchon von den erſten Reformato⸗ 
ven bei Ensgehung der Trennung gewünſchte und gehoffte 
aöllige Neligiomsopreinigung zu-Stand kommt, niemals aud 
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nut-ber Verwaltung nach in einerlei Hand gegeben, weniger 

noch vermiſcht und in irgend einem Stück klein oder groß 
zum Kirchenzweck einer andern Konfeſſion, als deren es an⸗ 
gehört, zu dienen angehalten werden; ſondern das Kirchen⸗ 
xsermögen jedes Konfeſſionstheils bleibt einem eigenen nur 
aus Gliedern diefer Konfeffion zufammengefesten Verwals 
tungsrath vorbehalten „ der jedoch desfalls der Aufſicht des 
evangelifchen Oberkirchenraths fo wie der Oberaufſicht des 
betreffenden Minifterialdepartements ſtets untergeben bleibt, 
und nach deren Weiſungen die Verwaltung befsrgen muß; 
ſolang nicht von einem Religionstheif zum andern der Genuß 
des Kicchenvermögens oder eines beſtimmten Theils davon 
uͤbergewaͤlzt würde, als wogegen zu wachen und das Kirchen⸗ 
eigenthum rechtlich überall zu vertreten, jener Verwaltungs⸗ 
rath durch dieſe Konſtitution ermächtigt und ‚perfönlich vers. 


antwortlich gemacht wird. 
| \ 


Verwaltung der katholiſchen Kirchengewalt. 


20) Die Kirchengewalt der katholiſchen Kirche ſoll von 
"dem Oberhaupte derſelben als dem Mittelpunkt ihrer Glau⸗ 
benseinigkeit, nicht getrennt, noch von irgend einiger Hand⸗ 
lung oder Beziehung, die dazu weſentlich nothwendig iſt, 
abgehalten werden: ſie kann aber außerhalb Fällen, die zu 
einer außerordentlichen oberhäuptlichen Sendung geeignet 
ſind, nur durch einen im Lande ſeinen ſtändigen Aufenthalt 
habenden Biſchof beſorgt werden, der alle katholiſche Kirch⸗ 
ſpiele des Groß herzogthums unter ſich vereinige, mit keiner 
Sorge für auswärtige Kirchſpiele mit beladen ſey (ſoweit 
nicht etwa anſtoßende mit hinlänglichem Land zu Erhaltung 
eines Biſchofs nicht begüterte Souverains über die Mitein⸗ | 
nahme Ihrer Lande in Unferem Landkirchenſprengel Sich mit 
Uns vergleichen), und der zur Regierung ſeiner Diöces den 
. erforderlichen geiſtlichen Senat, hiernächſt zur Verminderung. 
der Beſchwerde der Unterthanen, die perföntich zu vernehmen 
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find, oder etwas anzubringen haben , feine nad) ſchicklichen 
Bezirken aufgeſtellte untergeordnete Offizialate oder geiſtliche 
Kommiſſarjate, fo wie in weiters untergeordneten Stufen, 
die in ſchicklichen Eintheilungen zu beftellende Decanate zu 
Mitbeforgung der Polizei in Kirchenjachen aufgeftellt Babe. 
Das nähere über die Setzung, Verfaſſung und grundgefeß 
mäßige Würkſamkeit diefer Verwalter der katholifchen Hierar⸗ 
chie bleibt dem Konkordat mit dem römiſchen Hof vorbehal⸗ 
ten. Bis dahin bleiben alle Biſchöffe der verſchiedenen in⸗ 
und ausländiſchen Biſchofshöfe, welche dermalen ein katholi—⸗ 
ſches Kirchenregiment im Lande führen, im Beſitz ihrer 
Amtsberechtigungen, jedoch nur in allen dieſer Konſtitution 
gemäß ferner als geiſtlich zu behandelnden Sachen, und nur 
folang, als deren dermalige Bifchöffe leben : fo wie Bingegen 
einer derfelden ſtirbt, ift Die Gewaltsattribution feiner geiſt⸗ 
lichen Gerichte in LUnferem ‚Staat für erlofchen anzufehen, 
und kann nur (wie es dermalen in gemwiffer Maaße ſchon 
mit dem Straßburgifihen Diöcefenantheil dieffeits Rheins ger 
fchehen ift), eine der andern noch in Amtsgewalt befindlichen 
Bihöflihen Rathsſtellen Unſerer Lande durch proviforifche 
Delegation des jederzeitigen Metropolitanats die Fortführung ' 
des kirchlichen Regiments übernehmen, fo lang nicht der 
eömifche Hof mit Uns fich zu einer definitiven Einrichtung 
der Diöces Unſerer Fande vereinbart. hat, als welcher Ber 
einbarungseinleitung Wir bisher vergebens entgegen 'gefehen 
Haben, dazu aber nad, wie vor immer bereit find. Die 
weltliche Kirchenherrlichkeit bei den katholiſchen Kirchfpielen 
wird ftatt Bisher von der Kirchentommiffion durch Unſere 
Regierungen der Provinzen verwaltet, bei welchen auch fr 
das katholiſche Kirchenvermögen eigene Defonomiedeputationen 
(wie oben wegen des proteftantifchen Rirhenvermögens ge 
ordnet worden), beftehen follen. ' 
Kirhenherrlichfeit des Staats. 
21) Unfere Kirchenherrlichkeit umfaßt überall und 
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in Bezug auf alle Aufgenommene oder. gebuldete Neligiong: 
partheien nachfiehendes : Die Kenntnifuahme von allen Ges 
waltshandlungen der Kirche in ihrem Innern; die Borforge, 
daß damit nichts gefchehe, was überhaupt oder doch unter 1. 
Zeit und Umftänden dem Staat Nachtheil bringt; das Recht 
zu allen öffentlichen Verkündungen, weiche die Kirchengewalt 
beſchtießt, ingleichem zu allen Dienſternennungen, die ihr 
überlaſſen ſind, das Staatsgutheißen zu ertheilen oder nach 
Befinden gu verfagen, und damit Bis auf weitere Vereinba⸗ 
rung den Vorgang rückſtellig zu machen; das Recht für 
dergleichen kirchliche Dienſternennungen ſolchen Perſonen den 
Ausſchluß zu ˖geben, deren Aufſtellung fiir dieſen Poſten in 
Staatshinſicht bedenklich ſcheint; das Recht, Geſellſchaften 
und Inſtitute, die ſich für einen beſtimmten kirchlichen Zweck 
mit Billigung der Kirchengewalt bilden, zuzulaſſen oder nicht 
zuzulaſſen; das Recht die zugelaſſene Kirchenanſtalten, wenne 
ſie von ihrem urſprünglichen Zweck abweichen, oder ihre 
Tauglichkeit für deſſen Erreichung verlieren (welche ſtets als 
ſtillſchweigende und unerläßliche Bedingung ihrer Fortdauer 
anzuſehen iſt), darauf zurückzuführen, oder ſie ganz aufzu⸗ 
heben, doch daß es in einer Art geſchehe, die mit den 
Grundſätzen derjenigen Kirche, deren fie angehören, verein⸗ 
barlich HE; das Necht, aus denen von der Kirche fähig ers 
kannten Sliedern zu beftimmten einzelnen  Kirchendienften 
denjenigen zu benennen, ber fie erhalten foll, fo weit diefes 
Recht Nicht durch die dermalige neue Verfaffung Unſeres 
Großherzogthums der Kirchengewalt oder andern Privat⸗ 
Kirchenlehenherren gegeben oder beſtätigt wird; das Recht 
alle jene Wirkſamkeit der Diener, Geſellſchaften, und Staats: 
genoffen anzuordnen und zu leiten, welche zu Erreichung des 
Eirchlichen Zwecks und zum Genuß der daraus zugleich für 
den Staat hervorgehenden Vortheife nöthig find; das Necht 

an allen. entftehenden Klagen, Beſchwerden, oder Anſtößig⸗ 
feiten, die aus einem Mißbrauch der Kirchengewalt ober 
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aus einem rechtswidrigen Verfahren derſelben entſtehen, Ein: 


- ficht zu nehmen und das zu deffen Verhinderung nach Be—⸗ 


finden der Umſtände Geeignete vorzukehren. Hierin Handeln 
die Verwalter Unferer Stantsgewalt eben fo unabhängig von 
den Srundfägen und dem Begehren der Kirchengefellfchaft 
oder ihrer Vorfteher, wie in den übrigen Theilen ber Otaats 
fphäre, doch mit fieter Erinnerung, daß Einverftändniß allein 
zum Gedeihen, fowohl des Staats als der Kirche führe, 
daß dieſes daher in allen billigen Dingen gefördert werden 
müſſe, indem in feiner der beiden Gewaltsiphären ein rück⸗ 
fihrstofes Ausdehnungsbeftreben, und eine nur einfeitige Ber 
ſhrantung zu einem Gemeinwohl führen könne. 


Geiſtliche Stantsbeamte. 

22) Die Pfarrer, — ingleichem .die Nabbinen, — find 
bei der Verkiindung, und Einfegnung der Ehe, bei der Ans ' 
nahme der Perſonen zur Taufe, oder Vefchneidung, oder 
zur Ablegung eines NReligionsbefenntniffes bei dem Weberteitt 
von einer Kirche zur andern, endlich im Begraben der Tod 
ten, nicht blos Kirchendiener, fondern auch Staatsbenmte. 
Sie dürfen daher diefe Handlungen an Niemanden verrich 
ten, der nicht durch die befichende Ordnung demjenigen 


. ©prengel zugewiefen ift, fiir welchen fie angeftellt find, und 


nur in jenen Fallen, die fich innerhalb deſſelben ergeben. 
Sie müffen in jedem Fall zuvor ſich verfichern., Daß biefe 
Handlung im vorliegenden Fall unanftöjig mit den. Staat; 
gefegen ſey, widrigenfalls ift ihre Handlung fraffällig, und 
ohne alle Rechtswirkung; fie haben fich in der veligiöfen Art 
ber Verrichtung folher Handlungen nach den Gefeben ihter 
Kirche, hingegen in Hinſicht auf Zeit + und Ortsverhältniſſe, 
fo wie auf die Beurkundung nach den Gefegen des Staats 
zu Fichten. Diefer Pfarrbann erſtreckt fi bei jedem Pfarrer 
auch auf alle fremde Neligionsverwandte,, die in feinem 


Sprengel ohne erlangtes eigenes Kirchfpielsrecht, oder ohne 
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beſondere Dispenſation des Regenten zur Berufung eineg 
andern Geiſtlichen ſich aufhalten; im letztern Fall hat er 
noch immer die Anzeige der Fälle, und der. ordnungsmäft: 
gen Verrichtung der Handlung zur Eintragung in die Pfarr⸗ 
bücher fammt der Entrichtung der deffalffigen Pfarrgebühren 
zu fordern. Niemals kann ein Geiftlicher feinen Pfarrbann 
dahin erweitern, um Geiſtlichen feiner „ oder anderer Nele 
sionen den Zutritt zu ihren in feinem Sprengel wohnenden 
Religionsgenoſſen zu verfagen, oder ihnen geiftliche Verrich⸗ 
tungen, die nicht zu den oberzählten Gebannten gehören, 
und bie innerhald den Wohnungen ohne Störung der öffent⸗ 
lichen Ruhe umd Orbnung. verrichtet. werben, zu vermehren. - 


Geiſtliche Freiheiten. 
+23) Kein Kirchendiener hoch und nieder kann durch 
feine Wiedmung für. eine kirchliche Beſtimmung aufhören, 
Staatsbürger zu ſeyn, und fo. wie er daher Rechte und- 
Vortheile dee Staatsverbindung fortgenießet, fo muß er auch 
Pflichten: and Laſten berfeiben auf fich nehmen, fo weit, fie 
andern zur. Kanzleiſäßigkeit geeigneten Staatsbirgern jeweils 
obliegen, und ben geordneten Staatsftehlen deffalls zu Rede 
fiehen , foweit ihm nicht dieſe Konſtitution, oder einſt nach⸗ 
gefolgte Geſetze und Privilegien eine Wefreiung gewähren; 
außerdem hat ein ſolcher weder für feine Perſon in bürgerli— 
den Verhältniffen, noch für ſeine beſitzende eigene Güter, 
oder führende weltliche Dienſtgeſchäfte, oder Gewerbe eine 
Befreiung vor andern Staatsbürgern feiner Klaſſe anzuſpre⸗ 
chen, wohl aber, ſo lang er ſich ſtandesmäßig beträgt, 
die der wichtigen Beſtimmung feines Standes gebührende 
vorzügliche Achtung zu gewarten, auch der ſeinem Kirchen⸗ 
dient verliehenen Rechte und Freiheiten zu genießen. 

Staatspflichten der Kirchen. ae 


24) Jede Kirge f kann für Ye Religionshandlungen von 
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den Gliedbern "Aller übrigen Religionsparthien volllommene 
Sicherheit gegen Störungen aller Art verlangen. aber keine 
andere Ehrenbezeugungen,, als jene allgemeine Achtung, wels 
che jedem ernſten und- Öffentlichen Vorgang im Staat von 
wohlgefittteten Staatsbürgern erwiefen werden muß. 

. Gegen deren Verfagung kann fie anfländige Erimmerums 
gen und Aufruf des obrigkeitlichen Schutzes, ber keiner je 
mals verfagt werden darf, zur. Hand nehmen, aber niemals 
fih einige Selbſthülfe erlauben, außer wenn fie im Innern 
ihrer Neligtonsgebäude geftört witrde, wo ihr die mäßige 
Seloſthüife, wie jedem Staatsbürger Kenft der Hausgewalt 
in dem Seinigen, zuſteht. Keine Neligionsparthei kann der 
andern ın Abficht auf Firchliche Einrichtungen, Gebräuche, 
Feſte, und. Religionshandlungen, Maas und Ziel geben, 
oder eine Bequemung zu ihrer daßfallſigen Einrichtung ver, 
fangen. Nur die. weltliche Staatspolizei giebt da, wa es 
zum gemeinen &taatsfrisden unumgänglich nöthig erſcheint, 
gemeinichaftliche Worfchriften fir äußere Handlungen,“ bie 
nur ..zufälligen Bezug zum kirchlichen Zweck haben, doch 
jevesmat fo, daf.-fie den. Neligionsiehren und gebietenden 
Kirchenvorfchriften. feines der. barunser n, befangenen Dielen 
theile zuwider ſind. Si. 


Ä Rirgenpaligei und Garden \ 

25) Wo .an einem Ort nur Eine Religion das! Staats⸗ 
bürgerrecht und pfarrliche Nechte hat, da müſſen alle fremde. 
Religionsvermandte, welche fi darinnen für längere, oder 
kürzere Zeit aufhalten, der Kirchenpolizei des Orts in alten. 
jenen Handlungen ſich unterwerfen, welche außerhalb ihren 
Wohnungen fih Aufern, oder ihre Wirkung haben, nur daf - 
diefe ihnen nichts auflegen darf, was durch ihre Glaubens 
vorfchriften für verwerflich erklärt, und daher ihrem Gewiffen 
entgegen ift, wogegen fie ihnen hinwiederum bei Zufammen: 
fünften im Leben und auf dem Kirchhof einen unabgefonders 
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tem, und unausgezeichneten Platz unter ihren eigenen Slaus 
‚bensgenoffen gönnen muß. Keine Kirchenpolizei hingegen 
kann über das Sinnere des häuslichen Lebens fremder Relis 
gionsveriwandten, und über deren dort vornehmende religiö— 


fe Uebungen ſich verbreiten, noch daß es zu ihren Gunften ., 


von : Staatswegen gefchehe, begehrten, fordern jedem vom 
Staat geduldeten Bürger bleibt: die ungeftörte Hausandacht, 
und. vermöge derfelben. das Recht, mit. feiner Familie auch, 
andere (doch nicht in verdächtig großer Zahl ſich fammelnde), 
Staubensgenoffen des nämlichen Orts, zum Leſen, Beten, 
Singen, und .andern Religionsiibungen ſich zu vereinigen, 
feine Kinder mit Hauslehrern feines Glaubens zu verfehen, 
oder an Drte feiner. Konfeffion zur Erziehung, zu verſenden, 
fiir. veligiöfe dem Pfarrbann nicht unterworfene Handlungen _ 
Geiſtliche zu ſich kommen zu laffen, auch wegen jener, die 
dem Pfarrbann unterworfen find, mit Beobachtung der ob⸗ 
gedachten Anzeige, und der Gebührenzahlung an andere Orte 
ſeiner Religion zu deren Verrichtung ſich zu begeben. Vom 
Regenten allein hängt es ab, einzelnen dergleichen‘ Familien 
diefe Hausandacht bis, zu einem eingeſchränkten oder unein⸗ 
geſchrunkton Privatgottesdienſt zu erweitern, defien Rechte, 
nachmals aus dem Inhalt der Konzeffionaurfunde beurtheilt. 
werden müſſen, deren Umfang aljo von ‚den Empfängern. 
nicht eigenmächtig erweitert, noch von den ‚Dienern der Kivs 
chengewalt des Orts gegen Sinn und Zweck der Komet ön. - 
beſchrankt/ oder beeinträchtigt werden darf. 


1 


Kirchenpolizei an gemiſchten Orten. 


26) In Orten, wo. mehrere Kirchen Staatsbürgerrecht 
genießen, richtet jeder Theil allein ſich nach der Kirchenpolizei 
ſeiner eigenen Gemeinde, und iſt diefer. allein unterworfen; 
wo aber ein gemeinfchaftlih konkurrixeudes, oder kollidiren⸗ 
des Intereſſe mehreren. Religionstheile vorhanden ift, z. €. 
in Bermittelung der Eheſtrittigkeiten in gemiſchen Ehen, da 


en 


282 


Baben die geiſtlichen Vorſteher und Sittenrichter beider Kir; 
den zuſammen zu wirken. 


Schluß s Sanetion. 

Wenn Bir nun hiermit diejenigen Grundziige feſtgefebt 
haben, ans welichen die Bande der Einigkeit zwiſchen Kirche 
und Staat hervorgehen, und wechfelfeitig Rechte and Pflichs 
ten beurtheilt werden follen , deren nähere Ausführung durch 
die dazu erforderliche organiſche Geſetze Wir zu beſtimmen 
Unſerer Staatsbehörde überlaſſen, erklären Wir zu deſſen 
Behuf jede damit ſtreitende Verordnung der gemeinen, bür: 
gerlihen , oder kirchlichen Rechte, auch der Altern, oder 
neuern Pandescerordnungen fiir aufgehoben und kraftlos, und 
. geftatten biefen Geſetzen allen feine weitere Wirkung als Die’ 
Begründung einer Analogie zur nähern Beſtimmung ober 
Anwendung des Sinne diefer Verordnung, wo fie erwa des’ 
ven bedürftig wäre. Zu dem Ende verfündigen Wir jene 
Srundfäge anmit einfimeilen zu Jedermanns Wiffenfchaft und: 
Nachachtung, mit dem Vermelden, daß vom ıten des Mo⸗ 
nats Auguft d. 3. an, die verbindliche Kraft diefer Konfis 
tution ihren Anfang nehme , fofort Unſere Minifter, Närhe' 
und Diener, auch Angehörige, geiftliche und weltliche, von 
da an in allen ihren Amts: und Privathandlungen ſich Sei 
Strafe der ewigen umd unverjährbaren Nichtigkeit jeder Ent’ 
gegenhandlung, und bei fehwerer perſönlichen Verantwortlich 
keit genau darnady achten und benehmen, auch ‚von Uns 
felöft dagegen mit Rath und That etwas auszuwirken, fi 
nicht unterfangen follen. Das meinen Wir ernftlich. Gegeben 
in Unferer Reſidenzſtadt Earlsruhe den 14. Mai 1807. 

Earl Friedrid 
Vt. 8. v. Saylin⸗ (L. 8.) 
Anf Sr. koͤnigl. Hoheit nd 
u | W. Reinhart. 
— 
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Weitere proviſoriſche Verfügung, die Suſtentation 
der Kammergerichts-Advokaten und Profurato: 
ren, ihrer Schreiber und der Kammerboten 
betreffend. Vom Stadt Werlarifchen Herrn 
Direftor von Mulzer befannt ‚gemacht. *) 





— 


©. Hoheit unfer. Durchlauchtigſter Füurſt und Herr haben 
ſich, nachdem das unterm 4ten Derember vorigen Jahres 
zur Suſtentation der unbeſoldeten Reichskammergerichtsper⸗ 
ſonen getroffene Proviſorium ſeine Endſchaft erreicht hat, 
veranlaßt geſehen, über dieſen Gegenſtand mit den Beſitzern 
und Souverains der deutſchen Lande, welche bis jetzt zur 
Unterhaltung der Reichslammergerichtsperfonen beitrugen, ein 
ſchriſtliches Benehmen anzuͤknüpfen. 
Se. Hoheit find nun wohl überzeugte, daß bis zur Er: 
klärung und Vereinigung der betheiligten Fürften eine weis 
tere proviforifche Suftentationsverfiigung nicht ausgeſetzt blei⸗ 
ben könne, fondern halten fi ats Souverain der "Stadt 
Wezlar für verpflihter, im feften Vertrauen auf die Beir 
flimmung der erhabenen deutfchen Fürſten, eine abermalige 
. proviforifche Verfügung auf ein Jahr nad) folgenden Ber 
flimmüngen zu treffen, : 
1) Daß vom. ıten July 1807 bis dahin 1808 für jedes: 
Sindividuum der ehemaligen aktiven und bis jetzt noch in 
keine anderwärtigen Dienfte getretenen Reichslammerge:. 
richte s Profuratoren und Advokaten ein Suſtentationsmaxi⸗ 
mum auf 1000 fl. fefigefeßt werde, jedoch dergeſtalten, das 





*) Der andermeitere Nachtrag unter Sr. a7. war bereits abgebendt, MM 
6 biete proviſoriſche Berfügung weerdeun wurde: ' 


/ 
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a) Die von jedem Indwiduum fir diefes Jahr 18077 
bezogen werdenden Gehalte irgend einer Art hiebei in Auf 
rechnung und Abzug gebracht werden, indem Se. Hoheit 
über den Geſichtspunkt gegenwärtiger Maasregel ſich lediglich 
auf die höchſte Erklärung vom Aten Dezember vorigen Jah— 
res beziehen. 

b) Dafi jedoch, bei der Ungewißheit über das wirkliche 
Eingehen mancher Gehalte, jedem Reichstammergerichts: Ad: 
vofaten und Profuratoren zuftehe, in letztem Quartale bes 
für gegenwärtiges Proviforium beftimmten jahres über die 
bezogenen oder nicht bezogenen Gehalte zu liquidiren, worauf 
fodann für leßtere der in dem Exigenzſtatus aufgerechnete, 
aber nicht eirigegangene Betrag nachverglitet werden folle;— 

c) Daß bei dem noch zur Zeit notorifch eriffirenden 
Mangel bereiter Zahlungsmittel die weniger bedürfr 
tigen Individuen ſich befcheiden, ihre bedürftigere Kollegen. 
zum früheren Zahlungsempfange zuzulaffen, und ſich damit 
beruhigen, wenn die Zahlung auch zu. unbeſtimmten Zeiten 
nach Maasgabe des Vorraths erfolge; — 

d) Daß ferner die nach dem Proviforium vom 4ten 
Dezember v. J. zur ten. Kaffe beſtimmten Advofaten und 
Prokuratoren ſich einftweilen in dem neuen Jahre mit Boo fl. 
and die zur vierten Klaffe beftimmten Perfonen ſich eben fo 
einftweilen mit 600 fl. begnügen werden, endlich daß 

e) Die unverheiratheten Reichſskammergerichts⸗Advokaten 
und Prokuratoren bei Mangel hinlänglicher Zahlungsmittel 
in bem feſtgeſetzten Jahre gleichfalls 600 fl. beziehen können. 

2) Für jeden der Kammerboten beſtimmen Se. Hoheit 
in dem Jahre des neuen Proviſoriums 150 fl. dergeſtalten, 
daß den reitenden Boten der aus der Suſtentationskaſſe zu 
beziehende Gehalt in Aufrechnung gebracht, und der in Bes 
dientendienften ftehenden Klaffe nur die Hälfte der beftimms 
ten Summe bezahlt werden fol, | ) 


\ 


I 
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Dann wollen Se. Hoheit 

3) Zur Unterſtützung det älteren und bedürftigeren Klaſ⸗ 
ſe der ehemaligen Notarien und Protokolliſten in dem be⸗ 
merkten Jahre überhaupt die Summe von 100 fl. beſtim⸗ 
men; deren Vertheilung von den Kräften der Kaffe und dem 
Bedürfniſſe der Empfänger abhangen miiffe. Ä 

Da nun Herr Kammerrichter, Graf von: Reigersberg 
durch edelmüthige Abtretung eines Drittels feines bisherigen 
Gehalts *) zum Beften der unbefoldeten Kammeralen die 
Mittel zur Ausführung vorftehender Verfügung fehr erleichs 
tert hat, und überdies, nebft dem Reſte der im worigen 
Sahre ausgemittelten Unterflüßungsfumme , ‚die Zinfen der 
Suftentationstaffelapitalien, der alten Depofitens und Armens 
füdelstapitalien hiezu beftimmt find ; fo haben Se. Hoheit 
übrigens zur gänzlichen Dedung des‘ Bedürfniffes bie Ders 
fülderung des nörhigen Kapitalfonds aus legteren ‚Kaffen vers 
fügt, und Höchſt Ihro Aerarium ale Selbſtzahler fir etwais 
ge Reklamationen zu erklären geruhet. 

So wie fchließlih Se. Hoheit hoffen, daß die. umbefot 
deten Reichslammergerichtsperfonen aller Klaffen ihre Fode⸗ 
rungen über die andurch getroffene Verfügung nicht ausdeh⸗ 
nen, ſondern ſich mit demjenigen begnügen werden, was die 


gegenwärtigen Umſtände proviſoriſch erlauben, ſo wiederholen I 


Höchſtdieſelben zugleich Höchſt Ihro ernſtlichen Geſinnungen, 
den unverſchuldeten Dpfern- der Zeitereigniſſe durch alle Mit⸗ 
td, weiche Recht und Billigkeit vorfchreiben,; zu dem nötbis 
gen Unterhalte forthin verhelfen zu wollen, 








*) Der Gehalt eines zeitlichen Kammerrichterd beträgt 11732 Neichöthaler, 
‘90 kr. nach. dem 20 Buldenfußes da bei ibm, wie fih Die Kammergerichtsord⸗ 
nang von ı521 ansdrückt, rückſichtlich des höhern Gehaltes auf die Erhöhung 
feines Standes Bedacht genommen werden fol, — und er sum Nepräfens 
tiren mit dem G@ebalte erhielt. - s 


276 


find, oder etwas anzubringen haben , jeine nad) ſchicklichen 
Bezirken aufgeſtellte untergeordnete Offizialate oder geiſtliche 
Kommiſſariate, ſo wie in weiters untergeordneten Stufen, 
die in ſchicklichen Eintheilungen zu beſtellende Decanate zu 
Mitbeſorgung der Polizei in Kirchenſachen aufgeſtellt habe. 
Das nähere über die Setzung, Verfaſſung und grundgefeßs 
mäßige Würkſamkeit diefer Verwalter der katholiſchen Hierar⸗ 
hie bleibt dem Konkordat mit dem römifchen Hof vorbehat 
ten. Bis dahin bleiben alle Bifchöffe der verfchiedenen ins 
und ausländifchen Bifchofshöfe, welche dermalen ein Fatholi: 
fches Kirchenregiment im Lande führen, im Befig ihrer 
Amtsberechtigungen , jedoch nur in allen diefer Konſtitution 
gemäß ferner als geiftlich zu behandelnden Sachen, und nur 
folang, als deren dermalige Bifchöffe leben : fo wie hingegen 
einer derjelben ſtirbt, ift die Sewaltsattribution feiner geift: 
lihen Gerichte in Unſerem Staat für erlofchen anzufehen, 
und kann nur (wie es dermalen in gewifler Maaße fchon 
mit dem Strafisurgifihen Diöceſenantheil dicffeits Rheins ges 
ſchehen ift), eine der andern noch in Amisgewalt befindlichen 
Biſchöflichen Rathsſtellen Unferer Lande durch proviforifche 
Delegation des jederzeitigen Metropolitanats die Fortführung 
des kirchlichen Regiments übernehmen, fo lang nicht der 
römiſche Hof mit Uns ſich zu einer definitiven Einrichtung 
der Diöces Unſerer Sande vereinbart hat, als welcher Ber: 
eindarungseinlcitung Wir bisher vergebens entgegen 'gefehen 
Haben, dazu aber nach wie vor immer bereit find. Die 
weltliche Kirchenherrlichkeit bei den katholiſchen Kirchfpielen 
wird flatt bisher von der Kirchentommilfion durch Unſere 
Regierungen der Provinzen verwaltet, bei welchen auch fiir 
das katholische Kirchenvermögen eigene Dekonomiedeputationen 
(wie oben wegen des proteftantiichen Kirchenvermögens ge 
ordnet worden), beſtehen follen. 
Kirhenherrlichkeit des Staats. 
21) Unfere Kirhenberriichteit umfaßt übera und 
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. Dan follte nicht glauben, ſchreibt Voltaire, daß die 
Somverains den Philofophen was zu verdanfen hätten; gleichs 
wohl iſt es wahr, daß der philoſophiſche Geiſt, weicher faft 
alle Stände der menfchlichen Gefellfchaft bis auf den unters 
‚ten Pöbel belebt, vieles beigetragen hat, bie Rechte det 
Souveraine mehrers gelten zu machen. Ja leider! ift es fo 
wahr , daß wir vielleicht noch in diefem Sinne l’homme biete 
erhalten, wie uns in philofophifchem 1’homme plante et 
machine von dem fügenannten Weiſen befchrieben worden, 
den feine Freunde mit der Fackel in der Hand, unbeftimmt: 
"05 die Welt erleuchtend oder verwüſtend? abbilden faffen. | 

Die Achten Weifen von altem Stamm konnten fih bei 
den tieffinnigen Betrachtungen über das Weſen und die Wür⸗ 
de der Menfchen ihre Verhältniſſe in blirgerlichen Verfaſſun⸗ 
gen nicht gleichgiltig feyn laſſen; fie unterfuchten die Wir: 
tungen und möglichen Ausbrliche jener zwo mächtigen Triebs 
federn ; eine Brennende Menſchenliebe trieb einen Plato, 
dem Dionys von Sicilien feinen Plan einer glücklichen Res 
publik vorzulegen, und Zenophon bildete in einer Euros. 
pädie das Mufter eines Helden und guten Regenten. | 

- Die Kunft, Menfhen zu befehlen, wurde von jeher ats 
ein Stück der größten Weisheit betrachtet; follte fie es in 
unfern aufgeflärten Zeiten weniger. ſeyn? Keineswegs! 

Sie iſt vielmehr. in Regeln und Grundſätze gefaßt und 
fo ins Zeine gearbeitet worden, daß fie nun nicht mehr uns 
ter die durch die Tradition fortgepflanzten Geheimniſſe gehört, 
fondern zur Wiffenfchaft geworden, worauf Lehrer gehatten 
und befoldet werden, um ja in frühern Zeiten der Klaſſe 
von Menſchen, welche andern gebieten folle, die Begriffe der 
nothwendigen Knechtſchaft gründlich einzuprägen, und ſie 

ſelbſt zu würdigen Knechten zuzubereiten. | 

Zu allen Zeiten haben fi) noch Wormünder der Menſchen 
gefunden, welche die einmal vorhandene, unabänderliche und 
einem jeden Weiſen, der ein guter: Bürger iſt, reſpektable 
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Verfaffungen der Weltreiche mit Gränzfteinen- der Gewiſſen⸗ 
baftigkeit, Billigkeie und Menfchenliebe gleichfam eingefaßt 
haben, allein diefe Schriften, diefe Werte eines Grotius 
und Puffendorf gleichen den Portraiten berühmter Pers 
fonen, die man nicht mehr zu fehen befommt, fie enthalten 
dag Bild der Gerechtigkeit zwifchen Völkern, die nicht mehr 
vorhanden find; und man. beruft fih auf fie nur noch, wie 
in den Gefchlechtsregiftern auf die Ahnen, es iſt genug, daß 
fie da geiwefen find, von ihren Reden und Thaten tft feine 
Frage mehr. “ 

Wenn man dagegen manche neuere Schriften ließt, 
worinnen der Welt ein fogenonntes Recht der Natur vorges 
träumet worden, jo möchte man ihren Verfaffern mit Hallern 
‚ wohl zu rufen: 

— — — halb Engel und bald Vieb, 
Du rühmſt Dich der Vernunft, und Du gebraucht fie nie; 
Bei dem Urfprung der bürgerlichen Sefellihafien fängt ſichs 
an und dann ift es bis zum Recht über Leben, Tod und 
Vermögen der Unterthanen fo rund fort demonftrirt, daß Ich 
immer ein Stück Leviathan zu fehen vermeyne, fobald 
ich einen folhen Hobbes den Zweiten erblide. 

Auf einem folhen brutalen Recht der Natur ruhet eine 
noch abfcheulichere Politik. Sie hat die Tyranney in ein 
Syſtem gebracht, und durch taufend Mittel die Fortdauer 
derfelben auf’ viele Jahrhunderte befeftige. Sie hat die ges 
heiligten Herzen auch der menfchlichften Regenten eingenoms 
‚ men und ‚diefelben gleichfam beredet, daß fie aus Srundfägen | 
fhlimm feyn müffen. Sie giebt ihnen diefes für das einzige 
Mittel, ihre Alnterthanen glücklich und ficher zu regieren. 
Sie verführr fie zu glauben, daß es ihnen mehr Ehre mache, 
einer Heerde Sklaven, als einer Gefellfichaft von Menfchen 
und Biirgern. zu gebieten. | 

In einem nod) ungemein höhern Grad ‚gilt dag vorhin 
| Gefagte ı von allen, weiche das allgemeine und befondere Staats 
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recht mit Mund und Schriften: zu ſehren, oder in wirklichen 
Dienftfällen'anzumenden haben. Montesgnieu ſchreidt. und 
wer konnte es biimdiger :tbun?: : - .... . RT 
»On peut. dire, que:les passions. des. princes, la 
» patierice des peuples ; la flatterie des gerwains, en ont; 
»corrompu. tous‘ les: principes. Le droit, tel qu'il es‘ 
»aujourd’hui, est une science qui appread aux prizk- 
»ces jusqu’ä quel peint ils. peiwyemt'violer la. justige.. 
vpseans choquer'Feurs interöigie Quel dessem', de vous, 
»leir', -pour endurcirlenr cunscience , mettre, iniqui⸗ 
»te en systöme, d'en donner des regles, d’en iormer 
»des priucipes, et d’en.tinei des conseqwences«s - 
 »La puissance illimitee des Sultags, qui n’a d'au- 
site. vegle. qu’elle "möme;, ne: praduit. :pas plus de 
»monstres , que 'cet ard:ändigne , :qni.veut-faire puer 
sig justice, toute. inſlexible qu’slle est 
»On diroit,..qu'il y a deux justices kontes. nits. 
»rentes ; l'une qui regle les atlames:des -partieuliers, 
vyui'regne dans le droit civil; ;.l’autre.qui ręgls los 
»dillerends qui surviennent de pewple: &:peuple, quij 
»tyrannise . dans: Je-'drait ‚public; comme -m. lerdroit. 
» public’ n’&toit pas lui wıkıme um droit eixik,, non pag 
w& la verit& d’un pays particulier , mais du ‚monde. 
O wann alle Staats: unbr Rechtslehrer, Welche, w frei 
geblg find „..die Gewalt. der; Großen zu erweitern: und, uns 
ein in die Länge unerträlglithes Zen Hals 4zu werfen, 
die Folgen der unansdleiblichen Vorantwortung bedächten, zu 
weicher" fie icber die: Wewalschaten.der durch ihre. Lehren: new 
führten Fürſten, über die Seufzer, und Thränan: der. mit dier 
fen heilloſen Sätzen gedrückten Unterthanen wor dem ſtrengen 
NRichterſtaͤhl des’ Allerhöchſten dereinſten ſtehen müiſſen, allwo 
Meder die Opinivnes Doctpram, mac Das. Intereſfe dep 
Heern/ der Vefohl und. Bas: Wohlacfallen: ber, Miniſter, die 
angebliche Verfaſſung, der Usuemetdermus , die Allgamgim 
19 


290 


Praris u. ſ. w. ats hinreichende Entfſchuldigungen gelten 
werden. Es lautet fehr fhön, unter feinem Bilde den ſchö⸗ 
nen Lobſpruch zu lefen: Uni Deo, unique Regi fidelissi- 
mum senex; es iſt aber eben fo gewiß: Nach deinen Wor⸗ 
ten, nach deinen Schriften, wirjt du gerichtet werden. Ein 
gewiffentofer ,, dem Regenten fehmeichelnder , die Rechte der 
Unterthanen fehmälernder und die Jugend zur Liebe der 
wigtührlichen Gewalt gewöhnender Juriſt ſchadet dem mensch: 
‚lichen Geſchlecht mehr als iin Roland md Edelmang; 
er vergiftet mehr Serien, ais ein Ovidius und Lafon⸗ 
taine, und wird in Gottes Augen eines fchwereren Gerichte 
ſchuldig werden ,„ ale der Mörder, der für das Blut von 
einem Menſchen fein Leben unter dem Rad endigen müſſen, 
der aber wohl um bes verfühnenden Bluts Chriſti willen 
mit dem letzten Herzensſtoße noch Schächers Gnade erhält, 
der kein Aergerniß nach dem Tode fortpflanzt und deſſen 
Ende eher ein Delipiel zur Beſſerung und Neue für. Andere 
if. Wie mandem fogenannten großen Manne wäre nach 
feinem Tode noch zu wünfden, daß fein Catheder lieber ein 
Galgen geweſen wäre! 
Es gitlt dieſes jedoch nicht nur atademiſchen Lehrern, ſon⸗ 
dern ohne Unterſchied allen Rechts⸗ und Staatsgelehrten, fo 
mit Mund und Feder das Recht: erklären, Gutachten, Ber 
denken und Reiponfa ertheilen, oder Debuktionen und andere 
Rechts: und Staatsauffäge verfersigen jollen ;.alfa auch en, 
mein lieber Herr Geheimerrath Dramen! . 
Ein--Selehrter,; der Gewiſſen ımd Liebe des Veterlav⸗ 
beſitzt, thut ſehr wohl, wenn er.bei. dergleichen. Anforderun: 
gen gegen fich ſelbſt am erſten auf der Hut if. Die GAR, 
da man ihm anfırägt, eine Deduktion zu machen, wozu ber 
Pbriſte der Artillerie ſchon die Beilagen fertig. habe, find;pte 
allerfeltenften; es find deren häufigere und reigenbere, wo 
man bios mit einem fi ſelbſt abgewinnenden ins ohne 
Gerotensisumden Duechlomme: 7 FREE Beer 
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Die Großen fuchen die Gelehrten, die fie. ihren Abſich⸗ 

sen nüßlich zu feym befinden, durch drei Hauptwege zu zwin⸗ 
gen: Durch Stolz; mit ſchmeichelhafter Bezeigung eines 
fie vorzüglich wiirdigenden und auf ihre Gefchieklichkeit, Ein 
ſicht und Verdienſte fich gründenden Vertrauens; durch 
Furcht, mit Nichtbefolgung des landesherrlichen Befehls 
in Ungnade zu fallen, den Dienſt zu verlieren, oder wenigs 
ſtens nicht weiter befördert zu werden; und endlich durch 
Geſwinn und Belohnungen, welche ‚nicht nur die klügſten, 
fondern andy oft ehrliche Leute verleitet, auf vertmeintliche 
Rechnung. derer, fo es befohlen haben, Sachen zu tathen, 
zu befhönigen und zu vertheidigen deren Ungrund und Um 
recht. fie am beften wiſſen, oder fi davon zu liberzeugen , 
Rerftand genug hätten. u 

Doch gedankt fey es Gott ! daß dert Regenten, 
welche keine offenbare Ungerehtigbeiten verlans- 
gen und den VBorflellungen des Rechts und der 
Billigkeit Gehör geben, allemal noch die mehr: 
le Anzahl if. 

Aber, die Großen bereden fih gar leicht, daß etwas 
recht fen, wann es Andere vor und neben ihnen gethan ha: 
ben; und unglüdfeliger Weiſe finden ſich 
iberalleute, welche die ſchändlich ſt en 
und gefährlichſten Srundfäge mit der Maske 
der Klugheit, der Nothwendigkeit des obrigkeitlichen Ernſtes 
und der Sorgfalt, ſo man dem Ganzen ſchuldig ſey, bedecken, 
wodurch ſelbſt redliche Regenten vielfältig geblendet und zu 
ſchreienden Ungerechtigkeiten und Verſündigungen verleitet 
werden. | u J 
Alles diefes, meine Herren! habe ih, wie Sie in mei⸗ 
nen Beherzigungen, die noch manches Sure und Nützliche 
fiie Sie enthalten , mit mehrerem nachleſen können , bereits 
nor etlich und vierzig Jahren auf der fchon damals etwas 
ſammervollen Erde niedergeſchrieben, und ich habe mit Fleiß 
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alle meine alten Worte beibehalten, damit Sie nicht glau⸗ 
ben, es ipreche ein noch jetzt lebender, mir mir gleichdenken⸗ 
dee Mann zu Ihnen, und in diefer Meinung vielleicht 
einen Unſchuldigen anfeinden. Sie werden in meinen 
Schriften finden, daß ich nicht immer fo ganz mit meinem 
deutfchen Vaterlande und feiner Verfaſſung zufrieden war. 
Sch freuete mich daher über den Nheiniichen Bund; und 
weil ich auf Napoleon den Großen und die edlen deutſchen 
Zürften, welche diefen Bund ſchloſſen, ein fehr großes Verr 
trauen fese; fo hoffte ich, es folle durch denjelben beſſer 
werden, und Deutfchland, nur unter veränderten Formen 
und Seftalten, wieder ale Phönix aus feiner Ajche erftehen 
und mit jungen Kräften blühen. Auch gefiel mir das meiſte 
ziemlich wohl, was bisher die neuen Souveraine fe 6 fl 
gethan , geiprochen, gefchrieben oder unterfchrieben haben, 
und hier in Abrahams Schooß zu meiner Kenntnis gekom⸗ 
men if. Aber Ihre Schriften, meine Herten! Ihre 
Schriflen haben Beforgniffe in mir erregt. Wenn es diefen 
Schriften nachgehet, fo geht es nicht gut; und wenn fie and) 
weiter nichts fchaden, fo machen fie doch die Unterthanen in 
ihrem guten Zutrauen zu ihren neuen Oberherren irre. Dieß 
iſt fchon Schaden genug! Es ift eine eigene Bemerkung, die 
id) made, daß alle diejenigen, welche fiir die Peidenden und 
Unterdrückten fchreiben, jede Unterfuhung und Erinnerung 
forafältig vermeiden, durch welche Miftrauen. und Erbinie 
rung gegen die neuen Souveraine erregt werden fönnte; 
Diejenigen hingegen, welche die Nechte der Sonveraine ver 
theidigen ‚oder erſt gründen wollen, ohne alle Scheu und 
ohne aile Behutſamkeit, ja felbft ohne alle Noth, die wun⸗ 
den’ Stellen mie ihrer Sonde durchwühlen und dadurch die 
Souveraine , indem fie fie groß zeigen wollen, nur verhaßt 
machen. Aus Liebe zu meinem ehemaligen deutſchen Water 
fande habe ich mir vorgenommen, Ihnen deshalb zu ſchrei⸗ 
ben. Machiavell, Grasvinkel und Wandaltn, bie 
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jetzt wohl fühlen, wie havt die Majeſtätsverbrechen dieſer 
Art — denn daß Sie in Ihren Schriften dieſes Verbre⸗ 
hen wirklich begehen, können Sie bei Montesguieu in 
feinem Esprit des loix T. I. Liv. 8. chap. 7. *) nad‘ 
fefen — nach dem Tode beftraft werden,. haben zwar bei 
Vater Abraham darauf angetragen, daß ich perfünlic an 
Sie, meine Herren! gefendet. werden möge, um Ihnen 
dieß alles zu bezeugen, auf daß Ste nicht auch: kommen an 
den Ort der Qual, wo ſich jetzt jene befinden. Abraham 
aber ſprach zu ihnen, eben fo wie zum reihen Manne: Sie 
haben Moſen und die Propheten; laß fie diefelbigen hören, 
Hören fie diefe nicht, fo werden fie auch nicht stauben, Be 
jemand von den Todten auferſtünde. 

Sie dauern mich, meine Herren! Veſondere Sie, 
würdiger Herr Geheimerrath Brauer, den ich ſonſt nach Ver⸗ 
dien fo ſehr hochſchäze. Bei Ihnen, Here Doktor Zintel, 
werden, fürchte ich, auch -Mofes und die Propheten nichts 
mehraguärichten. Ihre Grundfäge find zu ungeheuer. Ich 
begriff. emfangs gar nicht, wie Ste ſchon jeht ein Staates 
recht des Rheinifchen Bundes fchreiben könnten und wollten, 
Yun aber, da ih-Yhr Buch gelefen.babe, begreife ich dieß 


gar wohl: Sie hätten es proviforiich fehon vor ao. Jahren J 


ſchreiben können; denn in der Hauptſache paßt es auf alle 
und jede deſpotiſche Staaten unter dem Monde. Alles, was 
Ste in eigentlicher Beziehung auf. die Verhältniſſe der 
Rheiniſchen Bundesſtaaten ſagen, iſt nur Verzierung oder 
vielmehr nur Schale, der Kern enthält weiter nichts, als 
die Lehre: Jeder Souverain kann thunm, 











*) Bermuchlidh wird bier auf folgende Stelle gedeutet: „ Wenn es aber 
durch Die Geſchichte aller Zeiten beftätige wird, daß die Sicherheit des Monar⸗ 
hen in dem Grade abnimmt, in welchen feine Mache willkührlicher wird; fo 
frage ih, ob man fi nicht des Hochverraths wider feinen Fürſten fchuldig 
mache, wenn man ihn verleitet , feine Macht zu mißbrauchen 7° Nach der 
HSauswaldifchen Meberfehung von 1804. w 
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was ihm gelüſtet. — Sch Hoffe, es wird jeden 
Rheiniſchen Souverhin geliften, Ihr Bud mie Abfchen 
von fih zu werfen, wie ich es gethan habe; übrigens übers 
laffe ih Sie Ihrem Schidfat. | 

Aber Sie, lieber Kerr Geheimerrath ! muß i6 aus 
wahrer Liebe zu Ihnen und zu meinem deutfchen Water: 
fände ‘doch ein wenig an das erinnern, was. Moſes und bie 

Propheten fagen. Ich weiß zwar wohl, Ste werden mid 
ficherfich zu machen fuchen, meine Grundſätze menfchenfreumd: 
lich nennen, aber die Welt dabei verfihern, fie ruheten nicht 
auf fiherem Nechtsboden. Sie werden jedem Sag, durch 
welchen ich Vertrauen auf das mMoraliiche Gefühl, auf die 
Weisheit, Güte und Gerechtigkeit der Rheiniſchen Some 
raine zeige , eine vorziigliche &telle in einem Rechtsroman 
anweiſen, aber das Indigenat in der lebenden und webenden 
Nechtswelt abfprechen, und ihn fiir völlig fremd in berfelden 
Fefläven, Hiernach gälte bei den feat lebenden Souveratnien 
die alte Nechrsreget:  Quilibet praesumitur bonæs etc. 
nichts mehr, fondern vielmehr die entgegengejehte: Qullibet 
praesumitar 'malus, — Doch mas befiimmert’s mich in 
Abrahams Schooß, ed man mich auf Eurer Erde und in 
der febenden ‚und webenden Rechtswelt lächerlich macht, oder 
nicht! 

HE die dermalen lebende und webende Rechtswelt wirk: 
ſich fo, wie Sie fie darftellen, fo bin ich doppelt froh, daß 
ſch in Abrahams Schooß hin, und wünſche jedem redlichen 
Deutſchen, daß er bald hieher zu mir kommen möge. Da 
ich gerade Gelegenheit finde, dieſes auf die Erde gelangen 
za laſſen, fo breche ich Hier ab, und behalte mir vor, mit 
nächftem an Sie allein, lieber Here Geheimerrath! Das weis 
tere zu fchreiben, Mit Herrn Zintet habe ich hinführo nichtz 
mehr zu ſchaffen. 

TI: 


Te 
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Nachricht, was bis hieher in den Großherzoglich 
NHeſſiſchen neuen Sonderaimirats⸗randen gie 
hen ift. 





S, den rußheygti Heſſiſchen neuen Souverainitätslan⸗ 
den ſind, nachdem General⸗ und Spejiatkommiſſarien die 
Beſitznahme vorgenummeh‘, und lestere an Ort und Stelle 
"die nöthigen Notizen. eingezogen‘ hatten, nach und nach fol⸗ 
gende Vorſchritte ‚air Veftimehmg der neuen n Berhälenäffe 
geſchehen. 

1) Die nach der vortgen Berfaftumg bei den Reichegt 
richten anzubringen und "Fortzufegen” geweſenie Rechtsſachin 
ſind an das Oberappellattondgericht zu Darmſtadt verwieſen. 

8) Wurde die Sicumi einer gewiſſen Anjahl Retruten 
verlangt. = 
3) Die auszuwirkende Militairdifpenſation des arici— 
oliegire) det allen, "Die ſich als Unterthanen etabliren uns 
heurathen wollen, if vorgeſchrieben. nd 

4) Beiträge zu den Kriegslaſten der an die Millfkätt⸗ 
ſtraße ſtoßenden und. betroffenen alt⸗ großherzoglichen Orte 
ſind erfordert. Be 

5) die Mititairkonfeription if. „eingeführt, " j 

69: Die Yusköfung- -dsr. Akten bei..den Reichskanzleien iſt 
den Parthien binnen Jahresfriſt aufgegeben, wenn ſie nicht 
„für verzichtend auf die dortſebung des People angefehen 
werben wollen. 2). > + 





r) Bermöge Verfügung von 2ofen Bebrnar diefes Zatrs nun'zum net 


Setegelollegium erhoben. 
2) Bernidge Berordnung vom roten Zänner 2907. 
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7) Die Anpellattionsfumme bei bem Oberappellationdge: 
richte wird auf oo fl. feſtgeſetzt. ) 
J 4) Die Paſſlvlchen son einem’ der "Senfüderirten Efah: 
veraine oder Kaifer und Reich find ‚aufgehoben, unh vom 
Großherzoge velevirend erklärt. *) u 

9) Ein Kirhengeber mit der Fürbitte fiir den Souve ⸗ 
rain und das großherzogliche Haus; ſodann die Herrſchaft — 
den Fürſten oder Grafen — und die Angenörigen Deffen 
Hauſjes iſt vorgefchrieven. | EL 

1.) Das Tranerggläute. bel Aögerben ‚der Standesher⸗ 
gen, und deren. Semaplinnen if anf., 6. ‚Wochen bei dem. prä; 
ſutiven Nachfolger auf 3, Bogen, und, bei ‚den ‚ührigen 
Hedern der. ſtandesherrlichen Aamitie ‚ayf 24 Tage beftimmt- 

11) Den Standesherren und Gliedern ihrer, JFamilie 
Aſad auswärtige, Kriegedienſte nur. if argſherzoslicher Dis⸗ 
Arniarion gehatttt,. unterdeſſen pixd erlaubt, in denjenigen 
zu bleiben, in welchen ‚fü fie bereits find, *) 
a): ‚Sn, Khangeer, ‚und, Sandftrafienfachen follen die-Bir 
fehle der Kammer "der Provinz befolgt , Rechnungen. und 
Bude an ſolche auf Erfodern ejugefandt, Abgaben son Dir 
alyalwegen. „uprigens. bay Standeäherren belaffen. . merden, 
wenn ſie nicht unter die — ur Zolle gehören, weiche 
—B— — werden. 





6) Vermöge Merorknung. vom aten Jänner E.1907. u 
„. © Bermöge Berordnung t som sten Febitar. Bor," die wir in Anfoge L 
Wenden Kiffen. :Baft in’ Glen fonverainen Braten -iP nach und na gleide⸗ 


jſuat worden, meer Senseeheti we: 
pam einer am un Jänner 1807 vorm Rriegefoflegium eriaffenen Ba 
und ei ea Rn nnn'än folen alle Baſalſen, "Diener und Unterrhan 

vom adlichen und bürgerlichen fehriftfüßgigen Stande, welche ihre Kräfte dem 
Kriecadienfte widmen mellen, bei Bermedung der Vermögenseinziehung und 
Der Mertuftee dee Baterlandsrechte, ſich nicht mehr ermächtigen, fremde 
Kyentdiinke anıunehnen, es fen dann, daß fie fich zuror zum inländiſchen 
Kriogediente angeboten. oder daß ſte Davon forntliche Dispenſation durch das 
Draan Die Kriegẽkollegiums erwirkt batten. 
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13) Aufhebung der Nachſteuer zwiſchen den alten und 
neuen Landen. 6) 

14) Die die vor Bollendung eines gleichförmigen allge⸗ 
nieinen Steuerſyſtems anzunehmende proviſoriſche Norm der 
Dtenerentrichtung feſtgeſetzt ſeyn wird: ſoll einſtweilen nach 
dem Magßſtabe des letzt verfloſſenen Jahres, was an Schaz—⸗ 
zug, Reichs⸗ und Kreisſteuern, Kammerzielern u. f. w. 
erfaällt, für die erſten 6 Monate dieſes Jahres erhoben werden. 

15) Die Großherzogliche Poſteinrichtung wird getroffen..7) 

' 36) Den Räthen, Dienern und Unterthanen der neuen 
Lande iſt Die, in den alten Landen nach der -Zollordnung ‚und 
‚deren‘ Geftimmten Fällen vergönnte Zollfreiheit  zugeftanden..?) 
85 an)! Die -Ansphliefung der. Ausländer von‘ Prediger 
und Schuldienften ift verordnek:-. - .. z 
*. 38) DieAuordnung einer Juſtizkanzlei von einem Dir 
rektor und zwei. Räthen, nebft den nötbigen Subalternem, 
die jedoch zıre :Adminiftration der dem Standesherun verblei⸗ 
benden fonfligen: Gerechtfame nicht gebraucht werden dürfen, 
iſt denfelben zugeftanden , und die Vereinbarung benachbarter 
Standesherren. zu einer Geſammtkanzlei zur Erfparang der . 
‚Koften zweckmäßig angefehen 9) und die Einreichung eines 
‚desfallfigen Plans Hei der Organifationstommiffien erfodert: 
2:19) Der Gerichtsſtand der. Srandecherren bar feine 
Beftimmung erhalten. 0), 





O) Die Bexrordnung wird in Anlage 2. abgedenckt. u 

‚ D-Bieson nüchſtens ausführlih. . -;., > 

8), Wir Jaffen dieſe Werordnung in Anlage 3. abdrucen. Im Heriogthum 
Weſtphalen ſcheint aber gar keine Zollbefreiung ſtatt zu' finden; denn in einer 
Berordunug voni ten Derember 1806 beißt ed: Dei ſammtlichen angeord⸗ 
neten oder noch angeorduet werdenden Zollſtätten Unſers Herzogthums Weſt⸗ 
Malen fon fürohin gar Feine Exekution von den vordeſchriebenen Zollabgaben 
ſtatt haben, und ale biſherige — gewöhnlich durch Unachtſamkeit der Offizian⸗ 
ten eingeſchlichene Zollbefreiung ohne Unterſchied künftig wegfallen.“ 

9) Dies iſt allerdings ſehr wünſchenswerth, fo jedoch hie und de sröße 
Schwieria keiten finden. 

10) Man finder die Verordnung im ſechsten Hefte S. 465. 
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2. 

Wir Ludwig von Gottes Gnaden, Großherzog 

von Heſſen, Herzog von Weſtphalen x. 

Entbieten allen Unfern Angehörigen, Wafallen umb Un⸗ 
terthanen, welches Standes fie ſeyen, Unſere Enabe:und 
alles Gute zuvor, und thun denſelben hierdurch fund: : - 

Nachdem, vermöge des Zyten Artikels des Rheiniſchen 
Bundesvertrages, die Lonfüderirten Gouveraine alien Rech 
ten entfagen , welche fie auf ihre wechfelfeitigen Befigungen 
haben, oder anfprehen mögen, einzig die eventuellen &uccefs 
fionsrechte ausgenommen ; fo haben Lehen, und dergleichen 
Rechte Eonföderirter Staaten in dem ganzen Umfang Unſers 
Grofherzosthums zu ſeyn aufgehört und Find an Uns Über: 
gegangen. Wir fordern demnad) 5 

) Alle diejenigen, welche in Unſern Staaten behen vi von 

Mitgliedern des Rheiniſchen Bundes beſitzen, auf, diefe Les 
hen, binnen der geſetzlichen Friſt von einem Jahr, ſechs 
Wochen und drei Tagen, von Zeit der Ausfertigung 
Diefes Edikts an zu rechnen, bei den von Uns angeordneten 
Lehenhöfen zu erneuern, und, nebft Beibringung des neue 
ſten Lehenbriefs und vollffändiger : Lehensverzeichniffe ,:. Hei 
Vermeidung des In den Geſetzen verordneten Nechtsnachthells, 
"alles ‚dasjenige zu beobachten, was, nach Lehenrechten und 
Gewohnheiten, den Vaſallen zur Pflicht gemacht iſt. 

Und da auch 

2) Das Obereigenthum über diejenigen, in dem Um: 
- fang Unferer Staaten gelegenen, Lehen, welche vormals von 
Kaifer und Neid, herrũhrten, durch die Aufhebung der Rai: 
ſerlichen und Reichsſouverainität in dem Umfang der Bun: 
besftagten, und durch die darauf gefolgte. Auflöſung des 
Meicheverbands, Uns anheim gefallen ift ; fo haben alle bie: 
‚jenigen,, weldyen vorhin Lehen vom Kaifer und Reich verli⸗ 
hen gemwefen find, biefelben nunmehr von Uns zu empfangen, 
und, wegen der Erneuerung, vorftehende Verordnung, bei 
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Vermeidung ber beſchlichen Strafen, ebenwohl genaueſt zu 
befolgen. 

Urkundlich Unſerer eigenhändigen Unterſchrift und des 
hierauf gedruckten Staateſtegels. Gegeben Darmſtadt den 
Aten Februar 1807. DE 

—A{L.5) Ludewig. oo 
Sch. v. Lehmann, - 
= Staatsminifter. 

' 2. 20t.ml N | ' 

Sn Folge der nunmehrigen Einheit des Großherzog⸗ 
thums Heften haben Se. königliche Hoheit "der Großherzog 
durch allerhöchſten Beſchluß vom sıten April verordnet: Es 
ſoll zwiſchen den alten und neuen Souveralnitätslanden die 
Nachſteuer hinführo reſſtren, in Ueberzugefällen aber es der 
geſtalt gehalten werden, daß Ueberziehende der Ortsherrſchaſt 
von ihrem Vorhaben zuvor Anzeige zu thun, und bei Stans 
desherrſchaften ſich von denſelben Dimiſſorialien oder Ueber⸗ 
zugsſcheine ertheilen zu laſſen haben. Diefe Scheine find ihnen 
jedach ohne gegründete Urſache nicht. zu verweigern, widri— 
genfalls vor erfolgter gänzlicher Organiſation der neuen 
Souverainitätslande von der großherzoglichen Generalkom⸗ 
miſſion, nad. erfolgter Organiſation ‚aber, von der einſchlä⸗ 
gigen Regierung Remedur erfolgen wird. 

Es wird daher dieſe höchſte Verordnung zur Nachach⸗ 

tung und öffentfichen Hefanntmachung hierdurch mitgetheilt. 

Gießen den r 1öten Aprit 1807. “ 
Vermöge allerhöͤchſten Auftrags, 


* N 





| 3. 

In der. Heſſen-Darmſtädtiſchen Zollordnung find Pen 
Räthen, Dienern und Unterthanen verſchiedene Zollfreiheiten 
durch die Artikel 10, 165 und 35 namentlich dahin bewilli⸗ 
get worden, Sa 
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1) alles dasjenige, mas Räthe, Diener und: Untertha, 
nen zu ihren Haushaltungen gebrauchen, ‚solifret „ gelafen 
werde; 

2) daß bie auf inlöndifche Jahrmärkte getragen werdens 
ben Waaren alsdann vom 300 befreit feyn ſollen, wenn im 
Lande eingefeffene Handwerksleute ſolche ſelbſt dahin tragen, 
und endlich 

3) daß die: Unterthanen, weiche ihre eigene Pferde auf 
die inländifhen Märkte bringen, nur -ı2 A. Zoll ftatt der 
für Ausländer fegefegten ı8 * auf einzelnen Zollſtätten 
entrichten. 

Da nun Se. eönigl Hoheit der Srohhetjos, aus lan⸗ 
desherrlicher Gnade dieſel ben Zoll freih eiten auch den 
Dienern und Unterthanen der neuen Souverainitätslande 
huſdreichſt zu verwilligen geruhet haben; fo. wird ſolches hier⸗ 
durch zu dem Ende zur Kenntniß gebracht,, :um es durch 
allgemeine Bekamtmachung zu Jedermanns Wiſſenſchaft ge⸗ 
langen zu laſſen. Gieſſen den o5ten Mat::xBor. Ze 

Vermöge allerhöcften Auftrags, - 
— nee 
32.— * 

Ueber die Berechtigung der Abvokaten ind Profi: 
ratoren ded ehemaligen Reichefammergerichtd zu 
„einem Eutſchädigungsanſpruche nach deſſen Auf⸗ 
löſung. 


Eine Prüfung des unlängſt erſchienenen Nachtrags zu der Drud⸗ 
ſchrift: Ueber den künftigen Unterhalt der Glieder des Kai⸗ 
ſerlichen und Reichskammergerichts. | 








— — 





Vorerinnerung Des Herausgebers. 


Ar dem im dritten Hefte Seite 390 abgedruckten Aufſatze 
über die Unterhaltung des geſammten Perſonals des Kaiſer⸗ 


er 


— 
x 
fe 


Jor. 


lichen Reichskammergerichts wurde auch des obemerwähnten 
Nachtrags, welcher vom Nichterperfonal an alle Fürſten 
Deutſchlands mis ſeines Namens offener Unterfchrift verſandt 
worden, gedacht, und aus demfelben jene $.$. als Beilage 
abgedruckt, welche theils zur Widerlegung der Schrift der 
Kammergerichteadvofaten und Profuratoren som 5ten’ Sep; 
tember dienen follten, theils auch neues Licht über. das Ges 
ſuch ſelbſt verbreiteten. 

Um Wiederholungen zu vermeiden, muß der Heraus⸗ 
geber den Leſer bitten, alles nachzuleſen, was über die Sache 
ſelbſt in dieſem Aufſatze geſagt wurde. 

Die Anſicht des Verfaſſers war foigende. Das Richter⸗ 
perſonal und alle wirklich beſoldete Diener des Kammerge⸗ 
richts hatten nach den in der Konföderationsakte in Hinſicht 
der Penſionen und Staatsdiener beſtätigten Reichsgeſetze ein 
volltommenes Recht auf den febenstänglichen. ungefräntten 
Bezug ihrer bisher gehabten Gehalte, und zwar aus eben 
der Kaffe, aus welcher folche bisher bezogen worden find; 
nämlich aus der Suſtentationskaſſe. Außer dieſen beſoldeten 
Dienern kann niemand auf eben diefe. Kaffe, fein Recht zur 
Erhaltung von Penfionen, Entfchädigungen u. fm. fe noch 
fo gegründet, fein Nothſtand noch fo dringend, hingewieſen 
werden, -bevor nicht: eben diefe befoldeten, Reichsſtaatsdiener 
fiir den vollen.: Genuß hinlänglich gedeckt find. Das war 
aber bisher der Fall noch nicht, indem noch mehrere Fürſten 
nicht erklärt haben, - ob: fie die Kammerzieler fortbezahlen 
wollen oder nicht. Es konnte daher dem Richterperſonal 
wohl nicht verargt werden, wenn es alles antvendete, um 
die Hinwelfung des Advokaten⸗ und Profuratorenftandes auf 
die Suſtentationskaſſe zu verhindern. 

Zwar - läugnete- Niemand, da auch diefer Stand ges 
gründete Anfprliche auf lebenslängliche Penſionen habe. Aber 
indem derfelbe bisher aus feiner Aerarialkaſſe etmas erhalten, 
und der vormalige Souverain (Kalfer und Reich) für den 
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Gall nichts entichieden hatte, wie bei dem. Richterperfonal: 
allerdings ſchon durch den Neichsdeputagionsichluß geichehen 
war ; fe mußten nun erſt die Souveraine entfcheiden, ob, . 
woher und wieviel diefe Perfonen künftig an Penſionen er⸗ 
erhalten ſollten. 

Hier erſcheint alſo ein großer Linterfchied\ mwiſchen dem 
Stande der Richter und: Profuratoren. 

Es entftand aber iiber Die Berechtigung der Advokaten 
u. f. w. überhaupt ein Streit, ob fie namlich auf eine an: 
gemeſſene Penſion rechtliche oder. billige Anfprüche Haben. 
Der Herausgeber mifchte fid) in diefen Streit nicht, ſondern 
iegte dem Publikum unpartheiiih vor, was für. und wider 
geſagt worden; aber er fügte ausdrücklich hinzu, die € hr. 
Der Nation erfodere, daß die Adnofaten wi w. eine 
(ebenetänglice Penſion erhalten. 

Nun erfchien ohnlängſt auf 68 Seiten in 8. bie von 
den Advolaten u. f. w. ebenfalls an die deutfchen Souveraine 
verfandte Prüfung jenes Nachtrags, welche auch det "Her: 
ausgeber von mehreren Orten her zum Abdrude in der Zeit. 
ſchrift zugefchict wurde. Da aber ı.) der Nachtrag felbft 
nicht vollkändig abgedrudt worden , 2.) die Schrift ſelbſt 
gu groß if, und 3.) endlich ſchon Kerr geheimer Legations: 
rath Vogt diefelbe auf wieberholtes Anfuchen der Advoka⸗ 
ten und Profuratoren in feinen allgemein geleſenen Staats 
relationen vollſtändig Hat abdrucden laſſen; fo glaubt ber | 
Herausgeber allerdings. berechtigt zu ſeyn, dieſe Schrift eben⸗ 
Falls nur im Auszuge zu liefern. 

Da übrigens die Advokaten und Prafuratoren dieſe 
Beine Schrift allenthalben hin verbreitet haben; fo war wohl 
nichts natlirlicher, als daß dem Kerausgeber darüber won 
mehreren Orten. her Moten zu derfelben, mit dem Wunſche, 
ja mit, der Foderung, fie zugleich mit abgedruckt zu finden, .. 
zugeſandt wurden. 

Der Herausgeber wird daher, um feine Unpartheiigtei 


. | 7 


zu beweifen ,. einen gebrängten Auszug aus der Schrift der 
Prokuratoren faft immer mit denfelben eigenen Worten li 
fern, und diefem die ihm zugefandten Noten beifügen. Dier 
jenigen Noten, welche er ſelbſt beifeßen zu müffen fir nöthig 
erachtet, hat er zum Unterfchiede mit einem WW. bezeichnet. 

As Einleitung zu der Schrift fowohl als zu den Noten 
müſſen wir durchaus folgende une eingefandte Bemerkungen 
“aan laffen. . x 

Es iſt gewiß eine auffallende Erſcheinung, wann cd 
- Schriften, wovon die eine die andere widerlegen fol, in 
dem Schlufantrage feldft übereinftimmen. - Sollte das nicht 
“auf die Vermuthung führen, daß beide, wiewohl Auf vers 
fhtedenen Wegen, auf einen und den nämlichen Zweck gerichs 
tet waren, und daß nur einzelne in der Mitte liegende Sätze 
entweder mißverfianden worden, oder einer anrichtigen Aus⸗ 
legung fähig waren? 
Der in der Zeitſchrift Heft 3. angeführte Nachtrag ents 
hält in dem dafelbft nicht mit abgedruckten $. 14. eine Arfs 
foderung an die Regenten, die ihnen zu Gebot fiehende ers 
giebige Quelle zum Wohlthun aus eigenen Mitteln zu eröffs 
nen. Die fogenannte Prüfung des Nachtrags ſchließt im 
$. 21. mit einem Geſuche an die Großmuth der deutfchen 
Fürſten um willkührliche Beiträge zu einer befondern ‚Kaffe 
zur Unterhaltung der Profuratoren. Dabei ift feiner oder 
doch nur ein fehr geringer Unterfchied zu bemerken. 

‚Eben fo wird jeder unpartheiifche Lefer aus der ganzen 
Tendenz und aus der im Nachtrage aufgeftellten Gedantens 
folge wahrnehmen, daß. deffen Zweck überall nicht war, die 
Anſprüche der Prokuratoren auf Entſchädigung aus Gerech—⸗ 
tigkeits⸗ oder Billigkeitsgründen anzufechten — eine Kran⸗ 
kung, die ohne Noth dieſer Klaſſe von Indemniſanden zuges 
fügt, unverantwortlich geweſen ſeyn wiirde. — Nur der Sag, 
daß fie mir ihren Foderungen nicht in eine gleiche Kathegorie 
mis dam :aus ber GQußentationdkafie befoldeten Btichterperfer 
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nal gehören, macht die vornehmſte Ausführung in jener 
Schrift aus, und nur in diefer Hinſicht mußten etwaige 
Gründe der Billigfeie, worunter der behauptete Nothſtand 
der Profuratoren einer der vorzüglichften fchien, geprüft 
werden. Sie find alfo einer Prüfung blos in fo weit ums 
terworfen, als fie einen Anfpruch auf jene Kaffe, infonders 
beit eine proviforifhe Maaßregel begriinden ſollte; Teiness 
wegs aber nur auf eine feindfelige Art diefe Billigkeitsgrün⸗ 
de da in Zweifel zu ziehen, wo fie im Allgemeinen das Ent 
fhädigungsgefuch der Advokaten und Prokuratoren ohne bes 
fondern Bezug auf die Suſtentationskaſſe unterftiißgen könnten, 
Daraus folgt, daß mancher Sh& in der fogenannten 
Prüfung fehr wohl neben jenen im Nachtrage aufgeftellten 
Sätzen beftehen fann, und es ift zu vermuthen, daß manche 
Ausführung in derfeiben nur dadurch veranlaft wurde, daß 
der Verfaſſer einigen Stellen des Nachtrags einen andern. . 
vieleicht härtern Sinn unterlegte , als diefelben dem Zwecke 
und dein Zufammenhange jener Schrift nach haben Fonnten.— 
Dieſe uns zugeſandte Erklärung fihten uns nothwendig, 
dem- Auszuge aus der Prüfung ſowohl als den beigefügten 
Noten voranzuſchicken. | 
Die Schrift ſelbſt ift in 2ı SPÖ getbeite , meiden wir 

nun anführen wollen. 





6. 1. Dar künftige Unterhalt der Glieder des ehemaligen 
Kaiferlichen und Reichstammergerichts mar bisher der Gegen: 
ſtand mehrerer Schriften, worin den Fürſten Deutichlande 
die Anſprüche des Richterperſonals ſowohl als der Advokaten 
und Prokuratoren, als ein Gegenftand | der Nationalgerechtis⸗ 
keit ans Herz gelegt wurde. 

$. 2. Der größte Theil jener cſentüchen Aktenſtücke 
wurde entweder im Auszuge oder vollſtändig einem Aafſatze 
im dritten Hefte dieſes Journals beigefügt, der wiewohl 
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nicht vorurtheilsfrei, weniaftens für einen Kommentar über 
den gefchichtlichen Zufammenhang derfelben gelten kann. =) 
Alle Schriften waren früherhin in der ruhigen Sprache der - 
Rechtsvertheidigung abgefaßt , jede der beiden Klaſſen der 
. Rameralen fuchte das Ihrige geltend zu machen, ohne der 
andern zu nahe zu treten. Aber eine Vorftellung der Advo⸗ 
katen und Profuratoren, worin fie fih um proviforifche Hilfe 
in ihrer dringenden Lage an fämmtliche Fürſten Deutfchlande 
wandten, verbunden mit jenen Vorkehrungen, welche in die 
fer Abſicht Seine Hoheit, der Fürſt Primas zur Milderung 
augenblicklichen Nothſtandes trafen, weckte den Partheigeift ?), 
und erzeitgte jene Schrift, welche als fogenannter Nachtrag 
zur treflichen Schrift: Ueber den. künfetgen Unterhalt der 


t 











3) Der Berfaffer jenes Auffages ift der Herausgeber felbft, 
dem jedoch die Materialien, hbefonders jene, welche das Richter⸗ 
perſonal betreffen, von einem fehr fleißigen Mitarbeiter diefer 
Zeisfchrift ohneonlle parcheiifhe Anmerkungen mirgerheilt worden 
find. Ihm iſt von öffentlichen Aktenſtücken feines bekannt, das 
er nicht ganz oder im Auszuge geliefert hätte, Und was die Pens 
fionirungs der Advofaten und Profuratoren betrifft; fo hat-der 
Verfafler fo laut geſagt, die Ehre der Nation fodere, daß 
alle penſionirt würden, daß ihm undegreiflich iſt, wie ihm der 
Vorwurf von Vorurtbeilen gemacht werden fonnte. Wenn der 
Verfaſſer von dem Grundfage ausgieng, daß die Penfionen der 
Advokaten u. ſ. w. nicht aur die Suftentationdkaffe (folang näm⸗ 
lich dahin nicht mehr floß, ald zur Penfionirung des Richterftans 
des erfoderlich ift) hingewiefen werden können; fo theilte er bier 
die Meinung bewährter Rechtsgelehrten, und er kann hinzuſetzen, 
einiger Souveraine und mehrerer Staatsmänner. Man leſe nur 
den Schluß der Abhandlung Heft 3. S. 413. und entſcheide dann, 
welchen Namen der Vorwurf von: nit borurcheilsfrei bin 
diene, W,, 

2) Iſt es Partheigeift, wenn das Richterperſonal ſich feinen 


Unterhalt von den Profuratoren nicht will entziehen .Inflen % 
20. 


Jod 


Glieder des Kaiſerlichen und Reichstammergerichts in das 
Publikum trat. | 

Sie befaßt fihb mit einer Unterfuhung der Anfprüche 
der Advokaten und Profuraroren im Verhältniſſe zu jenen 
des Neichsperfonals ?). Mit der Miene des Wohlwollens, 
der aufrschtigften Theilnahme an einem günftigen Erfolge, 
werden datin alle nur erdenklihen Anftände aufgefucht, um 
die Berechtigung der erftern zweifelhaft zu machen, und 
durch Reduktion ihres Entfchädigungsgefuchs auf bloße Bil⸗ 
ligfeitsgriinde *) eine verfchledene Kathegorie zum Vortheile 
der lebten zu erzwingen. Aber man fuchte weiters über die 
Art der Entſchädigung Ideen in Umlanf zu bringen, deren 
Realiſirung fie bis zur gänzlichen Nichtigkeit herabſetzen wür⸗ 
de. Man fuchte die Bedeutenheit des Verluftes in Zweifel 
zu ziehen, und ein Mißverhältniß deffelben gegen die vorges 
fhlagene Entſchädigungsſumme durchicheinen zu laſſen. Man 
ſuchte ihren Nothſtand, das Bedürfniß einer augenblicklichen 
Unterſtützung, ais übertrieben zu ſchildern — ſtellt fie als 
Leute dar, welche ſich auf fremde Koſten, aus fremdem Eigen⸗ 
thum °) zu bereichern ſuchten — ſprach von Täuſchungen, 
- von Planen, welche fie in ber Stille brüteten. | 

Es ift nicht erlaubt, anzunehmien, was der Verfaſſer 
des angeführten Aufiabes in der Zeitfchrift ber Rheiniſche 











5) In fo ferne die Rede davon war, daß dad Kidterperfo 
nal die Anfprüce. der Profurateren befriedigen ſollte. 


4) Nicht des Entſchädigungsgeſuchs überhaupt, ſondern des 
Verſuchs, die Entſchädigung aus der Guſtentationskaſſe zu. erhal⸗ 
ten. Der Inhalt des Nachtrags iſt hierüber deutlich. Ss iſt 
nicht die Miene des Wohlwollens, welche dad Richterperſonal ger 
‚gen die Profuratoren angenommen hat; fondern daffelbe hegt 
wirfliche Theilnahme für fie, umd bedauert, daß die Prokurato⸗ 
ren nicht durch ein offned und redliches Benehmen ed in den 
Stand gefegt haben, ihnen Beweife davon zu gehen. 


5) Aus der Suſtentationskaſſe. 


* 
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Bund ohne ale Gewährleiſtung unterftellt, daß der Richters 
ftand, Männer, von denen man verfichert ift, daß fie ihren . 
erhabenen Beruf zu tiickfichtstofer Rechtspflege auch im Col⸗ 
liſionsfalle mie ihrem eigenen. Sintereffe ehren, deren Ge: 
ſammtheit felbft in einer feierlichen Urkunde ihre Ueberzen⸗ 
gung von der, dem Entfhädigungsgefuche der Advokaten zur 


Seite ftehenden Gerechtigkeit niedergelegt hat, an einer Bros .. 


ſchüre Antheil Haben könne 6), worin dieſe Grundſätze -fo ſehr 
verläugnet werden. 

Wer aber auch Verfgſſer iſt, Nothwehr und Pflicht der 
Selbſterhaltung einer⸗ und das ſchmerzhafte Gefühl unge⸗ 


65) Wozu diefer verſtellte, wider die Notorietät und eigenes 
beſſeres Wiſſen fireitende Zweifel ? Vermuthlich wollte man ſich 
damit die Gelegenheit verfchaffen, Manches zu fagen, wovon der 
Verfaſſer das Unfchikliche ſelbſt fühlte. Der Nachtrag ift Eeine 
Brofchüre, fondern vom gefammten Richterperfonal ald eine Vers 
theidigung gegen die auf feine Guftentation gemachten Angriffe 
mit Begfeitungsfihreiben von „Kammerrichter, Präfidenten 
und Beiſitzer an alle ehemalige Stände des Reichs eingeſchickt 
worden, wovon daß sub 1. anfiegende an Se. Hoheit den Herrn 
Fürſt Primas erlaflene Schreiben zum Beweiſe dient.” Uebrigens 
wird erklärt, daß die Schrift: Ueber den fünftigen Unterhalt ıc., 
der Nachtrag, ja fogar das in der Anlage zur Prüfung abges 
dructe Schreiben vom orten Auguft 1806 von den nämlichen . 
Berfaſſern herrühre. (Wie konnte der Verfaſſer der Prüfung als 
möglich denken, daß der Herausgeber das: Richterperſonal als 
Verfaſſer des Nachtrags angegeben haben würde. wenn er davon 
nicht volle Gemwißheit gehabt bätte.? Der Nachtrag wurde ihm 
von dem oben erwähnten Mitarbeiter mit der beftimmten Ders 
ficherung zugefandt, daß derfelbe von der Geſammtheit des Rich—⸗ 
terperfonald verfaßt , und an die Fürſten Deutfchlands gefandt 
worden fey. Der Herausgeber konnte aber, von der Nedlichkeit 
und Wahrheitsliebe diefed Mitarbeiters überzeugt, ſich nie den 
Gedanken erlauben, nur .einen Nugenbli an der Angabe deflel 
ben zu zweifeln, wenn ihm auch nicht Abſchriften der Bealei⸗ 
tungöfchreiben mitgerheilt worden wären. W.) 
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rechter Herabwürdigung anderer Seite fodert den Ausſchuß 
der Advofaten und Profuratoren zur öffentlichen Prüfung 
dieſes Nachtrags auf. 
$ 3. Die Kammergerichtsabvofaten und Profuratoren 
ſtehen als Reichsſtaatsdiener in gleicher Kathegorie der Rechte 
mit dem Richterperſonal. 

| $. 4; Alle zur Juſtizpflege verpflichtete Perſonen find 
Otaatsdiener — alle haben nad) den allgemeinen Grundfäg 
gen des Dienftvertrags gleichen Anſpruch auf dieſe Eigenſchaft, 
alſo auch 

$. 5. gleiches Recht auf eine Entſchädigung nach Auf 
löſung ihrer konſtitionellen Eriftenz 7). 

$. 6. In eben derſelben Gleichheit der Rechte ſtehen die 
Kammergerichtsangehörigen als Reichsſtaatsdiener. 
$. 7. Nur dieſe Eigenſchaft kann einen rechtlichen Titel 
auf Entſchädigung gewähren, und feine Klaſſe ber "Kameras 
len ſteht hierin der andern nach. 

$. 8. Diefes beftätigen vorzüglich die befondern Inſti⸗ 
tutionen der ehemaligen kammergerichtlichen Verfaſſung. Hier 
werden weitläufig die Pflichten und Rechte der reichskam⸗ 
mergerichtlichen Advokaten und Prokuratoren auseinanderge⸗ 
ſetzt, und gezeigt, daß dieſelben mit dem Richterſtand in ganz 
gleicher Kathegorie ſtehen °). 


⸗ 








7) Man fönnte freilich in Rückſicht der Advokaten und Pros 
kuratoren zeigen, daß in allen Staaten desfalld andere Principien 
aufgeftelle worden find. Es kömmt aber bei der vorliegenden 
Frage hierauf gar nicht an, wieswir weiter unten hören werden. 
In einer föniglich baterifchen Verordnung vom abten Dezember 
1806 heißt es: „Die Advofaten, welche ohnehin nicht als Staats⸗ 
Diener angefehen werden, haben ihre Heurathsanzeige bei der 
Lokal⸗Polizeiſtelle anzubringen.“ 

8) So lange daB Richterperſonal keinen direkten oder indirek⸗ 

"ten Schaden dadurch leidet, iſt es ihm gewiß fehr gleichgültig, 
ob dir Advokat oder Profurator fih mit ihm in die nämliche 
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$. 9. 9 Aber die Advokaten und Prokuratoren hatten 
nicht, wie der Richterftand eine Nomination und Präfentas 
„tion, noch weniger eine, auf. eine Reichskaffe angewiefene : 
Beſoldung — ihre Einnahme war zufällig, von der Ver⸗ 
tretung der bei dem Gerichte ſtreitenden Partheien abhängig, 
welche ſie aus ihren Privatmitteln bezahlen mußten! 

Dieſer Unterſchied ſoll einleuchtend ſeyn, und er iſt es 
auch; denn der Erwerb des Staatsdieners mit einer zufälli— 
gen Einnahme fteht blos in dem Verhältniſſe feines — 
Fleißes °°). 

Aber begriindet dieſer Unterſchied auch eine giftige Fol; 
gerung, wenn von der Berechtigung zu einer Schadloshals - 
tung wegen Auflöfung der tonftitutionellen Eriftenz die Rede 
iſt? Sewähret der Dienftvertrag dem auf einer firen Befols 
dung ftehenden Staatsdiener einen größeren Anfpruch auf 
eine ſolche Entſchädigung, als jenem, deffen Einnahme wans 
delbar und zufällig war? Keinesiwegs! 

. Die Nomination und Präfentation fann durchaus in 
teinen Anfchlag kommen. Ste machte den Nominirten oder 
Präſentirten noch zu feinem Gerichtsgliede, zu feinem Neichss 
flaatsdiene. Der Präfentirte mußte fich einer vorgängigen 








Kathegorie der Staatsdiener ſetzt. Man leſe den $. 5. des Nach⸗ 
tragsı und ohngeachtet man dasjenige, was am Ende deflelben . 
geſagt ift, bier mehrmals wiederholt; fo kann man doch nicht 
umhin, die Profuratoren an dasjenige Defret zu erinnern, wels 
ches im vorigen Jahre in Sache der Profuratoren des Offizialats 
zu Werle gegen den Herrn tandgrafen von Heſſen ⸗ Darmſtadt 
adti S. C. de indemnisando ergieng. 

9) Wir laſſen dieſen $. wörtlich abdruden, da er die Haupt⸗ 
.fache betrifft. W. 

20) Nicht blos im Berhäftniffe mit dem Fleiße des Prokurxa⸗ 
tors, ſondern vorzüglich des Referenten, der jenem ſein Brod 
verdienen helfen mußte, und dabei oft Gelegenheit hatte, an das: 
Sic vos non vobis zu denken. Ä 


j \ 
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Prüfung feiner Fähigkeiten unterwerfen. — Das Gericht ers 
annte darüber, ſo wie über jene des Aſpiranten 22) zur. Ad⸗ 
vokatur. 

Erſt durch ſeine Verpflichtung trat er in jene Eigenſchaft, 
worin ihm der recipirte Advokat, wie dargethan worden iſt, 
nicht um das mindeſte nachſtand 22); und es iſt nach der ſehr 
richtigen Bemerkung des ehemaligen Herrn Kammergerichts⸗ 
aſſeſſors von der Becke von ſelbſt einleuchtend, daß das Vers 
hältniß der etwa nach der befondern Grundverfaflung eines - 
Staats nicht von dem Regenten felbft, fondern von andern , 
Staatsgliedern oder Körpern ernannt werdenden Diener zu 
dem Staate .eben das nämliche iſt, als wenn fie auch von 
dem Regenten unmittelbar ernannt oder eingeſetzt worden 
wären 9). 

Dagegen ſtreitet es gegen die erſten Begriffe des Dienſt⸗ 
vertrags den Umſtand der ſtändigen Beſoldung ale Nechtes 
geund zu einem vorzüglichen Eutſchädigungsanſpruche gel⸗ 
tend machen zu wollen ). | 





1) Abſichtliche Verdrehumg des $. 5. des Nachtrags oder ein 
Mißverſtändniß! Bei der Nemination und Präfentafion deb 
Aſſeſſors war der Bezug von 4800 fl. aus der Suftentationsfaffe 
ſtillſchweigende Bedingung, dorausgefegt, daß die Reception ers 
folgte. War diefed auch der Zall bei einem Advokaten ober Pros 
kurator, wenn ihn das Kollegium anfagte? 

ı2) Doch immer noch fehr wefentlih in Rüdfiche der Eins 
nahme, Wenn der recipirte Affefior am Tage der Neception im 
eine zehn⸗ und mehrjährige Krankheit fiel, die ihn an aller Arı 
‘ beit hinderte, da Fonnte ihm doch niemand feinen Gehalt ent 
ziehen ; warın der recipirte Advokat und Profurator das nämliche 
Unglück hatte, wer gab ihm Etwas, wer war fchuldig , ihm au 
nur einen Pfennig zu geben? Pielleicht wäre auch eine Verglei⸗ 

hung mit recipirgen Aerzten nicht am -unrechten Orte. : W. 
| 13) ©. deflen Abhandlung von Stantsämtern und Staats⸗ 
dienern $. 57. &. Bo. 

u Was fagt der Dienfivertrag ? Der Aſſeſſor, ver 
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Was iſt Beſoldung, was der Grund derſelben? Der 
Grand der Beſoldung liegt in der allgemeinen Verbindlich⸗ 
keit, denjenigen, welcher einem fremden Vortheile mit feinem 
Eigenthum ein Opfer bringt, alfo auch denjenigen, welcher: 
dem Staate feine ganze Thätigkeit,. fein Eoftbarftes Eigen: 
thum widmet, dafür fchadlos zu halten. 

Die Verwaltung eines Staatsamts erfodert Geſchiclich⸗ 


keit und Kenntniſſe — ihre Erwerbung, Fleiß, eine ſorg/ 


fältige Erziehung, bedeutenden Koftenaufwand. Der Staats⸗ 
diener iſt durch ſein Amt, worauf er den größten und beſten 
Theil ſeiner Zeit und Kräfte verwenden muß, an jedem an: 
dern Ermwerbsmittel, an jeder andern Art, feinen Zufand zu 
verbefiern, gehindert. Er Leider alfo dadurch Schaden — 














fprach der vormalige Souverain, foll unentgeldlich arbeiten, und 
dafür jährlich 2666 Thaler 4o Kreuzer ausder Kaffe beziehen, zu wel⸗ 
cher alle Teilhaber an der Souperainität, und zwar blos gu 
dieſem Zwecke fteuern; der Advokat foll arbeiten, aber dafür Feis 
nen Gehalt befommen, fondern fi von den Parthien zahlen 
laſſen. Nun loßt fi der vorige Sonverain in mehrere Souve⸗ 
raine auf, die aber dabei feftfegen , daß das, was der vorige Bonus 
verain rügfichtlich der Penſionen der Staatsdiener (im Reicht 
deputationsfchlufle) ftipulirt habe, auch Fünftig geiten foll. Nach 
der Natür des Dienfivertrags und nach diefer Stipulation müffen 
alfo die Souveraine mit den beftimmten Steuern fortfahren, das 
mit diefe beſoldeten Staatsdiener ohne allen Abzug ihren gangen 
bisherigen Gehalt fortbeziehen. Hier find alfo vollfommene Rechte 
und vollkommene Pflichten. Aber was fügt der Deputationds 
ſchluß? Man feße die Advokaten und Prokuratoren in die Kathe⸗ 
gorie wirklicher Staatödiener; fo find auf fie blos die Worte de 
$.59. anwendbar : „wo diefe (rechtmäßigen Emolumente) wegfallen, 
eine dafür zu regulivende Vergütung unter der Bedingniß, daß 
fie fi daflir nach Gurfinden des neuen Landesheren und nad 
Maaßgabe ihrer Talente und Kenntniffe auch an einem andern Orte 
und in andern Dienftverhältniffen gebrauchen und anftellen laſſen 
müſſen.“ Nur den Angefeflenen it die Wahl der Anſtellung oder 
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Gall nichts entſchieden Hatte, wie bei dem Richterperſonal 
allerdings fchon durd) den Reichsdeputssionsichluß geichehen 
war ; fe mußten nun erſt die Souveraine entfcheiden, 06, 
woher und wieviel diefe Perſonen künftig en Penfionen ers 
erhaften fellten. 

Hier ericheint alfo ein großer Unterſchied zwifchen bem 
Stande der Ridhter und Prokuratoren. 

Es entfiand aber iiber die Berechtigung der Advolaten 
na. f. m. überhaupt ein Streit, ob fie namlich anf eine an: 
gemefiene Penſion rechtliche oder billige Anfprüiche Haben. 
Der Herausgeber mifchte fidy in diefen Streit nicht, ſondern 
legte dem Publikum unpartheiifh vor, was für und wider 
geſagt worden; aber er fügte ausdrücklich Binzu, die Ehre 
Ber Nation erfodere, daß die Adnofaten ur w. eine 
Gebenslänglidhe Denfion erhalten. 


Nun erfhien ohnlängſt auf 68 Seiten in 8. die von - 


den Advokaten 1. f. w. ebenfalls an die deutfchen Souveraine 
verfandte Prüfung jenes Nachtrags, welche auch de” Her: 
ausgeber von mehreren Drten ber zum Abdrude in der Zeit: 
fhrift zugefhidt wurde. Da aber ı.) der Nachtrag felbft 
nicht vollkändig abgedrudt worden , 2.) die Schrift ſelbſt 
zu groß ift, und 3.) endlich fhon Kerr geheimer Legatione; 
zach Vogt diefelbe auf wieberholtes Anfuchen der Advoka⸗ 
ten und Profuratoren in feinen allgemein gelefenen Staats; 
eelationen vollftandig Hat abdruden laſſen; fo glaubt der 
Herausgeber allerdings berechtigt zu ſeyn, diefe Schrift eben: 
Kalls nur im Auszuge zu liefern. 

Da übrigens die Advolaten und Prokuratoren dieſe 
Heine Schrift allenthalben hin verbreitet haben; fo war wohl 
nichts natlirlicher, als daß dem Herausgeber darüber won 
mehreren Orten der Noten zu derfelben, mit dem Wunſche, 
ja mit. der Zoderung, fie zugleich m mit absedruckt zu ſinden, 
zugeſandt wurden. 

Der Herausgeber wird dabei um; feine Unpartheilichteit 
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duch Zuwendung einer beftimmten Zahl an Naturalien, 
oder durch Verabreichung einer Summe in banrem Gelde :7). 
Aber diefe Entfchädigungsmeife ift gleichgitltig. Sie macht. 
feinen wefentlihen Beftandtheil des Dienftvertrags .aus 22). 
Sie giebt dem auf eine fländige Befoldung angenommenen - 
Diener feinen größeren Anfpruh an den Staat auf die Ers 
füllung der fiir ihn aus dem Dienftvertrage entfpringenden 
Derbindlichkeiten, als jenem, defien Schadfoshaltung in dem 
Nechte und der Gelegenheit zu Beziehung gewiſſer aufäliger 
Nutzbarkeiten radiziret iſt. | 

Einer fo gut ats der andere ift bejofdeter, das if, für - 
feine Dienftesteiftungen, in. Gemäßheit feiner Hebereinfunft 
mit dem Staate entfchädigter- Staatsdiener. 

In bie Klaffe der letzteren gehören die zur Rechtsver⸗ 
tretung angeſtellten Perſonen, deren Verhältniß zu dem . 
Staate nur durch eine auffallende Verblendung unter ihren, 
freilich mehr in die Sinne fallenden Beziehungen auf ihre 
Partheien, überſehen werden kann. 

Sie ſind keine Privatdiener der ſtreitenden Theile, ſon⸗ 
dern jene des Staats, welcher fie ausſchließend zu ihrer Ver- 
tretung authorifivet, und mit dev Beläftigung, den 
Armen ihren Beiftand unentgeldlich zu leihen, 
ihnen zugleich ale Mittel zu ihrer Entfhädigung, eine be; 
ftimmte Belohnung ihrer Verwendungen von denjenigen, wel; 
he, mit hinveichendem Vermögen verfehen, fie um ihre 
Rechtshulfe erfuchen würden, zugefichert hat. Sie haben ſo 
gut, wie jeder andere, auf fländige Vefoldung angeftellte 
Staatsdiener , einen rechtlichen Anfpruch auf die fortdauernde 
Gewährung diefer ihnen bei dem Eintritte in.den Dienft 
-auf Lebenszeit zugefagten Bedingung — fie find in gleichen 
Maafe befugt, wenn eine höhere Staatsmaxime die Auflds 


. XXXCI 








| 37) Seuffert a. a. O. ©. 34, 9. 22. 
8) Bon der Bede a. a. O. ©. 39. 9. 18. 
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fung ihres Wirkungskreifes gebietet, einen vollftändigen Erſat 
ber ihnen dadurch entzogenen Mugbarkeiten. ihres Amts’ von 
dem Staate, mit welchem ſie kontrahiret haben, zu verlan⸗ 
gen =). 

Diefe Grundſaͤtze find einleuchtend — fein Vorurtheils 
freier kann ihre Wahrheit verkennen. Worin liegt alſo da, 
to die Kataſtrophe der Anflöſung zugleich ſtändig beſoldete, 
und in zufälliger Einnahme ſtehende Staatsdiener trifft, der 
Unterfchled zwifchen beiden ?_ Nicht in der Berechtigung zu 
voller Entfhädigung — nicht in der Vorzüglichkeit des dem 
einen vor dem andern zur Seite fiehenden Rechtsgrunds, 
fondern in der Zufälligfeit des Umſtands, daß der Entſchädi⸗ 
gungsmaaßſtab für jene ſchon ausgemittelt iſt und für dieſe 
noch ausgemittelt werden muß. Für jene iſt dieſer Maaß—⸗ 
ſtab die beſtimmte Summe ihrer bezogenen Beſoldung — 
fiir dieſe die noch zu liquidirende der genoſſenen Nusbarkeiten 
ihres Amts. 

Dies iſt die Löſung des Problems, deſſen Aufſtellung 
nur auf Täuſchung Unkundiger berechnet ſeyn kann ?°). 





19) Man koͤnnte hier abermals eine Vergleichung zwiſchen 
dem beſoldeten Stadt⸗ oder Landphyſikus und dem nicht beſolde⸗ 
ten Stadt: oder Landarzte anftellen. Doch wir übergehen dieſe 
Vergleihung, da die Hauptſache immer nur die Anſprüche auf 
die Suftentations Kaſſe betrifft. w 


20) YAuf.diefe Art ſoll der gordiſche Knoten glücklich gelößt 
ſeyn! Allein ſollte der unbeſoldete Diener dem beſoldeten, auf 
eine gewiſſe Kaſſe angewieſen, ſo völlig gleich ſeyn, daß 
er Gütergemeinſchaft mit ihm errichten, und ſeine Hand nach 
jener Kaſſe ausſtrecken dürfte! Oder darf er ſich ungeladen an 
die für letztere gedeckte Tafel ſetzen, und ihm feine Portion ver 
gehren helfen. Liegt in jener Stelle des Nachtra gs etwas pro 
blematiſches; fo kann e8 nur für die. Frage feyn, deren Beant⸗ 
wortung man vermißt. | 


! 
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Man fehe fih in Deutfhland um. Faft In allen Staa: 
ten wird man Amtloute antreffen, welche entweder äußerſt 
wenigen oder gar keinen ſtändigen Gehalt beziehen; fondern 
auf die Gerichtsſporteln angewiefen find. Gefest, der Staat 
zieht die Amtsftelle ein, ift er dem Amtmann deshalb Feine 
Entſchädigung fhuldig , weil feine Einnahme zufällig war, 
weil er feine Zahlung, um ſich mit dem Verfaffer des Nach⸗ 
trags auszudrucken, gerade ſo, wie die Prokuratoren aus dem 
Privatſäckel der ſtreitenden Theile erhielt? =>). 

Die Kammergerichtskanzlei lebte von Sporteln — dieſe 
hören jetzt auf — find die Kanzleiperſonen ‘wegen der ver: 
fiesten Quelle ihres Unterhalts nicht zu einem Entſchädigungs⸗ 
anfpruch berechtigt ? 22). Selbſt das Richterperſonal bezog 
in den erften Zeiten des Kammergerichts ‚feinen Unterhalt 
aus Sporteln: wäre dies noch der Falli, wäre feine ſtändige 
und allmählig erhöhte Matrikul feftgefeßt worden, hätte man . 
ſtatt deſſen feine Zuflucht zu Realiſirung eines der mannigs 
foltigen Projekte u. f. w. genommen , würde feinem Ent 
fchädigungsgefuche deshalb ein fchwächerer Nechtsgrund zur 
Seite ftehen? 22). Auch die Advofaten und Profuratoren 
hätte man, wie der Vorſchlag ſchon in öffentlichen Druds 
fehriften gemacht worden ift, auf fire Gehalte anftellen, alle 
vorkommende Sachen unter ihnen glei, vertheilen und zur 
Anfeuerung des Fleißes gewiſſe Remunerationen der befons 








23) Richtig! Allein wenn der-erfte Beamte firen Gehalt, der . 
zweite nur Sporteln hatte, foll da, wenn beide reduzirt werden, 
der erfte dem legten von feinem Gehalte oder feiner Penfion den - 
Schaden erfepen? 


22) Allerdings! nur nit zu einer Penfion von einen Theile 


der Penfionen des Nichterperfonals. w 


25) Nein! aber e5 wäre dann in der unglücklichen tage, die 
Entfeheidung des Wie von den Souverainen erwarten zu müſſen. 
W. 
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dern Thätigkeit, der zweckmäßigſten Einleitung der Sache 
ſtipuliren können — die Sporteln dafiir hätten In eine ges 
wiſſe Kaffe fallen und verrechnet werden können — aber fie 
hätten dadurch an ihrem Rechte zur Entfchädigung nichts ge 
wonnen ?°). 

$. 10. Nach diefer Entwickelung der einſchlagenden 
Rechtsgrundſätze bedarf wohl die vom Verfaſſer des Nach 
trags im $. 5. gewagte unwürdige Vergleichung der kammer: 
gerichtlichen Sachwalter mit privifegirtn Kommercianten, 
deren Spekulationen durch Wernichtung eines vortheilhaften 
Handlungsplatzes ſtockten, mehr nicht. ale eine großmüthige 
Empfehlung in die Vergeſſenheit 2°). 

Seloſt der erhabene Chef jenes höchften Gerichts, deſſen 
GSeiftesgabe, Gerechtigkeitsliebe und Thätigkeit in glücklichen 
Zeiten es zum erften Kichterftuble von Europa erhoben haben 
würde 2°) ; felbft ein Fürſt, weicher fich fowohl durch feis 
. ne ‘Privat s als Regentenhandlungen das unvergänglichfte 
Dentmat der Weisheit, Seelengröße und Edelfinn geftiftet 





24) Gewiß nicht; aber fie hätten die Aniprüche auf die Kaffe, 
aus der fie beſoldet geweſen, welche fie jetzt auf die Suffentationd 
faffe nicht Haben. Es wird einleuchtender, wenn man den Fall 
ummender : die Profuratoren feyen befolder aus der Suftentas 
tionsfaffe. das Nichterperfonal auf Sporteln defretirt. Das 
Keich werde aufgelößt, und die Profuraroren genießen ihrer Be ' 
ſoldung als Penſion fort, während die Affefforen die Beſtimmung 
derfelben, das Wie und Woher von der Entfcheidung der Suc 
cefforen des Souveraind abwarten müffen. 

W. 


25) Unnöthige Aufwallung! oder der Verfaſſer müßte einen 
unrichtigeu Abdruck des $. 6. des Nachtrags gehabt haben, wor⸗ 
in das Ende deſſelben gefehlt hätte. 
206) Schon langſ iſt das Reichskammergericht in dieſem ge 
rechten Rufe. Br | 
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bat, haben ihre volle Berechtigung zu einem Entfchädigunges 
anfpruche in öffentlichen Schriften anerkannt 27). 

- Sogar die Gefammtheit eines hohen Richterperſonals 
trat diefem Anerkenntniffe aufs feierlichfte bei, indem fie in 
einem an eben diefen Fürften unterm arten Auguſt ı806 er: 
faffenen Schreiben laut und offen erklärte: 

»Für das darin enthaltene Gefuch, die Entfchädigung der 
Advokaten und Prokuratoren betreffend, reden Gerechtigkeit 
und Billigkeit fo laut das Wort, daß wir e8 für Vermeſſen⸗ 
beit halten wilrden, einem wegen feiner Gerechtigfeits, und 
-Billigkeitsgefühle allgemein verehrten Fürften weitere Gründe 
zur Unterftüßung jener Bitte vorlegen zu wollen 2) 

Was vermag gegen ſolche Zeugniffe.der unterrichtetiten, | 
tompetenteften Männer die unmotivirte Widerrede eines - 
Privatſchriftſtellers? 29), 
6 11. Die Advokaten und Profuratoren erheben diefen 
Entfhädigungsanfpruch nur jegt in dem äußerſten Falle der 
. gänzlihen Auflöfung ihres Wirkungskreifes, ungeachtet fle 
wohl ſchon früherhin bei deffen Beſchrankung zu einem glei⸗ 
sen befugt geweſen wären °°). 








27) Hier werden allegirt: ein Wort über die Lage des Reichs⸗ 
kammergerichts, und die von und im eriten Hefte abgedrudte Bes 
herzigung über dad Schickſal verdienftvoller Männer. Aber man 
hätte auch die Urkunde 8. im dritter Hefte unferer Zeitfihrift, 
©. 459, anführen follen, welche wir nachzufehen bitten. w 


26) In dem der Prüfung beigedruckten Schreiben fehlt der 
Schluß, den wir in der Anlage 2. zur Ergänzung mit abdrucken 
laſſen. 

20) Videatur die ſechſte Note. 

50) Hätten fie ed gethan; fo würde die Entfcheidung des 
Souverains jet ihre Anwendung finden. Anders war der Fall 
bei dem Richterperfonal. Es behielt nah dem Willen des Sou⸗ 
verains ſeinen ganzen Gehalt. W. 


348 


6. ı2. Die Entſchädigung derſelben kann aber nad, ben 
Foderungen der Gerechtigkeit nicht darin beftehen, daß fie in 
dergfeihen Eigenihaft ale Sachwalter bei irgend einem au 
dern Gerichte angeftellt werden *). 

6. 13. Die einzig erfchäpfende Entſchädigungsweiſe ik 
Sicherung ihres Unterhalts durch Penfionen, und zwar, um 
den Anfprüdhen des firengen Rechts zu genügen, nad dem 
Verhältniß des von jedem erlittenen Verluſts — aber die 
Advofaten und Prokuratoren befchräntten ihre Wünſche umd 
Vorſchläge auf einen weit mäßigern Betrag ?*). 

6. 14. Aber auch diefe Vorfchläge wurden im Nachtra 
ge der Kritik unterworfen, aus welchem bier eine Stelle des 
$. 9. adgedrudt wird 22). 





51) Schon haben mehrere Witglieder des Richrerperfenals 
“andere Stellen angenommen, und wahrfiheinlid werden ihnen 
Bald noch mehrere folgen. Wollen die Profurateren feine andere 
Prokuratur annehmen, oder halten fie ſolche für nicht ergiehig 
genug; fo ift man weit entfernt, fie ihnen auftringen zu weh 
len, fondern wünſcht ihnen von Herzen, jede andere Art von 
Entichädigung oder Penfion ın Ruhe und Mufe verzehren zu 
fönnen. So weit die eingefandte Note. Man verweift übrigens 
auf den bereitd oben angeführten $. 59. des Deputationsſchluſſes, 
den fih jeder TerritorialStaatödiener gefallen laflen mußte. 


52) Man finder diefen Borfchlag im dritten Hefte ©. 403. 
Hier wird aud der $. 59. des Deputationshauptſchluſſes, ohne 
des in einer vorigen Note erwähnten Zuſatzes, nach welchen: fi 
die Territorial:Staatsdiener auch in andern Geſchäften miüiflen 
brauchen laflen, und zwar in andern Provinzen, wenn fie nit 
anfäßig find, — zu gedenken. W. 

33) Im $. 9. des Nachtrags (Heft 3. S. 450.) iſt weder ein 
direkter noch indirekter Angriff auf den Vorſchlag enthalten; fon: 
dern eine fehr natürliche Bergleihung zwifchen der Aufopferung 
des Drittel vom Gehalte mit. der Entichädigungsfumme für die 
Profurateren. Sobald von dieſem Drittel nicht mehr die Rede 
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$. 16. In dieſem Paragraph wird zur Widerlegung der. 


Angabe, »daf die Profuratoren nach dem jüngften Viſitations⸗ 
abſchiede ihren Verdienſt im Durchſchnitte nicht höher als 
‚auf 500 — 600 fl. berechnet haben« angeführt, daß dieſes 


blos von Judicialſachen zu verftehen fey; aber nicht von dem 


Eptrajudicialien, welche bekanntlich bie ergiebigſte Erwerbs⸗ 
quelle verſchafft haben. 

Die dem Fürſten Primas eingereichten Verdienſtoerzeich⸗ 
niſſe beweiſen, daß die vereinte Einnahme aller Advokaten 
und Prokuratoren noch in den letzten Jahren vielleicht noch 
einmal ſo hoch geweſen, als ſie jetzt als Penſionsguantum 
zur Entſchädigung verlangten. Wenn auch einige wirklich 
mehr erhalten hätten; ſo würde doch ein großer Theil weit 
weniger bekommen u. ſ. w. 

F. 16. Die Eröffnung des Bundestags, wo über die 


Penfionsangelegenheit, über die Art und Mittel des zu ges 


währenden Unterhalts entfchieden werden follte, verzögerte 


fih; die Advolaten baten daher um proviforifche Hülfe. Ihr | . 


Nothſtand war dringend und wahr — die Mittel, worauf 
man fie zur Rettung ihrer augenblicklichen Eriftenz verweifen 
will, find unzureichend und nichtig. | 


Die angegebenen Mittel find 1) die fortwährenden. Ge⸗ 


Balte der Fürften, welche aber gering. feyen, und mehrere 
baben überdies gar feinen; zudem feyen diefe Gehalte noch 
nicht allgemein zugefichert. 2) War im Nachtrage gefagt, daß 
fogar Privatperfonen, für die fie mehrere Prozeffe geführt, 
von Profuratoven um einen Veitrag angefprochen worden 








anne 


ſeyn fofl, it man fehr zufrieden, wenn ftatt 6Goo — 6000 fl. li⸗ 


quidirt werden können. In diefer Vorausſetzung will man auch 
gegen den 6. 15. überall für jegt nichts erinnern, obgleich dem 


Richterperſenal das Verbältniß der vormaligen Ertrajudizialfachen 


[4 


und den dabei nothwendigen Sariften, in ſehr gutem Andenken | 


iſt. 
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feyen. Hierauf wird geantwortet, der Ausſchuß wife davon 
nichte +): aber wenn ja ein folder Schritt von einem Eins 
zeinen gefchehen fen, bleibe es unrecht, ihn als Maxime ber 
ganzen Klaife aufzuftellen , und eben fo unreht, einem fob 
hen Unternehmen, das gewiſt nicht gelingen würde, den Ras; 
men einer ergiebigen Hülfsquelle beisufegen. Die enzinente 
Mehrheit der Prokuratoren, das wiſſe der Ausihuß gewiß, 
verachte ein Külfsmittel, deffen einziger Titel Barm her: 
zigke it ſeyn wiirde. 

6. 17. Man räth die Ausſtände einzutreiben, weiche ge⸗ 
nügen ſollen, zur Rettung augenblicklicher Noth. J 

Die Ausſtände früherer Jahre find fo gut, wie ganz 
verloren; jene von 2806 höchſt unbedeutend. Manche haben 
90. sune. Für diefe wirft man im Machtrage die Frage 
auf, wie fie es gemacht haben würden, 'wenn das Gericht 
fortbefianden hätte! Ob ihre Lage durch Unterbrechung der 
gerichtlichen Geſchäfte fehr verfhlimmert worden ? Ob fie 
Unterftügung für nicht wirklichen erlittenen Verluſt fodern. 
Fönnten? . 

Aber es fey Peine richtige Folge, daß der Prokurator, 
welcher wenige Ausftände habe, auch wenige Gefchäfte gehabt 
habe. Der forsfältige pünktliche Wann fey forgfältig in 
Eintreibung feiner Ausftände geweſenz der, welcher weniger 
Geſchäfte gehabt , Hatte doch immer einige, welche ihm die 
Lebensnothdurft gewährten — feiner war ganz gefchäftlos, 
Hätte das Gericht fortgedauert ; fo würden diefe Unterhal⸗ 
tungsmittel noch beftehen, manche würden ihren Geſchäſts 
kreis erweitert haben, - jeder habe alfo durch die Auflöfung 
gewiß verloren — jeder Habe ein Recht auf den Erfag dig 








34) Daß der Verfafler des Nachtrags eine folhe Behauptung 
nicht ohne Grund wird gewagt, daß das gefantmte Richterperfe 
nal fie nicht ohne Heberjeugung würde genehmigt‘ haben, verſteht 
ſich von ſelbſt. 


\ 


fe Verluftes as), Diefes ſey liquid und gegenwärtig, nur 


die Erſatzſumme noch unbeſtimmt. Mithin iſt gerade jene 


Bedingung vorhanden, welche man im $. 13. des Nachtrags 
als präjudiciell für die Berechtigung zu einer proviforifhen 
Verſorgung aufftellt: 


I Die völlige Gewißheit, daß der zu Entſchädigende einen. 


gegründeten rechtlichen Anſpruch, der nur in auamo noch 
nicht liquid ſey, habe. 


$. 18. 26) Auch das vorgeſchlagene Mittel, dieſen pro⸗ 


viſoriſchen Unterhalt zu gewähren, die Anweiſung deſſelben 
auf die baaren Fonds der Suſtentationskaſſe und Erſatz des 


dadurch fich ergebenden - Abgangs durch Auffündigung oder 


Verſilberung der eindienenden. Summe von den Kapitalauss 


ſtänden genügte allen Erfoderniffen der. NRechtlichteit und Bits 


ligkeit. Es war das Einzige, melches die Umftände anwend⸗ 
bar machten — das Einzige, welches denfelben angemeffen 
mar, welches alle Sintereffen, fow:el möglich, vereinbarte. 
Mit dem aufhörenden Berichte befinden fih alle Glie⸗ 
. ber deffelden ohne Ausnahme in dem, nämlichen Zus 
ftande der Auflöfung. Alle find dienſteslos, alle aus 


jenen Berhältniffen geriffen, welche die Bedingung der Forts 


dauer des Gerichts ausmachten. Mit gleichen Nechten auf 
eine angemefjene Entfhädigung durch ledenslängliche Penſion 
müſſen alle ihr Heil von dem gemeinfchaftlichen Beſchluſſe 








35) Zür verlohrne Hoffnung möchte wohl fünftige Hoff 
nung die angemeffene Entfhädigung ſeyn. Wenn für Hoffnuns 
gen Entfhädigung geleiftee werden ſoll; fo könnte das Richters 
perfonal auch die Hoffnung, daß fein Gefuh un Erhöhung des 
Gehalts dereinft vielleicht bewilligt worden wäre, in Anſchlag 
bringen. | 


36) Wir laſſen den ganzen Paragraphen, den eigentlichen. 


Punkt, worauf ed dermalen anfommt, bier abdruden — und für 
gen die eingefandten Noten .bei. 


Q1. 
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der dentfchen Fürften erwarten (6. 4. — ı2. oben). Dieft 
Sleich heit der Rechte giest ihnen aber auch da, we jener 
Beſchluß dar höhere KHinderniffe verzögert wird, einen 
gleihen Anfpruc auf eine proviſoriſche Unterhaltung — 
fie begründet die vollgültigſte dringendfte Vermutbung , daß 
keine Klaſſe der Berechtigten dem Herzen jener 
Sürften näher, Peine fremder it, daß es tr 
Wille nicht feyn kann, der einen proviforifd 
alles zuzuwenden und die ‚andere hülflos zn 
laffen. 

Das gemeinfchaftfiche Eigentdum biefer gärhen find bie 
Saaren und ausſtehenden Fonds der vormaligen Suſtentations⸗ 
Baffe ; fie bieten alfo auch dag bereitefte, das einzige 
Mittel ‘dar, fämmtlihe Beteiligte bis dahin, daß eine end: 
liche Uebereinkunft fiber die Vefriedigung ihrer gerechten Ans 
fprüche auf Tebenslängfichen Unterhalt getroffen feyn wird, 
auf gemeinfhaftlihe Koften zu ernähren. Sie find 
aus ihren Beiträgen, durch die fieben Jahre lang zurück⸗ 
gehaltene Einberufung der, durch den Reihsichluß vom Jahre 
1775, vermehrten Zahl der Affefforen entflanden. _ 

Das Inſtitut, deffen Aufrechthaltung fie ge: 
widmet waren, böret anf; alfo aud mit demfel: 
ben ihre vormalige Beſtimmung ’). 

Der Berfaffer des Nachtrags iſt anderer Meinung. Er 
behauptet im ıoren ſphe, daß diefe Gelder durch ihre Eins 
fendung zur Gerichtskaſſe ein Eigenthum des Gerichtskörpers 
geworden feyen, welcher darauf mit feinen Befoldungen an 
gewiefen war — daß das Dispofitionsrecht der Kontribuen: 








39) Der erhabene Fürft Primas hielt fi in dem Reverſe am 
a2ten Dftober 1806. Rh. B. H. 3. ©. 439. überzeugt, daß die - 
Suftentationsfafle »die bisherige Kammergerichts 
taffe» zum Unterhalt der bisber daraus befolde 
ten Staatsdiener beftimmt fen. 


/ 
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teun erloſchen, daß eine anderweite Dispofition darüber ein 


Eingriff. in das Eigenthum der Participanten. fey. 

‚Keine Behanptung. kann ungegründeter feyn! Allerdings 
erloſch duch die Einfendung diefer Gelder das Dispofiriongs 
recht dariiber in Rückſi cht des einzelnen Kontribuenten: allein 
dafür traten ſie unter die dispofitive Gewalt der Geſammt⸗ 
heit der deutſchen Reichsſtände. Die Kaſſe war nie ein 

Eigenthum des Gerichtskörpers, oder um ſich richtiger aus— 
zudrucken, jener, deren Beſoldungen darauf radiziret waren; 
ſondern ein gemeinſchaftliches Eigenthum der ger 
fammten Reihsverbindung. 


: Das Richterkollegium hatte nichts als die Adminiftration 


berfelben, das Recht, feine Befoldungen daraus zu erheben, 
und die ſäumigen Stände zur Zahlung anzuhalten, wozu 
tm das Sefeg die Mittel ‚gab. 

Daher die mannigfaltigen Verfügungen. der DBifitationen 
über die Kaffenuerwaltung — daher die vielfachen Warnun—⸗ 
gen, keine eigenmächtigen Ausgaben, feine Verjendungen auf 


Koften derfeiden zu verftatten, feinen Nachlaß an dem Matris \ 


kularfuße, felbft nicht einmal unter dem angewohnten Vor; 
behalte der faiferlichen und des Reichs Rarifis 
tation zu verwilligen und andere Ähnliche Auflagen älterer 
und neuerer Zeiten, wovon der Viſitationsbeſchluß von Sten . 
November 1773 ein- Beifpiel liefert °®). 

Dem Eigenthümer kann die Dispofition über fein Ver: 


mögen durch keine ſolche Vorſchriften beſchränkt werden — | 


fie paſſen nur fire eine adminiſtrative Stelle. 

Mein, mas mehr if, das Reich hat Ausgaben aus bier 
fer Kaffe verfiigt, welche auf die darauf angewiefenen Be: 
foldungen in gar feinem Bezuge flanden, welche fogar die 











38) 0. Balemann Viſit. Shlüfe S. 135 — 144, &, 568 
“und folgend, 


r 
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. Mittel, fie zu feiften, verminderten. Dahin gehören dis 
Verwendungen zu ‚dem fammergerichtlichen Archivbaue, Die 
Verabreichung einer Summe von 6000 Rthlr. an bie Kany 
let zu Milderung der durch den Krieg erlittenen - Drang; | 
falle. 
Diefe Thatfachen bewähren, daß das Reich nie daran 
gedacht hat, ſich des Eigenthums dieſer Kaſſe zum Vortheil⸗ 
der Participanten zu begeben; daß es nie aufge höret hat, 
ſich als Eigenthümer zu geriren, indem es ſein Dispoſitions⸗ 
recht über die darin, befindlichen Fonds ſelbſt zu fremden 
Zweden auf die beftimmtefte Weiſe gektend gemacht hat. 
Allein geſetzt fogar, daß die Kaffe je ein Eigenthum 
des fogenannten Gerichtskörpers geweſen wäre — würde fie 
es darum noch ſeyn? — Nichts weniger! das Gericht, dem 
fie angehörte, iſt aufgelöße, es eriftiver kein Gerichtshof 
mehr 9) Nur die Eigenfchaft der wirklichen. Anſtellung, 
der aktiven Dienftesäusiibung konnte die Participanten mügs 
licherweife zu Eigenthlimern der Kaffe machen, nur in dieſer 
würden fie ein Recht auf die Integrität ihrer Beſtandtheile 
gehabt haben. So, wie der Einzelne, welcher durch Res 
fignation oder Amotion .aufhörte, ein Gerichtsglied zu ſeyn, 
feinen Eigenthumsanfpruch daran verlohren, fo gieng er 
durch die Gerichtsauflöfung für die ganze Gefammtheit der 
Betheiligten verlohren. Die Bedingung, von welcher jener 
Anſpruch abhängig: war, if aufgehoben, mithin auch die 
Folge. Das Eigenthum fällt an den Staat, an die Ge; - 
fammtheit der Stände zurück, welche denfelben bildeten, und 
nun dem ganzen, fowohl auf ftändige Befoldung , als auf 














50) ueberlaſſe der Verfaſſer der Prüfung die Entſcheidung 
den allerhöchſt und höchſten Ständen! Bis jegt iſt über den Ge⸗ 
richtöförger noch nichts verfügt worden. 
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zufälligen Verdienft angenommenen Gerichtsperfonale eine 
gleiche, verhältnißmäßige Entfchädigung ſchuldig find *°). 
$. ıg. Der Vorfchlag der proviforifchen Verwendung der 
in der Suftentationskaffe befindlichen Fonds war nicht ein⸗ 
‚nat mit ſehr bedeutenden Aufopferungen für die daraus der⸗ 
malen Beſoldeten verknüpft. Keiner ſollte ja an feinem Ge⸗ 
Halt etwas verlieren, keinem würde mehr entgangen ſeyn, 
g18 ein geringer Theil feiner Sicherftellung für eine entfernte 
Zukunft. Die Abgabe für den Unterhalt der. Profuratoren 
erfoderte für ein Jahr 29500 Thaler. Ste würde alfo bei 
der über 132000 ‚Thaler fich belaufenden Summe der aus⸗ 
ſtehenden Kapitalien ſehr wenig fühlbar geweſen ſeyn. Der 
vKaare Vorrath der Suſtentationskaſſe reichte für alle ur 
fprünglichen Gehalte noch fiir ein volles halbes Jahr hin, 
Man konnte annehmen , daß die Kammerzieler auch in der 
. ‚Zolger noch fließen wiirden. Bogoo Rthlr. 7o- Kr. find die 
sanze Sahrserigenz für die bisher Beſoldeten. Wären auch 
die Zahlungen fpäter fparfamer eingegangen, wie denn auch 
wirklich felbft im unglücklichen Kriege, was fih damals nicht 
vorfehen ließ, inzwifchen fehr bedeutende gefchehen find; fo 
würde doc das gefammte Perfonat durch den baaren Kaffe: 
beftand und die ausgelichenen Kapttalten allein (ohne die 
herrenlofen Depofiten) auf 17; Jahr für feinen Unterhalt 
gedeckt gewefen ſeyn, und Bis dahin durfte man doch mit 
dem Verfaffer des Nachtrags $. 8. hoffen, daß über das 














40) Diefe gange Deduction ift ſehr übel angebracht, nachdem 
der_größte Theil der Souverains fih bereits für die unabänder: 
liche Beibehaltung der bisherigen Beſtimmung der zu entrichten: 
den Kanımerzieler erklärt, und das Publikum über die Rechtlich: 
teit und Moralität des von den Profuratoren 'auf die Suflenta: 
tionsfaffe gewagten Angriffs das Berbammungt Urtheit ſchon 
längſt ausgeſprochen hat. 
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dern Tätigkeit, Der zweckmäßigſten Einleitung ber Sache 
fipuliren können — die Sporteln dafiir hätten in eine ges 
wife Kaffe fallen und verrechnet werden können — aber fie 
hätten dadurch an ihrem Rechte zur Entichadigung nichts ges 
wonnen ”°). 

6. 10. Nah diefer Entwidelung der einfchlagenden 
Rechtsgrundſaätze bedarf wohl die vom DBerfafler des Nach⸗ 
trags im $. 5. gewagte unwiürdige Bergleichung der fammer: 
gerichtlihen Sachwalter mit privilegirten KRommercianten, 
deren Spefulationen durch Wernichtung eines vortheilhaften 
Handlungsplatzes ſtockten, mehr nicht als eine großmüthige 
Empfehlung in die Vergefienheit 2°). 

Seloſt der erhabene Chef jenes höchften Gerichts, deffen 
Geiftesgabe, Gerechtigkeitstiebe und Thätigkeit in glücklichen 
Zeiten es zum erfien Richterſtuhle von Europa erhoben haben 
würde 2°) ; feldft ein Fürſt, welcher ſich fowohl durch feis 
. ne Privar : als Negentenhandlungen das unvergänglichfte 
Dentmal der Weisheit, Seelengröße und Edelfinn geftiftet 





24) Gewiß nicht; aber fie hätten die Aniprüche auf die Kaffe, 
aus der ſie befolder geweſen, welche fie jetzt auf vie Suſtentations⸗ 
kaſſe nicht haben. Es wird einleuchtender, wenn man den Fall 
ummender : die Profuratoren feyen befolder aus der Suſtenta⸗ 
tionsfaffe das Nichterperfonal auf Sporteln defrerirt. Das 
Keich werde aufgelößt, und die Profuratoren genießen ihrer Ber 
. foldung als Penfion fort, während die Affefforen die Beſtimmung 
derfelben, das Wie und Woher von der Entfcheidung der Suc 
cefforen des Souverains abwarten müffen. 

W. 


. 25) Unnöthige Aufwallung! oder der Verfaſſer müßte einen 
unrichtige Abdruck des $. 3. des Nachtrags gehabt haben wor⸗ 

in das Ende deſſelben gefehlt hätte. 

206) Schon längſt iſt das Reichskammergericht in dieſem ge⸗ 

rechten Rufe. 
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Nachahmer gefunden, und wiirde vielleicht bald die Mittel 
gewährt haben, auch die ſtändigen Befoldungen als Penfion, 
ohne einige Abkürzung, propiſoriſch zu beftreiten, wäre dem 
Plane nicht in dei. Folge ein anderes Auskunftsmittel fubfti 
tnirt worden. Aber der Plan war gerecht und billig, ſeibſt, 
wenn dieſe Hoffnung ſich nicht ſo bald realiſirt hätte, und 
‚ber einsweilige Abzug eines Drittheils an den ſtändigen Bes 
foldungen nothwendig geworden wäre. Er gieng von ben 
unläugbar erwiefenen Grundſätzen gleicher Berechtigung 
fämmtlicher Gerichtsangehörigen zu einem definitiven fowohl 
als proviforifchen Unterhalte, und von der als zuverläßig an: 
‚zunehmenden Vorausfekung aus, daß. Deutfchlands Fürſten 
"deine Klaffe derfelben einem unverdienten Mangel preis ge: 
Ben, alſo auch keine von der Theilnahme an ihrem gemein: 
fhaftlihen EigentHum (der Suftentationstaffe), ausfchlief? 
fen wollten. Diefe Abficht konnte vor der. Hand nicht anders 
als durch einen mäßigen. Verluſt der mit fländigen Beſol⸗ 
dungen verfehenen Diener erreicht werden, Diefe im Drange 
des Augenblickes gefaßte Maaßregel follte dem Nichterperfos 
. nal zu feinem Prajudiz gereichen; ja der edle Fürſt Primas, 
ale Vollſtrecker des prajumtiven Geſammtwillens der deut: ' 
fihen. Zürften, verbürgte ſich fogar ausdrücklich, dasjenige zu 
erfeken, was diefen dadurch entgehen wiirde, wenn bie Er: 
klärung derfelben gegen jene Maaßregel ausfallen follte. ‚Der 
anfehnliche Gehalt, den das Nichterperfonal bezog, feine all: 
"mählige Erhöhung, "harte notorifh ihren Grund im Auf— 
wande, welchen daſſelbe zur Ehre feines Standes zu. machen 

gedrungen war. Diefer fiel nach der Gerichtsauflöfung hinweg ++). 








44) Eben darum, weil die Befoldung nicht mehr hinreichte, 
das zu leiten, was fie nach der Intention ded Reichs Teiften 
follte; als 1719 die Erhöhung bewilligt wurde, ward ja um eine 
Vermehrung nachgeſucht. Man ſehe auch 9. 22. des Nachtrags. 
Heft 3. S. 432. 
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Kann darauf bei Beſtimmung von Penfionen +") im Alge⸗ 
meinen rechtliche Rirdiihe genommen werden, um wie viel 
mehr muß dadurch jene bios provijorifche Maaßregel gerecht: 
fertige eriheinen? Sie gieng vom reinen Gefühle der wahs 
ren Menſchlichkeit aus, daß es beffer, daß es Pflicht if, im 
Zeiten der Morh dem Heichen von feinem lieberfluffe etwas 
zu entziehen +) und es dem Bebürftigen zuzumenden, um 
diefen von einem fonft unvermeidlichen Derderben zu retten. 

Zur Abwendung dringender Gefahr des Ganzen Tann 
fogar das Eigenehum der Einzelnen angegriffen werden; wie 
vielmehr kann da, wo ed nur um’ Austheilung eines zum 
temporellen Unterhalte mehrerer gleich berechtigten, nicht ganz 
ertledtihen Fonds, zu thun ift, ‘dem einen eine geringere 
"Abgabe, al3 gerade fein höchſter Anſpruch beträgt, gemacht 
werden, um den andern nicht ganz darben zu laffen? 

Diefer Verluſt ift erfeßbar, aber das Elend zahlreicher 
Familien ift nie und durch feinen Preiß zu erfeken. 

Allein der Abgang für das Nichterperfonal würde nad 
der fürftlichen Berordnung feldft geringer geweſen jenn, ale 
nah dem anfänglihen Worfchlage der Profuratoren. Der 
Richterſtand hätte zwei Drittheit des wirklichen und künfti⸗ 
gen Rafjebeftands auf jeden Fall erhalten. Die Einnahme 
der Suftentationsfaffe befteht beiläufig aus Brooo Thaler. 
Ein Deittheil davon, alfo ungefähr 29600 Thlr. für die 








45) Die erhabenen Regenten, welche zum Unterhalt des Rich⸗ 
terperional® zahlen, wollen, daß bis zum Definitiv »Regulativ 
alles, alfo auch die Befoldung, in statu quo bleiben foll. 


46) Es giebt ja der Reichen, wozu man das Richterperfonal 
feiner Befoldung wegen wohl nicht rechnen wird, im deut; 
(hen Baterlande recht viele. Warum warf man, feine Augen 
nicht auf diefe? Uebrigens bezeichner diefer menfchenfreundliche 
Say die Tendenz der ganzen Schrift. Aber wie kann die Unver⸗ 
'enharfeit des Eigenthums damit beftehen ? ' 


J 
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Advokaten, wovon aber auch ihre Schreiber follten erhalten 


werden. Es wiirde mithin für fie bei weitem nicht fo viel 
fißrig geblieben feyn,. um die volle Summe der erbethenen 
Penfionen beziehen zu können. Wären diefe- dagegen, ihrem 
-Borfchlage gemäß; ganz an bie Kaſſe itdermiefen worden, ſo 


wiürde zwar auch das Nichterperfonal feine vormalige Beſol⸗ 


dung ganz ohne Verkürzung bezogen haben; allein der Geld⸗ 
vorrath wiirde auch um fo friiher geſchwunden fen, und bei 
den Schwierigkeiten, womit die Verſilberung der Kapitalaus/ 
ftände verbunden iſt, welche ſich erſt in der Folge geigten, 
hätten ale leicht ſehr frühzeitig in den Fall kommen kön⸗ 
nek, gar keine oder nur einen geringen Theil threr Penſi on 
in’ baarem Gelde zu erhalten ). a 

Der hellſehende Blick des fürttihen Weiſen bercchuece 
dieſe Möglichkeiten, und wählte einen Plan, wodurch, mit 
Vereinbarung aller Nückſichten der Gerechtigkeit und Billige 
fett, für das allgemeine Beſte ber Gerichtsangehörigen, auf 
längere - Zeit Vorfehung geſchah. 
G. au. Durch feine Einleitungen, durch feine eigenen 
Aufopferungen, kam es endlich “dahin; daß auf einem ande⸗ 


ren Wege, ohne Verluſt des Richterperſonals, wenigſtens 


dem dringendſten Bedürfniſſe geſtruert wurde. Allein die 
Mittel, welche in ſeine Hände gelegt würden, ſind beſchränkt 
— fie reichen weder für alle Glieder der Advokaten und 
Prokuratoren, noch auf einen ausgedehnferen Zeitpunkt hin. 
Die Ausfihten in die Zukunft find ſchrecklich; fie würden 
verzweiflungsvoll feyn, vertrauten fie nicht auf die Großmuth 
- der deutfihen Fürften, dag fie in diefer kummervollen Lage 
ihren -einsweiligen Unterhalt Bis zur, endlichen Entfiheidung 
ihres Schickſals, allenfalls durch heilitlißetiche Beiträge zu 
einer in diefer Abſicht zu bildenden, ‚und unter Die landes⸗ 


4602 7 
4 





47) Dieſer Fall war leicht vorzuſehen. 
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-Berrliche Aufficht bes Fürften Primas zu ſetzenden Kafle +) 
friften werden — vertrauten fie nicht auf die befondere Uns 
terſtützung eben jenes erhabenen Beſchützers aller fchuldlos 
Ungliicklichen, zu Realifirung diefes oder jenes andern Mit: 
tels, weiches ihm feine Weisheit zu ihrer augenblicklichen 
Rettung eingeben dürfte. | 

Dem Ausſchuſſe genügt es, ihre verfannte Verechtigung 
zu einem definitiven ſowohl, als proviforifchen Entſchädi⸗ 
gungsgeſuch, die Reinheit ihrer Abſichten und Handlungs 
weife. Dargethan zu haben. | 

Möchte es ihm dadurch gelingen, das öffentliche Urtheil 
zu berichtigen, welches ‚vielleicht durch Schriften, in dem 
Seifte des Nechtrage geſchrieben ‚ irre geleitet worden ſeyn 
toönnte! — 


Dieſem Wunſche, daß Hülfe geſchafft werden möge, 
ſchleunige Hülfe, tritt der Herausgeber mit vollem Herzen 
bei. Die Advokaten und Prokuratoren verdienen eine volle 
Entſchädigung, zu der fie unläugbares Recht haben. Die Ehre 
der Nation fodert es, daß diefe Entfchädigung volllommen 
und bald erfolge, 

Bir beziehen uns in. diefer Hinſicht auf das, was wir 
im dritten ‚Heft geiagt haben. 





- Beilage.s 
Schreiben an des Herrn Fürſten Primas Hoheit 
vaom 2sten Dftober 1806. 
PP. 
Die vielfachen tief verehrten Beweiſe von Schuß, Huld 





48) Barum wurde diefer Weg nicht früher ‚eingefchlagen? 
Sand man den andern etwa bequemer? Die Rechtlichkeit läßt ſich 
den neuen Borichlag nicht abſprechen; und dem Wunfche des güns 
fiigen Erfolgs ſtimmt gewiß jedermann .bei. .. 
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und Guade, weiche wir Ener Hoheit effinbenen und mens 
fchenfreundlichen Sefinnungen eben. fo’ fehr , als Höchſtdero 
unerfegitterlichen Gefühl flir Recht verdanken, und die nach 
und nach eingefertden gnädigen und wohlivollenden Aeuße⸗ 
Führen: fo vieler" deutſchen Flrſten und Stände hätten es 
wohl überfllißig ‚machen ſollen, det Vertheidigung unferes 
Anfpruhe auf lebenslänglihen Fortgenufß unferer 
ganzen Befoldung noch ein Wort hinzuzufügen. 
Mein die Pflicht der Selbkerheltung erheifcht 
. 266 gebieteriſch, daß wir nichts verſäumen, was: zur Beſeiti⸗ 
- gang auch der feifeften, felbft ungegründeten Beforguiß we⸗ 
‚gen tegend einer Beeinträchtigung unſerer Rechte ‚beitragen 
kann. 

Sin diefem Sinne iſt der umemanigſt anverwahrte 
Mahtrag.za:unferen erſten Druckſchrift vers 
Ffaßt, und indem. wie uns des entſcheidenden gnädigſten 
Beifalls Euer Hoheit verfichert. halten, ſchätzen wir ums 
glüdli , daß durch Höchſtdero neueſte gnädigfte Verfügun⸗ 
gen, wofür die lebhafteſten Empfindungen des unterthänig⸗ 
ſten Dankes in uns nie erlöſchen werden, viele der in jenem 
Nachtrage geäußerten Beforgnife: ‚bereite ‚gehoben find, . | 

Geruhen Eure Hoheit gnädigft, deffen Inhalt auf. eini; , 
ge Augenblicke Höchſtdero Aufmerkſamkeit zu würdigen, . uns 
‚aber zu erlauben, daß wir uns zu fernern höchſten Hulden 
und Gnaden in derjenigen tieſſten Ehrerbietung empfehlen, 
womit wir erfterben | 
Euer Hoheit 

unterth. Kammerrichter, Präflbent 


und Aſſeſſoren des bisherigen 
R. K. Gerichts. 
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—Beilage2. 


Etgaãnzung des unter Ziffer 1. der Schrift ber Prokuratoren . 
im Auszuge, mitgetheilten Schreibens ber Herren Kam: 
mexrichter, Präfidenten und Aſſeſſoren an Se. Hoheit 

... den Zürften Primas d. .d. Wezlar den orten augu 

.. 1806. 


»Nur der Ahtrag der Suppiifenien — ihnen, fa 
die Erhöhung der Zieler zu ihrer Entſchädigung nicht bins 
zeichen follte, aus der Depofitenfafle, dem Armenfäcel und 
andern disponiblen Fonde, — morunter ohne Zweifel: bie 
aus dem Weberfhuf der Suſtentationskaſſe ger 
fammelten Kapitalien verflanden find — zu Hülfe zu 
kommen, hat unfere Aufmerkfamfeit erregt. So gewiß wir 
weit entfernt find , den &upplifanten irgend. etwas in den 
Weg zu legen, dad die Erleichterung ihrer traurigen 
Lage behindern könnte; fo:gewif wir ung zu fagen wiſſen, 
daß die Entſcheidungüber jene Vorſchläge allein von 
den demnächſtigen allerhödhften, höchſten und hoben 
Entſchlieſungen der Stände abhangen wird, die wir in Uns 
terthänigkeit erwarten, und in jedem Falle tief verehren 
werden; — fü würden wir bach zu fehlen glauben, 
wenn wir Ener ‚Hoheit nicht vortäufig eine kurze Weber: 
fiht von den Berhältntffen jener Kaflen vorlegten, 
welche vielleicht die. demnächſtige Nefolution erleichtern oder 
auch, motiviren könnte. —« 

Hierauf folgte eine Meberficht des Beſtandes der ver 
ſchiedenen Kaffen. — Dann heißt es weiters: »Nur die eins 
jige Bemerkung wagen wir in tiefefier Unterthänigkeit Euer 
Hoheit vorzulegen: ob ed mit der Billigkeit übereinſtimmen 
möchte, wenn die fupplizirenden Profuratoren durch Hinweis 
fung auf diefe Gelder, für ihren künftigen Unterhalt voll 
kommen gedeckt würden, und wir nicht nur die zu unferer 
Subſiſtenz unentbehrlichen Zinfen derſelben, fondern 


ſchüdigung aus den Kapitalien ſelbſt durchaus verlleren ſoll⸗ 
ten. — 
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auch jede Beihülfe zur etwanigen Ergämung unſerer Ent⸗ | 


Indem wir biefe Anſicht der Sache Euer Hohet unten | 


rhänigſt zum höchſten Ermeſſen und Prüfung, darlegen‘; er⸗ 
lauben wir ‘uns die wiederholte Verſicherung, daß es nicht 


unfere Ab fiche. iſt, den Profuratoren und Advokaten 


des: bisherigen --Kaiferlichen und Neichstammergerichte bei 


irgend einem billigen und gerechten Geſuche ders. 


felden. auch nur entfernt eine Hinderniß in den Weg zu 
Jdegen. — Wir Haben vielmehr, um ihnen zu zeigen, daß 
wir offen und redlich mit ihnen zu handeln gefonnen 
find, ihnen den Inhalt diefes unfers unterthänigſten Schrek 
bens, die Bedentlihkeiten, die wir bei ihren Aus 
trägen gefunden haben, eröffne.« . 

Wir x. | 








Königlich Baieriſche Verordnung, das Verhälmiß . 


der Forenſen zur Staatögemalt betreffend. 





- 


u  . 


MB haben in Unferer Deklaration über die Beftimmung 


der fünftigen Verhältniſſe der Unferer Souverainität unters 
worfenen Nitterfchaft mit ihren Hinterſaſſen zu den verfchies 
denen Zweigen der Staatsgewalt, Lit. A. $.6. verordnet: *) 


| Diejenigen adelichen Gutsbefiger, deren Familien: Eigen; 














S. Brfts. ©. 226, 


334 


thum unter des ‚Hoheit verichiedener Sonvsraine fih be 
- findet, haben innerhalb. 6 Monaten eine befiimmte Ers 
Härung abzugeben: ob fie ihr fändiges Domicilium iy 
Unſerm Königreiche fortfegen, oder als. Forenses. bes 
trachtet und behandelt feyn wollen. Wir werben bie 
Freiheit der Gutsbeſitzer hierbei nicht beſchränken, fe 
lange fie ihren Wohnſitz in den Staaten der Bundes: 
genoſſen oder der mit dem Bunde Allirten nehmen, 
und den Verbindlichkeiten, die ihren aus dem Beſitze 
eines landſäßigen Guts obliegen, Genüge leiſten. 
Damit über die Verhältniſſe ſolcher Forenſen keine Zwueb 
fel entſtehen; ſo wird die Stelle Unſerer Deklaration dahin 
näher erfäutert: | 
Daf alle adelichen Gutsbeſitzer, welche ‘in eitem ſrem⸗ 
den Gebiete ihren ſtändigen Wohnſitz haben, ſowohl 
von Unſerm Fiscus als von Unſern Unterthanen, auch 
bei Perſonalklagen vor Unſeren Gerichten zwar bes 
fangt werden dürfen, wie von jeher in Baiern und in 
andern gejchloffenen Staaten eingefiihrt war; diefelben 
aber in Anfehung des volftändigen Genuſſes der vom 
Sindigenate abhängigen Rechte und Vorzüge als Frem⸗ 
de zu behandeln ſeyen. — 
Wornach Unſere Landesſtellen ſich zu achten haben. 
München am 3. April 1807. 
Mar Joſeph. 
Freihr. von Montgelac. 


Auf K. allerhöchſten Befehl 
von Flad. 
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94. 


s if Friedel 





* 


Beim Schluſſe dieſes Hefts erhalten wir den yon den Be; 


vollmächtigten Ihrer Majeftäten, des Kaifers der Franzofen, 


Königs von Stalien und Protektors der Rheiniſchen Konfö⸗ 


deration, ſodann des Kaiſers von Rußland, am ten Julius ; 


d. J. zu Tilſit 9) unterzeichneten Friedensvertrag, dem 


am gten in der nämlihen Stade der Friede mit Preuffen 


folgte. Die Natifitatton des erſtern wurde zu Tilfit am g9., 
‚die des lebtern am ı2. zu Königsberg ausgewechfelt. 

Da ohnehin diefes Heft fchon über die gewöhnliche Bo; 
genzahl ftark ift, auch die Veränderungen noch nicht befannt 
find, weiche dadurch in der Nheinifchen Konfbveration entſte⸗ 
ben; fo verfparen wir den Aodrud. beider Friedensverträge 
für das nächſte Heft, welches unverzüglich geliefert werden 


wird. Vorläufig bemerken wir, daß fowohl der Kaifer von 


, Rußland als. der König von Preuffen, nicht nur. die Rheini⸗ 
ſche Konföderation ſelbſt, ſondern auch alle Dispoſitionen an; 


erkannt haben, welche der Kaiſer Napoleon in den eroberten 


Staaten zu treffen für gut finden wird. Weide Traktaten 


_ werden wir mit den erklärenden Noten, wie die Bundesakte 
im erſten Hefte, begleiten, und wir hoffen alsdann auch die 
Veränderungen in Deutſchland zugleich mit anführen zu 


können. 








— au 


*) Königl, Preuſſiſche Inimediatſtadt im Inſterburgiſchen Kreife, in Oſt⸗ 
dreuſſen an der Memel. 


* 


D ee. re 


Reinifoe Bund, 
Reuntes set 


——⸗ 








Anch einige Anmerkungen über die einig Bundes⸗ 
akte vom 12ten Juli 1806, welche die Durch⸗ 
leſung der 6 Hefte des Rbeiniſchen Bundes vers 
anlaſſet bau» 0° en eher ee 


. 
sod 





l VL De 3 

| Woretinnefung 
Worun die nachfolgenden Vemertungen ohne den Namen 
des Verfaſſers geſchrieben find, das wird ivohl dem Publi⸗ 
kum gleichgültig ſeyn, wenn ‘fie nur zeigen, DAB fie mittzliche! 
— vielleicht nöthige Wahrheiten, mit Beibehaltung der 
Ehrfurcht gegen die, welche ſie gelten ſollen, enthalten 





Es⸗ iſt nicht wohl moͤglich, daß ein Deutſcher dei der neuen. 
Staatsumwälzung ohne Ma bieiben, könnte.· Hat er. 


ie, “aber auch zugleich wieder in ai Beiist, ng 
zu bemerken glaubt, daß die neue vieleicht auf einer Bu 
08. 


335 


gg me wien ff de zer se u Lo ie 
Arm zerter male 

Se sei £ zn}. we are tewiie Demfuc-ıs. em 
aarten;!t-irzs aim. zumz ne mer sur ze 
mer ter aber Pabauber ze ılcen Rıler iteter. am 
aeıge Erz omas et. x za Tausch ver zum 
mirsgey Sites co 22 zen kıst HE er Zei 
en ce ia). eier face. Bi s mi mi Ark 
für Jeygertere mic mehe fer Filme 2 2m cam 
ser der suten Erıderasg graz, & wi: ui uw 
jemand schauen erzeien , der Sb iüker Zuiz Ile ww 
eizuen Fözuen, 25 deufhe Fri$ IE suivrerzmer. 8 
aber derfei Rastsredhrfider Berıbeiie fer Jıssenteem eub 
win: war. Qem Scüazd zur. a komm. Wenn 
ihm mut Sei jedem Kruse bie cine sd tie ame Prrsing 
efgrrifien werde, weldes aber fz% imne 2er ZcE meer. Seit 
Kaiſer Kari V. umb LKaifer Fran, I. Wihzidice em ums 
Bas andere immer einer beatährınm Usmeri:izrordie, 
und ich zweifle mit, wenn eine dama Maprierzs Kepf, 
feinen Zeugeik umd tie Umfände, ſolcb eia Je2jckt gm zealis 
firen, schabt Kiste, dab wohl cım jedes janım Tanjide Das 
ſeyn zu verihaffen, geſucht haben ick. Sermans roa 
Projekten dieſer Art, mebft andern war es indem dech, 
dur weiche oft deutſche Geſilde mit deutihen Blote acdungt, 
die buch Oekenemie gefammelten Pleinen Serr3:he in Zreanb 
reihe Ocean a’ aeleiset wurden. 

War aber alles diefes Haupriihiih das Wert uni 
benachbarten Frankreichs, und dann ter Eiferſucht der Für— 
fien gegen einander ; haben diele zuiammen umierer gutes 
Nation fo viel Bẽſes verurfaht; fo iſt es doch billig. daf 
fid) auch dieſe endlich einmal zum Beſten dieſes Staats ver 
einige haben 
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. . 
Diefes Befte nun foll durch den rheiniſchen Bund der 
zwecket werden, und diefer fol nicht tur dem Wehrſtande, 
- fondern auch dem CTivilffande eine ganz andere Verfaſſurg 
geben. Es iſt wahr, auch diefer leßte harte feine Mängel.” 
- Dem Reichsoberhaupte waren die Hände, um Böſes zu thun, 
durch die Kapitulationen weislich, aber auch eben fo unweiss‘ 
lih, um Gutes zu thun, gebunden, indeffen fich die Reichs⸗ 
ftände diefelben immer mehr und mehr zu Beidem öffnen" 

- ließen. ’ 
Beſonders waren es die Kurfürften, die fih nach und‘ 
nach fa viel Macht vor den Fürften und Grafen zuzufapi us 
liren wußten, da ein deutfcher mittelbare Unterthan unm:"f' 
lich jedes Sintereffe fir die deurfche Majeſtät verlieren mußte.“ 
Was das ärgfte war, tft, daß fich auch die Neichsgerichte in 
einer fchlimmen Lage befanden. Salt es auch nur um cine 
. anfehuldige Ordination, öder um eine nöthige Provifionat: 
verordnung gegen einen Mächtigern‘ zum Beten feiner Un: 
terthanen, oder auch eines mindermächtigen Heichsftandes:’ 
ſo hielt es ſchon hart, nur ein Dekret zu erhalten, und ſelbſt 
ſeine Einkleidung verrieth dann die Furcht des Gerichts. Die 
Dekrete gegen Mindermächtige hatten "dagegen einen ganz 
andern Zufchnitt, in ihnen merkte man noch fo etwas von“ 
deutfcher Drajeftät. Alles diefes ift aber Pein Wunder, wenn 
man mehrere bedrohliche Schreiben von Miniſterien mächti⸗e 
ger Kurfürften an die Neichsgerichte (beſonders an das 
Kammergericht) in denen dann auch Bedrohuiilär vom Eins 
behalten der Kammerzieler enthalten ' waren, geleſen hat; 
wenn man (das war mein Fall ſchon vor ungefähr 25 Jahr" 
ven) gehört hat, 1; ein noch wirklich lebender Beamter in 
einer anfehnlihen Gefellfchaft, in welcher von einer Erekur 
tion in Sachen eines Mindermäctigen gegen feinen Herrn“ 

E die Nede war, die Aeußerung fallen ließ: 
»Wir haben dergleichen Baiferliche Urtheile mehrere, die 
»wir aber, wie vielt andere, unter Die Bank ſchieben.« 


Yo 
Und wenn man es bei vielen andern Gelegenheiten erfahren 
hat, daß diefes der Geift aller derjenigen deutſchen Fürſten 
war, die ihm die Zügel ungeftraft saufen laffen zu dürfen 
glauben mochten. * 

Weiß man nun gar, daß der Raifer unter folchen um⸗ 
ſtänden dem Reich nicht hold ſeyn konnte, daß er oft, wenn 
vom Reichswohl geredet wurde, nur das Privatwohl feines, 
Häufes gemeint war; daß er verinög feiner Reſervatrechte 
allerlei, nur zu oft fürs Ganze nachtheilige Privilegien ers 
theilte;, daß er mehreren mindermärhtigen Ständen,‘ deren 
Revenüen doch beim Alten blieben, Grafen- oder Fürſten⸗ 
würden gab; daß dadurch ihre Bedürfniſſe auf Koften der, 
Unterthanen immer mehr und mehr anwuchſen; daß letztere, 
wenn fie mit ſchweren Koſten und eine Reihe von Jahren 
hindurdy ein oft mageres Stüd richterlicher Hülfe erbettelt., 
"hatten, durch einen Vergleich am Ende. doch einen Theil ih- 
red echtes zum Opfer. bringen mußten, um den andern zu. | 
erhalten ( und- fo viele andere Anmerkungen zu. übergehen ): 
fo kann man wohl mit. Wahrheit jagen, daB auch die Eivik 
ſtaateverfaſſung ihre großen Mängel, wenigſtens in Anſehung 
der deutſchen Unterthanen, wie auch. der konnexionsloſen 
mindermächtigen, Stände hatte, wie gut fih auch immer die 
Mächtigerm. dabei befindeg mochten, Gerade in Kriegszeiten 
konnte man ‚eg am ‚beiten fühlen, wie e wahr dag bier. Ge⸗ 
fagte if... 

Wird nun allem diefem durch den rheiniſchen Bund, 
und das hoffen wir, möglichſt abgeholfen, dann Segen über: 
ihn, und Heil dem großen, ohnehin zu nichts, was nicht 
groß iſt, geſchaffenen Na poleon ſowohl, der den Bund ver: 
anlaßt hat, als deſſen erlauchten VBaſörderern, indem fie ihre. 
Hände dazu geboten haben. 


_ | J J 
Hr jeins, finge ich nicht im dem Bunde, weiches beq 
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mit io Zeilen: htte ansgedruckt werden können, daß näm⸗ 
lich der Unterthanen darin mit keiner Sylbe Erwähnung ge⸗ 
ſchieht *). Wahrſcheinlich kommt dieſes daher, daß ein jeder 
der Bundesgenoſſen ohnehin ein Uebermaaß von huldreichen 
Empfindungen in feinem Herzen gegen bie Unterthanen hatte, 
deswegen eine eigene Erwähnung: ihrer für unnöthig hielt, 
und ſchon Tange die Lehre‘ Friedrichs durchdacht und ausger 
nbt hatte, welcher ſchrieb: *) Nous avons remarque, que 
‚les citoyens n’ont accorde la pre&minenee à un de 
leurs semblables , qu'en faveur des services, qu ls . 
attendoient de lui. Ces services consistent à mainte- _ 
nir les loix, à faire exactement observer la justice, 
à s’opposer de toutes ses’ forces à lä Corruption des 
moeurs, ä defendre l’etat contre ses ennemis. 2), 

Diefer große Mann kannte doch’ wohl. die Pflichten der 
Regenten, ſo, wie die Rechte der Unterthanen. Die Kanauef 
Zeitung will von Napoleon nachſtehende Aeußerung gegen 
den preußiſchen Kommerpräſdenien von Scheunitz vernom⸗ 
men haben: ) 

»Es käme jedem Achten preußiſchen Patrioten m, zu 
‚berechnen, wie theuer es feinem Vaterlande zu ſtehen ka⸗ 
»me, wenn die Ruſſen ſolche Fortſchritte machten, und wenn 
die Lehre: Daß die Völker für die Könige und 








u 6) Eine fchöne Erklärung darüber giebt Johannes von 
Müller in der von und ©. 145 u. f. im vierten Hefte abge⸗ 
drudten Recenſion in der Jenaer alla. Literatur » Zeitung. 

w. . 

1) In den Oeurres posthumes 3, 6. &. 65, 

2) Ueber diefen fürgen Tert findet man fehr kurze, natürliche 
und ſehr bündige Noten im bten Heft des Rheiniſchen Bundes. 
S. 426. uf. 

3) Vom laufenden Jahr 1607, Num. 85. Vergleiche auch 
damit die broßherzogl. darmſtädtiſche Landzeitung No. 69. 
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U Beilage 2. 


Ergänzung des unter Ziffer 1. der Schrift der Proturatorn . 
... im Auszuge mitgetheilten Schreibens ‚der Herren Kam⸗ 
mo⸗richter, Präſidenten und Aſſeſſoren an Se. Hoheit 
den Fürſten Primas d. d. Wezlar den a7ten Auguf 
1806. re 
»Nur der Untrag ber Supplifanten- — ihnen, (abs 
Die Erhöhung der; Zielet zu ihrer Entichädigung nicht Hin 
reichen follte, aus dee Depofitentafe, dem: Armenfädel umd 
andern disponiblen Fonde, — morunter .ohne Zweifel:die 
us den Ucherfhuß Ser Suftentationstaffe ger 
fammelten Kapitalien verftanden find — zu Hilfe zu 
konimen, hat unſere Aufmerkſamkeit erregt. So gewiß wir 
weit entfernt find , den Supplikanten irgend. etwas in den 
Weg zu legen, dad die Erleichterung ihren: traurigen 
Lage behindern könnte; "for gewiß wit ung zu -fagen wiſſen, 
"daß die Entfhetrdungiberfene Vorſchläge allein von 
den demnächſtigen allerhödften, höchſten ımb hohen 
Entſchlieſungen der "Stände. abhangen wird, bie wir. in ‚Uns 
terthänigkeit erwarten, und in jedem Falle tief verehren 
werden; — fo würden wir bach zu fehlen glauben, 
wenn wir Ener Hoheit nicht vortäufig ‚eine kurze Weber: 
fiht von den Berhältntffen jener Kaſſen vorlegten, 
weiche vielleicht die. demnächſtige Reſolution erfeichtern oder 
auch, motiviren könnte. — 

Hierauf folgte eine Ueberſicht des Beſtandes der ver⸗ 
ſchiedenen Kaffen. — Dann heißt es weiters: »Nur die eins 
zige Bemerkung wagen. wir in tiefefter Unterthänigleit Euer 
Hoheit vorzulegen: ob ed mit der Billigkeit übereinſtimmen 
möchte, wenn die fuppligirenden Prokuratoren durch Hinwei⸗ 
fung auf diefe Gelder, für ihren künftigen Unterhalt voll⸗ 
tommen gedeckt würden, und wir nicht nur die zu unferer 
Subfiftenz unentbehrlichen Zinfen derfelben, fondern 


ten: — ' 


auch jede Beihülfe zur etwanigen Ergänzung anſerer Ent⸗ | 
ſchädigung aus den Kapitalien ſelbſt durchaus verlleren ſoll⸗ 


Indem wir biefe Anſicht der Sache Euer Hehent unier | 


tHänigft zum höchſten Ermeſſen und Prüfung. darlegen; ers 
lauben wir ‘uns die wiederholte Verſicherung, daß es nicht 


unfere Abſicht iſt, den Profuratoren und Advokaten 


des bisherigen Kaiſerlichen und Reichskammergerichts bei 


irgend einem billigen und gerechten Geſuche ders. 


felden.-auch nur entfernt eine Hinderniß in den Weg zu 
legen. — Wir..haben vielmehr, um ihnen zu zeigen, daß 
wir offen und redlich mit ihnen zu handeln. gefonnen 
find, ihnen den Inhalt diefes unfers unterthänigften Schrei 
bens, die Bedenklichkeiten, die wir bei ihren Aus 
trägen gefunden haben, eräffnet.< 

Wir x. 





> 





3. 


Königlich Baieriſche Verordnung, bad Verhäftniß 


der Sorenfen zur Staatögemwalt betreffend. 





-_ 


u 


Wir Haben in Unferer Deflaration über die Beſtimmung 


der fünftigen Verhältniſſe der Unferer Sonverainität unters 
worfenen Nitterfchaft mit ihren Hinterſaſſen zu den verfchies 
denen Zweigen der Staatsgewalt, Lit. A. $.6. verordnet: *) 


Diejenigen adelichen Gutsbeflger,. deren Familien: Eigen; 














S. Hrfts. ©. 226. 
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: Beilage 


Ergänzung deg unter Ziffer a. der Schrift der Profratoren . 

im Auszuge mitgetheilten Schreibens der herren Kam: 
. msgrichter, Präfidenten and Aflefipcen au &e. Hoheit 
..... den Zürften Primas d. d. Wezlar den Srten Aaguf 

.. 1806. on 

»Nur der Ahtrag der Supplifanen — ihnen, (aß 
die Erhöhung der Zielet zu ihrer Entichädigung nicht hin⸗ 
reichen jollte, aus der Depofitenfafe, dem Arnienfädel und 
andern disponiblen Fonds, — mworunter ohne Zweifel bie 
aus dem Weberfhuß der Suftentationstaffe ges 
fammelten Kapitalien verftanden find — zu Hülfe zu 
kommen, hat unſere Aufmerkſamkeit erregt. So gewis wir 
weit entfernt find , den Supplikanten irgend etwas in den 
Weg zu legen, dad die Erfeichterung ihrer: ‚traurigen 
Lage behindern könnte; ſo gewiß wir uns zu fagen wiffen, 
"daß die Entſcheidungüber jene Vorſchläge allein von 
den demnächfligen alferhödften, höchſten md hohen 
Ensfchliefungen der Stände abhangen wird, bie wir in Uns 
terthänigkeit erwarten, und in jedem alle tief verehren 
werden; — fo würden wir bach zu fehlen glauben, 
wenn wir Ener Hoheit nicht vorläufig eine kurze Ueber⸗ 
fiht von den Verhältntſſen jener Kaflen vorlegten, 
welche vielleicht die. demnächſtige Nefolution erleichtern oder 
auch, motiviren könnte. —« 

Hierauf folgte eine Ueberſicht des Beſtandes der ver⸗ 
ſchiedenen Kaſſen. — Dann heißt es weiters: »Nur die eins 
ige Bemerkung wagen wir in tiefefter Unterthänigkeit Euer 
Koheit vorzulegen: ob ed mit der Billigkeit übereinſtimmen 
möchte, wenn die fupplizirenden Profuratoren durch Hinweis 
fung auf diefe Gelder, für ihren künftigen Unterhalt voll 
tommen gedeckt würden, und wir nicht nur die zu unferer 
Subfiftenz unentbehrlichen Zinfen derfelden, fondern 
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34. 
Es if Sriede! 





“ . 


Beim Schluſſe dieſes Hefts erhalten wir den von den Be⸗ 


vollmächtigten Ihrer Majeſtäten, des Kaiſers der Franzoſen, 


Königs von Italien und Protektors der Rheiniſchen Konfö⸗ 


deration, ſodann des Kaiſers von Rußland, am ten Julius 


m J. zu Tilſit 9%) unterzeichneten Rricdensvertrag, dem 


am gten in der nämlichen Stade der Friede mit Preuffen 


folgte. Die Ratifikation des erſtern wurde zu Tilfie am 9; 
‚die des leßtern am ı2. zu Königsberg ausgewechfelt. 

Da ohnehin diefes Heft fehon iiber die gewöhnliche Bo 
genzahl ſtark ift, auch die Veränderungen noch nicht befannt 
find, welche dadurch in der Nheinifihen Konföderation entſte⸗ 
ben; fo verfparen wir den Aödruck beider Friedensverträge 
für das nächfte Heft, welches mmverzüglich geliefert werden 


wird. Vorläufig bemerken wir, daß ſowohl dee Kaifer von 
k Rußland als. der König von Preuffen, nicht nur. die Rheigir 


fihe Konföderation felöft, fondern auch alle Dispofitionen ans 
erfannt haben,; welche der Kaifer Napoleon in den eroberten 
Staaten zu treffen für gut finden wird. Beide Traktaten 


- werden wir mit den erklärenden Noten, wie die Bundesakte 
“im erften Hefte, begleiten, und wir hoffen alsdann aud) bie 
. Veränderungen in Dentfchland zugleich mit anführen zu 


können. | 








- —— — — 
*) Koöniql, Preuffifche gutmnediatſtadt im Inſterburgiſchen Seife, in Oſt⸗ 
bdreuſſen an DEE Memel. 


E 
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35. 


Verbeſſerung zweier Druckfehler in der im fiebenten 
. Hefte ©. 65. u. fe abgedruckten Abhandlung. 





Ar der in der Ueberfchrift bemerften Abhandlung find nach⸗ 
folgende ‚nothwendig zu verbeffernde Druckfehler eingefihlts 
den: 
©. 70. 3. 25. muß es kart: 
»wo aber eine ſolche beſchränkte Vorſqhrift nicht | 
ftatt hat» 
heißen: 
»wo aber eine ſolche beſchränkte Berfaffung nicht 
ftatt hat» 
und S. 73. 3. 21. ftatt: 
»denn es fehlte an dem fichern Beſitze des ge: 


fpendeten Patriotifm; bie Srundfefte | der {| 
Staaten wäre ertüdtet» 


muß es heißen: oo 
»denn es fehlte an dem fihern Beſitze des Ges 


fpendeten; Patriotiſm, die Stundfefte der Staus 
ten, wäre ertödtet.» 


Ber... 
®beinifbe Bund. 


Neuntes see 


— ——— 





And einige Anmerkungen über bie cheiniſche Bundes⸗ 
akte vom 12ten Juli 1806, welche die Durch⸗ 


leſung der 6 Hefte des Reinſcchen Bundes ver⸗ 
onlaſſet hat. EEE FRE Er 





⸗ 
nr z ."®ı A . “ 
I .. ‘ J 3 


Worettunetung 


re 


Worun die nachfolgenden Bemerkungen" oft den Namen 
des Verfaſſers geſchrieben ſind, das wird ivohl dem Publi⸗ 
kum gleichgültig ſeyn, wenn fie mur zeigen, DAB fie nützliche! 

— vielleicht nöthige Wahrheiten, mit Beibehaltung bee 
Ehrfurcht gegen 2 bie, velche fe geiten ſollen, enthalren. 





§. . 
Es⸗ iſt nicht wohl möglich, daß ein Deutſcher dei der neuen. 
Stastsumwälzung ohne Theilnahme 1 bleiben, Eönnte, Hat er 
die alte Verfaſſung mit ihren Mängeln gekahnt; ſo wird er 
adurch die Hoffnung, eine neue könne denſeiten abhelfen ent⸗ | 
zückt, "aber auch zugleich wieder in Eutcht Befeht, ‚wenn En 
zu bemerken glaubt, daB die neue vlelleicht auf einer "Se 
28. 
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Verbeſſerung zweier Druckfehler in der im fiebenten 
. Hefte ©. 65. u. f. abgedruckten Abhandlung. 





In der in der Ueberſchrift bemerkten Abhandlung ſind nach⸗ 
folgende nothwendig zu verbeſſernde Druckfehler eingeſchli⸗ 


chen: 
©. 70. 3. 25. muß es ſtatt: 
wo aber eine ſolche beſchränkte Bor chrift nicht 
ſtatt Hat» 
heißen: 

»wo aber eine ſolche befchränfte Berfaffung nicht 

ſtatt hat» 
und S. 73. 3. 2ı. flatt: 

»denn es fehlte an dem fichern Beſitze des ge: 
fpendeten Patriotifm; die Grundfeſte der 
Staaten wäre ertödtet» ’ 

muß es heißen: oo. 

»denn es fehlte an dem fichern Beſitze des Ges 
fpendeten; Patriotiſm, die Grundfeſte der Stans | 
ten, wäre ertödtet.» 


D ee. 5 BR = 
Reinifse Bund, 
Meuntes se 
Auch einige Anmerkungen über die cheiniſche Bundes⸗ 
akte vom 12ten Juli 1806, welche die Durch⸗ 
leſung der 6 Hefte des Rheiniſchen Bundes ver⸗ 


onlaſſet EEE ze ru 





nn — — 





ZT 
| Boreitnnehung. 
Warun die nachfoigenden Vadertungen vhne den Namen | 
u des Derfaffers gefchrieben find, das wird mwohE:dem Publi⸗ 
tum gleichgültig ſeyn, went ‘fie nur zeigen, DAB fie nützliche: 
— vielleicht nöthige Wahrheiten, mit Beibehaltung * 
Ehrfurcht gegen a Mer weiche fe gelten ſollen, entfalten 


[2 
”„ ’ 





4. Pe Fe 

Es iſt nicht wohl moglich, daß ein Deutſcher vei der neuen. 

Staatsummwälzung ohne Theilnahme bleiben könnte. Hat er 

die alte Verfaſſung mit ihren Mängeln gekähnt; ſo wird ee. 

.% durch die Hoffnung, eine neue könne Benjelben ‚aöhetfen, e ent 

zückt, aber auch zugleich wieder in zud Beiegt, 

zu bemerken glaubt, daB die. neue vieleicht auf einer Pe 
00, 
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zu weit ausgedehnt , auf der andern aber zu ſehr einge 
ſchränkt werden wolle. 

So viel iſt gewiß, die alte deutfche Konſtitution, en, 
täufendjähriges Machmert, tagte nicht mehr viel, was im⸗ 
mer die alten Publiciften zu ihrem Ruhm fehrieben, am 
allerwenigften aber fiir den Krieg, weil ihr, wie der, fiebens 
jährige Krieg gezeigt hat, ein einziger Monarch von mittels’ 
mäßigen Kräften und nur großem Kopf. faft den Herzftoß 
gegeben, und weil das, was feit kurzem unter unfern Aus 
. gen gefchah, gefchehen konnte. Wäre es auch, was freilich 
feit Jahrhunderten nicht mehr der Fall war, mit der einen 
oder der andern Eroberung gelungen; fo wäre nicht einmal 
jemand vorhanden geweſen, der ſich ihren. Beſttz hätte zus 
eignen können, das deutſche Reich ſelbſt ausgenommen, das 
aber derlei ſtaatsrechtlicher Vortheile ſeit Jahrhunderten ent⸗ 
wöhnt war. Sein Zuſtand war, ſich nur zu freuen, wenn 
ihm nicht bei jedem Kriege die eine oder die andere Provinz 


abgeriſſen wurde, welches aber faft immer der Fall war. Seit 


Kaifer Kari V. und Kaifer Franz I. beſchuldigte ein Haus 
das andere immer einer beabfichteten Univerſalmonaͤrchie, 
und. ich zweifle nicht, wer. eine Davon Napoleons Kopf, 
feinen Zeitgeift und die. Umſtände, ſolch ein Projekt zu reali⸗ 
firen, gehabt haͤtte, daß wohl ein-jedes feinem Wunfche Dar 
ſeyn zu ‚verfchaffen, gefucht. haben würde. Vorwand von 
Projekten digfer Art, nebft andern war es indeffen doch, 
durch welche oft deutſche Gefilde mit deutſchem Blute gedüngt, 
die durch Oekonomie geſammelten kleinen Vorräthe in Frank⸗ 
reichs Ocean abgeleitet wurden. 

War aber alles dieſes hauptſächlich das Werk unſers 
benachbarten Frankreichs, und dann der Eiferſucht der Fürs 
ften gegen. einander ; _ ‚haben, dieſe zuſammen unſerer guten 
Nation ſo viel Bbſes verurſacht: ſo iſt es doch billig, daß 
ſich auch dieſe endlich einmal zum Beften diefes Staats vers 
einige daben. * 


Pur ar 2 me v VE EEE 
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J 0 
Diefes Beſte nun fol durch den rheinifhen Bund der 
zwecket werden, und diefer foll nicht fur dem Wehrſtande, 
fondern auch dem Civilſtande eine ganz andere Verfaſſung' 
geben. ° Es iſt wahr, auch dieſer letzte hatte ſeine Mängek. 
Dem Reichsoberhaupte waren die Hände, um Böſes zu thun, 
durch die Kapitulationen weislich, aber auch eben ſo unweis 
lich, um Gutes zu thun, gebunden, indeſſen ſich die Reichs⸗ 
ſtände dieſelben immer mehr und mehr zu Beidem öffnen 
ließen. a 
Befonders waren es die Aurfürſten, die ſich nach und 
nach fü viel Macht vor den Fürſten und Grafen zuzukapi u— 
firen wußten, daß ein deutfcher mittelbarer Unterthan unm:"F" 
lich jedes Intereſſe für die deutſche Majeſtät verlieren mußte.“ 
Was das ärgfte war, iſt, daß fich auch Die Neichsgerichte in‘ 
einer fchlimmen Lage befanden. Salt es auch nur um eine 


. unfchuldige Ordination, oder um eine nöthige Proviſional⸗ 


verordnung gegen einen Mächtigern zum Beſten feiner Un; 
terthanen, oder auch eines mindermächtigen Reichsſtandes! 


ſo hielt es ſchon hart, nur ein Dekret zu erhalten, und ſelbſt 


28 
.. 
s 


feine Einkleidung verrieth dann die Furcht des Gerichts. Die 
Dekrete gegen Mindermächtige hatten dagegen einen son 
andern Zufchnitt, in ihnen merkte man nöch fo etwas von" 
deutfcher Majeſtät. Alles diefes ift aber fein Wünder, wenn 
man mehrere bedrohliche Schreiben von Minfſterien michu⸗ 
ger Kurfürſten an die Reichsgerichte (beſonders an das 
Kammergericht) in denen dann auch Bedrohutigen vom Eins 
behalten der Kammerziefer enthalten "waren, geleſen hat; 
wenn man (das war mein Fall ſchon vor ungefähr 26 Jahe 
ven) gehört hat, Nr: ein noch wirklich lebender Beamter in 
einer anfehnlichen Gefellfchaft, in welcher von einer Erekus‘ 
tton in Sachen eines Mindermäctigen gegen feinen Kerr 
die Rede war, die Aeußerung fallen ließ: 

»MWir haben dergleichen Paiferliche Urtheile mehrere, dis 

ir aber, wie viele andere, unter Die Bank fchieben.« 


[d 


— 
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Und wenn man es bei vielen andern Gelegenheiten erfahren 
hat, daß diefes der Geift aller derjenigen deutſchen Fürften. 
war, die ihm die Zügel ungefraft laufen. laffen zu dürfen: 
glauben mochten. J 

Weiß man nun gar, daß der Raifer unter folchen um⸗ 
ſtänden dem Reich nicht Hold ſeyn konnte, daß er oft, wenn 
vom Reichswohl geredet wurde, nur das Privatwohl feines, 
Häufes gemeint war; daß er vermög feiner Refervatrechte 
aflerlei, nur zu oft fürs Ganze nachtheilige Privilegien ev; 
theilte;, daß er mehreren mindermärhtigen Ständen,‘ deren 
Revenüen doch beim Alten blieben, Srafens oder Fürſten⸗ 
würden gab; daß dadurch ihre Bedürfniſſe auf Koſten der. 
Unterthanen immer mehr und mehr anmwuchfen; daß feßtere, 
wenn fie mit ſchweren Koſten und eine Reihe von Jahren 
hindurch ein oft mageres Stück richterlicher Hülfe erbettelt 


hatten, durch einen Vergleich am Ende. doch einen Theil ih⸗ 


res. Rechtes zum Opfer. bringen mußten, um den andern zu. 
erhalten ( und- fo viele andere Anmerkungen zu. übergehen): 
fo kann man wohl mit. Wahrheit jagen, dab auch die Civil⸗ 
ſtaatsverfaſſung ihre großen Mängel, wenigſtens in Anſehung 
der deutſchen Unterthanen, wie auch der konnexionsloſen 
mindermächtigen Stände hatte, wie gut ſich auch immer die 
Mächtigen. dabei befindeg mochten, „Gerade in Kriegszeiten 
fonnte man..eg. am ‚beiten fühlen, wie: 6; wahr das hier. Ser 
ſagte iſ. 

Wird nun allem dieſem zurch den rheiniſchen Bund, 
und das hoffen wir „möglichſt abgeholfen, dann Segen über 
ihn, und Heil dem großen, ohnehin zu nichts, was nicht 
groß iſt, geſchaffenen Napoleon ſowohl, der den Bund ver: 
anlaßt hat, als deſſen erlauchten Veſörderern, indem ſie ihre 


Hände dazu geboten haben. 


⸗ 


Br 4. E 
Me ‚eine fine ich nicht in dem Bunde, welches doch 
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mit zwo Zeilen hatte ansgedruekt werden können, daß nam⸗ 
lich der Unterthanen darin mit keiner Sylbe Erwähnung ge 
ſchieht *). Wahrfcheinlich kommt diefes daher, daß ein jeder 
der Bundesgenoffen ohnehin ein Mebermaaß von huldreichen 


Empfindungen in feinem Hetzen gegen die: Unterthanen hatte, 


deswegen eine eigene Erwähnung ihrer für unnöthig hielt, 
und ſchon lange die Lehre‘ Friedrichs durchdacht und ausger 
nbt hatte, welcher fchrieb: *) Nous avons remarque, que 
‚les eitoyens n’ont accorde la ‚Prööminenee a un de 
leurs semblables , qu'en faveur des’ services, qu ls. 
attendoient de lui. Ces services consistent à mainte- _ 
nir les loix, & faire gxactement observer la justice, 
à s’opposer de toutes ses forces a là corruption des 
möeurs, ä defendre l'état contre ses ennemis ?). 

Diefer große Mann kannte doch’ wohl: die Pflichten dei 
Hegenten, fo, wie die Rechte der Unterthanen. Die Hanauer 
Zeitung will von Napoleon nachſtehende Aeußerung gegen 
den preußiſchen Kammerpräſi identen von Scheunitz vernom 
men haben: ) 

»&8 käme jedem Achten preufifchen Patrioten u, ini 
‚sberechnen, wie theher es feinem: Vaterlande zu ſtehen ka⸗ 
»me, wenn die Ruſſen foiche Fortſchritte machten, und went 
»»die Lehre: Dafi die Völker. für die Könige und 








u *) Eine fchöne Erklärung darüber giebt Johannes von 
Müller in der von und ©, 145 u. f. im vierten Hefte abge⸗ 


druckten Recenſi on in der Jenaer allg. Literatur » Zeitung. 
W. 


1) In den Oeuvres postkumes 3, 6. &. 65, 


2) Weber diefen kurzen Tert findet man ſehr kurze, natürliche | 
und fehr blindige Noten im b6ten Heft des Rheinifchen Bundes. 
S. 426. u. f. 

3) Vom faufenden gahr 1807, Num. 85. Vergleiche auch: 
damit die großberzol darmſtädtiſche Landzeitung No. 69. 


f 
. 


ige 


— 


»Kabinette von. Königsberg die Oberhand gewänne.« 

Man kann ſicher glauben, daß dieſer Grundſatz allen 
jenen Monarchen eigen iſt, die nicht ihre Rechte von der 
Stärke ihrer Fäuſte, ſondern aus den eigenen Quellen des 


Öffentlichen Wohls ableiten. Natürlich alfo, daß auch diefer 


Grundſatz von Napoleon adoptirt iſt. Es ift auch nicht ein 
einziger feiner Qundesgenoffen, welcher anders dächte ), Fein 
einziger, weicher nicht von allem dem durchdrungen iſt, was 
Friedrich weiter ſchreibt: 6) »Le mal arrive a son comble, 
si des, ames perverses parviennent a persuader au 
Souverain, ‚que ses interets sont Uifferents ä ceux de 
ses sujets ,. alors le Souverain devient l'’ennemi de, 


ses peuples, , sans sayoir pourquoi, il devient dur, " 


severe, inhumain par mal entendu, car le principe, 
dont il. part,, ‚Stant' faux, les cousequences le doivent 
ötre necessairement.‘ Le Souverain est attache par 
des liens indissolubles au corps de l’etat; par conse- 
quent il ressort par repercussion tous les maux, qui 
affligent ses sujets, et la societ& souffre &galement 
- des malhenrs, qui touchent son Souverain. II n'y a 
gu'wa bien, qui .est. celui de l’ctat general« 

„.  Unmöglich kann auch der o. in einem deutſchen Bü 
fienherzen aufkeimen: 


Biete Taufend , viele Millionen Menſchen ſeyen nur 


— — — — — — 


4) Eine Behauptung, die nur ſeit den letzten Decennien, zum 


Glück nur von einigen verfchrobenen Köpfen, die ben Machiavell 
gar ſchlecht ſtudiert haben, beſtritten wird. 

8) Das Gegentheil von Ihm Selbſt, oder einem ſeiner Bun⸗ 
deögenoffen nur zu berinuthen, wäre mir unmöglich. 

6) In den angeführten Oeurres posth, 3. 6. ©, 68, auch 
das 6te Meft des rh. B. ©. 450. 


7 \ 


nicht die, Könige für.die Völker da feyen 9, im 
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ba, um blos das Intereſſe eines und des andern Fürften 
zu befördern, und diefer Eine fey nur für fich felbft da. 
Ein Satz, der die Grundpfeiler der menfhlichen Natur 


zerſtört, und gegen den ſich jeder Verſtand empört. Ich 


fürchte ‘alfo nichts für den Unterthan; würde es aber doch 
mit für die Krone in der Bundesakte anſehen, wenn wenige 
ftens in einem Nachtrage zu ihrer Beruhigung erklärt weis 
“den wollte, wie die in derfelben gefchehene Auflöfung und 
Zernichtung der Reichsgeſetze verſtanden ſeyn folle 7), deren 
doch gar viele, ohne alfe Rückſicht auf die deutſche Staats⸗ | 
verfafung , blos zur Beſchirmung des Eigenthums und der - 

Privat⸗ Unterthanenrechte erlaſſen worden find. « U 


I 3. | | J 

Eine Verſündigung gegen die Menſchheit begeht der, 
welcher behauptet, daß die Errichtung der Somverainität das 
Grab aller Unterthanen : Rechte ſey, und welcher Abfichten 
dieſer Art nur. einem der Souveraine, die bekanntlich alle 
über jedes Lob erhaben ſind, beimeſſen wollte. Sieht man 
aber vollends auf. die Yewegurfache der errichteten Bundes; 
alte; fo werden Beimeffungen diefer Art noch ünverzeihfts 
her. Sie iſt gewiß die edelſte. Ihre Abſicht I, duch ans 
gemeſſene Anordnungen den innern und äußern Fries 
den des füdlichen Deutſchlands zu ſichern ). Und wenn es 
gleichwohl im oten Artikel des Bundes beißt, ja zu Erreis 
hung dieſes großen Zwecks beißen. muß : Daß. alle’ 
Meichsgeſetze, welche die Verbündeten, ihre Unterthanen, ihre 
Staaten oder derfelden Theile betreffen oder verbinden könn- 
ten, in Zukunft nichtig und ohne Wirkung feyn ſollen, wenn 
7) Man ſehe Art. 2. des Bundes, der aber von Mehreren 
gar ſehr theils ſchon wirklich mißverſtanden wird, theils kunfris 
noch mehr mißdeutet werden wird. 
Man ſehe die Bundesakte 1. Peek 6. 12. Not. 1. — 
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gleichwohl nur die ‚Rechte ber. Staatsgläubiger gemäß 
des Reichsdeputationstezeffes von ı805, auch deffen Art. 59. 
ausgenommen find; fo. bat doc) feiner der Pacifienten nur 
daran gedacht, daß er dadurch nun an keinen feiner Verträ⸗ 
ge mit ſeinem Lande oder einzelnen Unterthanen, an — 
zwiſchen ihnen rechtskräftig gewordene Urtheile, Werzahrumns 
gen, Vergleiche ꝛc. gebunden fey ?), weil Bande dieſer Art 








2) Schämen würde ich mich, nur eine ſolche Saite zu berühs 
ren, wenn sch nicht am Staatsruder fißende Männer kennete, die 
ſich den 2ten Bundekartikel auf eine fo folgenvolle Art erflären, 
und man nicht hin und wieder ſchon Wirfungen felcher perverſen 
Erflirungsmerhode fühe, wie auch, daß es mit Ter Zeit jelbit 
naht auch Regenten geben könne, bei denen Grundfüße dieſes 
Art. Eingang finden dürften. " Daß Herr Geheimerraeh Medis 
kus nicht unter Männer diefes Gelichterd gehört , fieht man aus 
deu: 4ten Hefte des Äheinifhen Bundes S. 68. klar, wo er den 
Souverain, der Souverninität unbefchadet, an die Geſetze des 
Staats für gebunden erklärt: Wo Eommt es aber wohl ber, daß 
e3 Männer mit ihrer Interpretationsweife fo oft gegen gefunden 
Menſchenverſtand aufnehmen? Antwort daher: 1) fie haben oft 
nicht den Verſtand, welcher zur Berechnung der Folgen noͤthig 
iſt, wenn man Staatsgeſetze errichten oder vernichten ſoll, eder 
es fehlet ihnen doch 2) am Grund einer guten Moralität. Wenn 
ed aber auch 3) an keinem diefer Requiſiten fehlt ; fo giebt ed 
doch der böfen Beifpiele- zu vie. Weiß er nur eins feinen Abs 
ſichten entſprechendes, fo fcheinet ihm alle Mühe von Anwendung 
philofephifchen Scharfſinns nutzlos, feine Grinnde find — das 
Beifpiel, und er denkt, damit fen er gerechtfertigt , als wenn 
ed nicht für jede Söttife Beifpiefe in der Geſchichte gäbe! Ach 
verlange nür diefes: Prüfe man wenigftens die Gerechtigkeit und 
Thunlichkeit des Beifpield, ehe man nach ihm Borfchläge macht. 
Ein Recert gegen folche Verfündigungen würde e& vielleicht feyn: 
wenn ı) der Seuverain jeden Staatsdiener eidlich verbinde, 
nicht3 in Vorſchlag zu bringen, wo fich nicht das Wohl des Fiss 
kus mic dem Wohl der Unterthanen in einem Punkte vereinigen 
liege; wenn er 2) die Vorfchläge der Minifter zu neuen Gefegen, 
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ſchon in einem Zeitpunkto als unauflöslich geſchlungen waren, | 


fhon in einem Zeitpunfte ihr Dafeyn hatten, in welchem 
man noch nicht einmal den Namen Deutfchlands kannte. 


. 4. er = . 


| Wie ich fchon bemerkt Habe, der Zweck des theiuiſchen 
Bundes iſt einzig die Erhaltung äußerer und innerer Ruhe. 


Nerfichert- dagegen Herr Geheimerrath Medikus in ſeinem 


Kommentar über die Kit. 26, 27, 28 und 54 der Bundes; 
alte >): 


»Der Hauptzweck der vLosſagung vom geicheverband 


amd der Vereinigung zu einem. Bunde 'war, daß die 
»Theilhbader aus Reisſtänden Souveraine werden 
ſollten.« 

fo irrt er handgreiflich, indem er das Mittei für den Zweir 


anſieht. Beklagenswürdig würde der Sonverain ſeyn;“ der. 
teinen andern Zweck, als den, die Souverainität zu erlan⸗ 


gen gehabt Hätte. Geſetzt aber, es gäbe einen ſolchen wirk— 


lich, kommt es denn darauf an, was etwa Er für einen 


Zweck bei der Losſagung vom Reichsverband gehabt haben 
mag? Iſt nicht vielmehr auf den Zweck, den der ganze Bund, 
auf den, welchen der Protektor hatte, zu ſehen? Und glaubt 
man wohl, dem Droteftor hätte die Souverainität eines 














oder zur Vernichtung alter, 3. B. Privilegien u. £ w. durch die 


Landesfollegien , Yuftigs und Rentbeamten (oft feleit Ortsvorſte⸗ 


her) und Sachverſtändige prüfen, ſich von allen dieſen auf ihr 
Gewiſſen begutachten ließe, und wenn ſichs zugleich 3) die Mini— 
fier in den Berichtsfoderungs-Reſcripten nicht einmal von meis 
tem merken ließen, was ſie etwa felbit von der Sache dächten 1 
allenfalls ſchon darüber beſchloſſen Hätten. 

Auf dieſem Weg, denke ich, bekommt man Wabrbeit; und 
"der Souvernin ſieht ſich nicht genöthigt, morgen ein Gefep wie⸗ 
der aufzuheben, was heute gegeben wurde. 


1) Man fehe daß ate Heft des rh. B. ©. 82. 


- 
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deutſchen Reichsftandes am Kerzen Tiegen fünnen, wenn er 
nicht diefelbe als nöchiges Mittel ju einem höhern Zwei 
hätte geffatten wollen ? Er wußte, daß es in Deutfchland 
fauter Parthien gab, daß fih ein Theil der Neichsftände 
an Deftveih, der andere an Preußen hieng, daß fich mit 
unter der eine oder der andere Theil wieder losriß, an 
Frankreich knüpfte (je nachdem er fein Intereſſe berechnet zu 
Haben glaubte), daß ſich die Neichsftände unter einander 
(ſelbſt verbrüderte Käufer) haften und verfolgten, daß min 
dermächtige Stände darunter nur zu oft litten, daß es das. 
durch um das Aeufiere und Innere in Deutſchland herzlich 
ſchlecht fand, daß ſelbſt Frankreichs Ruhe darunter litt, und 
allem diefem wollte ‘der grofie Mann abhelfen; nur das wat 
Zweck, und zu diefem Zweck fah Er die Souverainieät als 
nöthiges Mittel an 2). 


6. 5. 

Wiſſen wir nun alſo die wahre Bewegurſache zum rhei⸗ 
niſchen Bunde; fo dächte ich, follte es eben nicht fo ſchwer 
zu begreifen ſeyn, warum die Verbündeten in der Akte eins 
erhalten, das andere nicht erhalten haben. Gleich oben an 
fieht die Souverainität. Was denkt man fih num aber 
wohl darunter?" Bekanntlich der eine zu viel, der andere-zu 
wenig. _ Eine Meine Erläuterung des Begriffs einer Souve⸗ 
rainität wird alfo ſchwerlich Schaden anrichten. | 

1) Weder die vorigen einzelnen Reichsſtände, noch - fie 


⁊ 











9 Wan kann es nicht läugnen, daß Herr Geheimerrath 
Medikus in. dem angeführten Kommentar mehrere Stellen: hat, 
die als Beweis feiner billigen Denkungsart gelten fonnen. Wenn 
es aber derfelben auch mehrere hat) die ich mit meinen Grund 
fägen nicht gu vereinbaren weiß, und wenn ich diefe nicht berens 
ders auöhebe , fo iſt nur dieſes die Urſache, Sag Prüfung. eines 
und des andern ded Bundes im Detail gegen meinen Plan get. 
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geſammt entſprachen dem Begriffe einer Souperainität. 
ur Kaiſer und Neid) erſchöpften denſelben. Daß die Fran⸗ 
en gleichwohl ſeit dem weſtphäliſchen Frieden die Reichs⸗ 
nde, auch die, den Mächtigern an politiſchem Gewicht fo 
it nachftehenden Mindermächtigen mit dem Prädikat Sou⸗ 
sain beeheten, iſt befannt , fo wie es fattfam in den ſchö⸗ 
n Betrachtungen fiber die Sonverainität der rheiniſchen 
undesgenoffen *) (die hoffentlich jeder Souverain leſen 
rd), dargethan if. Nach denſelben bedienten. ſich die 
anzofen noch vor einigen Jahren des Ausdrucks Souve: 
in gegen Reichsſtände ?), die auch 'noch in der Yundes: 
te ſelbſt als folche benannt werden ?). Sa! was wird man 
gen , wenn die Franjoſen Souverainität — = feföf dur ein 
st man * wohi ganz daran, daß der Ralfer noc vor 
rzem dem Marſchall Berthier über das Fürſtenthum 
euſchatel die Souverainität nicht nur; ‚ fondern auch dag 
igenthum. dariiber gegeben, ihn aber gleichwohl noch zu 
blegung des Homagialeides verbunden hat. Man kann 
fo mit Wahrheit ſagen, daß die Franzoſen mit der Sou⸗ 
wainieät nicht jenen ſcharf gezogenen Begriff haben, :den 
ir*) damit verbinden. 

: 2) Annehmen darf man. doch wohl auch, daß die 
Rönarchen von Spanien, Preußen, Dännemark, Oeſtreich, I 
mgland ꝛc. nebſt mehreren Republiken, obgleich in der Aus⸗ 





5) Siehe dab 6te Het 1.163. ©. 43 — 46, 

2) a. a. Drte. ran 

3) Heft 6. ©. 420. 

*) Eigentlich nur die Hofpubliziſten oder die Herren Zintef 
ad Konſorten verſtehen unter Souverain einen allmächtigen 
espoten. Hugo Grotius und feine würdigen Nechfolger 


enken von der Saches ganz anders. w. 
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itöung der Souverainitätsrechte mehr ober weniger Yefchram 
tungen eintraten, alle wahre Sonveraine find. Hieraus zeigt 
fihs doch wohl, daß in dem Begriffe der Souveramität 
viel, aber auch wenig liegen fann, daf er mır im Ganzen 
ein Begriff ift, der in die Kathegorie der generellen gehört, 
der, wie mannigfaltig auch feine Abftunfungen und Modiſu 
kationen jenn mögen, noc immer feine Haltung hat; fo wie 
‚etwa der Begriff einer Etadt, eines Fandes immer bleibt, 
wie groß auch die Unterfchiede des Reichs China und de 
Stadt London, in Vergleihung mit eneca und der Stadt 
Gelnhauſen feyn mögen. 

FR 3) Im presburger Frieden. wurde 3. B. Baiern und 
Bürtemberg die königliche Wiirde beigelegt, fie wurden dba 
durch Sowveraine, 0b jie gleich nach) eben diefem Frieden | 


‚im Reichsverbande, blieben +), und in diefem, fo wie fpäte 


der Fürſt von Neuſchatel dem Kaiſer von Frankreich, dem 
deutjchen Kaifer zur Leiftung des Homagialeides verbunden 
blieben. 

4) Der theinifche Bund hebt das Band der Bundes‘ 
genoffen zwiſchen Kaifer und Reich vollig auf, legt ihnen 
tonte Souverainété Bei, welches mehr zu feyn fcheint, und 
weiches auch in der That mehr iſt, indem fie mit feiner an: 
dern Macht in einer Verbindung mehr fichen, auch kein 
Bundesgenoffe dem andern etwas befehlen fann, und indem 
fie in dieſer Hinſicht im volleften Sinne unabhängig find, 
fo daß, wenn man die Kräfte und Nechte des ganzen Bun 
des zufammen denkt, fie auch gewiß ihre Unabhängigkeit be 
ſchützen können. Mas alfo vor dem Bund Kaifer und Reich 
zum Schuke einzelner und aller Landesherren thaten , das 





— 





4) In demſelben heißts Art. 7. Les Electeurs de Baviere 
et de Wurtemberg ayant pris le titre de Rai, sans nean- 
moins cesser d’appartenir a la confederation germanique etc. 


in Haberlins Staatsarchiv B. 15. H. 57. ©. 86, 


s 
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thut nunmehr der Sefammtbund. Er hat gewiß die Kräfte, 
eigentlich die Hauptperle eines Bundes, dazu. 
5) Außer dieſem allem erkläret auch der Protektor noch 
insbefondere einen Haupttheil det Souverainität dadarch, 
indem er fagt °): »Wir wünfchen nicht, daß man Uns das 
BGute zufchreibe, welches die Sonveraine in ihren Staaten 
»thun; Wir wollen aber auch nicht, daß man Uns die Uebel 
»zur Laft lege, weiche die Veränderlichkeit‘ menfchlicher Dins 
„»ge 6) in denjelben hervorbringen kann. Die inneren Anger 
‚»legenheiten eines jeden Staats gehen Ins nicht -an 7). Die, 
»Fürften des rheinifchen Bundes find Sonveraine, ohne eineh 
»Oberlehnherrn ®) zu Haben, die Zwiftigkeiten, welche fie mie: _ 
»ihren Unterthanen haben könnten, dirfen daher an einen 
»fremden Gerichtshof 9) nicht gezogen werden. Die Bun, 
 »desverfammlung iſt ein politifches Tribunal ꝛe). In der 


j ⸗ 





5) Man ſehe fein Schreiben an den Fürſt Primas vom zıten 
Gert. 1806. im 2. 9. des rh. B. ©..345. 

6) Eben dieſer Veränderlichkeit menſchlicher Dinge wegen iſt. 
man zu der Hoffnung berechtigt, daß der Protektor auch in die 
Zukunft für Beförderung des Guten uͤnd Vermeidung des Böſen 
ſorgen werde, welches gewiß ? dem Beet eines Protiktort nicht 
‚entgegen iſt. 


7) Doch, wenn die innere Ruhe, einer der Hauptzwede des 
Bundes, dadurch leiden ſollte? 


8) Zur Realiſirung des in der vorigen Note Bemerkten iſt | 
aber auch die Dualität eines Oberlehnherrn nicht noöthis, es fließt 
ſchon aus dem Begriff eines Protektors. 


9) Ganz konſequent mir der Aufhebung des Reichsverbandes 
in: der Bundesurkunde. Sie dürfen und ſollen doch an einen 
eigenen Gerichtöhof gezogen werden. ine noch nähere Ber 
ſtimmung des Eigenen wäre wohl auch zu wünſchen. 


10) In der Eigenſchaft einer politiſchen Verſammlung als | 
folcher, wie der deutiche Meichätdg: war‘, Taffem fich freilich 
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»That, Rechte, durch. welche das Bild der Souverainität - 
‚recht nad) Mothdurft ausgemahlet wird!« 


G. 6. 
“ Unangefehen nun alles beffen über die Souverainität 
Angemerkten wiirde doch Zeftftellung eines, die Souverainität 
ganz erfhöpfenden Begriffs noch immer Leine nußlofe Ber 
-  mühung ſeyn. Sch finde zwei Erklärungen davon in den 
Heften des Rheiniichen Bundes. Die 


Erfte ift von dem Herrn Geheimenrath Gärtner >), J 


fie heißt: 
 alintee Souverainität verfiche ich demnach die allerhöch⸗ 
Staatsgewalt, in fo fern dieſelbe die äußeren und inne⸗ 
seh Staatsverhältniffe und deren Lenkung zur Erreichung des _ 
»Bundeszweds betrifft. 3. ©. ı) das Recht über Krieg und. 
»Srieden, 2) die. höchſte ausübende Staategewalt, 3) die 
‚»Militairgewalt und das Recht Feftungen anzulegen. 4) Das 
„Recht Bündniſſe und Verträge mit den Nachbarn oder aud 
fremden Mächten zu fchließen, 5) das Recht, die iibrigen 
sim o6ten Artikel der Bundesakte beftimmten oberſten Staats⸗ 
»defugniffe auszuüben, 6) das Recht, endlich iiber die Ber: 
»häftniffe und Bedingungen, welche in der Konfüderation 
»atte konftituirt find, zu wachen, und alles zu dieſem Staats 
vzweck hinzuleiten.« Die | J 
eine Strittigkeiten zwiſchen Herrn und Unterthanen — ausmit 
teln, obgleich auch der deutſche Reichstag, wenn der Gegenfiand 
zu einer gemeinen Befchwerde dargelegt werden fonnte, derglei⸗ 
den ausgemittelt hat. Wie nun aber, wenn man einem Aus— 
fhuffe der Bundesverſammlung auch die Oberrichterqualität bei⸗ 
legte ? Daß diefes nicht noch nachgeholet werden könne, davon 
fagt die Bundesakte nichts, und daß es die, welche den Bund 
errichtet haben ‚ können, dad verfieht ſich von ſelbſt. 

2).Sie ſteht im öten Heft dei ch. B. ©. 209. 
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Zweite Erklärung heißt: 

»Souverainität (Oberherrſchaft) im, Allgemeinen heißt 
vbei ung Deutſchen doch wohl nichts anders, als die von « 
»einer höhern Macht völlig unabhängige Gewalt im, Staa: 

"te. — Uebt aber der Einzelne im Staat die höhere Gewalt 
ↄaus, ſd geſchieht dieſes entweder nach Geſetzen, welche die 
»Art und den Umfang dieſer Gewalt beſtimmen, oder nicht. 
»Im erften Falle haben wir den geliebten Monarchen ‚im 
siegten den gefürchteten Despoten ?).« 

Die beiden ‚Erklärungen fü find, wenn es um eine, Erkia⸗ 
rung · der Souverainitat überhaupt gite, gu 
erſten Erklärung gefällt mir aber die Erklärung 
die ‚dazu gewählten Veiſplele. 

” Ein anderes wäre es, wenn der würdige 

fer fi) darüber ausgelaffen hätte, ob er · a) die Souverainis 
tät überhaupt, ohne Rückſicht auf den Bund, oder’b) die 
Souverainität des ganzen Bundes , oder, c) dieſelbe eines, 
einzelnen Bundesgenoſſen habe befchreiben wollen 3). Einige 
der Veifpiele paſſen wohl auf die Souverainität des ganzen 
Bundes, aber nicht auf jene der Einzeinen; andere enthalten 
im Grunde mehr eine Pflicht, als ein Recht. 

Die zweite Erklärung, wie. kurz fie auch immer iſt, 
finde ich meinen Ideen entſprechender. Zu ihrer vollen Ents 
ſchöpfung — denn es gilt hier um den Begriff der Souver 
rainität nicht Überhaupt, fondern der im theinifchen Bunde 
beftimmten — wiirde ich fie alfo definiven: 

Die Souverainität iſt 
“a) in Betreff des ganzen Bundes; »die höchſte unabhängige 
Gewalt, das Befte des ganzen Bundesftaats zu Ka 











"2) Gtes H. des it. ©. ©. 4. 


3)'E5 ift wohl klar / daß eine diefer Sonperainitäiten nicht, 
wie die andere definist werden farm. ° 
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»dern»; b) in Betreff eines -jeden einzelnen Souverains 
aber: »die höchſte Gewalt, das Befte des ganzen Bundes. 
»ftaats Äberhaupt, und des einzelnen insbefondere nad) der 
»Vorſchrift und dem Geifte der Bundesakte zu 
xbefördern *).« 

Sin eine Definition muß zwar alles, aber ja nicht zu 
viel Oder zu wenig gebracht werben, | 


u g 7. 
Es follte mir fehr lieb ſeyn, wenn es mir "mie eine 
beftimmten Erklärung der Souverainität gelungen wäre, da 
fe vieles auf eine gute Definition anfonmt. Geſetzt aber, 
es wäre auch nicht, was Wunder? Selbſt die Sonverätne 
haben nicht einerlei Begriffe von der Souverainität *). 
Ihnen ift in dem 26ten Artikel der Bundesakte ihr beftimms 
tes Maaß, was nämlich zur vollen Souverainität gehören 
ſoll, zugemeffen worden, außerdem, aber nichts, es fey dann, 
wie es im <rten Art. Heißt: 
»Daß etwas von dem den Standesherren, und zwar nut 
in Betreff der Lehnrechte, zugeflanden fen, was essenti- 
ellement inherens ä la Souverainete wire.» 








4) Ich denke, es verſtehet fich von felbft, warum ich in bie 
legte Erklärung die durhfhoffenen Worte, und nid 
. auch in die erite gefegt habe. Der ganze, Bund wollte in nichts 
‚gebundene Hände haben. Wo die Wohlfahrt des Staats aufı 
hörte, da ift die Gränge der volleften Somverainität. 


*) Gelb im Ansdrufe, wenn Souverainität mit deutſchen 
Mamen bezeichnet werden ſoll, herrſcht Verſchiedenheit. Man bat 
fie freie Regentſchaft, unumſchränkte Herrſchaft/ oberſte Staats⸗ 
gewalt genannt. Und in Rückſicht landſtändiſcher Verfaſſung in 
die Verſchiedenheit eben ſo groß. Hier werden Landſtände aufı 
gehoben, dort beibehalten, im Bergiſchen neu errichtet, in eini⸗ 
gen wird ihre Gewalt beſchränkt. Bu | 
W. 
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Die integrivonden Theile der Souverainität. der Bundes: 
genoffen find im o6ten Artikel auf} 5 Punkte genau beſtimmt, 
und es ift möglich, daß aus dem arten Artikel noch etwas 
in Betreff der Lehen hinzufommen kann. | 
| Ließt man aber die verfchiedenen Organijationg: Daterice- 
der Souveraine, fo giebt der eine den Stahdesherren in 
Rückſicht des Art. 27. ju, was der andere ihnen abfpricht *). 
Einer glaubt, die Domainen des Standesheren fchlechters - ° 
dings, der andere diefelden nur Direkt, der. dritte diefelben aber 
auch indirekt befteuern, und unter diefer Diftinftion Straf - 
fengelder, Accis, Zoll, Stempelgelder an ſich ziehen zu 
dürfen, was wieder der vierte nicht zugiebt. Der fünfte 
.. glaubt zu den Bergwerken, auch zu Anlegung riener, wohl 
felöft auf den Domainengütern der Standesherren,, und fo 
auch auf die Sagden, wenigſtens in. den Gemeins und Pri⸗ 
‚vatwaldungen berechtigt zu feyn, welches der ſechſte Sous 
verain mit feinen Begriffen von der Souverainität gar nicht 
reimen ann. Gewiß iſt es alfo , daß die Soyveraine über 
den Umfang ihrer Souverainität ganz verſchieden denken ). 


\ 








*) Uns fcheint es daher auch ındglich, in der Folge eine Tas 
belfe hierüber zu entwerfen, um mit einem Blicke den Umfang 
der Souverainitätörechte in allen Staaten der Bundesgenoffen 
überfehen zu fönnen. W. 


9 Zum Beweiſe meiner Behauptung leſe man nur in den 
Heften über den rh. DB. "die Drganifationspatente berſchiedener 
Souveraine. 

Ich kann hier eine Bemerkung nicht wohl unterdrücken, ſie 
iſt wenigſtens in der Regel wahr. Je mächtiger ein Souverain 
iſt, deſto weniger genau wird er es mit den Standesherren neh⸗ 
men. Der Fürſt Primas gehört zwar in Rückſicht phyſiſcher Macht 
nicht unter die Mächtigeren, und Er giebt gleichwohl keinem an 
Großmuth nach. Dieſer Ausnahme wegen habe ich aber auch 

mieine vorige Behauptung nur von der Regel gelten laſſen. 


. 2. nn ’ . 03, 
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Ganz natürlich trifft nunmehr bie Reihe eine der 
Hauptfragen, nämlich: was haben denn die Souveraine in 
der Bundesurkunde über die Standesherren und ihre Lande 
erhatten, und was nicht? 

Zur Erörteruug. diefee. befiimme ih 2 Abſätze. Sie ha⸗ 
ben. erhalten °): .. 

) La legislation (die Geſebgebung) | 

2) La jurisdiction supr&me (die oberfte Gerichtu 
barkeit). ’ 

3) La haute police (die Oberpofizei). 

4) La conscription militaire ‘(die Mufterung, den 
Milijerzuc). 

5) Le droit d’impöts (das Steuerrght), jedoch ih 
Anfehung der’ Standesherren mit der im Art. 27. enthalte 
nen Einfchrankung. | 

6) Les droits. seigneuriaux et : flodeanx essentiel- 
lement inherents ä la souverainete (die herrfchaftlichen 
und Lehensrechte), welche weſentlich der Souverainität an⸗ 
kleben 2). 

$. 9. 

Die Souveraine haben dagegen in der rheiniſchen Bun—⸗ 
desakte nicht erhalten (notamment). 

a) Die proprièété patrimoniale et privée sans ex- 
ception (nicht das Patrimonial: und Privatvermögen der 
Standesherren). 

b) Nicht les droits seigneuriaux et feodeaux non 
essentiellement inherents à la souverainete (nicht die 
herrſchaftlichen und Lehnsrechte, wenn ſie nicht der Souve 
rainität weſentlich ankleben). 





3) Man febe den Art. 26. der rh. Bundesatte. 
2) Dafelbft denn Art. 27. 
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c) Nicht les’ droits de basse et moyenne juris. 
iction en matieres civiles et criminelles (nicht, und 
war namentlich nicht die niedere und mittlere Gerichtsbar⸗ 
eit in bürgerlichen und peinlichen Fällen). 

A) Nicht la jurisdietion de police forestiere (niet | 
te forfteiliche Serichtsbafteit und Polizei). 

.e) Nicht le droit de chasse et de peche (nicht. dag 
fagd: und Fiſchereirecht). 

f) Nicht de mines et d’usines (nicht, das Recht der 
se und Hiüttenwerke). 

g) Nicht des dixmes et prestations feodales (das - 
te zu Zehnt: und Lehngefällen). 

; h) Nicht le droit de pätronage (ige das Yatronav 
echt). | 
i) Nicht et. autres semblables (droits) (and nicht 
ndere den vorigen benannten Rechten ähnliche). | 

B) Auch nicht das Steuerrecht auf den Beſitzungen der 
Standesherren , ‚wenn etwa die Unbeweglichkeiten der zum 
Jauje des Souveraing gehörigen Prinzen vor der Bundes 
te auch. nicht beſteuert worden find °). Dieſes ſcheint mir 
er Sinn. i Zu 

" 10. 

Indem alle die eben benannten Rechte dem 1 Souverain 
icht, im..Gegentheil dem Ständesheren fiber fein Land 
leiben; ſo ann man doch diefes allemal eine ſtarke Be 
chränkung der Spuverainität nennen. Sie erhätf. aber in 
er Bundesurfunde noch mehrere andere. Es darf namlich 
er Souverain: er — 











1) Der Art. 27. heißt wörtlich alſo: Leurs (de Standes⸗ 
erren) domaines et biens seront assimiles, quant à l'impôt, 
ux domaines et biens des princes de la maison sous la 
Jurerainete de quelle ils doivent passer en vertu ‚du 
resent traite etc. 


- 
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aa) war Bündniſſe ſchließen, aber nur mit Bundesge 
noſſen; muß 
bb) Theil an jeder weleidigung, die von einer fremden 


Macht einem Mitverbündeten (noch mehr alſo allen) 


geſchieht, nehmen; darf 
cc) weder für ſich, noch viel weniger für den ganzen 
‚ Bund Krieg beſtimmen oder Frieden fließen; darf 


dd) außer. den Bundesſtaaten nichts veräußern; ni f 


einmal 

ee) nah Willkühr in die Dienfte eines nicht Verbün 
deten treten; darf 

ff) einem Standesheren die Freiheit, mo er reſidiren 
will — wenn es nur nicht aufer den Bundesſtaaten if, 
nicht befchränten; darf ihm, . 


gg) wenn er die Bundesſtaaten verlaffen will, nit 


einmal Abzugsgelder abnehmen, muß ihm 
" hh) fogar eine Aufträgalinftanz laffen *). Noch mehr: 
Der Fürft von Salm iſt 
ii) nach dem Art. 24. verbunden, dem Großherzog von 
Berg eihen Kommunikaͤtionsweg durch feine Staaten zu 


dulden ?), und — mas noch weit mehr ift, ſelbſt der Groß 





herzog von Berg ift - 

| kk) verbunden, der zöten Militaiedivin on in Rü 
der’ Artillerie, des Ingenieurfachs und der Gensd'armerie 

die Feſtung Weſel in eben der Kathegorie beftehen zu laf: 

fen, in welche das franzöſ ſche Noerdepartement geſetzt iſt ), 

ſo wie 

| u) der sn von Baiern verpflichtet iſt, die Städie 











a 
1) Alles diefes Inhalts mehrerer Bundesartifel. 
a)-Species servitutum juris germanici. 


3) Ebenfalls ein Scaatsſervitut, nur von ſtärkerem ʒUmfange 
als die vorigen. 
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A ugsburg und Lindau u Waffenplätzen herzugeben. | 
‚Aber auch alles diefes ift noch nicht alles. Nach der Herzogs 


Lich. fächfifchen Beitrittsurtunde zum rheiniſchen Bunde heißt 
es 9): J 


L'exercice du culte ‚"catholigue sera dans toutes Dr 


les ‚possessions de L. L. A. A.S.S. pleinement as- 
simile a l'exercice du eulte lutherien, et les sujeis 
' des deux religiens jouiront sans restr iction des mömes 
‚ droits civiles et politiques: sans cependant deroger 
à la possession de Jouissance actuelle des biens de 
l'église ®), 

Das find doch wohl eine Menge Einfcpräntungen, der 

obgleich als voll geftempelten Souverainität ©). 


4 
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: 4) Man ſehe das Ate Heft des rh. B. S. 43. Art. 4. . 


5) Sachſen hat alſo auch im Religionsweſen gebundene Hän⸗ 
de, oder beſſer, freiere Hände, deſſen erlauchte Fürſten diefels 
ben wohl ſchon lange aus eigener Bewegung geöffnet haben wür⸗ 

den, wenn nicht Rücdfichten , aufs Volk eine fo loͤbliche Abſicht 
"verhindert" hätten. Baiern bat Bekanntlich zu diefem loblichen 
Werk keiner Verbindlichkeit aus dem Frieden bedurft, und dieſes 
iſt auch bekanntlich vom Muſter der Toleranz, dem Fürſt Primas 
mit Frankfurt, beſonders den Reformirten', geſchehen. Aber 
wunderlich! Frankreich war es, welches den Religionskrieg in 
Deutſchland unterhalten, welches den weſtphäliſchen Frieden ge⸗ 
ſchmiedet, der Freiheit Feſſ eln angelegt, und ſie auch wieder — 
PVelößt hat. 


6) Auch ohne die romiſchen Autoren, einen Livius, Tacitus, 
Nepos 2, zum Beweife anzuführen, was für eine fraftvolle Nas 
tion die Deutfche in ihrem Zünglingsalter gewefen feyn müſſe, 
würde mir der Beweis: daß fie es auch noch in ihrem hinfälligen 
Alter war, fehr leicht feyn, wenn ich nur die rheinifche Bundes, 
akte und erwa noch das anführen wollte, was nad) ihr mit Wer 
let, Cafeltı und Koſtheim bergegangen iſt. 


7 ' 9. ıT. 

Die Bundesgenoffen find alfo 1) nach den ausdriüc: 
chen Verordnungen der Bundesakte, und eben fo 2) auch 
nad) ihrem Geiſt Souveraine, auch volle, aber zugleich be 
fchränfte” Souveraine ). Der Beweis vom Erften liegt in 
‚den 2 lenten Paragraphen g und 10, und zum zweiten .liegt 
ſchon der Stoff in dem, mas oben $. 3. vorausgefchict 
wurde. Sie follen zur äußern und innern Ruhe fiir Süd 
‚deutfchland wirken, und deswegen hat ihnen der franzöſiſche 
Kalfer die Souverainität mit den zu derfelben Behauptung 
nörhigen Nequifiten zugeftanden, die Geſetzgebung nämlich, 
die oberſte Gerichtsbarkeit u. f. w. Es ift wahr, daß ohne 
die bemerkten Stücke eine ordentliche Souverainität — deren 
Tendenz doch auf das Stantsbefte geht, kaum gedacht ‚wer 
‚den Bann, Wahr ifts dagegen auch, daß der eine oder der 
andere der Souveraine feine Rechte weiter ausgedehnt haben 
muß, als es wohl die mediatifirten Herrſchaften zugeben zu 
mirffen glauben mögen. Diefes fieht man aus den verfhie 
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1) Die Beſchränkung ſchließt gewiß den Begriff einer vollen 
Souverainität nit aus. Der eigentliche Despot (ich meine dm 
Monarchen, dem die Nation feine Verträge zugemuthet har), if 
doch wenigiiend an den Vertrag , den die Natur felbft Geftimmt 
bat, gebunden, daß er. nicht gegen dad Staatöbefte handeln darf. 
Thut er diefes doch, fo it der Name eines Despoten für ihn zu 
heilig, er ift Tyrann. 


Unangefehen aller der Einfchränfungen, die doch im Grum 
nur das Beſte des Bundes und die Erhaltung der Standesherren 
zum Gegenftande haben, hat doch ein jeder unferer Souveraine 
weit mehr Majeftättrechte, als z. B. ein Kaifer von Defireid: 
König von Ungarn und Böhmen, König von England zc. wenn 
ſich anders diefe Monarchen auf dem rechtlichen Wege halten wol— 
len. Sie haben in Anfehung affer nicht zum rheinifchen Bunde 
gehörigen Mächte eine volle und unbeſchränkte Souverainität. 


denen gewiß fehr fchönen Abhandlungen ), die bereits ges. 


druckt ſind, auch einigen ebenfalis ſchon gedruckten Organi⸗ | 


. fationspatenten- °), Die gewiß auf vielen Seiten den huma⸗ 


nen Souverain nicht mißkennen laffen. Diele diefer Paten- 


te find noch im: Werden, und wenn ich ans den, die Souver 


vainität hin und wieder. beleuchtenden, Abhandlungen einen 
Schuß machen darf; fo ſcheint es mir, daß zu einem oder 


dem andern Mediatifirten gleichwohl. etwas von den Abſich⸗ 


ten transſpirirt ſeyn mag, die man gegen ſie geltend machen 
will. | 
. §. ı8, 2 j / 


Mein eigenes Glaubensbekenntniß iiber die in Frage 


ftehenden Souverainitätsrechte, iſt folgendes: 

I. Die Souveraine fi nd ein: ‚für allemal befchräntt, nicht 
nur durd) das natürliche und allgeineine Staatsrecht, ſo 
daß ſie Landesverfaſſungen, Verträge, Privilegien, rechts⸗ 


kräftig gewordene Urtheile, Verjährungen, eingegangene Vers 








2) Sie ſtehen in den mehrmal angeführten Heften, z. B. 


"den aten © 3 — 28, dem Sten ©. 190 — 218, 8,25 —- 
291, dem 6ten ©. 413 — 416, die wegen ihrer Präcif ion, 
Gründlichkeit und Politefje, mit welcher die beiten Sachen. ge⸗ 


ſagt find, gewiß der Pfauenfedern nicht bedürfen. Zu dieſen 

kann man auch geſellen des großherzoglich badiſchen Herrn Ge⸗ 
heimenraths Brauer Beiträge zu dem allgemeinen Staatsrecht 
„der rheiniſchen Bundesakte in 50 Sätzen S. 287. 8. 18307. So 
wie ſich alle Schriften dieſes geſchätzten Scaatsrechtskenners 
vorzüglich auszeichnen; ſo iſt es auch mit der eben angeführten der 
Fall. Ob ich nun gleich in Anſehung mehrerer. von ihm aufge⸗ 
ſtellter Prinzipien anders denfe, fo muß ich doch auch ın Ru; 


ſicht diefer_fogar den Mann fehägen, weif er feinen einmal fefts 


gefegten Prinzipien gleich bleibt, wenn gleich daraus golgerungen 
gegen. ‚die Souverainität entftehen. 


5) Schon ihrer utehrere ſind au in den Heften aufgenom⸗ 


men worden. 


u 
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...' gleihe und "alles zu dieſer Kathegorie Gehörige refpektiren 
müſſen *), fondern auch durch die rheiniſche, gewiß mit un: 
verkennbarer Umficht abgefaßte Bundesurkunde. Sie haben 

‚II. in deren o6ten Artikel alles, was bie gerechten - 
Wünſche einer vollen Souverainität ausfüllen kann.. Brauer 
nennet zwar in der oben angeführten Abhandlung 2) die 
Souverainität, und zwar mit Recht, eine ‚volle Obrift; 
hoheit. Wenn er aber diefelde gegen die alte Landeshoheit 
Eontraftiven läßt und leßtere eine lahme nennt, fo wünſchte 
ich, daß der deutfche Staat nichts anders als das fogenann: 
te Lahme zu beklagen gehabt hätte. — — Behauptet auch 











2) & fen dann, daß fih das eineTund das andere für den 
Augenblit nicht mehr mir dem Staatswohle ‚reimen ließe. Nur 
dürfen Fiskus und Staatswohl nicht unter einander gemiſcht 
werden. Fälle von erſterer Art giebt es leider! in. unſerm ges 
beugten Deutſchland. 3. B. der Souverain braucht zur Beſtrei 
ung der Staatsnöthen jührlih 2 Millionen. Er bar aber fo 

viele Schulden, daß eine Million blos durd die Zinfen aufgezeh⸗ 
ret wird. : Der Kredit des Landes iſt — aus verfchiedenenr Urfa 
chen gefallen. Hiezu kommt nun noch der Krieg, welcher die 
jährliche Ausgabe faſt um eine Million erhöhet. Wo nun die 
fehlenden 2 Millionen hernehmen ? Vielleicht die Gläubiger laus- 
fen laſſen? Dafür bewahre die Vorfehung, ob fie gleich nicht 
alle alten dafür bewahrt hat, twenigitens unfere .neuen Souverame! 
Hier ift Staatsnoth, und in einer foldhen hat das Necht Statt , 
Beiträge von allen Unterthbanen zu fodern , fie mögen Vermö— 
genäfteuer, oder wie fonft heißen. Der Unterthan mag nun _ 
feine Exemtion erfauft, oder ererbt, oder gefchenfe erhalten has 
ben, vor hundert Jahren, oder von geftern her (da die Zeit: im: 
Rechte hier nichts ändert), er tit zu feinem Beitrage verbunden, 
und er handele unfinnig , wenn er fich da, falld fo der Staat 
Iichterfoh brennt „ auf ein Privileg beruft, vermög deflen er vom 
Löfchen frei fey. Ungerecht handelt dagegen der Negent, wenn 
er fid für ſolche Fälle Privilegien. abligen läßt. 


2) S. 62. u. d. f. 
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| berfelbe, daf die den. Sonverainen im Art. 26. zugetheilten 
5 Punkte mit Unrecht zur Ausnahme gemacht werden wolls 
‚ten ?), fo tert er wenigſtens darin, daß er in den, den 
Standesherren Art. 27. befaffenen Rechten nicht eben fo gut 
eine Regel gelten laffen will, als er. diefelde fit die Souve: 
vaine erblickt: Weide Artikel (der abte und arte) find 
Regeln, und es ließe fich im Nothfalle leicht WR daß 
beide feine Ausnahmen haben, und daß bei Zweifeln Big Er⸗ 
tlarung eher für die leßteren, als fiir die erſten gemacht wer’ 
den dilrfe. 

III. Die 'Souveraine haben die Souverainität aus der 
rheinifchen Bundesafte , und derfelben Zweck ift Erhaltung 
äußerer und innerer Muhe. (oben $. 3.) Diefer Zweit ' 
muß als der Probeftein aller Sonverainitätsredhte angefes 
hen werden. Streicht man die einen oder die anderen der 
Prätenfionen an demſelben, und fie haben den gefeßlichen 
Gehalt nicht, fo müffen fie von den Standesherren nicht 
nachgegeben werden, ob fie. es gleich können. Shen: 
habe ich | | 

IV. die Abhandlung des Herrn Geheimenraths Medi: 
kus von Weilburg angeführt, morin er mehrere Gerechtſa⸗ 
me dem Souverain zuwendet, die ſich mit dem Zwecke der 
Bundesakte nicht vereinbaren laſſen. Herr Geheimerrath 
Gärtner, Herr Kabinetsrath Stephan und der Unge— 
nannte haben in mehreren Beleuchtungen die Prätenflonen 







‚fir die Souverainität zu ſichten geſucht. Sollte auch der 


eine oder der andere in einigen Punkten zu weit gegangen 
ſeyn, oder auch feinen Stoff nicht aus der rechten Quelle 
abgeleitet haben; fo thut das wenig zur Suche. Die rechte 
Duelle bleibt immer der Zweck des Bundes, Wie reimt ſich 
aber damit, dafs der. eine den Mediatifirten keine zweite ns | 
ſtanz, der-andere feine peinliche Gerichtsbarkeit, feinen Zoll, 








— 


3) Derfelbe S. 80 — 90. 
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feinen Accis, nicht einmal den Stempel für bie mepiatifieten .„ 
Gerichte zugeben, nur einen Theil der Forftutilitäten geftats 
ten; der dritte das Bergregal, dig Jagd in den Gemeinde 
und Privatwaldungen, und Konfiftorialfachen blos zur Sous 
verainitüt dechnen, da doch der Zweck des Bundes ohne den 
Beſitz dieſer Dinge gar füglich erreicht werden kann, und 
die dieſer Stücke den Standesherren, namentlich, 
kurz“ alled belaſſen bleiben ſoll, was aus dem Eigenthums—⸗ 
rechte Rießt. Die franzöfifchen Könige von. dem böfen Lud⸗ 
wig' XIV, an bis auf den unglücklichen Ludwig XI. 
‚Haben den durch die Neunionstammern mit ihren Befißuns 
gen zur franzöfifchen Souverainität genöthigten deutſchen 
Fürften, als Hanau-Lichtenberg, Speier, Trier, 
- faft alle jene nun von einigen Schriftftelleen beftrittene Rech—⸗ 
te gelaffen +). Gleichwohl waren die Könige von Frankreich 
volle Souveraine. Eben ſo hat letztlich der König von 
Baiern den Grafen Fugger, unbeſchadet feiner königlichen 
Souverainität, ſo vieles zugeſtanden, was nun von mehreren 
Schriftfielleen dein Souverainen zugewandt werden ſoll °). 
j V. Fir die eigentlihe Beftimmung des Negenten, den 
Staat nämlich glücklich zu machen, hat die Bundesafte dem 
Souverain ganz offene Hände gelaffen. Er kann Geſetze 
iiber das ganze Land in Juſtiz-⸗, Poligeis, Kameralfahen u. 
fe w. geben, kurz iiber alles, was dem Staate nützen, was 
Schaden abwenden ‚kann, auch in den mebdiatifieten wachen; 
darf aber das, was einmal dem Mediatifirten belaſſen wor: 
den üft, vorzüglid, feine Patrimionials und Eigenthumsrechte 


N « 
* 








* 


24) In den mehrmal angeführten Heften des rh. B. ſind die | 
letires pat. der. Reihe nach mit Jahren und Artikeln bemerkt. 


| 5) Den Baierifchen Vertrag mit den. Grafen Fugger findet 
man im erſten Heft. 


- 
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mit dem, was daraus fließt %, nicht. beeinträchtigen, nicht - 
nur, weil die Souverainitätsrechte an und für fi den Ge⸗ 
nuß derlei Utilitäten nicht in fich begreifen, und ohne fie 
vollkommen ausgeübt werden können, fondern auch, weil «8 
die Sonveraine felöft find , welche ungefchmälerten Genuß 
derſelben den Mediatifirten unter der Leitung Napoleons 
zugefichert haben, welcher iiber den ganzen Bund die Garans 
“tie geleiftet Hat, der Er quch Haltung geben. dürfte. 


/ 
! 


j $. 13. 
Meine Bemerkungen haben nicht dag Detail der Bun: 
desakte zur Abſicht, ſollen nur Skizze über's Ganze ſeyn. 
Gleich finde ich's gerathen, mit wenigem noch einige aufs 
Einzelne gehende Blicke zu werfen, und war 
A) auf die Konſiſtorial⸗ 
B) auf die Steuerſachen.— | 
Kerr Geheimerrath Medikus leitet die biſchöflichen 
Rechte von der Landeshoheit ab, und ſchreibt ſie deswegen 


dem Souverain zu ?). Woher die Katholiken dieſelben her⸗ 


leiten, unterſtelle ich als bekannt. Die. Proteſtanten haben 
hierin ſeit dem weſtphäliſchen Frieden mit ihren Grundſätzen 
oft geivechfelt. Nach dieſem Frieden ward ſie ebenfalls aus 








ı 6) Weit gefehlt, daß die nügfichen Souverainitätsrechte mehr 
Spielraum hätten, als die Eigenthumsrechte, vielmehr umgewen⸗ 


det. Man höre unfern klaſſiſchen Publiziſten Pürter. In feis | 


. nen Beiträgen zum d. Staats und F. Recht, Goͤtt. 1777. fihreikt 

er ©. 325.: »Hat alfo gleich ein Neichejtand über Güter, die 
vihm mit allen Cigenthamsrechte zugehören, und über Unterthas 
nen) die zugleich feine Leibeigenen find, mehr Rechte, als 
»die fonft einem Regenten über Land und Leute zus 
»itehen, fo find ‚dad in "der That feine Landeshoheitds 
»fondern Eigenthbumsredhte, die aus ganz andern 
*Q uellen herzuleiten ſind.« Man mache nun die Anwendung. 


1) Heft 4. des rh. B. S. 79. 
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der Landeshoheit abgeleitet. Nicht gar lange darauf neigte 
man ſich zum Kollegialfuftem. Puffendorf war einer der 
erften 2); der aber fpäterhin ‚feine Sefinnungen wieder abs 
änderte, indem er die geiftliche Gerichtsbarkeit auf die Das 
foren übertrug 3), Späterhin. milderten die Marbur; 
ger, Gießer und Tübinger Theologen auch das Kolle- 
gialſyſtem, dadurch , daß fie es in ein ‚majeftätifches: Kolle⸗ 
gialſyſtem umfchufen,. und dem Landesherch, was zum ‘Heil 
und zur Ruhe des Staäts Hehört +), den Kollegien aber das 








2) Auh Eftor in jur. pebi. eccles. prot. C. 8. J 10. 
Pütter in elem. jur. publ. germ. $. 628. 


5) Er it auch der Beforderer der jährlich zu haltenden Sys 
noden, von deren Verfügung 3 Folianten vorhanden find. 


4) Wogegen wohl niemand etwas haben wird. Man ſehe 
MÆuratori della publica felicita. C. VI. p. 33. 
Der Souverain kann in kirchlichen Angelegenheiten nicht eine 
Spanne weiter um ſich greifen, als das richtig berechnete Staats⸗ 
beſte erfodert. Aber ſo weit geht auch unwiderſpechlich ſeine 
Macht, was auch dagegen Gregor VII, Clemenz III, Bi 
tor 11. und feine Übrigen Nachfolger bis auf den fihon ein 
roenig ftumpfer gemachten Pabſt Bonifag VIII, befonders zu 
der Zeit gelehrt und gethan haben, in welcher fich Welfen und 
Bibellinen unter Leitung des vömifchen Hofes die KHälfe brachen. 
der Souverain fann alſo z. B. das Alter beitimmen, in welchem 
Ordensgelübde ‚abgelegt werden können, kann Amortifarionsgefege 
geben, fann die Mönche vom Erwerbe aller unbeweglichen Güter 
— wenn font für ihre Verpflegung geforge it — ausfihließen, fie 
in Betreff der Steuern jedem Unterthan gleichftellen, kann einem 
Pfarrer, Abrer Bifhofe u. ſ. w. Exqlusivam geben, das Ge 
nehmigungsrecht über diefelben ausüben, Verordnungen über 
Kirhenobern , in fe weit fie dem Staate nüglid oder nöthig 
find, machen, firchliche Vorfteher zur Beilegung kirchlicher Strei⸗ 
tigfeiten, wenn es die Vorſteher ſelbſt vernadyläßigen‘, anſtellen, 
dergleihen Gtreftigfeiten durch auferlegtes Stillſchweigen nies 
derfchlagen , allen Religionsverwandten ohne Ausuahme Schuß, 
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eigentliche Geiftliche zufchrieben. Der alte Böhmer macht 
in diefer Rückſicht den Landesheurn auch zu einem Commis- 
sario .perpetuo des 'Kollegiums (des Volks), fiht zugtetch. 
das bifchöfliche Syſtem, welchem viele, 5. B. Carpzow, 

| — — — — 
jedoch ohne Beeinträchtigung der von den ‚ältern Religionsven ⸗ 
wandten erworbenen Rechte, ertheilen, irreligiöſe, fuperftitiö fe 
u. f. w. Bücher verbieten, jedem geitlichen Dberhaupte, wenn 
es ſich eine Beſteuerung ſeiner untergebenen Geiſtlichkeit, neich 
Noms älterem Beifpiele, beilegen will, Schranken fegen. Dieer 
Souverain hat das fogenannte dominium eminens nicht nur üler 
_ fogenannte Staats s fondern auch über die Kirchengliter, weil 
“auch diefe nur Staatsgüter find. War einmal eine Zeit — fie iſt 
nicht mehr — in welcher man den Katholiten lehrte, das Kirch en⸗ 
oberhaupt könne den Souverain als Souberaun entthronen, 
die Unterthanen als Unterthanen vom Eide der Treue ent; 
binden,. und war diefes feiner Zeit auch in England der Full; 
fo hatte der brittifche Souverain Recht, den Irländern die Aufs 
ftellung folcher Grundfäge zu verbieten, ja zu Befehlen, int Uns 
terthaneneide dergleichen abzufchwören. Iſt es alfo den Souve⸗ 
rainen um ivahres Staatswohl zu thun; fo haben ſie im befannten 
‚jure circa sacra ein überaus weites Feld, ohne mit ihrer Senſe 
in das jus sacrorum . einzuhauen, Cowohl fatholifche als 
proteſtantiſche Landesherren haben feit furgen eine Menge 
Kirchengüter erhalten; forgen fie nun dafür, daß die Bifchöffe ans ' 
ftändig befoldet , daß Priefterhäufer und, Seminarien errichtet 
und dann fo für die Kirche geforgt werde, daß auch die Staat; 
bürger dabei an nöthiger Bildung feinen Mangel leiden, cin 
Mangel,. womit fich gewiß feined Souverains Staatswohl, er 
fey Proteſtant oder Karholif, vereinbaren läßt — höchſt wahr⸗ 
ſcheinlich wird ſich Preuſſen um Deutſchlands kirchliche Angelegen⸗ 
heiten nicht mehr bekümmern, und wenn es nun noch dem Kaiſer 
Napoleon gelingen ſollte, den römiſchen Hof eben fo nachgie— 
big zu machen, wie es bereits in Franfreich gelungen ift —; ſo 
möchte wohl mit der Zeit in Deurfchland wieder gut wohnen 
ſeyn. Alles diefes-aber kann gefchehen ; ohne daß den mediatifirs 
ten Standesherren die‘ Kollegialrechre genommen werden, die ihnen 
doch einmal ihre proteſtantiſche Unterthanen anvertraut hatten. 
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Brunnemann, Mevius, Reinting, Zhmans, und 
ar:dere anhiengen, und mit dieſem aud zugleich das Maje 
Kiitsirftem an ). Die Urfahe, warum den Protefianten 
deis Territorialſpſtem nicht mehr anſtand, waren bie Kathe: 
titien. Sie fagten: Iſt die biſchöfliche Jurisdiktion aus ber 
Le ndeshoheit abzuleiten, und haben diefe anch die katholiſchen 
Bandesherren; fo haben fie eben fo wohl als die Proteſtan⸗ 
ten, das Recht, die bifchcflichen Gerechtſame über ihre pros 
teftantifchen Unterthanen auszuũüben %. Indem nun aus dem 
antecedens diefe Konfequenz ridhtig folgte, dieſes aber dem 
Proteftanten nit anftand ; fo gab folhes Gelegenheit zum . 
Echwanten ihrer Srundfäke. Wendet man nun alles dieſes 

auf das auch vom Herrn Geheimenrath Medifus ange. 

noınmene Prinzip anz fo macht fih der Schluß für die far 
tholifhen Eouveraine ven ſelbſt. Zu was nüßt aber alles 
dieſes anders, als das gute Volk in Unruhe zu feken? Ein 
katholiſcher Souverain wird ohne allen Zweifel dem mediati; 
firten proteftanzifchen Konfiftorium das, was es gehabt hat, 
beiaffen. Folge man demnad au von Zeiten der Prote 
ſtanten diefem Beiſpiele. Daß fowohl katholiſche als protes 
ſtantiſche Souveraine, ich will nicht fagen, das Recht, nein, 
die Pflicht Haben, darauf zu. fehen, nc sub praetexta re- 
ligionis reipublicae detrimentum accidat, läugnet zum 
wenigften kein Rechtsgelehrter. Das darf übrigens nicht unbe 
merkt gelaffen werden, daß der Art.26. des rheinischen Bundes 
gar feine Meldung von Konfiftorialfachen thut, das eigentliche 
geiftliche Wefen auch keineswegs im Begriff der Souverat: 
nität liegt, zu was immer fir einem Syſtem man aus obi⸗ 
gen ſeine Zuflucht nehmen will 7). 


——— EEE 











5) In praelog. ad T. 4. juris eccic». "protest. 

6) In Anfehung der Katholiken gebt diefes aus andern Grün— 
den ˖ nicht am. 

7) Man ſehe im Uebrigen auch das Heft 5, des rh. B. ®. 
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Sn Betreff der Steuer ebenfalls nur noch einige Worte. 


Vieles, ſehr vieles hätte ich über dieſen Punkt, zu fagen, 
bemerkte aber nur Nachftchendes. Kerr Geheimerrath Me; 


. ditus giebt dem Souverain auch außer der Steuer, Utilis 


täten aus den Bergwerfen, den Eifens, Schmelz: und Ham⸗ 


merwerken, den. Zehnten, Konzeſſionsgebühren, fogar das 


Recht, in den neuen Landen feldft Bergs und Hüttenwerke 


anzulegen »). Ein Troft für die Standesherven ift es aber 
einsweilen, daß wenigftens nicht alle Räthe der Souveraine 
eben folhe Grundſätze hegen. Brauer z. DB. fügt ?) in 
der oben angeführte Abhandlung: »die Auslegung der Sou—⸗ 
»verainitätsrechte kann fo wenig durch den einfeitigen Ge⸗ 
»winn der Standesherren, als der Bundesfürſten, ſondern 
»atlern durch den. Bundeszweck ), durch die Analos 
»gie der namentlich "gemachten Verordnungen beftimmt wers 
»den.« Ferner: »Nun iſt aber die Abficht fir die Bundes 








266. $. 30 — 47., auch Heft 6. S. 529 — 355. ft es aber den 

Sowveräinen mit dem. Einfluß aufs geiftliche Wefen fo fehr gedient; 
fo giebt ed andere Wege, auf welchen fie ihre Sorgfalt üben 
fönnen. Sowohl Fatholifche als proteftantifche Souveraine haben ' 


‘viele Taufende änderer Religionsverwandten. Es muß wohl doh 


einem, jeden an der Bildung der Refigion gelegen feyn. Die 
Fundationen für geiftliche Frziehungsinftitute find aber für diefen 
Zweck meiftens vernichtet. Wer wird Fünftig den proteftantifchen 


“ Landesheren für feine Tatholifchen Unterthanen Priefter bilden, 


Pfarrer fchaffen ? Hier wäre ein weite Feld Tandesherrlicher 
Sorgfalt, welches, wenn es noch viel länger wüfte liegen bleibt, 
gewiß die unüberfehbarjten Folgen nad ſich ziehen wird.“ 
® ı) Seite 79. in Heft 4. 

2) 8. B. ©. 27. u. d. f. 


5) Zwecke der Regierungen und Bundetzwese reiben aß ch 


nur gar zu oft hart an einander. 
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»flaaten , eine künftige Staatsregierung zu gründen. “Der 
»Zweck jeder gerechten Regierung muß ſeyn, das ‘Privat: 
seigenthum und die Lebensannehmlichkeiten jedem Staat. 
»bürger *) möglichft zu gewähren. Die Bundesflaaten kön⸗ 
„nen alfo nicht gewollt haben *), daß ein Privargut den 
»Ötandesherren, oder mas auch zu ihrer Lebensannehmlich⸗ 
»feit gehört, entzogen werde, wo es nicht ein unvermeibdlis 
scher Kollifionsfall mit dem Wohl des Ganzen nöthig maq⸗ 
ste 6).« Derſelbe räumt in Gemäßheit dieſes 
S. 19 — 88. den Mediatiſirten das Zehnt reqt, 
auch Noval- und Rottzehnten ein; 
©. 108. eine doppelte Inſtanz in Eisit: „und 
"peihlihen Sachen, weldes dem franzöſiſchen Wottver⸗ 
fand und ihrer Nechtsterminologie gemäß fey. 
S. 129: das Forfiwefen, und zwar nicht nur über 
eigene, fondern audy über alle Kommun: und Privatwal⸗ 
dungen, zugleich - 
S. 155.0. f. die Vortheile der Bannbrauerei, 
Bannmühlen, Bannbadöfen, Bannfaitenfpiel, 
den Salzgewinn, Umgeld, Maftpfennig ꝛc. 7). 
&. 192. u. d. f. läßt er den Medtatifirten die Inter: 
‚ polizei in ihrem ganzen Umfange mit den dazu gehörigen 
Sefällen, aud) | 
4) Die Standesherren haben aber nach der Bundesafte mehr 
Kechte, als jeder andere Staatöbürger. 
6) Was wenigitens der.eine oder der andere ter Soude⸗ 
raine gewollt haben mag, merkt man jetzt. Es kommt aber. dar⸗ 
auf an, was alle gewollt, und was der Protektor geſtattet 
at. 
6) Ein ſolcher Kolliſionsfall müßte dann doch dargethan 
werden koͤnnen. 
7) Wie ſollte denn der Staat Gefahr laufen, wenn der Me⸗ 
diatifirte die Nupbarfeiten fortbezieht, die er von Jahrhunderten 
Ber bezogen hat?" 
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S. 180. u. d. f. bie. Sa, die Bifherel und die 
De rgwerke. 

‚Won der Steuer ſchreibt Bere Seheimerrath Mebis 
tus ®): Unter impöt find vorzüglich: »die feit dem weſt⸗ 
»phäliſchen ‚Frieden allgemein eingeführte Kontribution, die - 
nad) Umftänden vermindert oder erhöhet werben kann, fos 
»dann alle bisher aus der Landeshoheit gefloſſenen Revenüen 
29), als Zoll⸗, Accis⸗ und Konceſſionsgelder aller Art ı%% 
‚zu verſtehen. Here Geheimerrath Brauer berührt auch 
den Steuerpunkt, und, wie mich dünkt, der rheiniſchen 
Bundesakte ganz gemäß ). Er unterwirft die Beſitzungen 
der mediatiſirten Standesherren eben ſo gut — aber auch 
nicht ſtärker, der Steuer, als die Güter der Prinzen ihres 
Souverains oder die privilegirten feiner früs 
bern Staatsbürger angelegt waren. Fällt nun aber 
der Mediatifirte in ein Land, in welchem zuvor die Domats 


nen des Souverains und der Prinzen feines Haufes mit - 


£einer Steuer weder im Frieden noch auch im Kriege anges 
legt waren; fo bleiben auch feine Domainen frei. Der alte 
landſäßige Adel kann Hier in keine Betrachtung gezogen wer⸗ 
den, theils, weil die Bundesafte nirgend eine Parallele zwi⸗ 
ſchen ihm und den Standesherren zieht, theils, weil das, 
was etwa im Kriege der Landadel gethan haben mag, nur 


— 








8) Viertes Heft des rh. B. S. 722. 
9) Daß dieſe oder jene Revenüe aus der Landeshoheit ger 
floſſen ſey, muß doch wohl nicht nur geſagt, ſondern auch er⸗ 
. wiefen werden, wenn fie der Souverain haben will. Für den 
Mediatiſirten ſteht die Vermuthung / die auch durch die Gefchichs 
te der Zeit, in welcher man noch nicht an Landeshoheit dachte, 
unterftügt wird. Man erinnere fich übrigens an das zum Paras 
graph ı2. in der 6ten Mote Geſagte. 
20) Wer das mit dem Art. 27. de rh. Bundet vereinbaren 
tann, der verſuche es. 
22) Man ſehe deſſen Abend SE Zu 1. 1a 


al. 
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Folge feiner freien Berpiligungen war. Meiner Einficht 
nach iſt die ganze Stelle des Steuerpunftes im arten Art. 
des vheinifhen Bundes von dem Zuftande der Steuer zu 
verftehen, wie fich derfelbe vor der: Bundesakte (nicht nad 
ihr) befand, weil einmal die. Abficht der Bundesgenoſſen 
dahin gieng, den Mediatifirten wohl zu thun, mas doch eine 
Steuerfreiheit unterflellte. Wäre biefes nicht fo, fo wird 
-man- fogleich das Abſurde in nachftehendem Falle fühlen. - 
Die Steuer foll 3. ©. 300,000 Rthlr. tragen, und num feßt 
die Rentlammer,, um die Mebdiatifivten zu beſteuern, 200,000: 
Rthlr. den fleuerbaren Unterthanen an, 50,000 Rthlr. den 
Mediatiſirten, und eben fo viel auf die Domainengüter de} | 
Souverains. Wie groß wird dann nun die Einnahme der ' 
Kammerkaſſe feun ?. Antwort 250,000 Rthlr., alfo 50,000 
Rthlr. weniger als die Steuerfumme ausmacht, weil doch 
der Sowverain an fich felbft nicht Bezahlen fann, alſo im 
Grunde nichts bezahle, welches dann auch der Fall mit den 
Domainen der Mediatifirten feyn muß, im Falle fie wirklich 
nad) der Bundesurfunde den Prinzen ‚des regierenden Kan ' 
fes gleich gehalten werden follen. Die Kammerkaſſe bat alfe - 
ein Recht auf nur 200,000. Rthlr. :?), 














12) Daß ich hier den Fall unterjtelle, in welchen: der Sou 
verain feine Güter und die feiner Prinzen erft nach der Bundesakte 
der Steuer unferivorfen hat ‚ tft wohl ohne alle Anmerkung klar. 
Darf ich es aber wagen, über die Steuerfreiheiten und' deren hin 
und wieder verfuchte Aufhebungen meine Meinung überhaupt | 
zu fagen; fo wäre es etwa Nachſtehendes. Wenn ich eine Staatir 
verfiffung. gu errichten hätte, fo würde fihlechterdings niemand 
eine ‚Steuerfreiheit erhalten. Sie it eine Auszeichnung, welche 

"son jeher alle nicht befreite Staatsbürger. erbitterte, und der 
vielleicht allein Geiftlichfeit und. Adel ihre derinalige Lage ju ver‘ 
„danfen haben. Ein Staat bedarf-j. B. 100 Millionen Gufsen. 
ragen an diefer Laſt 24 Millionen Bürger; fo ift fie erträglich. - 
| Werden aber Nach. ‚und nad fa ‚viele ‚frei, daß entweder 2o Mil 
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Sollte auch das bis hieher Bemerkte für eine der 
Mühe und des Anführens nicht ganz würdige Sache anges 
ſehen werden (welches mir feid feyn wiirde), fo mag es 
doch von einer andern Seite feinen Nutzen haben. Es zeigt 
zum wenigſten | 


ı) den Unterfihied der Begriffe, welche die Sonveraine 


. 





— — 








lionen Steuern abgenommen, oder weil dieſes der Staat nicht 
erträgt, auf die übrigen Nichtbefreiten repartirt werden müflen 
dann drückt die Laſt zu ſchwer, wohl ganz zu Boden. Welcher 


. Väter madıt ſolche Einrichtungen in feiner Familie? Wir haften 


aber dermalen nicht an der Einrichtung neuer Staaten 
In Deutfihland haben Stceuerfreiheiten ſchon feit Jahrhunderten. 


rechtliche Konſiſtenz. Gefege nun man halte fie dermalen für \ | 


ſtaatsſchädlich; kann man fie deshalb aufheben? Allerdings, wenn, 
was wohl zu. bemerfen ift, das Staatswohl nur derfelben nicht 
Gefördert werden kann. Aber kann man dies auch ohne Schadens 
erſatz? Es ſcheint niche, weil man wenigfiens feit vielen Jahrs 
hunderten geglaubt har, daß der Bürger oder die Bürgerflaffe. 
«ich meine hier den niedern Adel), welcher oder welche dag Geis: 
nige zu den Staatslaſten har opfern müffen, immer vom Staate 
eine Entfhädigung erwarten Fonnte, folhe auch, Revolutionszei⸗ 
ten ausgenommen, wirklich oft erhalten hat. Dies konnte im 
angenommenen Falle auf folgende Art.gefchehen. Da die Erems 
ten 20 Millionen beitragen müßten, fo beftünde auch in ſo. viel 
die Entſchädigung. Nun gehören zuni Staate, der zu entſchädi⸗ 

gen hat, nicht blos die Befreiten, ſondern auch die Nichtbefreiten; 


Beide Klaffen haben alfo zu entfchädigen. . In vorliegendem Falle - - 


hätten mithin die Nichtbefreiten 3/4 oder 16 Millionen, die Bes | 


freiten aber 1/4 oder 5 Millionen zu tragen. Nun dann fönnte. 
man fagen, daß nicht blos Eine Klaffe, fondern der. ganze Stagt 


Antheil ar der Entfchädigung gerrommten habe: Auf eine Andere 


Art kann ich die Aufhebung geiftlicher und adelicher Steuerfrei⸗ 


heiten mit meiner Theorie nicht vereinbaren. Wie man aber bie 


. und da hört und fießt, werden geiftlihe und adefiche Güter ohne . 
ae Euiſchdigung beſteuert, und den Bouern gütern gleich ge = 
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der Landeshoheit abgeleitet. Nicht gar fange darauf neigte 
man fid zum Kollegialfuftiem. PDuffendorf war einer der 
erften 2); der aber fpäterhin ‚feine Sefinnungen wieder abs 
änderte, indem er die geiftliche Gerichtsbarkeit auf die Pas 
ſtoren übertrug °). Späterhin. milderten die Marbur⸗ 
ger, Sießer und Tiibinger Theologen auch das Kolle⸗ 
gialſyſtem, dadurch , daß fie es in ein ‚majeftätifches Kölle: 
giualſyſtem umfchufen,. und dem Landesherch, was zum Keil 
und zur Ruhe des Stats gehört +), den Kollegien aber das 








2) Auch Eftor in jur. publ. eceles. prot. C. 8. % 10. 
"  Pütter in elem. jur. publ. germ. |. 628. | 


3) Er iſt auch der Befoͤrderer der jährlich zu haltenden Sy: 
noden, von deren Verfügung 5 Folianten vorhanden find. 


4) Wogegen wohl niemand etwas haben wird. Man fehe 
MÆuratori della publica felicitäa. C. VI. p. 33. 

Der Souverain fann in firhlihen Angelegenheiten nicht eine 
Spanne weiter um ſich greifen, als das richtig berechnete Staats⸗ 
beſte erfodert. Aber ſo weit geht auch unwiderſpechlich feine 
Macht, was auch dagegen Gregor VII, Clemenz III, Bi 
tor Il. und feine Übrigen Nachfolger bis auf den ſchon ein 
roenig ſtumpfer gemachten Pabſt Bonifag VIII, befonders zu 
der Zeit gelehrt und gethan haben, in welcher ſich Welfen und 
Gibellinen unter Peitung des römifchen Hofes die Hälfe brachen. 
Der Souverain kann alſo z. B. das Alter beſtimmen, in welchem 
Ordensgelübde ‚abgelegt werden fönnen, kann Amortifarionsgefege 
geben, kann die Mönche vom Erwerbe aller unbeweglichen Güter 
— wenn fonit für ihre Verpflegung geforge iſt — ausfihließen, fie 
in Betreff der Steuern jedem Unrerthan gleichftellen, Fann einem 
Pfarrer, Abter Bifchofe u. f. w. Exdlusivam geben, das Ge: 
nehmigungsrechte über diefelben ausüben, Verordnungen über 
Kirchenobern , in fo weit fie den Staate nüplid, oder nöthig 
find, machen, Eirchliche Vorſteher zur Beilegung kirchlicher Sereis 
tigfeiten, wenn ed die Vorſteher felbft vernadjläßigen‘, anftellen, 
dergleichen Streftigfeiten durch auferlegtes Stillſchweigen nie: 
derfchlagen , allen Religionsverwandten ohne Ausnahme Schuß, 
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S. 180. u. b. f. die Sud, die Bifgeret und die 
Bergwerke. 


"Bon der Steuer ſchreibt Bere Geheimerrath Mebi⸗ 
kus 9%): Unter impöt find vorzüglich: »die ſeit dem weſt⸗ 


»phäliſchen Frieden allgemein eingeführte Kontribution, die 


nach Umſtänden vermindert oder erhöhet werden kann, fos 
‚dann alle bisher aus der Landeshoheit gefloſſenen Revenüen 
29, als Zoll⸗, Accis⸗ und Konceſſionsgelder aller Art ı°)« 
zu verſtehen. Herr Geheimerrath Brauer berührt auch 
den Steuerpunkt, und, wie mich dünkt, der rheiniſchen 
Bundesakte ganz gemäß »). Er unterwirft die Beſitzungen 
der mediatiſirten Standesherren eben ſo gut — aber auch 
nicht ſtärker, der Steuer, als die Güter der Prinzen ihres 
Souverains oder die privilegirten feiner frü«— 
hern Staatsbürger angelegt waren. Fällt nun aber 
der Mebdiatifirte in ein Land, in welchem zuvor die Domai⸗ 


nen des. Souverains und der Prinzen feines Hauſes mit - 


feiner Steuer weder im Frieden noch auch im Kriege anges 
legt waren; fo bleiben auch feine Domainen frei. Der alte 
landſäßige Abel kann hier in keine Betrachtung gezogen wers 
den, theils, weil die Bundesakte nirgend eine ‘Parallele zwi⸗ 
fehen ihm und den Standesherren zieht, theilg,. weil das, 
was etwa im Kriege der Landadel gethan haben mag, nur 


\ 


En —————— — — 





8 Viertes Heft des rh. B. ©. 2. | 

9) Daß diefe oder jene Nevenüe aus der Landethoheit ge 
floffen fen, muß doch wohl nicht nur gefagt, fondern auch ers 
. wiefen werden, wenn fie der Souverain haben will. Zür den 
Mediatiſirten ſteht die Vermuthung , die auch durch die Gefchichs 
te der Zeit, in welder man noch nicht an Landeshoheit dachte, 
unterftügt wird. Man erinnere ſich übrigend- an das zum Para 

graph ı2. in der 6ten Mote Gefagte, - 

20) Wer das mit dem Art. 27. de8 rh. Bundes vereinbaren 
Bann, der verſuche es. 

12) Man fape deffen Abend ®. 1% EST. Tom 


ab, 
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Zolge feiner freien Bewilligungen war. Meiner Einficht 
nach iſt die ganze Stelle des Steuerpunktes im tem rt. 
des rheinifchen Bundes von dem Zuftande der Steuer zu 


verftehen, wie fich derfelhe vor der Bundesakte (nicht nah 


ihr) befand, weil einmal die. Abficht der Bundesgenoſſen 
dahin gieng, den Mebiatifirten wohl zu thum, mas doch eine 
Steuerfreiheit unterſtellte. Wäre biefes nicht fo, fo wird 


-man- fogleih das Abfurde in nachftehendem Falle fühlen. - 


Die Steuer foll z. B. 300,000 Rthlr. tragen, und num feßt 
die Rentkammer, um die Mediatifirten zu befteuern, 200,000 


Rthlir. den fleuerbaren Unterthanen an, 50,000 Rthir. den 


Mediatiſirten, und eben fo viel auf die Domainengiiter de} 


Sonverains. Wie groß wird dann num die Einnahme der 
Kammerkaſſe feyn ?. Antwort 250,000. Rthlr., alfo 50,000 


Rthlr. weniger als die Steuerfumme ausmacht, weil doch 
der Sowverain an fich felbft nicht bezahlen fann, affeim - 


Grunde nichts bezahlt, welches dann auch der Fall mit m 
Domainen der Mebiatifirten feyn muß, im Falle fie wirklich 
nad) der Bundesurkunde den Drinzen des regierenden Hau; 


— 


ſes gleich gehalten werden ſollen. ‚Die Kammerkaſſe hat alſe 


ein Hecht auf nur 200,000 Rthlr. ). 














22) Daß ıch hier den Fall unterjtelle, in. welchen der Sour 
verain ſeine Güter und die feiner Prinzen erft nach der Bundesalte 


der Steuer unterivorfen hat ‚ iſt wohl ohne alle Anmerkung klar. 


Darf ich es aber wagen, über die Steuerfreiheiten und deren hin 
und wieder verfuchte Aufhebungen meine Meinung überhauft 
zu fagen; fo wäre es etwa Nachftehendes. Wenn ich eine Staats 


verſuſſung zu errichten hätte, ſo würde ſchlechterdings niemand 
J eine Steuerfreiheit erhalten. Sie iſt eine Auszeichnung, welche 
von jeher alle nicht befreite Staatsbürger erbitterte, und der 


vielleicht allein Geiftlichfeit und Adel ihre dermalige Lage zu vers 


„danfen haben. Ein Staat bedarf-j. B. 200 Millionen Gulden. 


Tragen an diefer Loft 24 Millionen Bürger; fo ift fie erträglid. 


| Werden aber PR and nad fa ‚viele frei, dag entweder 20 Mil⸗ 


mo ” N 


— 
* 
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$. 15. 
Sollte auch das bis hieher Bemerkte fiir eine, der 
Mühe und des Anführens nicht ganz würdige Sache anges 


ſehen werden (welches mir leid ſeyn würde), ſo mag es 


doch von einer andern Seite ſeinen Nutzen haben. Es zeigt 
zum wenigſten 


1) den Unterſchied der Vegriffe, weiche die Sonveraine 


—⸗ 





— — 








lionen Steuern abgenommen, oder weil dieſes der Staat nicht 
erträgt, auf die übrigen Nichtbefreiten repartirt werden müſſen 
dann drückt die Laſt zu ſchwer, wohl ganz zu Boden. Welcher 
Bater macht ſolche Einrichtungen in feiner Familie ? Wir haften - 
aber dermalen nicht an der Einrihtung neuer Staaten 
In Deurfchland haben Steuerfreiheiten ſchon feit Jahrhunderten 


rechtliche Konſiſtenz. Geſetzt nun man halte fie dermalen für u 


ſtaatsſchädlich; kann man fie deshalb aufheben? Allerdings, wenn, 
was wohl zu. bemerfen ift, das Staatswohl mir derfelben nicht 
Gefördert werden kann. Aber kann man dies auch ohne Schadens 
erſatz? Es ſcheint niche, weil man wenigftens feit vielen Jahrs 
hunderten geglaubt hat, daß der Bürger oder die Bürgerflaffe 


(ich meine hier den niedern. Adel), welcher oder welche das Geis. — 


nige zu den Staatslaſten hat vpfern müſſen, immer vom Staate 
eine Entſchädigung erwarten konnte, ſolche auch, Revolutionszei⸗ 
ten ausgenommen, wirklich oft erhalten hat. Dies könnte im 
angenommenen Falle auf folgende. Art.gefchehen. Da die Erems 
ten 20 Millionen beitragen müßten, ſo beftünde auch in fo, viel 
die Entſchädigung. Nun gehören zu Staate, ‚der zu entſchädi⸗ 
“gen haty nicht blos die Befreiten, ſondern auch die Nichtbefreiten; 
beide Klaſſen haben alſo zu entſchädigen. In vorliegendem Falle 
hätten mithin die Nichtbefreiten 3/4 oder 16 Millionen, die Bes 


freiten aber 1/4 oder 5 Millionen gu tragen. Nun dann koönnte 


man fagen, dag nicht blos Eine Klaffe, fondern der ganze Stagat 
Antheil ar der Entfchädigung genomnmen habe, Auf eine Andere 


‚Art fann ich die Aufhebung geiftlicher und adelicher Steuerfrei⸗ 


heiten mit meiner Theorie nicht vereinbaren. Wie man aber bie 
‚ und da hört und ließt, werden geiitlihe und ndelihe Güter ohne 


alle Entſchädigung beſteuert, und den Bauerngütern gleich ge 
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von ben Rechten ber Diebiatifirten fowehl, als weiche letzte⸗ 
‚ se von ben Rechten der erfiern begen. Dieſes zeigen 
8 die inzwiſchen erſchienenen Schriften von beiden 
„ fo wie verſchiedene unterdeſſen auch im Druck er⸗ 
am Drganifationspatente. 





ſtellt. Zur Rechtfertigung jagt man: »Die Bauern haben Jahr 
Hunderte lang Steuern bezahle, fih gut geleitet, gut gegeflen 
und dabei noch gelegentlih ein Tänzchen mitgemacht.« Geflt 
man aber dagegen Folgendes überfehen? 1) Wie viel Taufente 
von Bauern traf fein fo mildes Loos? =) Bil man denn, daß 
der Edelmann nicht mehr Eielmann bleiben foll, ihn ganz zum 
Bauer machen? 3) Ald Edelmann verpachtete er fein Gut und 
er lebte davon mit dem Pächter. 4) Weil weder er jelbit ned 
der Pächter — oder lepterer doch nur eine Kleinigfeit (die halbe 
Stier) an Steuern gaben; fo waren die Pachtbedingniſſe meifl 
milde. 5) Soll nun der Edelmann ohne allen Erfag den Bantt 
glei geftellt werden; fo zieht er entweder — wenigitend in man 
hen Zällen — nichtd, oder er muß den Pacht erhöhen. 6) Fim 
det fih dann kein Pächter, fo bleibt das Gut oft unbebaut; oder 
wenn er fih zu Hoch einläßt, fo hat der Staat fo viel arme Leu 
te mehr, als hochgepachtete Güter find 5; 7) ob es ins Menſchen 
überhaupt fiegt, oder ob es der Geift der Deutfchen infonderheit 
war, daß iftieinerlei, genug, ed it wahr, der Baron frielce den 
. Grafen, der Graf den Fürften und fo weiter hinauf. Daher 
kam's, daß fo viele Fürſten, Grafen und Herren leere Kammer 
kaſſen hatten. Beim -niedern Adel war dies ganz vorzüglich der 
Fall. Hatte einer auch 10000 Gulden Einfünfte; fo mußte er oft 
6 und mehrere taufend Gulden für Zinfen hingehen. Soll er 
nun noch einige Taufende an Steuer ohne Entfchädigung entrich⸗ 
ten, fo ift er allein unglüdlih und der Souverain hat dann 
feinen Mittelmann mehr zwifhen fih und dem Volke um fi. 
Er iſt dann zwar immer noch die Sonne, aber was ift fein Adel? 


Die meiften Finanzmänner hüten fich zwar freilich vor Entdedun 


gen diefer Art, und denfen nicht an das hodie mihi, cras tibi. 
(oder philofophiren wie Herr G. R. Brauer zu Aarleruhe: & 
iſt nicht Därte, sb print nur fo. W. I 


( 


. 
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3) Die Schriften der fir, die Souveraine fchreibenden 
Mäthe enthalten bin und wieder Foderungen gegen die doch 
nur der Souverainität unterworfenen Landesherren, daß man 
faſt glauben follte, fie wären aud mit ihrem Eigenthum 
‚.meggegeben worden, welches doch bei weitem nicht ift, da 
die Dundesurfunde den Unterfchied derjenigen, die nur unter 
die Souverainität, mit Vorbehalt ihres Eigenthums und 
anderer fattlichen Rechte, und jener, die auch) zugleich mit 
Eigenthum der Sonverainität unterworfen wurden, in fo 
vielen Stellen bemerkt °). 


\ 


616. B | 
Aber mas wäre denn nun wohl unter folden LUmftäns 
den zu thun? Die Souveraine, wenn fie einmal von ihren 
.. Häthen nad) Gebühr belehrt zu ſeyn glauben, werden uns 
gern nachgeben, weil nun bie Sache auf der Seele der 


Räthe liegt. Die Standesherren werden dagegen glauben, 


daß ſie, nachdem ſie ohnehin das Opfer für das allgemeine 
Wohl geworden ſind, nicht noch mehr nachgeben, gegen ihre 
innere Ueberzeugung nicht handeln, ihren Familien, denen 
das Schickſal ohnehin ſo vieles weggenommen hat, nicht 
auch noch den Reſt vergeben können. Ich kenne unter biefen 
Umftänden nur zwei Wege: \ | 
1.) Gütliche Uebereinkunft der Souveraine mit den Me⸗ 
diatiſirten, oder in deren Ermangelung 
II.) authentiſche Erklärung der Bundesakte, an welcher 
es, wie ich weiter unten zeigen werde, nicht fehlen kann. 


g. 17. | | 
Möchte es der Vorſehung gefallen, daß das Erſte zu 
Stande käme! Warum aber nicht? Die Souveraine haben 








1) Man leſe z. B. Art. 18, 29, 20, 21. X. und vergleiche J 
Re mit dem Art. 24. ı. - J 
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doch mehr als Einen Grund, die Hände zur Güte gu bie 
ven. d 

1) Die mebdiatifirten Zurften und Grafen find von dem 
nimlichen Kern und Schrot, wie fie, auch — befonders die 
ältern mit faiferlihen und föniglihen Hünfern verwandt, ja 
einige aus ihnen find bekanntlich Kaijer und Könige geweſen, 
wobei es gewiß nicht darauf ankommt, ob ihre Gebiete grefi . 
oder klein waren, weil alles diefes von Umfänden abhangt, 
die, wie der bdermalige Zeitpunkt lehrt, nicht immer bie 
Früchte unierer Köpfe oder unierer Fäufte find 2). 

2) Weil man geglaubt hat, für Süddeutſchland fey bie 
innere und äußere Ruhe nicht anders herzuitellen und zu ev 
halten, als wenn man einige Mitflände mit den andern zus 
fammenichmelzte, und fo mehrere geringere Kräfte zu höße 
ten erhöbe; jo hat man mit ihnen diefe Zufammenjchmeh 
zung vorgenommen, und fie einer politijchen Meinung , ven 
welcher Deutichland feit taufend Jahren nichts wufte, zum 
Opfer gebracht. 

3) Nach ven Geſetzen des allgemeinen Staatsrechts 
wird der, welcher das Seinige wegen des Staatswohls, 3.8. 
feine Wohnung zur Errichtung einer Zeftung hergeben muß, 
vom Staate entſchädigt, fo daß jeder Bürger eine Quote 
davon übernehmen muß. Hievon ift die Urſache, weil nicht 
Einer das Seinige zum Staatsbeften (deu Fall ausgenom: 
men, daß es — wegen einem begangenen Verbrechen als 
- Strafe geſchähe), hergeben foll, oder weil, wenn es doch 
nicht anders ſeyn kann, gleichwohl Alle an der Entſchädigung 








gung 





2) Stehe man’ alfo, wie ich erft vor kurzem lad, von dem 
fpotten follenden Ausdruck ſtatt Staaten, Giaathen ab, er en. 
bittert nur; und wer weiß es denn nicht, daß niehrere Länder, 
die man jetzt Staaten nennt, aus Gtaathen — obgleich nicht 
unmer unter der Zeitung der Moralität zuſammengeſetzt worden 
find! 
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Antheil nehmen müiſſen. Nur Die ganz anfähuldigen Media— 
tiſirten find hievon ausgenommen, vermuchlich aus der ein 
zigen Urſache, Meil die Umftände fo waren ,. daß ihre Ver 
Iufte durch Beiträge anderer Staatsbürger einer Reparirung 
unfähig waren, oder weil, wenn dieſes etwa auch nicht ges 
weſen wäre, doch der. Hauptz weck hätte aufgegeben werben 
miiffen 2). 

4) Bei Errichtung des rheiniſchen Hundes find die 
Mediatiſirten bekanntlich nicht zugezogen worden. Frankreich 
bat dieſen Bund aus höhern Zwecken vorgeſchlagen, und die 
Souveraine haben aus folhen ihre Hände dazu geboten *). 
Beide hielten diefe Art zu handeln fiir die einzig ſchicklichen 
Mittel zu ihrem einmal feftgefekten Zwecke. Man kann auch) 
nicht läugnen, daß es in: der Politik "Fälle giebt ; in denen 
es durch eine andere Methode nie mit einem auch noch fo 
guten Zwecke gelingen wiirde. Die Klugheit bildet alsdann 
oft ihre Formen nach fonft ungewöhnlichen -Modellen, wie 
wenig dieſes auch gewiſſe Kr, die ihre Philoſophie aus . 





2) Schwat ſchrieb eine Abhandlung unter den Titel: Ueber 
das unvermeidliche Unrecht. Stuttg. 1804. Mit ſcheint die gange 
Ausführung ercentrifch.. Der Begriff des fogertannten unvermeid⸗ 
lichen Unrechts ſchmeckt ſehr nach Widerſpruch. Wir Rechtsgelehr⸗ 
ten philoſophiren über das Recht, und die Miniſter, Finanzmän⸗ 
ner, Diplomatiker machen es. Wer von dieſer Materie etwas 
Praktiſches ſchreiben will, der beginne mit den Beweiſe: was 
Staatswohl ſey? und in wie weit Privatwohl durch daſſelbe ver⸗ 
ſchlungen werden dürfe? 


Vy Man hat behaupten wollen die Idee der Mediatiſi itung 
fey fo wie jene der Säkulariſirung „zwar in Frankreich zur Welt 
gekommen, aber in Deutſchland ſelbſt konzipirt worden. Die 
-Wahrheit dürfte in unſern Tagen ſchwerlich and Licht kommen. 
Unſere Nachkommen werden indeſſen klärer ſehen. Einige merk— 
würdige Winke findet man in Reponse au Mänifeste du Roi 
de Prusse, und in andern frangöfifchen Blättern. W. 
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dem gemeinen Katechismus gelernet haben, begreifen wollen, 
Wenn aber: die Fälle von diefer Art waren, fo verdienen fie 
bei der Ausführung zum wenigften doch milde Rückſichten, 
weil es doch wahr ift, daß fih — was den vorliegenden bes 
trifft — die Mediatiſirten weder gegen Frankreich noch. gegen 
einen der deutfchen Souveraine eines Verſehens ſchuldig ges 
macht haben, weicher Umſtand, ob er gleid, in der Sache 
ſelbſt nichts ändern kann, doch zum wenigften bei einem je 
ben Souverain fo viel Rückſicht bewirken muß, als unter 
ähnlichen Umftänden- jeder Privatmann haben würde, ich 
meine , lieber etwas zu viel laflen, als etwas zu viel neh⸗ 
men. 

5) Alles, was den Mediatificten in ber Bundesurkunde 
noch belaſſen worden iſt, haben ſie Jahrhunderte hindurch 
gehabt, haben es als Patrimonialhepren, als deutſche Dyna 
ſten zu einer Zeit ſchon gehabt, zu welcher noch nicht einmal 
die dee einer Landeshoheit entftanden war. Sie allein find 
alfo der verlierende, die Souveraine allein der gewinnende 
Theil. Im Zweifel, ob jemand etwas mehr oder weniger 
verlohren habe, ftehen die Geſetze, obgleich ihre Verfaſſer 
nur Heiden waren, dem Verlierenden bei 9). 

6) Wenn ich ſage: Titius ſoll dem Sempronius ſeine 
Waldungen, feinen Hut, Stock und Stiefeln geben, alles 
andere aber behalten; ſo hat doch wohl Sempronius kein 
Recht auf des Titius Bosquet (Luſtgebüſch), ſeine Kappe, 
feine Unterweſte, Schuhe. Heißt es nun gar: Titius ſoll 
die eben bemerkten Sachen namentlich und alles andere ihm 
Aehnliche behalten, fo wird ſich Sempronius mit dem Er 
haltenen begnügen, und feinen Anfpruch auf des Titius 
Kappe, Unterwefte, Strümpfe, Pantoffein machen dürfen. 








3) Das Gefeh heißt: in rc dubia benigniorem interpreta- 
tionem sequi, non minus probius « est, quam tutius, 
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Diefes Gleichniß iſt freilich etwas zu populär, IE nicht aus 
Vater Homers. glänzenden Bildern genommen. Was thurs 
aber, 06 ich einen Giganten oder einen Pigmäen nehme, 
wenn der legte eben fo tauglich) zur "Aufklärung eines Bes 
griffs ift? Der rheiniſche Bund fpriche das, was der Sous 
verain haben foll, Mar amd beſtimmt aus, alfo nicht mehr 
und nicht weniger, fo wie derfelbe. das, was er den Mediar 
tifieten läßt, nur zum Theil beftimmt, und durch die Worte 
et autres semblahles. noch alles. das mitbegreift, was in ' 
die Kathegorie des ſchon Beſtimmten noch mitgehört. Mens 
de man nun hier das aufgefiellte Gleichniß, und nehme das 

bei auch noch an,’ daß fih an dem für den Medtatifi rten 
wirklich Beſtimmten vergriffen werden wollte. Geſetzt aber; . 
eines und das andere ſey wirklich in der Urkunde nicht Harz 
Gegen wen hätte dann die Erklärung Statt? Doch ficher 
nut gegen die. Souveraine, denn-fie waren Mitpacisrenten,: 
fie konnten und mußten klar reden, und gegen den muß ins 
terpretivt werden, qui, wie Alef zu feiner Zeit in Heidel⸗ 
‚berg ſchrieb, aliquid contra priorem certitudinem vers 
langte. | 

7) Vorſtehende Gründe find theils aus Rechtes, theile 

aus Geſetzen der Billigkeit abgeleitet. Ste finden aber auch 
ſicher Unterftügung in der Politik. Mißverfiche man: mich 
nme nicht in Betreff der nächften Anmerkung; denn mein 
Herz fagt mir es zu laut, daß ichs gut meine, und in meis 
nem Kopfe liegen Wedenklichfeiten und Wünſche, wegen deren 
ich beruhiget feyn möchte. Sie find: Mifhe man den 
Protektor in Erklärungen der Bundesurkunde 
gar nicht ein, wenn es nicht die höchſte Noth eu 
fodert. Die Urſache? — — I 
Aber muthe man mir nicht zu, daß ich, Inden ich von 
Politik fpreche, ihre Gränze ſelbſt überfpringen foll. | 

8) Zu allem Vorigen kommen noch eigene Umſtände. 

Fürs erſte fallt es feinem Mediatifirten ein, feinem Som 
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verain etwas zu erfchweren, was ihm die Bundesakte ber 
ſtimmt zufichert, was aus dem Zugeficherten natürlich folgt,. 
weil es zum Zweck der Bundesakte gehört. 

Fürs andere, Der Souverain hat ja vollkommen 
freie Hände, in allen feinen Staaten alles mögliche Gute 
zu thun. Giebt ihm ver Begriff der Souverainität, ‚giebt 
ihm die Bundesurfunde etwas mehr ? Dder zeige man mit 
nur einen Schatten von Gutem, was er etwa nicht thun 
könnte. Unter das vorzligfih Gute — auch in politifcher 
Nückſicht — gehört aber gewiß — auch abgefehen vom Recht 
ſelbſt — daß er den ihm zum Opfer Gchrachten alles Mögs 
liche einraume, was ihn und fein Fleines Gebiet und bie 
. darin wohnenden 2, 3, 4 oder auch mehr taufend Mienfchen 
glücklich machen, ihn es ganz, — daß er vorher glücklicher 
war, vergeffen machen kann, daß er fih mit Mund pnd 
Herz an feinen Souverain anfchließt, das ganze Land. f 
wie fein eigenes Haus anſieht, daß er, fo lange er bei 
Sinnen. bteibt, jeden Gedanken, vom Anderswerdenkönnen, 
aufgiebt, daß er ſtatt deffen den Wunſch: es möge num fo 
bleiben, wie es einmal dem Schickſal gefallen hat, in fer 
nem Herzen mit Feuer fühlt, nicht etwa Hoffnungen auf 
andere Zeiten berechnet, die doch für den einen oder den 
“andern Souverain künftig eben fo nachtheilig ausfallen könn⸗ 
ten, wie e8 dermal der Fall fiir die Standesherren iſt, wie 
er es noch vor kurzem fiir Könige und Republiken war, 
Wom Fernern der Gefchichte rede ich gar nicht. Wer nur 
Offene Augen fiir unfere Zeitgefchichte Hat *), der bedarf 
Feiner nähern Aufſchliiſſe. Möchten doch alle Souveraine das 
hier gefagte Wenige durchdenken und’ fühlen.! | 


——— 











—— 


*) Wer nur unbefangen zurückblickt in die Gefchichte Deutfchs. 
lands feit dem Weftphältfchen Frieden, und beſonders in die 
Zeiten ſeit dem Bafeler Frieden und dem Naftadter Kongreß — W, 


x 
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9) Site, bie Souveraine, find alle gut und edel, und 


es wäre zu wünſchen, daß fie, ohne detaillirte Berathung 


mit andern den Stoffezur Güte nur aus ihren eigenen Her⸗⸗ 


zen, nur aus ihren eigenen Köpfen nähmen. Leider geſchieht 


das aber nicht immer! Trifft nun aber die Werathung einen- 


Plusinacher, der oft feines eigenen Intereſſe, feines eigenen 
Stolzes wegen feinem Souverain jeden Pfennig, auch jeden 
Schatten von Anfehen zumerfen möchte (und welcher Monarch 


iſt wohl fo glücklich, nicht einen oder den andern ſölcher 


Unglücksvögel an feiner Bruft zu ernähren?), der fih nicht 
darum befiimmert, 06 das, was er anfpricht, wohl oder 
wehe thut, gerecht ober ungerecht ift, fondern der nur das 


“in Anfchlag bringt, was im Nothfalle mit dem Donnerkeil, 


ben er den geweiheten Händen feines Monarchen abzuliften 
weiß, ausgerichtet werden möge, was wird, was muß fols 

gen ? Wenn demnach das Merk doch durch Rathgeber ein⸗ 
geleitet werden foll, dann wenigſtens einen andern Mann 


gewählt, als einen, wie ich ihm eben befchrieben habe. Was 


fann auch für Gefahr fir’ den Souverain erwachfen; hat er 
nicht ſelbſt Rechte zum etwa nöthigen Beilenken nicht Ges 
wait, diefelben ‚geltend zu machen? 
- $. 18. 

Das im vorigen Abſatz Bemerkte enthielt etwa die Be⸗ 


weyg ranbe für den Souverain zum Ausgleichen in der Site | 


mit den Standesherren, Aber auch diefe letztern Haben noch 
Gründe fir Ausgleichungen in der Güte, nicht zwar, um 
das Verlohrne zu erhalten, aber doch, um nicht noch einen 
Theil von dem ihnen noch Belaſſenen nicht auch ebenfalls zu 
verlieren. 

2) Das im vorigen Abſatz unter der sten Num. An 
geführte gilt auch ihnen, obgleich) nicht in der Stärke, mit 


welcher es fiir die Souveraine gelten möchte, die eben, weil‘ 


fie viel gewonnen, auch viel zu verfieren, aber gewiß nicht 
viel mehr zu gewinnen haben, 


x \ 


f 


⁊ 


5.) 


3: ®r Ye} ler Brunle Müre wi nr Be: 
ss m̃r eu werfimfnger Zuelrmun Kb Ir Zaun 
dr, ans Gr u de Tuusesurtmüe Mer. <h. 
uf Fame geses wir. zeigen bez Die abe anzefilrtm, 


neun uch ach zu Tube Zıusviaie u Iisie tere munden, 
Bir? YE am iotches eumal = Die Fire ehren, je ißſ 
bie Ezee des Repeuser uat Be Exrehuker Psurıcsmmisnikt, 
zus es bite baum gewui ieje hart. deu emmai eridkeßenen 
Wager wre: us Geleiſe zu Senger. Dme aber Das Im 
ben un5 ben beien der eines Hiaries jr baben Bemm 
men Sessines Tages, wo Rıar mb te Raent:zzer Ir 
und 2a zuae verkarter, aber med fr miörerTzmben wer 
den, mit einem Diiez'riönchen gar ande begangene Düne 
Leder. Kãte zun ber Rathgeber, der Planmacker gar 
wer von denen, wie 16; ihn im vorigen Abla; Num g de 
satterinet Ehe; fe wurde der Kırm no mese verichebe⸗ 
fe:u, Eefsnsars, wein men ih noch duzz denken mil, Def 
fon tie Natur feib die Gränzlinie »=n Recht und Unreit 
fo fein geipounen hat, doE es an umd fiir ach cn Runter 
in, wenn fie von Menſchen vrerſchiedener Schkraft, verſchit⸗ 
denen Intereſſes bald gar nicht bemerkt, bald nur halb er⸗ 
blickt, bald gar überſprungen wird. Beweggründe dieſer 
Art miiſſen anf einen Standesherrn, der feine Iheerie im 
der gronen Belt gelilder bat, ſchlechterdings Eindrud ma; 


Gen. . 

5) Einer, der mir aber am ſtärkſten zu ſern ſcheint, if 
folgender. Das Schickſal des Standesherrn ift doch nun 
einmal an das Loos feines Souverains angelmipft. "Muß 
es ihm dann dadurch nicht Angelegenheit werden, dem Her⸗ 
gen des Souverains da, wo es nur fern kann — Rechte 
und Pflichten eben nicht immer auf ber Goldwange gewogen 
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werden, entgegen zu tominen, dadurch die Liebe des Sou⸗ 
verains für ſich, für ſeine Familie und zugleich für die Un⸗ 


terthanen zu gewinnen? Eine ſolche Lebensphiloſophie iſt . 


zwar, befonders im Anfang hart, fie if aber nicht ı nur nö⸗ 
thig, fondern auch nüßlich. oo. 


| $. 19. | 
Sollte aber feiner meiner obigen Gründe, die. Sache in 
Güte zwiſchen Souverain und den Standesherren auszu⸗ 
gleichen, Eindruck machen: nun was wäre anders dann übrig, 
als eine authentiſche Interpretation der rheiniſchen Bundes; 
atte ? 2) Aber wie! werden es die Sonveraine darauf aits 
tommen laſſen, felbft wohl die Hände dazu bieten, und wird 
fih der franzöfifche Kaifer dazu verftehen? Sch zweifle niche 
- an der Affirmative einer diefer Fragen. Zwar ſcheint die 
Unterfachung diefer Fragen das unnöthigfte Ding von der 
Welt zu feym, weil die Kinder der Nechtsgelehrten ſchon 
wiſſen, daß nur der Gefehgeber fein Geſetz, Pacisrenten ihr 
‚ven Vertrag erflären können. Diefem allem ungeachtet ift 
doch nicht das Ding de lana caprina. Ein jeder Soys 
verain iſt | 
a) dollkommener Souverain, Er iſt 
b) nur gegen den Bund, und die mediatiſirten Stan⸗ 
desherren, ſonſt aber | 
c) gegen feinen’ feiner Unterthanen beſchränkt *) De 
MProtektor hat ihnen dabet 
— nf 
1) Im Grunde fälle zwar jedes Interpretiren von Haren Ge 
fegen, und das dünfe mir, iſt hier Fall, weg: was hilft aber 
ein ſonnenklares Geſetz, wenn gleichwohl der eine Schwarz⸗ und 
ber Andere Weiß darin’ finder ? 
*) Davon ein anderdmal, Vorläufig berweifen wir auf die 


‚Heine Schrift: Weber den Umfturz der deutfihen Staatsverfaflungs - 
und auf Die Gedanken eines deutſchen Mannes u. ſ. w. F 
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verain etwas zu erſchweren, was ihm die Bundesakte ber 
flimmt zufichert, was aus dem Zugeficherten natürlich folgt, 
weil es zum Zweck der Bundesakte gehört. 
| Fürs andere. Der Souverain hat ja vollkommen 
freie Hände, in allen feinen Staaten alles möglihe Gute 
"zu thun. Giebt ihm ver Begriff der Souverainität, giebt 
ihm die Bundesurkunde etwas mehr ? Oder zeige man mit 
nur einen Schatten von Gutem, was er etwa nicht thun 
könnte. Inter das vorziiglih Gute — auch in politiſcher 
Mickfiht — gehört aber gewiß — auch abgefehen vom Recht 
ſelbſt — daß er den ihm zum Opfer Gchrachten alles Mög: 
liche einraume, was ihn und fein Feines Gebiet und bie 
darin wohnenden 2, 3, 4 oder auch mehr taufend Menfchen - 
gluücklich machen, ihn es ganz, — dab er vorher glücklicher 
war, vergeffen machen kann, daß er fih mit Mund and 
Herz an feinen Souverain anfchließt, das ganze Land ſ 
wie fein eigenes Haus anfieht, daß er, fo lange er bei 
Sinnen bteibt, jeden Sedanten, vom Anderswerdentönnen, 
aufgiebt, daß er ftatt deffen den Wunſch: es möge num fo 
bleiben, wie es einmal dem Schickſal gefallen hat, in fe 
nem Kerzen mit Feuer fühlt, nicht etwa Koffnungen auf 
. andere Zeiten berechnet, die doch für den einen oder den 
“andern Souverain künfrig eben fo nachtheilig ausfallen fünns 
ten, wie es dermal der Fall fir die Standesherren iſt, wie 
er es noch vor kurzem fir Könige und Republiken war, 
Vom Fernern der Geſchichte rede ich gar nicht. “Ber nur 
offene Augen fiir unfere Zeitgefchichte hat *), der Hedarf 
feiner nähern Aufichliffe. Möchten doch alle Souveraine das 
hier gefagte Wenige durchdenken und fühlen. 





Ben 








genug 


*) Wer nur. unbefangen zurückblickt in die Gefchichte Deutſch⸗ 
lands feit dem Weftphältfchen Frieden, und befonders in die 
Zeiten ſeit dem Bafeler Frieden und dem Raſtadter Kongreß — W., 


, 
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5) Sie, die Souveraine, find alle gut und edel, und 


08 wäre zu wünſchen, daß fie, ohne detaillirte Berathung 


mit andern den Stoffszur Güte nur aus ihren eigenen Her⸗⸗ 


zen, nur aus ihren eigenen Köpfen nähmen. Leider geſchieht 
das aber nicht immer! Trifft nun aber die Berathung einen- 
Plusinacher, der oft feines eigenen Intereſſe, feines eigenen 
Stolzes wegen feinem Souverain jeden Pfennig, auch jeden 

Schatten von Anfehen zuwerfen möchte (und welcher Monarch 
iſt wohl fo glücklich, nicht einen oder den andern folder 
Unglücksvögel an feiner Bruft zu ernähren ?), der fih nicht 
daram befiimmert, ob das, was er anfpricht, wohl oder 
‚ wehe thut, gerecht oder ungerecht iſt, ſondern der nur das 
in Anſchlag bringt, was im Nothfalle mit dem Donnerkeil,' 
den er den geweiheten Händen feines Monarchen abzuliften 


weiß, ausgerichtet werden möge,. was wird, was muß fols 


gen? Wenn demnach das Werk doch duch Rarhgeber eins 
geleitet werden fol, dann menigftens einen andern Mann 


gewählt, als einen, tie ich ihn eben befchrieben Habe. Was 
kann auch für Gefahr für den Souverain erwachfen; hat er: 


nicht felbft Rechte zum etwa nöthigen Beilenten , nicht Ser 
walt, dieſelben geltend zu machen? 
8* §. 18. 

Das im vorigen Abſatz Bemerkte enthielt etwa die Ber 
peggrlinde für den Souverain zum Ausgleichen in der Gite 


nt den Standesherren, Aber auch dieſe letztern Haben noch 


Gründe für Ausgleichungen in der Güte, nicht zwar, um 
das Verlohrne zu erhalten, aber doch, um nicht noch einen 


Theil von dem ihnen noch Belaſſenen nicht auch ebenfalls zu 


verlieren. 

1) Das im vorigen Abſatz unter der sten Num. Ans 
geführte gilt auch ihnen, obgleich nicht: in der Stärfe, mit 
weicher es für Die Spuveraine gelten. möchte, die eben, weil 
fie viel gewonnen, auch vief zu verlieren, aber gewiß nicht - 
viel mehr zu gewinnen haben. oo. 


x 
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a) Statt des andern Grundes führe ich nur das an! 
Was fiir ein weitfchichtiger Spielraum fih der Souverainb 
tät, und ihr in der Bundesurkunde Art. 26. zugemeſſenen 
fünf Puntten geben läßt, zeigen ſchon die oben angeführten, 
‚ von Näthen der Souveraine gefertigten Abhandlungen, deren 
Verfaſſer doch ganz entfchieden ehrliche Männer find. Wie! 
wenn fi) auch am Ende Hippiaffe an diefe Arbeiten machen, 
und ihr Souverain Empfänglichkeit für die Sophismen 
hätte? ft ein folches einmal in die Welt gefchrieben, fo if 
die Ehre des Negenten und des Sophiffen kompromittirt, 
und es hält dann gewiß fehr hart, den einmal verfchobenen: 
Wagen wieder in's Seleife zu bringen. Ohne aber das Is 
lent und den böſen Willen eines Hippias zu haben, kann 
man heutiges Tages, wo Kant und die Kantianer bie 
und da zwar verflanden, aber noch öfter mißverſtanden wer; 
den, mit einem Diftinfetönchen gar manche begangene Bloͤße 
decken. Wäre nun der Rathgeber, der Panmacher gar el 
er von denen, wie id) ihn im vorigen Abfag Num. g. dia 
rakteriſirt babe; fo würde der Karn noch mehr verfchoben 
feyn, befonders, wenn man fich noch dazu denken will, daß 
ſchon die Natur felör die Sränzlinie von Recht und Unredt 
fo fein gejponnen hat, daß es an und file fich fein Wunder 
it, wenn fie. von Menſchen verfchiedener Sehkraft, verfchier 
‚denen Intereſſes bald gar nicht bemerkt, bald nur halb er; 
blickt, bald gar itberfprungen wird. Beweggründe diefer 
Art müffen auf einen Standeshern, der feine Theorie in 
der großen Melt gebildet Bat, ſchlechterdings Eindruck ma⸗ 
gm. 

5) Einer, der mir aber am flarfften zu ſeyn ſcheint, iſt 
folgender. Das Schickſal des Standesherrn iſt doch nun 
einmal an das Loos feines Souverains angeknüpft. Muß 
es ihm dann dadurch nicht Angelegenheit werden, dem Her⸗ 
zen des Souverains da, wo es nur ſeyn kann — Rechte 
und Pflichten eben nicht immer quf der Goldwaage gewogen 


werden, entgegen zu kommen, dadurch die Liebe des Sou⸗ 
veraing für fih, fiir feine Familie und zugleich für die Uns 
terthanen zu gewinnen? Kine folche Lebensphilofophie iſt 


zwar, befonders tm Anfang hart, fie iſt aber nicht: nur ds 


thig, ſondern auch nützlich. 


\ 


$. 19. 


Sollte aber feiner meiner obigen Gründe, bie. Sache in 
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— 


Güte zwiſchen Souverain und den Standesherren auszu⸗ 


gleichen, Eindruck machen: nun was wäre anders dann übrig, 


als eine authentiſche Interpretation der rheiniſchen Bundes⸗ 
akte? 2) Aber wie! werden es die Sonveraine darauf an⸗ 
kommen faffen, ſelbſt wohl die Hände dazu bieten, und wird 
fich der franzöfiiche Kaifer dazu verftehen? Sch zweifle nicht 


- an der Affirmative einer diefer Fragen. Zwar (heint die 
Unterfachung diefer Fragen das unnöthigfte Ding von der. 


Welt zu feym, weil die Kinder der Nechtsgelehvten ſchon 
‚willen, daß nur der Gefehgeber fein Gefeß, Paciscenten ihs 
‚ven Vertrag erklären können. Diefem allem ungeachtet iſt 
doch nicht das Ding de lana caprina. Ein jeder Sou⸗ 
verain iſt | 

a) vollkommener Souverain, Er iſt 

b) nur gegen den Bund, und die mediatiſirten Stan⸗ 
desherren, ſonſt aber 

c) gegen feinen’ feiner Unterthanen beſchränkt 9 Der 
Protektor hat ihnen dabet 








1) Im Grunde fälle zwar jedes Interpretiren von klaren Ge⸗ 
ſetzen, und das dünkt mir, iſt hier Fall, weg: was hilft aber 


ein ſonnenklares Geſetz, wenn gleichwohl der eine Schwarz, und. 


der Andere Weiß darin’findee? 
*) Davon ein andersmal. Vorläufig veriveifen wir auf die 


| Meine Schrift: Ueber den Umſturz der deutfihen Staatsperfaflungs 


and auf die Gedanken eines deutſchen Mannes u. ſ. w. ’ 


—— ———f —' 
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d) rückwärts, wie ſchon bemerkt, noch außerdem erklärt, 
dag Er fih in das Innere ihrer Verfaffung nicht mifchen 
werde, daß. die Streitigkeiten des Souverains mit feinen 
Unterthanen an kein fremdes Gericht gezogen werden follen 
(oben $. 5. Num. 5). Dod alles diejes find ärmliche Bes 
helfe gegen Die vorliegende Behauptung! Was auf = den 
Begriff der volllommenen Souverainität betrifft, fo berufe 
ih mich auf meine rückwärts $. 6. in Betreff derfelben ge 
gebene Erklärung, fo wie auf das, was oben $. 7. erimner: 
termaßen die Souveraine felbft dariiber denken; ferner auf 
das, was ihnen die Bundesafte wirklich giebt, und nicht 
giebt (oben $. $. 8. g.), dann auf das, was ich rückwärts 
6. $..3 und 4. von dem Zwecke des Bundes sorausgefchidt 
habe. , Wenn es aber auf 5 nicht geläugnet wird, daß die 
Souveraine in Betreff der Standesherren Einſchränkungen 
im Bunde erlitten haben: zu was frommt dann das Bern 
fen auf volle Souverainität? Wahr ift es auf 2, daf de 
franzöfifhe Kaifer das Angeführte erkläret hat. Derfelbe 
bat aber guch in eben dem Schreiben erkläret: 

»Er halte es fiir feine Protektionspfliht, die Bundes: 
sↄ ſtaaten zu erhalten«, wohin doch gewiß aud) die Erhat 
tung der Bundesafte felbft und der darin den Standeshers 
ven gelafienen Nechte gehört. Nebſt diefem haben die Sou— 
veraine verfprochen (oder, es verfteht fich ohnehin, wenn fie 
es auch nicht verfprochen hätten), daß Feine ihrer Gerichts 
ftellen in die Befugniffe eingreifen folle, unter welchen die 
Mediatifirten einer fremden Souverainität unterworfen wor⸗ 
den find. Wie! wenn die Sowveraine felbft, ihre Gerichts 

ſtellen, ihre Räthe gleichwohl eingreifen ſollten? Wie weiter, 
wenn die Souveraine, der Bund ſey ſo, die Mediatiſirten 
aber behaupten, er ſey anders zu verſtehen? Wie viel fibris 
gens in dem Begriffe eines Protektors liegt, Tann. man uns 
ter andern auch ſchon daraus fehen. Die Bundesurkunde 
. vom ı2ten Zul. 1806, gleichwohl machte er in Betreff 


der Feſtung Weſel die (rückwärts $. 10. lit. i) bemerkte 
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Veränderung, den 2gten Jul. 1806, alſo über die Hälfte 


eines Monats nach geſchloſſener Bundesurkunde. 


6. 20. | ' 

Was heißt denn aber Interpretiren? Es heißt von dem, 
ober denen, welcher oder weiche die Geſetze gemacht haben, 
entweder eine. fich darin. befindende wirkliche, oder auch 
nur vorgegebene Dunkelheit, aufklären, Licht, oder noch 
mehr Licht hineinbringen. Wollte auch der Interpret fagen: 

»Das Geſetz ift Mar (gefebt, es wäre auch alfo), es be⸗ 
»darf keiner Interpretation,« ſo würde er — im praktiſchen 
Sinne fo viel als nichts gethan haben, weil die eine 


Parthie Doch immer nur ihr Sintereffe und die andere. nur 


wieder immer das Ihrige im Geſetz zu fehen glauben, oder 
doch zu glauben vorgeben wiirde, Der Gefekgeber muß alfo 
unter folhen Umſtänden auch ein an und für fich ſonſt kla⸗ 
res Geſetz interpretiren, oder ſagen, daß das und. jenes im 
Geſetze klar enthalten ſey, wenn er Ruhe haben will, wenn 
die Parthien Ruhe haben, oder, wenn die innere Ruhe im 
Staate befeſtiget werden ſolle. Indem er ſich nun dazu 
entſchließt: Was thut er denn eigentlich? Weit gefehlt, daß 


er füh dadurch gegen fein, den Sonverainen gegebenes Mort, 


ar „fo. weit, als. en der. Zweck erfoderte, aufgeopfert haben 


in das Innere des fouverainen Staates miſcht. Klärt er nur 
mit den übrigen Sonverainen die Thatſache auf, unter wel 
cher die Bundesakte entftanden fey, nat nur etwa Folgens - 
des: »Unſere Gefinnungen , wenigftens die Meinigen giens 


»ↄgen auf äußere und innere Ruhe von Süddeutſchland. Nur 


»fo viel, als zu deren Erhaltung nösjig war; habt ihr euch 


v»im o6Gten Bundesartifel flipulirt, nur fo viel habe ich ger - 


»ſtattet, und wenn ihr nun zu diefem ‚Zwecke .alles könnet, 
vohne day ihr in die den Standesherven belaffenen. Gerccht: 
yfame weitere Eingriffe chut, die ich auch erhalten haben, 


t 
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»wollte: ſo ſtehet von den Prätenſionen a. b. 6. d. ꝛe. ab, 
vund beruhigt euch mit dem Erhaltenen.« | 

Nur ein folches gefchieht durch die Sinterpretation der 
Bundesakte, und das wird man wohl doch nicht eine voll 
kommene Souverainirät zu einer unvolllommenen ſtempeln 
heiſten! Wahrſcheinlich werden Bälle nicht nur eine, fondern 
mehrere Synterpretationen dieſer Arı nöthig machen, und dann 
wird nie denſelben auszuweichen ſeyn. Mit einem ſehr tiefen 
Blick, ſagt daher der Verfaſſer im 6. Heft des rheiniſchen 
Bundes, ©. 413. u. d. f.: »Ein Geſuch um eine authenti⸗ 
»fche Interpretation iſt keine Klage gegen den Souverain, 
»fondern nur ein Geſuch, nur Auskunft, ob das, worüber 
»der Souverain und die Standesherren verfchiedene Gefins 
mungen geltend machen wollen, wirklich zum Vortheil des 
vErſten oder des Andern in der Bundesakte enthalten fep?« 


6. 21. 

Daß ‚der Fürſt Primas ganz vorzüglich auch feine Hans 
de zu einer allenfalls nöthigen Sinterpretation bieten werde, 
daran iſt wohl nicht zu zweifeln. Er fagt zwar in feinem 
Schreiben an die Bundesgenoffen vom 18ten Sept. 1836: 

»Ich werde bei der Bundesverfammlung nichts in Vor⸗ 
»fchlag bringen, was nicht als wefentiih vortheil— 
 »haft für den Bund anerkannt und mit der vols 
»fommenen Unabhängigkeit der verbundenen 
»&Souveraine vereinbarlich iſt.« 

Allein, eines Theils ſteht alles diefes meiner Behauptung 
nicht entgegen, -man müßte benn fagen: Ohne Genehmigung 
diefer oder jener Prätenfion könne die Souverainität mit der 
Unabhängigkeit nicht beſtehen (wovon. ich aber das Gegen: 
theil oben fattfam erwiefen zu haben glaube); andern Theils 
kann der große Fürft durch die den Souverainen gegebene: 
Zufiherung nicht eine Sinterpretation, oder gar deren Aus⸗ 
ſchließung bezielt Haben, da ja ein interpreticter Bund erfi 


n 


_ . ” . 
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recht den Wünſchen der Souveraine entfprechen muß. Er 
klärt fih aber dev Fürſt Primas in dem gedachten Schrei⸗ 
ben weiter: 


»Erſetze den Zwei des Bundes darin; den Wöttern 
Ruhe und Sicherheit zu verfchaffen, die Sonveraine 
- »aber in den Stand zu ſetzen, fich in ununterbeohes 
snen Fortfohritten mie der allgemeinen Stüdfe: 
»ligkeit ihrer Staaten zu befchäftigen;« fo zeigt 
doch wohl diefes, wohin die Tendenz feiner Seele geht, in: 
dem: fie nämlich mit dem von Friedrih und Napoleon 
Geäußerten (oben $. 2.) von ben Regentenpflichten einerlei 
Anfihten hat, womit es nicht Zu vereinbaren feyn wiirde, 
wenn er fith bei einer: nöthigen » Snterprefation hinter den 
Vorhang ftellen wollte. Hieraus fieht man , daß das gegen 
die Intespretation Gefagte, auf biefer Seite genommen, hie 
Kapelle nicht verträgt. 


$. 22, 


Geſetzt nun, der Souverain, feine Kollegien und Be« 
amten kehren ſich an die Interpretation nicht, beeinträchti⸗ 
gen den Standesherrn gleichwohl. Soll hier der mißhan⸗ 
delte Standesherr bei den eigenen Dikaſterien des Souves 
rains feine Zuflucht nehmen? Auch dann noch, wenn etwa 
der Sonverain- feinen Juſtizkollegien befohlen hätte:. 

»Daß fie in Betreff diefer oder jener Materie feine 
»Rlage annehmen foliten?« | 

Wer mir die Frage, zumal auf den letzten Fall befaßt; 
mit dem kann und mag ich nicht rechten. Ich halte dafiir, 
daß beide Fragen, zumal die feßte verneinet werden müſ⸗ 
fen. 

ch denke über das Ganze fo: 

») Billig ſollte fi ein jeder Souverain gegen zu viel 

25. 
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eigene Gewalt wahren *). ‚Er ift M enſch, und welcher 
Menſch Handelt nicht zumeilen aus Laune, wenn er «6 
-ungeftraft thun kann ? Nur an denen, die fid in Ddiefem 
‚legten. Falle befinden, kann man ganz vorzüglich die zwei 
Seiten, und zwar nur gu oft die: Kehrfeite des Menſchen 
tennen. Es hat ſchon Souveraine gegeben, die, wenn ſie 
- sine Indigeſtion hatten, ein Bluturtheil diktirten, das ſie, 
wenn es zu ſpät war, mit ihren Thränen hätten auslöſchen 
‚mögen. Mehr Gewalt fol Fein Regent verlangen, als die 
nöthige zum Thun des Guten, zum. Vermeiden des Böſen. 
s) Glaubt aber auch der Regent , gegen fich ſelbſt Hin 
Linglich gedeckt zu feyn,, ift er .diefes auch von Seiten feiner 
Käthe verſichert? Wie .viel Glück und Geift zum Prüfen 
‚gehört zu ſolch einer Prüfung ? Abgefehen davon, daß man 
cher Regent zuweilen feine Käthe weniger kennt, als jede 
andere, ale 3. B. fein Mundſchenk. f 
3) Wenn aber auch mehrere Räthe ſelbſt (und deren 
giebt es noch) Männer von Achtem Kor und Schrot wär 
ven: find es deswegen, ih will nicht fagen, alle, body die 
smeiften ? Diefe letztern find es aber, die in den Kollegien 
entſcheiden. Hierzu kommt, daB. fih auch. vechtfchaffene 
:Männer nach und nach durch Hofgrundſätze dergeftalt ein 
wiegen laffen, daß fie das, was fie noch vor einigen Jahren 
mie Abfchen anfahen, nun ganz thunlich finden. Iſt auch 
nicht fo der Menſch, fo giebt es doch gewiß folche Menfchen. 
‚Qui stat, videat, ne cadat! Bedenkt man aber nun gar, 





5) Mir fällt hiebei immer dag ein, was Schiller in Wallen⸗ 
ſteins Tode, 4ten Aufzug, aten Auftritt, fügt: 


- Zum Fallſtrick ward ihm feine Groß und Macht, 
| Und dieſe dunkelſchwankende Gewalt) 
Dean um ſich greift der Menfch; nit Darf_man ihn 
Der gignen Mäßigung vertraun. Ihn bals 
In Schranken nur das deutliche Geſed 
"und der Gebräuche tiefgetretne Spur. W. 


⸗ 
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daß ſich viele unter ihnen finden, die aus Furcht, ihr Brod 
zu verlieren, ihre Familie unglücklich zu machen, aus Neid, 
ans Stolz, Rachfucht, Geiz ꝛc. den Weg Rechtens überge⸗ 


ben; fo ift die Sache vollends fiel. Wer weilte es num 


einem Standesheren übel nehmen, wenn er. bei folhen Män⸗ 
nern file den Ausgang feiner gerechten Sache zittert 2) ? 

4) Geſetzt aber, für die gegenwärtige Zeit wäre dag 
Uebergewicht des Guten bei dem Regenten felbft, fo wie auf 
Seiten feiner Räthe. Wer bürgt dann fiir die Zukunft? — 
Folgten nicht auf den großen Wespafian und auf feinen 
Sohn, den liebenswürdigen Titus, Domitian das Uns 
‚gehener? Und iſt nicht eben diefes der Fall bei Miniftern 
und Näthen, die oft Durch Umwege ein ganzes: Kollegium 
zu -täufchen, zu ihrem Zweck zu leiten wiffen? Wie: wäre 


dann nun gar unter folhen Umftänden- file die Standeshers 


sen und ihre Bundesgerechtfame geforgt? Wird nicht ein 
weifer, ein gütiger und gerechter Negent dafür forgen, daß 
die nun einmal zum Opfer gebrachten Mediatifirten wenig, 
ftens nicht in Anfehung defien, was ihnen das Staatswohl 
noch übrig gelaffen hat, in Gefahr kommen? . 


Pr 
.- 


5) Ob es gleich kein Sahrhundert gegeben hat, weichen 


fih für unaufgeklärt gehalten Bat, fo erklären wir doch 


alle: für unaufgeftärt, indem wir das unftige vorzugsweiſe 


das Aufgeflärte nennen. Was fiir Sachen werden aber in 


biefem Lichte gefchrieben, befonders,: wenn es darum sin, | 


| Regentengewalt als unbegränzt - darzuſtellen 7 


/ . 








a) Sage man nicht, die angeführten Brdenklichteiten bewien 
fen zuviel, daß nämlich das höchſte Landesgericht and von Allen. 


übrigen Unterthanen. fein: Zutrauen verdiene ,' bewiefen alfo 


nichtö , weil der Unterfchied der Verhältniſſe in Rückſicht der ger 


meinen Unterthanen und jener der Standesherren handgreiflich 
fey. Eben: diefer Unterſchied iſt es aber, welcher eigene Rüch ich 
ten rechtfertigt. — 


1 » 
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8. 3. der Eine nimmt die Stärke zum Prinzip des 
Rechts, lehret Diefes als Profeffor,, und läßt es drucken. Der 
Andere, ebenfalls Öffentliher Profeffor und Mitglied an ei⸗ 
nem Nechtsfollegium , fagt in einer Druckſchrift: 

»Otünde dem Fürften ein Beamter nicht an, und habe 
»fich derfelbe auf die Erkundigung von einem Minifter etwa 
»in einem Berichte nicht genug gereinigt, fo könne ihn der 
»Fürſt — ohne gerichtliche Unterfuhung verabfchieden, weil 
»derlei Sachen als zur Polizei gehörig, fummarifch ab 
»gethan werden könnten.« 

Ein Dritter nicht weniger Profeffor auf einer der be 
rühmteften LUniverfitäten in Deutſchland, theilt in einer 
Druckſchrift die Staatsgewalt in eine materiale, und 
formale, nennt die erfte eine auf bloße vernunftlofe Wil 
führ, die andere aber Auf Raifonnement gebaute, und fpricht 
die lebte jedem Regenten dergeftalt unabhängig zu, »daß fie 
»Peiner Nichtergewalt untergeordnet fey, weil die formale 
»Staatsgewalt unmiderfprechlich fern miiffe.« 

Er fchreibt alles diefes in einem dem rheinifchen Bunde 

vorhergehenden Zeitpunfte, wodurd die Sache noch auffal⸗ 
(ender wird. Ein Vierter ſchrieb vor vier Jahren für das 
fistatifche Okkupationsrecht, und obgleich daſſelbe in 6. 36. 
des Deputatlonshauptfchluffes jedem , alfo auch gewiß Oefis 
veih (welches als Katfer nichts verlieren konnte, und als 
Keichsftand ſelbſt unter die Entſchädigten gehörte), abgefpror 
chen war; fo vertheidigte ev doch daffelbe unter dem Namen 
des Heimfalisrechts mit folhen Gründen, die noch zur 
zeit niemand. ale des Finanzminifter in Anfehung der Laifers 
ferlihen Obligationen als ſuffizient benutzt hat. 
Ich mag keinen diefer Gelehrten nennen, weil es meine 
Sache nicht iſt, einen Mann zu beleidigen, der bei einem 
fonft guten Charakter blos durch Üble Anfichten zu Behauptun⸗ 
gen der angeführten Säge verleitet worden ſeyn kann. 

Wenn aber nun ſelbſt Profeffosen, die nur für unpar⸗ 
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theifiche Wahrheit geſchworen haben, und welche doch junge 


Leute zu Miniſtern und Räthen, die auch für das Intereſſe 
des Fiskus in Pflichten genommen werden, bilden ſollen, 


ſolche Verſtoße gegen den Menſchenverſtand begehen (si hoe 
in viridi fiat, quid het in arido?) —; wie kann man den 


Standesherren zumuthen, daß fie ihre Angelegenheiten von 
. eigenen Landesdikaſterien entfcheiden laſſen follen 2 

6) Es ift zwar wahr, fie werden für folhe Fälle ihrer 
Pflichten entlaffen. And wenn der würdige Herzog von 
Naffau :Ufingen in feiner Gerichtsordnung vom zıten No; 


vember 1806 die Sachen feiner Unterthanen wider den Fie: 


kus mit Ausfhliefung der auswärtigen Univerſitäten, blos 
an feinem Oberappellationsgericht endlich abgegeben haben will, 
und wenn er dabei weislich und väterlich verordnet: 

»Daß fie mit Unpartheifichleit abgethan, in zweifel, 
»baften Fällen aber eher gegen den Fiskus und 
»für die Unterthanen gefprohen werden follen:« 
fo laſſe ichs gelten, daß für das Gros ſeiner Unterthanen 
geſorgt ſeyn mag, wie ſchon viele ähnliche Fälle im Heſſen⸗ 
kaſſeliſchen — auch andern Ländern belehren, fürchte aber, 
daß ſich dabei die Standesherren, welche aus der Bundes⸗ 
akte eigene Rechte und Verhältniſſe haben, noch immer nicht 
beruhigen werden. 


6 23. 

Mir fheinet es unter folchen Umftänden von Seiten 
des Negenten Efug, billig, und gerecht, daß er zur Beruhi— 
gung einer Klaffe, die noch vor einem Jahr unter. feine 
Mirftände gehörte, alles, was in feinen Kräften ſteht, bei: 








*) Den Entwurf eines Staatsrechts des Herrn Advokaten 


Zintel ſcheint der Herr Verfaſſer noch nicht gekannt zu haben. 
Nach ihm gibt es feine Rechte, fondern bioße Gnaden, folglich 
für den Souvberain auch keine Pflichten. W. 


— 
[4 
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trage, zumal jedes andere Gericht fire Ihn ſelbſt nicht ge 
fährlih ſeyn Tann , die Bundesakte den Standesherren in 
peinlihen Fällen ohnehin Die. Aufträgalinftan; ausdrücklich 
zugeſtanden hat, wovon auch der Grund für bürgerliche 
Statt haben dürfte. Wie biefes Gericht und wo es eins 
zurichten fey , das iſt ganz. außer der Sphäre meiner Abs 
fiht, wofür auch die Weisheit der Regenten N ohnehin u 
forgen wiffen wird. 


, 
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Friedens: Verträge Sr. Majeflät des Kaiferd ber 
Franzofen, Königs von Italien, Protektors ded 
Rheinifchen Bundes mit J. J. Majeftäten dem 
Kaiſer aller Reuffen und dem Könige von Preuf 
fen. 


) 





Dar große Kampf, deffen Beginnen wir im zweiten ‚Hefte 
diefer Zeitſchrift dofumentirten, ift beendigt. Ein Feldzug 
von fleben Tagen genügte, eine Monarchie zu ftürgen, die 
von Meinen Anfängen durch eine nur wenig unterbrochene 
Reihe talentvoller Negenten und manche glückliche Konjunk⸗ 
‚suren, zu einer außerordentlichen Höhe mit. feltner Schnels 
tigkeit emporgehoben, fieben Jahre lang ben vereinten Kräfs 
ten des halben Europa widerftanden hatte. 

Am ızten Oktober fhlug Napoleon die von ihren 
Hauptmagazinen abgeſchnittene, auf ihrem linken Flügel ganz 


. 





— — — — 
9 Und. wadeſteinlich das künftige Jundamentalſtaut des Bunt 
der. W. 
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umgangene preußiſche Armee bei Jena und Auerſtädt gänz⸗ 
lich. Die verſprengten Reſte wurden verfolgt und die kaum 
bei Kalle angekommene Reſerve am ımten Oktober geſchla⸗ 
gen. Schon am z2ıten Dktober gieng ein Theil der franzö⸗ 
ſiſchen Armee bei Wittenberg über die Elbe, und am dBäten 
"war fchon das Hauptquartier des Kaifers zu Potsdam, an 
welchem Tage ein Korps: zu Berlin ſelbſt einrückte, aber aud) 
fogleich. weiter gegen die Oder vorrückte. Am nämlichen . 


Tage ergab fih die .Vefte Spandau ohne alle Gegenwehr. 


Am 2rten erfolgte der feierliche Einzug des Kaifers Napos 
Leon in Berlin. Am 2sten Oftober fapitulirte das Korps 
des Fürften von Hohenlohe Bei Prenzlow und gerieth. in 
Kriegsgefangenfchaft. Am 2gten Dftober wurde Ötettin mit 
6000 Mann ohne Gegenwehr übergeben; ein kleines Korps 
. von 5 Sinfanteries und 6 Kavalleriergimentern ergab fi am 
nämlichen Tage bei Paſewalk durch Kapitulation, und ein 
anderes am Zıten Dftober bei Anklam. Am ıten November, 
erfolgte die Uebergabe der Feſtung Cüſtrin, und nichts bins 
‚derte nun: die franzöfifche Armee über die Oder zu gehen. 


Schon am äten rückten die Vortruppen in ofen ein. Am . 
Gten wurde Lübeck erſtürmt, wohin fich das gedrängte Korps >. 


des Generals Blücher gezogen hatte, der feldft bei Rat⸗ 
tan mit feinem überaus geſchwächten unaufhörlich verfolgs 
ten Korps am ten November tapituliven mußte. So war 
nun faſt die ganze preußifche Armee, welche an den Ufern 
der Saale "geftanden, getödtet oder gefangen- genommen. 
Nur wenigen NRegimentern und der Neferve des Generals 
Kalkreuth war es gelungen, mit dem Könige über die Dder 
zu fommen. 


Die ruſſiſchen Truppen hatten ſich inzwiſchen in Bewe⸗ 


gung geſetzt zur Hülfe' des Königes von Dreufen. Ihre 
Vortruppen betvaten die neuoſtpreußiſchen Gränzen am 25ten 
- Dftober, kehrten aber nach erhaltener Kunde von der Schlacht 
bei Jena wieder um. Erſt in der’ Folge fegten fie ſich wie 
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der in Bewegung, kamen am ıaten November zu Warſchau 
an, und vereinigten ſich mit dem Hefte der preußifchen Ar 
mee. Aber fhon am orten November verliehen fie Warı 
fhau, wo am odten die Franzofen feierlich einzogen. Wäh—⸗ 
. rend die große franzöfiiche armee in Polen bis zur Weichſel 
vorrückte, ereigneten fich in ihrem Rücken nicht minder: 
wichtige Begebenheiten. Eine holländifche: Armee unter den 
Befehlen des Könige ſelbſt, und ein neues franzöfifches Armen . 
korps festen fich gegen die im Rücken der großen frangöfifchen 
Armee liegenden norddeutfche Lande in Bewegung, und befeks 
ten alle Staaten. Beide rückten von zwei Seiten. in die 
Eurheffifhen Lande ein, und am ıten November wurde die - 
Hauptſtadt und das ganze Land vom Kurfürften den Fran⸗ 
zofen überlaſſen. Der Kurfürft entfloh nad Holſtein, ges 


ſammte heſſiſche Truppen wurden entwaffnet. - Eben fo wur 


den Fulda und Braunfchweig befegt, und Beſitz von den 
hannöveriſchen Landen genommen, wo bald Hameln und 
Nienburg fielen, Nach einer franzöfiihen Bekanntmachung 
hören Heſſen, Braunſchweig und Dranien: Fulda auf zu re 
sieren, und feierlich wurde erflärt, daß alle Lande dieſſeits 
der Elbe nie wieder unter preußifche Herrſchaft kommen fol 
len. Auf der andern Seite. Batte ſich der faiferliche Prinz 
Hieronymus, jegiger König von Weftphalen, von der groſ⸗ 
fen Armee mit einem Korps getrennt, und gegen Schleſien | 
gewendet. Won der andern Seite rückten baierifche und 
würtembergiſche Armeekorps über Dresden gegen Schlefien 
vor. Die Kontingente der übrigen rheinifchen Souverains 
wurden theils zu Befakungen fefter Plätze gebraucht, theile 
- ftießen fie zur großen Armee. Das fchlefiihe Armeekorps 
fieng bald feine Operationen an, und eine Feſtung fapitulirte 
nach der andern, | | 

Kaifer Napoleon Hatte dem Könige von Preußen eis 
nen Waffenſtillſtand bemillige, den aber diefer nicht ratifizirt 
hatte. Und nun nahm der ruſſiſche Kaiſer förmlich Antheil 
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am Kriege gegen Frankreich und deffen Bundsgenoſſen. Nach | 


einigen Pleinen Gefechten bei Czarnowo, Naſielcz, und Los 
poczyn, erfolgten am obten Dezimber 1806, die blutigen 
‚Gefechte bei Pultust und Golymin. Der Widerſtand der 
Ruſſen war auferordentlich; aber fie waren gezwungen, dem 
fieggeivohnten Helden zu weichen. Sie verlieflen ihre 
ſtarke Poſition, und zogen fi) mehr gegen ruſſiſch Polen 
zurück. Beide Armeen konnten indeffen wegen ber außers 
‘ordentlich ſchlechten Wege nichts mehr vornehmen, und bes 
zogen Kantonirungss und Winterquartiere. Doch die Ruhe 
war von fehr Eurzer Dauer. Die ruffifche Armee: verftärkte 
fih, und nahm nun ihre Richtung vorzüglich gegen Alts 
Oſtpreußen. Ihre Abſicht war, von hieraus die franzöftfche 
Armee zu umgehen, und fie zum Nüczuge über die Weich— 
fel zu zwingen. Am söten Jänner fließen die Vortruppen 
auf einander, und es kam bei Mohrungen zu einer lebhaften 
Aktion‘, weiche den Zweck der Ruſſen vereitelte. Doch dies: 
war nur Vorfpiel der bald darauf erfolgten wichtigen Schlacht 
bei PreußiſchEilau am ten Februar. 


Der Kaiſer Napoleon, welcher ſich den günuer Hin 


duch zu Warfchan aufgehalten hatte, brach am Zoten mit 


der ganzen Armee auf, den Ruffen entgegen, Vom ıten bis - 


zum Zten Bebruar fielen täglich Gefechte und Scharmüßel 
vor, aber an bdiefem Tage kam es zur Hauptſchlacht bei 
Preußiſch⸗Eilau. Weide Theile haben ſich den Sieg zuge: 
fchrieben, der nach den Folgen zu urtheilen, auf Seite der 
- franzöfifchen Armee war. Nun ſchien abermals einige Wafı 


fenruhe einzutreten, die nur durch. &treifereien der Kofaden . 


— 


und durch eine bedeutende Aktion bei Oſtrolenka (16, u 


Febt.) unterbrochen wurde. 


Die franzöfifche Armee verwendete indeffen diefe Ruhe 


zu engen Einfchließungen und zur Belagerung von Kolberg, 


Sraudenz und Danzig. Diefer letztern Feftung Luft zu maus - 


che, fchiffte fih ein Korps Ruſſen gu Königsberg ein, und 
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landete am ıaten Mai zu Weichfelmünde. Aber diefe Trup⸗ 
pen wurden am ıÖten und ı6ten Mai gefchlagen. Erſt 


"nun, da alle Bülfe zum Entfaß nicht denkbar war, übergab 


der Gouverneur von Danzig, der Graf von Kalkre uth, 
am n2oten Mai nach einer fchönen und ehrenvollen Verthei⸗ 
digung diefe höchſtwichtige Zeftung mit einer Kapitulation, 
die jener gleich war, welche diefer Feldherr felbft 1798 der ' 
Sarnifon zu Mainz bewilligt hatte. 

Snzwifchen waren ſchon ‚wor dieſem Zeitraume Einlei 
tungen zu einem allgemeinen Frieden getroffen worden, die 
noch nicht abgebrochen waren. Allein der Fall von Danzig 
machte, daß die ruſſiſche Armee noch einmal den Kampf er⸗ 
heuerte. Vom Zten Junius an fielen einzelne zum Theil 
fehr Blutige Gefechte in Oftprenfien vor, und am ı4ten Zus 
nius kam es endlich bei Friedland zu einer Hauptſchlacht, 
welche ſich zum Nachtheile der ruſſiſchen Armee endigte. Sie 
war gezwungen, das preußiſche Polen zu verlaſſen, und ſich 


- über den Niemen nach dem ruſſiſchen Polen zurück zu gie 


hen. Mach diefer ſchrecklichen Schlacht erfolgte zwiſchen beis 


'. den Xrmeen am oıten und zdten Junius ein Pr 


ſtand *). Beide Kaiſer und nachher auch der König von 
Preußen kamen anfangs auf einem Floße mitten im Niemen, 
und darauf zu Tilfit zuſammen. Dieſe Zummmenfunft gab 
dem feften Sande den fo ſehnlichſt gewünfchten Frieden, web 
hen wir nun unfern Leſern in der Driginalfprache vollftäns 


. dig, fo wie er im. Moniteur abgedruckt iſt, mittheilgn. Wir 


liefern zugleich einen getreuen Auszug in deutfchee Sprache, 
und begleiten diefen mit einigen erläuternden Anmerkungen. 

Die Ruhe ift fo auf dem feften-Lande hergeftellt, da 
ber inzwifchen zwifchen Rußland umd der Pforte ausgebros 
chene Krieg durch eben bdenielben Vertrag geendige werden 
ſoll. Nur der König von Schweden bleibt noch zur Zeit 
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n Am arten mit Rußland und am asten mit Preußen. 
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auf dem Kriegsſchauplatze. Er ſchloß einen Waffenſtillſtand, 


als Rußlaͤnd und Preußen noch im Kriege gegen Frankteich 


waren. Er fiindiste den Waffenftiliftand auf, als ſich die 
- friegführenden Mächte einander näherten, und den abgefchlofr 
jenen Waffenſtillſtand, fo wie die Zuſammenkunft der Monar⸗ 
chen einen Mahen‘ Frieden vorausſehen ließ. Er ſteht alſo 
ganz ‚allein no ‚gegen Frankreich, unterftiikt durch englifche 
Subfidien und einige Taufend auf der Inſel Rügen gelandes 
ter Engländer. Wahrfcheinlich wird derfelbe den wieder ans 
gefangenen Krieg durch den Verluft von Pommern büßen. 
| Ob England, dem nun faft alle Häfen Europens vers 
fchloffen find, die Vermittlung Rußlands annehmen, und der 
allgemeine Friede zu Stande fommen werde, muß fi bins. 
nen wenigen Tagen zeigen. 





1. 
Franzöfifh: Ruffifher Friedensvertrag. 
Sa Majtste l'Empeneun nes Francais, Ror n'Irarıe, 
protecteur de la Confederation du Rbin, et Sa Ma- 
jeste l’Empereur de toutes les Russies, étant animds 
d'un egal desir de mettre fin aux calamites de la guer- 
re, ont, à cet effet, nomm& pour leurs plenipoten-. 
tiaires, savoir: S. M. l’Emp&r£EuR Des Francais, Ror 
d’IraLıe, protecteur de la Confederation du Rhin, 
M. Charles-Maurice Talleyrand, prince de Benevent, 











1) Seine Majeftät der Katfer der Franzofen, König. 

von Italien, Proteftor des Nheinifchen Bundes, und Seine 
Majeftät der Kaifer aller Reuſſen, beſeelt vom nämlichen 
Wunſche, den Verheerungen des Krieges ein Ende zu mas 
hen, haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, und zwar 
Seine Majeſtät der Kaifer der Franzofen ꝛc. den Heren Karl 
Moriz Talleyrand ? Fürften von Benevent ıc. und Se. Mar 
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son grand-ehambellen et ministre des relations exte- 
rieures, grand-cordon de la Legion d’honneur, ch 
valier grand-croix des Ordres de l’Aigle-Noir et de 
'T'Aigle-Rouge de Prusse et de Saint-Hubert; 

Et $. M. l’Empereur de toutes les Russies , 3. 
le prince Alexandre Kourakin,. son conseiller -prive 
actuel, membre du conseil d’Etat, senateur, chance- 
lier de tous les Ordres de l’empire, chambellan ac- 
tuel, ambassadeur extraordinaire et ministre plenipo- 
tentiaire de 8. M. l’Empereur de toutes les Russies . 
pres 5. M. l’Empereur d’Autriche, et chevalior des _ 
Ordres de Russie de Saint-Andre, de Saint-Alexan- 
dre, de Sainte-Anne de ıre classe et de Saint-Wolo- 
dimir de la ıre classe, de l’Aigle-Noir et de l'Aigle- 
Rouge de Prusse, de Saint-Hubert de Baviere, de 
Dambrog et de I’Union parfaite de Danemarck, et 
bailli grand-creix de l’Ordre sourerain de Saint-Jean- 
de-Jerusalem; 

Et M. le prince Dinitri Labanoff de : Rostoff, 
lieutenant-general des armees de &. M. l’Empereur de 
toutes les Russies, chevalier des Ordres de Samte- 
Anne de la premiere classe, de l’Ordre militaire de ' 
Saint-George, et de l’Ordre de Wolodimir de la troi- 
sieme elasse; 

Lesquels , apres avoir öchange leurs pleins-pou- 
voirs respectifs, sont convenus des articles suivans: 








jeftät der Kaifer aller Reuſſen die Herren Fürften von Kura⸗ 
fin und Labanoff von Roſtoff (mit ihren voliftändigen Titeln). 
Nach ausgewechſelten Vollmachten find fie iiber folgende 
Punkte übereingekommen. 
(Die Konföderationsakte beſtimmt genau , ie es bei 
einem fiir die Konföderation entfichenden Kriege gehalten 
werden fol. Man leie Art. 55. der Konfüderationsafte und 
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'?Art. Ier-.Il y aura, &, compter du jour de l’echan: 
. ge des ratifications du present traite, paix et amitie 
pärfaites entre 8. M. l’Emrsnzur oes Frangass, Roı 
p’IraLıe, et S. M. 1’Empereur de toutes les\Russies. 
Il. Toutes les hostilites cesseront imme&diatement, 
de part et d’autre, sur terre et sur mer, dans tous 
les points ou la nourelle de la signature du present 
traite sera officiellement parvenue. : Ä 
Les hautes parties centractantes la-feront porier, 
sans delai, par des couriers extraordinaires a leurs 
generaux et commandans respectifs. 
III. Tous les bätimens de guerre gü. autres ap- 
partenant à l’une des parties Contractantds ou aleurs 
sujets respectifs, qui auraient &te pris posterieure- 








den Auflak : Bewaffnung der Rheinifihen Bundesarmee im 
zweiten Hefte S. 244. Aber wie ein angefangener Krieg bes 
endigt werden folle, davon fagt die Akte ſelbſt nichts. Durch 
. den Friedensvertrag mit Rußland und Preußen wird diefe 
Lücke ausgeflillt. Der Protektor des Bundes fchlieft für ſich 
und die ganze Konföderation Frieden und ſtipulirt für die⸗ 
ſelben. Wahrſcheinlich wird indeſſen im künftigen Funda⸗ 
mentalſtatut das Nähere hierüber beſtimmt werden). 
Art. 1: Es ſoll vom Tage der Auswechslung des Drak⸗ 
tates Friede und Freundſchaft zwiſchen beiden Mächten ſeyn. 
Art. 2. Alle Feindſeligkeiten zu Waſſer und zu Lands 
Hören von beiden Theilen aufıan allen Orten , fobald die 
Nachricht von der Lnterzeichnung des Friedens. ankömmt. 
Außerordentliche Eilboten follen die Nachricht beiderfeirigen 
Senerafen und Kommandanten überbringen. 
Art. 3. Alle Kriegs- oder andere Schiffe, welche nah - 
der Unterzeichnung des ‚gegenwärtigen Traktats genommen. 
. worden, follen, fie mögen einem ber. kriegführenden Theile 
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ment & la signature du present traite, seront festi- 
tues, ou, en cas de vente, le prix en sera restitue. 

IV. S. M. V’Enrengun NAroLeonm, par egard pour 
S. M. V’Empereur de toutes les Russies et voulant 
donner une preuve du desir sincere qu'il a d’unir les 
deux nations par les liens d'une confiance et d’une 
amiti6 inalterables, consent à restituer à S. M. le Roi 
de Prusse, allice de S. M. 1'Empereur de toutes les 
Russies, tous les pays, villes et territoires songuis 
et denommes ci-apres, savoir: 

La partie du duche de Magdebourg situee ä la 
droite de l’Elbe; 

La Marche de Prignitz, l’Uker-Marck, la moyen- 
ne ct la Nouvelle Marche de Brandebourg, à l’excep- 
tion du Kotbuser-Kreis, ou cercle de Cotbus,. dans 
la Basse-Lusace, lequel devra appartenir à S. M. le 
Roi de Sase; 

Le duche de Pomeranie; 

La Haute, la Basse et la Nouvelle Silesie avec 
le comte de Glatz; 

La partie du district de la Netze, sıtuce au nord 
de la chaussee allant de Driessen a Schneide-Mühl, 
et d'une ligne allant de Schneide-Mühl, a la Visiule 
par Walday, en suigant les limites du cercle Brom- 
berg, lä navigation par la riviere de Netze et le ca- 





oder ihren Unterthanen gehören, zurückgegeben werden. Sind 
‚fie verkauft, fo wird der Werth erfeht. - 
Art. 4. Se. Maj. der Kaifer Napoleon willigen aus 


Nückſicht für Se. Mai. den Kaifer aller Reuſſen, und um - 
einen Beweis feines aufrichtigen Wunſches zu geben, beide 


Nationen durch die Bande unerfchütterlichen Vertrauens und 
Zreundfchaft zu vereinigen, ein, daß Sr. Maj. dem Könige 
von Preußen, als Verbündeten Sr. Maj. des Kaiſers aller 
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‚nal de Bromberg, depuis Driessen jusqu’'a la Vistule, 
et reciproquement, devant &tre libre et franche de | 
tout ptage; la Pomerelie, l’ile de Nogat, les pays à 
la droite du Nogat et de la Vistule, a l’ouest de Yan- 
«ienne Prusse et au nord du cercle de Culm; l'Er- 
meland, et enfin le royaume de Prusse, tel qu'il etait 
au ıcF janvier 177%, avec les places de ‚Spandau, 
Stettin, Custrin, Glogau, Breslau, Schweidnitz, Neis- 
"se, Brieg, Kosel et Glatz, et gen@®lement toutes les 
places, citadelles, chäteaux et forts des pays ci-dessus 
'denommes, dans l’etat ou lesdites: plaees citadelles, 
chäteaux et forts se trouvent maintenaut, et en outre, 
la-vjlle et citadelle de Graudentz. 

. V. Les provinces qui, au ıcr janvier 1772, fai- 
‘ saient partie de l’ancien royaume de Pologne, et 'qui 
ont passe depuis, & diverses &poques, sous la domi- 
nation prussienne, seront, à l’exoeption des pays qui 
“sont nommes du designes.au precedent article, et de 
ceux qui sont »pecifies en l’article IX ci-apres, nos- 
sedes en. toute propriete et sourerainete par S. M. 
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Reuffen alle” hier benannten eroberten. Länder , Städte und 
Gebiete zurückgegeben werden; nämlich: ꝛc. (Das weitere die: 
fes Artikels ift gleichlautend mit dem zweiten des preußiichen 
Friedens, welcher. nachzufehen ift.) 

Art. 5. Die Provinzen, welche am ıten Jänner 1778 
Beftandtheile des ehemaligen Königsreichs Polen waren, und 
ſeitdem zu verfchiedenen Zeiten unter die preufifche Hert⸗ 
shaft gelommen find, werden mit Ausnahme der im vorher ⸗ 
gehenden und im weiter unten fulgenden neunten Artikel ges 
nennten ‚Bande mit allen Eigenthumss und Souveratnitäts 
_ teten von Sr. Majeftät dem Könige von Sachfen unter 

dem Titel eines Herzogthums Warſchau beſeſſen und nah 
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le Roi de Sase, sous le titre de duehd: de Varsorie, 
et regis par des constitutions qui, en assurant les li- 
bertes et les privileges des peuples de ce duche, se 
eoncilient avec la tranquillite des Etats voisins. 

VI. La ville/de Dantzick avec un territoire de 
deux lieues de rayon, autour de son enceinte, sera re- 
tablie dans son independance, sous la protection de 
8. M. le Roı de Prusse et de S. M. le Roi de Saxe, 
et gouvernee par’les lois qui la regissaient à l'épo- 
que ou elle cessa de se gourerner elle-m&me. 

VII. Pour .les communications entre le royaume 
de Saxe et le duche de Varsovie, 8. M. le Roi de 
Saxe aura le libre usage d’une route militaire à tra- 
vers les possessions de S. M. le Roi de Prusse. La- 
dite route , le nombre des troupes qui pourront y 
pässer ä la fois et les lieux d’etape seront determi- 
nes par une convention speciale, faite entre leur- 
dites majestes, sous la mediation de la France. 

. VII. 8. M. le Roi de Prusse, S. M. le Roi de 
Saxe, ni'la ville de Dantzick ne pourront empöcher 
par aucune prohibition ‚ ni entraver par l’Etablisse- 
ment d’aucnn peage , droit ou impöt de quelque na- 
ture qu'il puisse ötre, la navigation de la Vistule. 


— 











einer Verfaſſung regiert werden, welche die Freiheit und Preis 
vilegien der Völker dieſes Herzogthums ſichert, und fich mit 
der Nuhe der benachbarten Staaten verträgt. (Lieber den 
Beftand des Herzogthums Warfchau f. den 15. Artikel des 
preußifchen Friedens, und in der Note zum ten Artikel des 
preußifchen Friedens die Nümmer II). | 

Art. 6. Wie Art. 19. des preußifchen Friedens, 

Art. 7. Wie Art. 16. des preußifchen Friedens. 

Art, 8. Wie Art. 2o. des preußiichen Friedens, 
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IX. Afın d’dtablir, autant qu'il est possible, des 
limites naturelies entre la Russie et le duche de Var- 
soyie, le territoire circonscrit par la partie des fron- 
tieres russes actuelles; qui s'@tend depuis le Bug jus- 
quꝰ à rembonchure de la Lossosna, et par une ligne 
partant de ladite emboüchure et suivant le thalweg 
de cette riviere, le thalweg de la Bobra jusqu’a son 


embouchure, le thalweg de la Narew, depuis le point 


susdit jusqu’ä Suratz, de la Lisa jusqu'à sa source, 
pres \e village de Mien, de’l’affluent de la Nurzeck 
prenant sa source pres le même village, de la Nur- 
zerk jusqu’ä son embouchure au-dessus de 'Nurr, et 
enfin le thalweg du Bug, en le remontant jusqu’aux 
‚ frontieres rwses actuelles , sera reuni, à ‚perpetnite, 
a r’Empire de Russie. | 

X. Aucun individu, de quelque, classe et condi- 
tion qu'il soit, ayant son domicile ou des proprietes 
dans le territoire specifie en l’article pr&c&dent, ne 
-pourra, non plus qu’aucun individu domicilie, soit 
dans les.provinces de l'ancien royaume de Pologne, 
qui doivent être restitudes a $. M. le Roi de Prusse, 
soit dans le duche de Varsovie, mais ayant en Russie 
"des 'biens-fonds, rentes, pensions ou revenus, de 
quelque nature qu'ils soient, &tre frappe dans sa ‘per- 
sonne, dans ses biens, rentes, pensions et revenus de 
tout genre, dans son rang et ses dignites ,- ni pour- 
.suivi ni recherche en. aucune fagou quelconque, pour 
ancune part , ou politique ou militaire , qu'il ait pu 
| prendre aux €renemens de la guerre presente. 











+ 


Art, 9. Wie Art. 18. des preußifchen Friedens. 
Art. 10. Wie Art. 22. des preußifchen Friedens. (Diefe 


6 Artikel find unten beim preußiſchen Frieden nachzuſehen.) 
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XI. Tous les engagemens et toutes les obligations 
de S. M. le Roi de Prusse, tant envers les ancıens 
possesseurs, soit de charges publiques. so.“ de bene- 
fices ecclesiastiques, militaires’ou civils, qu'à l’egard 
des creanciers on des pensionnaires de l’ancien gou- 
vernement de Pologne, restent à la charge de S. M. 
i’Empereur de toutes les Russies et de 5. M. le Roi 
de Saxe, dans la proportion de ce que chacune de 
leurs dites Majestes acquiert par les articles V etiX, 
et seront acquittes pleinement, sans restriction , ex- 
ception, ni rTeserve aucune. 

- X. Leurs altesses serenissimes les ducs de Saze- 
Cobourg, d’Oldenbourg et de Mecklenbourg - Schwe- 
rin, seront remis chacun dans la pleine et paisible 
possession de ses Etats ; mais les ports des duches 
d’Oldenbourg et de Mecklenbourg continueront d'etre 
occupes par des garnisons francaises, jusqu’a l’echan- 





Art. 11. Alle Verbindlichkeiten und Verpflichtungen Er. 
Mai. des Königs von Preußen fowoht gegen die ehemaligen 
Beſitzer öffentlicher Stellen, geiftliher Pfründen, Mititair: 
oder Eivilpenfionen, als in Hinſicht der Gläubiger und Pen— 
fioniften der vormaligen polnifchen Negierung bleiben Er. 
Majeſtät dem Kaifer aller Reuſſen und Sr. Majeftät dem | 
Könige von Sachſen im Verhältnif; der einem jeden durd 
Art. 5. und 9. zufallenden Länder, und werden von ihnen 
ohne. Einfchräntung , Ausnahme oder Worbehalt berichrigt 
werden.“ (Vergl. mit Art. 24. des preußiſchen Friedens.) 

Art. 12. Die Herzoge von Sachfen:Koburg (Saalfeld), 
Oldenburg und Mecklenburg: Schwerin werden in den vollen 
und ruhigen Befiß ihrer Staaten wieder eingefeßt; aber die 
‚ Häfen der Herzogthümer Oldenburg und Mecklenburg wer: 
den bis zur Ausmwechjelung des künftigen Deftnitivfriedens 
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’ 
ge des ratificztions du futur .traite de paix delaitive | 
entre la France et l’Angleterre. 

‚XI. S. M. l'’Emr&neun NAPoLkon accepte la me- 
diation de S. M. l’Empereur de toutes les Russies, à 
l’effet de.negocier et conclure un traite de paix defi- 
nitive entre la France et l’Angleterre; dans la suppo- 
sition que cette mediation sera aussi ' acceptee par 
l’Angleierre, un mois apres |' Schange des ratifications 
du present traite. 

XIV. De son cöte, S. M. r Empereur de toutes 
les Russies, voulant prouver combien il desire d’eia- 


blir entre les deux Empires les rapports les plus in- ” 


times ct les plus durables, reconnait S. M. le Roi 





vertrags zwifchen Frankreich und England Ranzönfge de 
faßungen haben. 

(Der jegige Herzog von Koburg / Saalfeld iſt ein Sqwe⸗ 
ger des ruſſiſchen Kaiſers, fo auch der Erbprinz von Med 
fendurgs Schwerin. Holſtein⸗Oldenburg har mit dem jeßt 
regierenden ruflifhen Haufe einerlei Stammeltern. In Rück— 
fiht des Herzogs: von Sachfen: Koburg, f. Heft 4. ©. 147. 
und. Die folgenden Nummern in diefem Hefte. Im preuffiſchen 
Frieden findet man hievon nichts). 

Art. 13. Se. Maj. der Kaiſer Napoleon nimmt die 
Vermittlung des Kaiſers aller Reuſſen zur Unterhandlung 
und Abſchließung eines Definitivfriedens zwiſchen Frankreich 
und England in der Vorausſetzung an, daß dieſe Vermitt⸗ 
fung auch von England , einen Monat nad Auswechjelung 
der Ratififgtionen gegenwärtigen Vertrages angenommen wird. 

Art. 14. Um zu beweifen, wie fehr Se. Majeſtät der 
Kaiſer aller Reuſſen wänfchen, daß zwiſchen den beiden Rei; 
chen die innigften und fefteften Verhältniſſe beſtehen, erkennt . 
derfeibe Se. Majeſtät Joſeph Napoleon als König von Men: 
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de Naples, Joseph Napoleon, et S. M. le Roi de 
Hollande, Louis Napoleon. 

. XV. S. M. l’Empereur de toutes les Bussies re- 
connait pareillement la Confederation du Rhin, l’etat 
actuel de possession de’ chacun des souverains qui la 
composent, et les titres donnes a plusieurs d’entr’eux, 
soit par. racte de Confederation , soit, par les traites 
d’accession subseguens. 

Sadite Majeste promet de reconnaitre, sur les 
notifications qui lui seront faites de la part de S. M, 
l'’ENPEREUR Narorzon, les souverains qui deviendront 
ulterieurement membres de la Confederation , en la 
qualit& qui‘ leur sera donnee par les actes qui les y 
feront entrer. j | 





pet und &e. Majeftät Louis Napoleon als König von Hab 
dand. (Die Sränzen und der Umfang beider Neiche werden 

hier nicht beſtimmt. Uebrigens vergleiche man die Faſſung 

diefes Artikels mit jener des dritten Artikels des preußiſchen 

Friedens.) 

Art. 165. Se. Majeſtät der Kaiſer aller Reuſſen erkennt 
gleichermaßen den Rheiniſchen Bund, den jetzigen Stand 
der Beſitzungen eines jeden der ihn bildenden Souveraine, 
und die Titel, welche mehreren von ihnen entweder durch 
die Bundesafte, oder durch die nachfolgenden Beitrittsver: 
träge ertheift worden find, - Auch verfpricht Se. benannte 
Majeftät die Souveraine, welche in der Folge Glieder des 
‚befagten Bundes werden, und bie Titel anzuerkennen, - bie 
fe durch die Beitrittsvertiäge erhalten, fobald Ihnen dies 
- von ©r. Dafeftät dem Kaifer Napoleon bekannt gemacht 
werden wird. 

Zirſer Artikel iſt gleichlautend mit dem vierten des 
preußiſchen Friedens, nur daß dort von reisen Notifitation 
keine Sprache iſt.) W 4 
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XVI. S.M. rEmpereur de toutes les Russies, cede, 
en toute propriete et souveraindte, a $. M. le Roide - 
Hollande la seigneurie de Jever dans l’Ost-Frise. 

XVIl. Le present traite de paix et d’amitid est. 


declare commun à LL. MM. les Rois de Naples et de 
| | v. N 








— — 





r“ 


Art. 16.‘ ©e. Majeftät der Kaiſer aller Steuffen tritt 
mit allem Eigenchum und Souverainität' die Herrſchaft Ges 
ver in DOftfrießland an Ge. Majeftät den König von Hol⸗ 
Jdand ab. 
(Die Herrſchaft Jever liegt an der Nordſee und gränzt 
im Weſten an das Harlinger Land und Oſtfrießland. Sie 
hat einen Flächeninhalt von etwa 5 Quadratmeilen und eine 
Bevölkerung von 15000 Seelen. Sie enthält überhaupt: 
19 Kirchſpiele, iſt fehr fruchtbar , hat treffliche Weiden und 
gute Pferde: und Hornviehzucht. - Butter und Käfe, dem 
holländiſchen gleich gefchäßt, machen einen beträchtlichen Ge: 
genftand der Ausfuhr. Die Herifchaft, ein burgundifches 
Lehen, kam im fechzehnten Jahrhunderté durch Erbfchaft an 
"das fürftiihe Haus Anhalt: Zerbft: ‚Mach Ausfterben des 
Mannsftammes kam dieſelbe 1795 (da fie Fein _anhaltiiches 
Stammgut war), an die noch lebende Schweſter des lebten 
Fürſten von Anhalt s.Zeröft, die Kaiferin von Rußland, Ka: 
tharina die Zweite, und fo an ihren Sohn und Enkel. 
Die Herrſchaft war zwar reichsunmittelbar, aber die 
Befiger hatten weder beim Kaiſer noch beim Reid Sis und _ 
Stimme, trugen auch zu den Neichslaften nichts bei. Ans 
halt⸗Zerbſt behauptete, fie fey dem. burgundifchen Kreife ein: 
verleiht, andere zählten fie zum mefiphäliichen, und im iten 
. Jahrhunderte ſtritt man fogar-darüber, ob fie zum deutſchen 
Reiche gehöre oder nicht.) 
= Art. 17. In den ‚gegenwärtigen Friedens- und Freund⸗ 
ſchaftstraktat werden eingeſchloſſen die Könige von Neapel 


— 


— 
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, Hollande, et aux souverains confederes du Rhin, al- 


lies de S. M, I'Empereun Narorkon. 
XVII. S. M. l’Empereur de toutes’les Russies, 


„ reconnait aussi S. A. I. le prince Jerome Napoleon 


comme Roi ‚de. WVestphalie. 

XIX. Le royaume de Westphalie sera compost 
des provinces cedees par S. M. le Roi de Prusse a 
la gauche de l'’Elbe, et d’autres Etats actuellement 
possedes par S. M. V’Empinueun NAPoLkon. 

XX. S. M. l’Empereur de toutes les Russies pro- 


"met de reconnaitre la disposition qui, en consequence 


de l’article XIX ci-dessus et des cessions de S. M. le 
Roi de Prusse , sera faite par S. M. V’EmrERTOUR Na- 
porkon, (laquelle devra ‚Etre notifiee a S. AI. l'Em- 
pereur de toutes les Russies) et l’etat de possession 











und Holland, ‘und die Souveraine, die Rheinifchen Bunde 
ganofien , Alliierten Sr. Majeftät des KRaifers Napoleon, 
(Steich mit Art. 5. des preufifchen Friedens.) 

Art. 18. Se. Majeftät der Kaifer aller Neuffen erkennt 
ebenfalls S. 8. H. den Prinzen Hieronnmus Napoleon als - 
König von Weſtphalen. (S. 6. Art. des preuß. Friedens.) 

Art. 19. Das, Königreich Weftphaten foll aus vom Ki: 
nige von Preufen- abgetretenen Provinzen am linken Elbe 
ufer, und aus andern Staaten beftehen, in deren Beſitze 
dermalen Se. Mai. der Kaifer Napoleon find. (Wie groß 


dieſes neue Königreich werde, iſt noch nicht beſtimmt. ©. 


übrigens den Bten Art. des preußlfchen Friedens.) | 
Art. co. Se. Maj. der Katfer von Rußland verfpricht, : 


. die Verfiigung anzuerkennen, welche Se. Maj. der Kaifer 


Napoleon zu Folge des vorhergehenden ıgten Artikels und 
in Hinſicht der Abtretungen Sr. Majeftfit des Königs von 
Preußen treffen wird, doch muß diefes Sr. Maj. dem Kais 
fer aller Renffen bekannt gemacht werden. Auch erkennt ders 


\ 


nn 407 
en resultant- pour.-les souverains au profit desquels 
‚elle aura étè faite, 

XXI. Toutes les hostilites cesseront immediate- 

ment sur,terre. et sur mer entre les farces de S. M, 
I’Empereur de toutes les Russies et celles de Sa ' 
Hautesse,- dans. tous les points oü la nouvelle de la, 
signature du present traite sera ofliciellement par: 
venue. 
Les hautes parties contractantes la feront porter, 
sans delai, par des couriers extraordinaires , pour 
qu’elle parvienne le plus promptement possible, a aux 
generaux et cdınmandans respectifs. 
% XXII. Les troupes russes se retireront des pro- 
vinces de Valachie et de Moldavie; mais les dites - 
provinces ne pourront &tre ‘occupces par les troupes - 
de sa Hautesse jusqu’a l’&change des -ratifications du 
futur traite de paix definitive entre la Russie et la 
Porte- Ottomane. 5 . 














felbe den Beſitzſtand, weichen diefe Anordnung fir die Sous 
verains haben wird. (Man vergl. Art. g. des preuß. Friedens.) 
Art. 21. Ale Feindfeligkeiten zu Wafler und zu Land 
zwiſchen Sr. Maj. dem Kaifer aller Neuffen und dem Groß: 
heren werden fogleich auf allen Punkten. eingeftelle, ſobald 
die Machricht von der Unterzeichnung dieſes Traktats amtlich 
eintrifft. Beide hohe Eontrahirende Theile werden ohne Zeit 
verluſt diefe Nachricht durch außerordentliche Eilboten abge— 
ben laſſen, damit folche auf dag ſchleunigſte den Generaien 
und Vefehlshabern zukommen. 

„Art. 22, Die ruſſiſchen Truppen ziehen ſich aus der Wal⸗ 
lachei und Moldau zurück; aber die Truppen des Großherrn 
können beide Provinzen nicht eher beſetzen, bis der künftige 
| Friedensvertrag zwiſchen Rußland und der Pforte unterzeich⸗ 
net ſeyn wird. 
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XXII. S. M. l'’Empereur de toutes les Russies | 
accepte la mediation de S. M. l'’EmrEnEun DES Frun- 


gas, Roı DIrarız, à l'efſet de negocier et conclure 
une paix avantageuse et honorable aux deux Empires. 


Les plenipotentidires respectifs se rendront dans . 


le lieu dont les deux parties interessdes conviendront, 
pour y ouvrir et suivre les negociations. 

XXIV. Les delais dans lesquels les hautes par- 
lies contractantes devront retirer leurs tronpes des 
lieux qu'elles doivent quitter , en consequence des 
stipulations ci-dessus , ainsi que le miode d’execution 
des diverses clauses que contient le present traite, 
seront fixes par une convention speciale. \ a 

XXV. S. M. lEMPEREUR DES Francaıs, Ror p’I. 
zarıs, et S. M. l’Empereur de toutes les Russies, 











Vermittlung"St. Maj. des Kaifers der Franzoſen, Königs 
von Stalten an, ums einen für ‚beide Reiche vortheilhaften 
und ehrenvollen Frieden zu unterhandeln und abzuſchließen. 
Die gegenſeitigen Bevollmächtigte werden ſich an den Ort 
begeben, über welchen die beiden betheiligten Mächte über— 
einfominen, um dafelbft die Friedensunterhandlungen zu ers 
Öffnen und fortzufegen. (Bei England wurde die ruffifche 


Mediation abhängig von der Annahme des Souverains von - 


England binnen 4 Wochen gemacht.) 

Art. 24. Die Friften, binnen welchen die hohen kontra⸗ 
hirenden Theile ihre Truppen aus den vermöge obigen Zefk 
feßungen zu verlaffenden Orten zurückziehen ſollen, fo wie 
bie Art des Vollzugs ber. verfchiedenen Klaufeln’ des gegen: 


‚wärtigen Vertrags, werben durch eine beſondere Ueberein⸗ 


kunft feſtgeſezt. 


Art. 05. Wechſelſeitige Sarantie ber Integrität der Be. 


figungen beider Mächte, ſor wie jene der in dieſem Frieden 


Art. 235. Se. Maß der Kaifer aller Reuſſen nimmt die 
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se garantissent. mutuellement l’integrite de leurs, pos- 
sessions et -celles des puissances comprises au pre&- 
sent trait® de paix, telles qu’elles sont maintenant ou 
seront en couscqtience Jdes stipulations ci-dessus. . 
XXVI. Les prisonniers de guerre faits par les 
parties contractantes, ou comprises au present träite 
de paix, .seront rendus reciproquement sans échange 
et eu masse. 
XXVII. Les relations de commerce entre V’Em- 
pire frangais,, .le royaume d’Italie-, Ies royaumes de 
Naples et de Hollande , et les Ktats confederes du 
Rhiu, d’une part,: et d’autre part l’Einpire de Russie, 
seront retablies sur le m&me pied qu'avant la guerre. 


XXVIII. Le cercmonial des. deux cours des Tui- 


leries et de Saint-Petersbourg entr’elles et a l’egard 
des ambassadenrs, ministres et envoyès qu’elles ac- 














‚ eingefchloffenen Mächte, fo wie fie dermalen find, oder zus 


folge dieſes Friedens ſeyn werden. 
(Der Rheinifche Bund ift alfo nicht nur von Rußland 


anerkannt, fondern auch garantirt. Im preußifchen Srieden ' 


iſt die wechſelſeitige Garantie nicht enthaften.) 

Art. 26. Die Kriegsgefangenen der kontrahirenden, und 
in dieſem Frieden eingeſchloſſenen Mächte werden ohne Aus⸗ 
wechſelung und in Maſſa zurückgegeben. 


Art. 27. Die Handelsverbindungen zwiſchen dem fran⸗ 


zöſiſchen Reiche, dem Königreiche Itallen, den Königreichen 
Neapel und Holland und den Rheiniſchen Bundesſtaaten 
einer; und dem ruſſiſchen Reiche anderer Selts ſollen auf 
den Fuß, wie vor dem Kriege hergeftellt werden. 

Art. 28. Das Zeremoniel der beiden Höfe der, Thuille— 


vien und von.&t. Petersburg unter fih, und in Hinſicht 


der Borfchafter, Miniſter und Geſandten, welche einer bei 
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crediteront l’une pres de l’autre, sera etakli ‚sur le 
principe d’une reciprocite et d'une egalitd, parfaites, 
XXIX. Le present traite sera ratifid par S. M. 
VEnPpsREUR Des Frangaıss, Roı pD’Iranıe, et par S. 
M. l’Empereur de toutes les Russies. 
L'&change des ratifications aura lieu; dans cette 
vill&E, dans.le déelai de quatre jours. 


Fait a 'Tilsitt, le 7 7 juillet (35 Juin) ‘1807. 


Signes , Cuanuss -Maunicr TALLEYRAND, 
prince de Benevent. 


Le prince ALuxanDRE KouRAKkIN, 

Le prince Dısıray Lapanorr DE Rostorr. 
. . % ” 
.Pour ampliation: 


Le ministre des relations exterieures, 


.  „Signe, Cn. Mau. TALLEVRAND, prince de 
Benevent: 


Les ratilicalions du prösent traite ont &i& échan- 
gucs & Tilsitt, le 9 juillet 1807. 


nn — 








dem andern beylaubigen wird, fol nach) dem Srundfake der 
Mechjelfeitigkeit und volllommenen Gleichheit eingerichtet 
werden. ' 
Art. ag, Der Traktat ſoll von beiden Kaiſern ratifizirt, 
und die Auswechfelung t der Natififationen binnen 4 Tagen 
Statt haben, 

Schon am ‚gten Sulius erfolgte die Auewechfeluns. 
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Franzöſiſcher— Preußiſcher Friedensvertrag. 
Sa Majeste V’EmpERRUR Des Frangaıs, Roır p’Itauır, 
protecteur de la Confederation du Rhin, et Sa Ma- 
jeste le Roi de Prusse, etant animes d’un dgal desir 
de mettre fin aux calamit&s de la guerre, önt, à cet 
effet, nomme pour ‚leurs plenipotentiaires, savoir: | 

S. M. V’Emreneor oes Francäis, Ror p’IraLıe, 
‚protecteur de la Confederation du Rhin, M. 'Charles- 
‚Maurice Talleyrand, prince de Benevent, son®grand- 
chambellan et ministre des relations exterieures , 
grand- cordon de la Légion d’honneur, cheralier des 
Ordres de l’Aigle-Noir et de l’Aigle-Rouge de Prus- 
se, et de l’Ordre de Saint-Hubert; 
” Et S.M. le Roi de Prusse , M. le feld-mar&chal 
comte de Kalkreuth, chevalier des Ordres de l’Aigle- 
Noir et de l’Aigle-Rouge de Prusse; et M. le comte 
de Goltz, son conseiller-prive ei envoye extraorldi- 
naire ct ministre pl£nipotentiaire pres 8. M. l'Empe- 
reur de toutes les Russies, ‚ehevalier de l’Ordre de 
l'Aigle-Rouge de Prusse; 

Lesquels,, apres avoir Echange leurs pleins pou. 
voirs respectifs, sont conrenus des articles suivansı - 

Art. Ier. Il y aura, àâ compter du jour de!’ echan- 
ge des ratifications du present" traitd; paix et amitiè 
parfaites entre $. M. VEmpeReuR oes F RANgAIS Roi 
p’Irauıe, et S. M. le Roi de Prusse. 





— ⸗ 


1. Einenming der Sevolimä ichtigten, nämlich von Seiten 
Frankreich's der Fürſt von Benevent, und von Seiten Dreufs 
ſen's ‚der Feldmarfihall Graf von Kalkreuth und der Geheis 
merath von Golz, Sefandter am ruffifchen‘ Hofe. 

Art. 1. Vollkommener Friede und Freundſchaſt zwiſchen 
beiden kontrahirenden Theilen. 
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Il. La partie du duche de Magdehourg situee ä 


la droite de l’Eibe; 


La Marche de Prignitz, l’Uker-Marck, la moyen- 
ne et la nouvelle Marche de Brandebourg, a llexcep- . 
tion du Cotbuser -Kreys ou cercle de Cotbus dans la 


. Basse-Lusace; _ 


Le duche de Pomeranie;. 
La Haute ,. la Basse et la Nourelle-Silcsie arec. 


le coınte de Glatz; n 











Art. 2. Won den eroberten preußifchen Landen werden. 
an den König von Preußen. zurückgegeben: 
8) Der Theil des Herzogthums Magdeburg, welcher auf 
ber rechten Eibefeite liege (mämlich der jerihomfche Kreis, 
und der fir den Iufenwaldifchen Kreis 1775 zum Herzog⸗ 
thum geſchlagene zieſaeſche Kreis. Beide haben einen Für 


‚Heninhalt von 45% [J Meilen. , Die Bevölkerung betrug 


in 1796 59059 Seelen. Geit der Zeit hat nun zwar die 
Bevölkerung zugenommen, aber dieſer Zuwachs, dürfte wohl 
im letzten Kriege verloren gegangen fern). 

by Die Mark Prigniz 57°; [] Meiten und (Bon) 
einſchließlich des Militairs 78669, (1790) "74916 Seelen). 

0) Die Uckermark (67 (J Meiten (1801) mit: m 

litair 99622, (1790) 99477 Seelen). 

.d) Die Mittelmart, einſchließlich der Herrſchaften 
Beeskow und Storko w, nach Abzug der Altmark 


(a5 0) Meilen, (1801) mit Militair 358086 (1790) 


496003 Seelen).. 

e) Die Neumarf (nah Abzug bes: Kottbufer Kreiſes 
(7:% [) Meilen und 33260 Seelen), 188 94, D) Meilen 
und. (ıdırı) 509915 Seelen). 

fj Das Herzogthum Pommern (ige 9 nach an⸗ 
dern 36 |] Meilen und (1801) 502557 Seelen). 

g) Ober: Unter: und Neu: Schlefien mit be 
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La partie du distwiet de la Netze situde au nord 


de la chauss&e allant:de Driesen a Schneide-Mühl, et ' 
d'une ligne. allant de Schpeide-Mühl a la "Yistule par. 


Woldau , en suivant les limites du ecrele de Brom- 
berg! la Pomerelie, l’ile de-Nogat, les pays ä la dr oite 
. du Nogat et de la Vistule, à l’ouest de‘ la vieille 
Prusse et au nord du cercle de, Culm, l’Ermeland, et 
_ enfin le royaume | de Prusse tel qu'il dtait au ıer jau- 
vier 1772, ser ont restituds ä S. M. le Roi de-Prusse, 
avec les placcs de Spandau, Stettin, Custrin, Glogau, 
Breslau; Schweidnitz, Neisse, Brieg, Kosel et Glatz, 
et generalement toutes les places, citadelles, chäteaux . 
et forts des pays ci-dessus d&nommes, dans l’&tat ou 


les dites places, citadelles, chäteaux et forts se trou- 


' vent maintenant. 
La ville et citadelle de Graudentz, avec les vil» 


Ä \ 











Grafſchaft Glaz (930 0 Meilen und (1802) 1947568 | 
Seelen). 
h) Der Theil des Neypirikts, welcher. im Norden der 


\ 


Strafe von Driefen nad, Schneidemühl und im Norden = 


eine Linie liegt, die von Schneidemühl über Woldau zür 
Weichſel fiihrt, und an den Gränzen des Bromberger Kreis 
fes hinläuft; Pomerellen, die Inſel Nogat ; das Land auf 
"dem rechten Ufer der Weichfel und der Nogat, im Weſten 
von Altpreußen und im Norden der Kulmer Kreifes;. das 
Ermeland; endlich das Königreich Preußen, wie es”am ıten 
Jänner 1772 war; auch werden noch. befonders die Plätze 


Spandau, Stettin, Küſtrin, Glogau, Breslau, Schweid⸗ 


niz, Neiſſe, Brig, Kofel,...und Glaz und überhaupt alle 
Plätze, Citadellen, Schlöſſer und Forts der obengenannten 
‚ Rande in dem Zuftande zurückgegeben, in weichem fie fih 
gegenwärtig befinden. Die Stadt und Eitadelle von Grau—⸗ 


⸗ 


! 
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lages de Neudorff, Parschken et Swierkorzy , seront 
‚aussi restitues a S. M. le Roi de Prusse. 





denz mit den Dörfern Neudorf, Dartäten und Swier: 
korzy werden ebenfalls an Preußen zurückgegeben. 

( a) Alt:Oftpreußen oder das eigentliche alte Königreich 
Meeußen, wie c8 vor dem ıten Jänner 1772 war, nebſt 
dem bei der Theitusg von Polen dazu gefclagenen Erme 
land, enthält 704 [) Meilen, und (18do)-einfchließlich mit 
Militair 9850354 Seelen.) | 

( b) Ganz Weſtpreußen enthielt vor dem Kriege, mit 
Danzig und dem Mezdifteitte auf 576 D) Weiten, und 
(1801) 786881 Seelen. Aber von diefem Lande muß Preuf 
fen abtreten &) die Stadt Danzig mit einem Gebiete von © 
Stunden im Umkreiſe; 8) den größten Theil des Nedir 
firifis. Dem Könige bleiben nur Theile vom Camiefchen 
und Cronefihen Kreife; der Bromberger und Inowrazlaw⸗ 
ſche Kreis gehen ganz verloren; ein großer Verluſt, megen 
der fir Schlefien. und Brandenburg fo höchſt wichtigen af 
ferverdindungen zwifchen der Weichjel und Oder durch den 


‚Bromberger Kanal. )) Auf dem rechten Ufer der Weichſel 
‘der Kulmer Kreis, und, wie es fiheine, auch der Michelaui: 
fe. Iſt diefe Angabe richtig; fo verliert der König von 


Weſtpreußen etwa 180 Quadratmeilen mit 251000 Seelen. 
Die ganze preußiſche Monarchie beſtünde mithin künftig aus: 

| [Meilen — Seelen. 
a) Magdeburg een 4 As — 56009. 
») Sumaltnod . . . . . 876 — 1333577. 
ce) Neuumf .. . 0... 188 9%, —309916. 
d) Ponmen . oo 00. 442 °% 50233-. 


ee) Shifien -. .... 790 — 1,947563. 


1) Altpreußen.754 983034. 
g) Weſtpreuͤßen ohngefähr . Ds 396 — 555800. 
Zuſammen — 2üßg2 Y%ıs — 5,087068. 


- 
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III: 8. M. le Roi de Prusse reconnait S. M. le 
Roi de Naples, Joseph-Napoleon , et S. M. le Roi de 
Hollande, Louis-Napoleon: 

IV. S. M. le Roi de Prusse reconnait pareiltes 
ment la Confed£ration du Rbin, létat actuel de’ pos- 
session, de chacun des souverains qui la composent, 
et les titras donncs à plusicurs d’entr’eux soit par 


. Yacte de Confedcration, soit par les traites d’acces- 


L 


sion subsequens. 
Promet sadite majeste de reconnaitre les sou- 
verains qui deviendront ulterieuremeut membres de 





— — — 
7 





Als Friedrich II. 1740 die Regierung aptrat,” ſchätzte 
man den Länderbeitand auf zıod [] Meilen, die Bevölke— 
tung auf 2°, Million Menfhen und verſchiedene noch ers 
was höher... Bei feinem Tode ſchätzte man die ganze Monar: 
hie auf 5396 [] Meilen und 5,800000 Seelen. Die Gröſ' e 
des Verluſtes wird unten. ‚beim ten Ar tikel näher erörtert 
werden). 

Art. 3, Se. Mai. der König von Preufen erkennt Se. 


Maj. den König von Neapel, Sofeph Napoleon, und Se. 


Maj. den König von Holland, Ludwig Napoleon. 
(Diefer Artikel Forrefpondire mit dem ı4ten des ruſſi— 
ſchen Friedens, aber man bemerke den Unterſchied der Faffung.) 
Het. 4. Se. Majeſtät der König von Preußen erkennt 


gleichermafeen den vheiniichen Bund, uno den gegenwärtigen | 


Beſitzſtand eines Jeden der ihn bildenden Souveraine und 
die Titel an, die Mehreren derielben entweder durch die 
Bundesakte, oder durch die nachfolgenden Beitrittsverträge 


oe theilt wurden. 


Auch verfpricht &e. Mai die Souveraine, welche in 


der Folge Glieder des befasten Bundes werden, und bie Titel - 


anzuerkennen, / welche fie durch die Beitrittsverträge erhalten 


d 
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ladite Confedcration, en la qualit& qui leur sera don- 
nce par les actes qui les y feront entrer. 

V. Le present trait& de paix et d’amitie est de- 
clareE commun à 9. M. le Roi de Naples, Joseph Na- 
poleon, a 8. M. le Roi de Hollande , et aux Souve- 
rains confederes du Rhin, allies ‚de & M. XMFPRBEVB 
NAPOLEORN. 

. VI. S.M. le Roi de Prusse reconnait pareille- 
ment $. A. I. le prince Jeröme Napoleon. comme Roi 
de. Westphalie. 

VII. S. M. le Roi de Priusse cede en tonte pro« 
priete et.souveraintte aux rois, grands-ducs, ducs on 
princes qui seront designes par. S. M. l’Enrerzun 
Des Francass, Rot p'IraLız, tous les duches, mar- 
: — re e,ẽ vw — — 
werden. (Dieſer Artikel korreſpondirt mit dem ıdten des 
ruſſiſchen Friedens; aber er iſt in dem weſentlichen Punkt 
der Notifikation verſchieden.) | 

Art. 5. Gegenwärtiger Fricdend ; und Sreundfchaftsver 
trag foll gemeinfchaftlich fir Ihro Majeftäten die Könige 
von Neapel und Holland und die mit Sr. Majeftär dem 
Raifer Napoleon alliirten Sonveraine des Rheinbundes 
geiten. 
(Diefer Artikel ift gleichlautend mit dem ı7ten Artikel 
des ruſſiſchen Friedens.) 

Art. 6. Se. Majeſtät der König v von Preußen erkennt 
gleichfalls Se. kaiſerl. Hoheit den Prinzen Hieronymus 
Napoleon als König von Weſtphalen an. 

(Gleichlautend mit „dem ıöten Artitel des ruſſiſchen 
Friedens.) 

Art. 7. Se Maj. der König von Preuß en tritt mit 
allem” Eigenthumsrechte und Souverginität den Königen, 
Großherzogen, Herzogen und Fürſten, welche von Sr. kaiſerl. 
Majeſtät werden bezeichnet werden, alle die Herzogthümer, 


- 
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quisats, principautds, comtes, scigneuries, et genera- 
lement tous les territoires ou parties de territoires 


> 


quelconques , ainsi que tous lcs domaines et biens-' 


fonds de toute nature que sadite majeste le Roi de 


Prusse possedait, a quel titre que ce füt, entre le 


Rhin et l'Elbe, au commerlcement de la 'guerre pre- 
sente. 


Tr nm nam 





Markgrafſchaften, Fürſtenthümer, Graf:. und, Herrſchaften, 


überhaupt alle Gebiete und Beſtandtheile, von was immer 
fiir Gebieten, wie auch alle Domainen’ und alles Grund: 


eigenthum aller Art ab, das feine benannte Majeftät der Kö⸗ 


nig von Preußen unter was immer fiir Titeln gwifchen dem 
Rheine und der Elbe beim Ausbruche des gegenwärtigen 
Kriegs befeflen. 

(Diefer Artikel korreſpondirt mit dem eoten bes ruſſt⸗ 
fchen Friedens, nur, daß von den Veränderungen Rußland 
Nachricht gegeben werdet foll, welches bei Preußen nicht 
ſtipulirt iſt. Die abgetretenen Lande iwiſchen dem Rhein 
und der Elbe ſind folgenbe: | 


ı) Der Übrige Theil von Magdeburg a 
mit Manndfid -. » » w - » 62 Ye — 21265 
2) Die ganze Altmart . . . . 76 %— 119385 
3) Erfurt, Eichsfeld und Untergleichen 48 %— 160520 
4) Mühlfaufen .- » te. AH —=— 16000 
5) Nordfuen » ——⸗8800 


6) Halberſtadt86 99881 


hohen ee ER 

8) Quedlinburg.. 1-:18666 
9) Hildesheim mit Goetar er 40— — 119074 
20) Mark ſanimt Zugehör . . . 9 — 133935 


Latus — 3182 46 — 1105258 
a7 
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D Medien — Menſchen 


= 
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r Meilen — Menſchen 
Transport — 318 2%: — 1,105258 
1) Minden und Ravensberg.. do — — 160301 


22) Lingen und Teienbug . . 15 — — 460bo 


13) Offeißland . 222. 66 — — 1426645 
14) Münftr .. 2 0 49 —— 126001 


25) Paderborn. -. » oo 2. do —— g86920 


16) Bald - © 2 2 60 — 222000 


Lande zwifchen dem Rhein und der Eibe 586 246 — 1,672409 
Wir wollen nun Bier gleich zur vollſtändigen Ueberſicht 
den ganzen Beſtand und Verluſt der preußiſchen Monarche 
aus den beſten Quellen angeben: 
U Meilen — Seelen 
1. Rußland erhält ein Stück von Neu⸗ 
Oſtproußen ungefähr © . . - 100 — — 100000 
U. Sachſen erhält das Herzogthum 
Warſchau: 
) Von Neu / Oſtpreußen ... 760 — — 170008 
2) Ganz Südpreußen 958 — — 1,560000 
3) Von Weſtpreußen ungefähr . 176 — — . 18ıodı 


Beſtand des Herzogthums Warfchau 1894 - — — ⸗, Sr 10bꝛ 
4) Den Kottbuſer Kreis in der Nie | 


derlaufiß . a 17%: 38060 


Der König von Sachſen erhält .. 1911 2, 2,344B41 
III. Die freie Stadt Danzig nebft u 
Umkreis ungeſähr ten 4 — 50000 
IV. Bor dem Ausbruche des Kriege — 
verwechfelte Preußen fü ie Hanmover: — 
a) Ansbach FE “— — 270000 
2). Das Elmihe > > 22.2 2 —— 592000 


— 








S Mfg nd, 460 
2... Zuſammen — 99 — — . 369600 





N 


= J Ag 
Die ſämmtlichen Abtretungen , fowoht in. Deutfchland 
als Polen betragen mithin: m 
. Meilen — Seelen 


| Ganzer Verluſt.. + 2701 ?%s — 4,536344 | 
Der König von Preuß en behält . 2882 6 — 5,087065 


Ganzer Beſtand der preußiſchen Mo: u | J 
narchie vor dem Kriege . . 5583 7%, — 9,62340g 


- Die Bevölkerung. ift faft durchgängig von den Jahren 
1800 und 1801. Vielleicht iſt auch dieſe Summe noch zu 
hoch für das Land, wo der Krieg am ſtärkſten wüthete. 


Die Kurbraunſchweigiſchen Lande find nicht mit in Ans 
ſchlag gebracht; denn wiewohlen fie der König von Prenfen 
fiir Ansbach, Cleve und Neufchatel in Beſitz genommen hats _ 
te; fo ift doch bekannt, daß derfelde fie an den König von. 
England zurüczugeben in der Folge, verfprah. Wollte man 
ſolche aber zum ganzen Beſtande rechnen, fo- müßte man . 
zum Beftande noch 569 [] Meilen und 948000 Seelen Hins 
zufügen; Dagegen aber die dafiir abgetretenen Lande mit 
99 D Meiten und 369600 Seelen abziehen, alsdann kame 
folgende Ueberſicht heraus: 
Meilen — Seelen 

Verluſt ... 3171 S,114744 
Der König behält. 2860 Ye — 5,087065 


Wanzer Beftand der preußiſchen Mos 
narchie vor des Krieges Ausbruhe 6053 'Y4 — 10,20180g 





Uebrigens verdient wohl noch bemerkt gu werden, daß 
alle diefe Rande nicht an Frankreich abgetreten werden, wis 
3. B. bei Ansbach der Fall war, fondern an die Könige ıc. 
ſelbſt⸗ und nur die ALutheuuens dem “alle Aber - I 
bleibt.) — 


J 
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VIII. Le royaume de Westphalie ‚sera compose 
“ de provinces cddees par S. M. le Roi de Prusse, et 
d’autres Etats actuellement posscdes par S. M. l’En- ' 
PFEREUR NAPOLEON. . 








Art. 8. Das Königreih Weftphalen foll aus vom Kö 
nige vom Preußen abgetretenen Provinzen und andern Staa 
ten beftehen , die gegenwärtig im Beſitze des Kalfees Nas 
poleon find. 

(Man hat fchon in Zeitungen die Größe und Volks 
menge des Königreichs Weſtphalen ausgerechnet. Allein das 
iſt wohl noch zu frühzeitig ; da hier weder die preußifchen 
Provinzen, aus welchen es beſtehen foll, noch die andern 
Staaten benannt find. Es fiheint aus dem 7. und gten Ars 
titel zu erhellen, daß nicht alle abgetretene preußische Pros 
vinzen und noch weniger alle übrige Staaten zum: neue " 
Königreiche gefchlagen werden. Es ift auch nicht beſtimmt 
gefagt, daß das neue Königreich zum rheinifchen Bunde ge 

hören folle; aber es ſcheint aus dem 5ten Artikel zu erhellen, 

da Se. Maj. der, König Hieronymus Napoleon daſelbſt nicht 

- befonders genannt find, fondern nebft feinen aiferlich königli⸗ 
chen Brüdern blos. die Souveraine des Rheinbundes. 

Die Staaten in deren Beſihe der Kaiſer Napoleon 
iſt, ſind: 

a) Die geſammten Kurbraunſchweigiſche Staaten. 

b) Die geſammten Kurheſſiſchen Lande. 

c) Die Naffean:Dranifchen Lande. 

d) Die Herggglich s Braunfchweigifchen Lande. 

e) Berfhiedene Fleine Lande in Weſtphalen, Ober: und 
Niederſachſen. 

£) Die Hanſeeſtädte. 
| Ob Dietendurgs Strelig ebenfalls reſtituirt (, iſt nicht 
ausdrüdtich im ruſſiſchen Frieden gefagt.) | 


421 


IX. La disposition güi sera faite par S. M. V’En- 
PEREUR NAroLkon des pays designds dans les deux 
articles precedens , et l'état de possession en resuf- 
tant pour les souverains au: profit desquels elle aura 
étèé faite, sera reconnue par $. M. le Roi de Prusse, 
de: la m&me maniere que si elle ‚etait — effectuse , 
et contenue au present: traite. 

X. S. M. le Roi de Prusse, pour lui, ses heritiers 
et successeurs, renonce a tout droit actucl ou even- 
tuel Wril pourrait avoir ou pretendre: : | 

ı°. Sur tous les territoires sans exception situds 


entre le Rhin et l’Elbe, et autres que ceux  designde 


en Yarticle VI; 
‚2°, Sur telles des Possessions de $, M. le Roi 





Art. g. Die Verfiigung, die Se. Maj. der Kaiſer Na; 
poleon mit den.in beiden vorhergehenden Artikeln bezeichs 
neten Ländern trifft, und die Beſitznahme derfelben von jenen 
Sonverainen , zu deren Vortheil erwähnte Verfügung getrofs 
fen wird, werden von Sr. Maj. dem Könige von Preußen‘ 
eben fo anerkannt werden, als wenn fie ſchon in gegenwär⸗ 
tigem Vertrage feſtgeſetzt und enthalten wären, 

(Diefer Artikel korreſpondirt mit dem Art. 2o. des ef 
fiichen Friedens, nur dafs bei jenem die dem ruffifhen Kal⸗ 
fer von allen Verfügungen zu machende Anzeige vorbehalten 
ift, die bei dem Könige von Preußen nicht bemerkt ift.) 
Art. 10. Se. Maj. der König von Preußen leiſtet fie 
fih, feine Erben und Nachfolger Verzicht auf alle wirklichen 
oder künftigen Rechte, Die er haben oder in Anfpruch neh: 
men könnte: 

1) Auf alle. Gebiete ohne Ausnahme, die zwiſchen dem 
‚Rhein und der Elbe liegen und auf alle andere, die, 
nicht im fiebenten Artikel angeführt find, 

9) Auf alle Beſitzungen Sr. Majeſtät des Königs von 


“ 
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de Saze et de la maison d’Anhalt qui se trouvent ä 
la droite de V’Elbe; 

Reeiproquement tout droit actuel ou &ventuel ı et 
toute pretention des Etats compris entre T’Eibe et le 
Rhin sur.ies possessions de 8. M. le Roi de Prusse, 
telles qu’elles seront en consequence du present trai 
te, sont et demeureront éteints a perpefuite. 


XI. Tous pactes, conventions ou traitcs d’allian 


ce patens ou secrets qui auraient pu @tre conchs 
entre la Prusse et aucun des Etats situcs a la gauche 
de V’Elbe, et que !ı guerre prisente n’aurait point 


rompus , demeureront sans eflet et seront reputö . 


nuls et non avenus. 








Sachſen und des Hauſes Anhalt, die fih auf bew rech⸗ 
ten Ufer der Eibe befinden. 
Singegen werden and alle wirklichen oder künftigen Rechte 
und Anfprische der zwifchen dem Rheine und der Elbe liegen 
den Staaten auf die Befißungen Sr. Majeftät des Köniet 


von Preußen, fo wie fie im gegenwärtigen Traktate beſtimmt 


werden, fiir ewig erinfchen feyn und bleiben. 

Art. ri. Alle Verhandlungen, Uebereinkünfte oder Al 
tianzverträge, Die öffentlich oder Insgeheim zwifchen P 
und einem auf dem linken Elbeufer gelegenen Staate hätten 
„geſchloſſen worden feyn können, und Die der gegenwärtige 
Krieg noch nicht gebrochen Hätte, follen ohne Wirkung blei 
ben und für null und nichtig angefehen werden. 

(Die Artikel 10. und ı1. fchliefen Preußen von alfım 
Einfluffe auf die deutjchen Angelegenheiten, fogar von allen 
tünftigen Theilnahmen aus. Es ſteht nun ganz. tfofirt da. 
Ob der Artikel 112. auch auf Sachen. und Anhalt, da.:beide 
. zum Theil auf dem echten Elbeufer Stegen, ausgebehne wers 
den könne, iſt nicht beffimme.) 
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| XII. S. M. le Roi de Prusse oede en toute pro- 

priete et souverainete ä $. M. le Roi de Saxe, le 
Cotbuser-Hreys ou cerele de’ Cothus, dans la Basse- 
Lusace. 

XII. S. M. le Roi de Prusse renchce ä perpe- 
tuite à la possession de toutes les provinces qui, 
ayant appartenu au royaume de Pologne ‚ ont, poste- 
rieurement au ıer janvier 1773, passe à diverses.&po- 
ques sous la dominafion de la Prusse, äl’exception de 
l’Ermeland et- des pays situés à l’ouest de la Vieille- 
Prusse, a l’est de la Pomeranie et de’ la Nourelle-' 
Marche, au nord da cercle de Culm, d’une ligne allant 
de la Vistule à Schneidemühl par Waldau, en suivant 











Art. 12. Se. Maf. der König von Preußen tritt mie 
Eigenchumsrecht und Souverainität an &e. Maf. den König 
von Gachſen den Kottbufer Kreis in der Nieberlaufig ab. 

Der Beſtand iſt oben Art. 7. angegeben. Diefer Kreis, 
welcher auch Weichbild, Cottbus und Peiz genannt wird, 
machte ehemats einen Theil der Niederlaufig aus, weichen‘ 
der Kurfürft Frtederich EI, als er 1462 die Laufis an Böh— 
men wieder abtrat, zuriickbehielt, und worüber das Yranı 
denburgiſche Haus bis 1749 bie Böhmiſche Oberherrlichkeit 
erkannte. Der Kreis iſt ganz von der Sächſiſchen Nieder⸗ 
lauſitz eingeſchloſſen, und daher für den König von Sachſen 
eine ſehr erwünſchte Erwerbung.) 

Art. 13. Se. Maj. der König von Preußen entſagt für 
- immer dem Befige alles Provinzen, die als ehemalige Bes 
ſtandtheile des Königreichs Polen nah dem ten Sjänner 
2772 zu verfihledenen Epochen unter die Herrſchaft von 
. Dreußen geforimen find, mit‘ Ausnahme des Ermelands und 
des Landes im Weften von Alts Preußen, im Often von 
Pommern und der Neumark, im Norden des Kulmer Krei: 
fes und einer Einie, die von der Weichſel über Waldau nach 
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les limites du cercle de Bromberg et de la chaussce 
allant de Schneidemühl à Driesen, lesquels, avec la 
ville et citadelle de Graudentz et les villages de Neu- 
dorff, Garschken et Swierkorzy , continueront d'etre 
possedes en toute propriete et souVerainete par 8. 
M. le Roi de Prusse. 

XIV. S. M. le Roi de Prusse renonce pareillement 
à perpctuite ä la possession de la ville de Dantzick. 

XV. Les provinces auxquelles S. M. le Roi de 
Prusse renonce par l'article XIII ci-dessus , seront 
(à l’exception du territoire specihie en l’art. XVII. 
ci-apres) posseddes en toute propriete et souveraine- 
te par $. M. le Roi de Saxe, sous le titre de duche 
de Varsovie, et regies par des constitutions qui, en 











Schneidemühl geht, und längs der Gränze des bromberger 
Kreifes auf der Straße von Schneidemitäl nad) Driefen 
hinläuft ; welche ‘Provinzen nebſt der Stadt und Citadelle 
Graudenz und den Dörfern Neudorf, Parfchken und Swier— 
korzy auch in Zukunft mit allem Eigentdumsrechte und. Sou 
verainität von Sr. Majeflät dem Könige von Preußen follen 
befeffen werden. 

(Verglichen mit der Note h zum sten Yetitt und. mit 
I. II. III. in der Note zum ten Artikel.) 

Art. 14. Se Maj. der König von Preußen entfagt 
zugleich auf ewig dem Befige der Stadt Danzig. _ 

(S. unten Artifel 19. und verglichen in der Note IV. 
zum Art. q.) 

‚Art. 15. Die Prosingen, weichen Se. Maj. der König 
von Preußen im ıöten Artikel entfagt, werden mit Ausnads 
me der im ıdten Artikel angeführten Gebiete mit Eigen 
thumsrecht und Souverainität von Sr. Maj. dem Könige 
von Sachſen unter dem Titel eines Herzogthums Warſchau 
beſeſſen, und nach einer Verfaſſung regiert werden, welche 
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assurant les libertes et les privil&ges des peuples: de - 
ce duche, se concilient avec la * tranquillitl des Etat⸗ 
voisins. 
XVI. Pour les communications entre le royaume 
de Saxe et le, duche de Varsovie, S. M. le Roi de 
Saxe aura le libre usage d’une route militaire à tra- 
vers des Etats de S. M, le Roi de Prusse. Ladite 
route , le nombre des troupes qui pourront y passer 
a-la-fois et les lieux d’etapes, seront determines par 





die Freiheiten und Privilegien der Völker dieſes Herzoschum⸗ 
ſichert, und ſich mit der Ruhe der benachbarten Staaten 
verträgt. 
(Meder den Beſtand des Herzogthums Warſchau ſ. in 
der Note zum ten Artikel die Nr. II.) Die Konſtitution 
des Herzogthums Warfchau ift nun wirklich dem Kaifer Na: 
poteon von. der Regierungskommiſſion vorgelegt, und vom 
Kaifer am aoten Julius zu Dresden genehmigt worden. 
Wir werden auf diefe Konftitution ein andersmal zurückkom⸗ 
men. Der König von Sachſen gehört itörigens zum rheints 
fhen Bunde; auch das Herzogthum Warſchau? Dies iſt im: 
- den Verträgen nicht. buchffäblich beſtimmt, und für die rhei⸗ 
nifche Konföderation doch für die: Zukunft wegen des At. 
35.. des Parifer Vertrags fehr wichtig. 

Art. 16. Um zwifchen dem Königreich Sachfen und dem. 
Herzogthum Warfchau eine Werbindung Herzuftellen, wird 
Sr. Majeftät dem Könige von Sachſen der freie Gebrauch 
"einer Militairſtraße ducch die Staaten Sr. Maj. des Könige 
von Preußen zuftehen. Diefe Strafe, die Zahl der Trup⸗ 
ven, die auf einmal wird durchziehen können, und die 
Etappenorte follen durch“ eine befondere Uebereinkunft zwi⸗ 
fhen den beiden Majeſtäten unter Frankreichs Vermictlung 
ſeſtseſebt werden. 
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nne conrention speciale faite entre leursdites mae- 
jestes, sous la mediation de la France. 

XVII. La navigation par la riviere de Netze et le’ 
canal de Bromberg, depuis Driesen jusqu’ä la Vistu- 
le, et reciproquement, sera libre et franche de tout 
peage. 

XVIII. Afın d’etablir autant qu'il est possible des 
limites naturelles entre la Russie et le duche de Var- 
sovic, le territoire circonserit par la partie des fron- 
tieres russes actuelles qui s’etend depuis le Bug jus- 
qu’a l’embouchure de la Lossosna, et par une ligne 
partant de ladite embouchure et suivant le thalweg 
de cette ririere, le thalweg de la Bobra jusqu’a son 
embouchure; le thalweg de la Narew depuis le point 
susdit jusqu’& Suratz ; de la Lisa jusqu'à sa source, 





(Die nähfte Straße if aus ber Niederlaufit ar Ian 
Sränzen der Neumark und Schleſien Bin.) 

Art. 17. Die Schiffahrt auf dem Nebfluffe und dem 
Bromberger Kanal von Driejen bis an die Weichſel uns au 
rüd, fol frei von jebem Zolle bleiben. 

(Diejer Artikel it vorzüglich für Brandenburg vortheil⸗ 
Baft, aber auch nicht minder wichtig fiir das Herzogthum 
Warſchau, weiches dadurd eine freie Kommunikation mit der 
Dder und Elbe erhält.) 

Art. ı8. Um fo fehr als möglich natürliche Graänzen 

zwiihen Rußland und dem Herzogthum Warſchau feftzufegen, 
wird das Gebiet zwiſchen den gegenwärtigen Sränzen von 
Rußlandv om Bug bis zur Mündung der Laſſosna und einer 
Linie, die von befagter Mündung ausgeht und längs des 
Thalwegs jenes Fluſſes, des Thalwegs der Bobta bis zu 
ihrer Mündung, des Thalwegs der Narew von jener Mün⸗ 
dung an bis Suradz, ber Lifa bis zu ihrer Quelle beim 
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pres le village de Mien; de l’affluent de la Nurzeck, 
prenant sa source pres le m&me village; de’ la Nur- 
zeck jusqu’a son embouchure au-dessus du Nurr; et 
enfin | le thalweg du. Bug, en le remontant jusqu’aux 
fronlieres rasses actuelles, sera rduni à perpetuite & 
Y'Empire de Russie. 

XIX. La ville de Dantzick avec un territoire de ' 
deux lieues de rayon autour de son enceinte, sera 
retablie dans son indé pendance, sous la protection de 
S. M. le Roi de Prusse et de S$. M. le Roi de Saxe, 
et gouverne par les lois qui la regissaient à repoque 
ou elle cessa de se gonverner- elle-m&me. 


XX. 8. M. le Roi de Prusse, S. M. leRoide 


Saxe, ni la ville de Dantzick ne pourront emp$cher 








Dorfe Mien, des bet eben diefem Dorfe entfpringenden 
Mebenarms der Nurzeck, der Nurzeck ſelbſt zu ihrer Mins 
dung ‚oder - Nur, endlich längs dem Thalwege des Bugs 
frromaufwärts bis zu den jetzigen Gränzen Rußlands fort; 
läuft — auf ewige Zeiten dem ruffiichen Reihe einverleibt 
werden. 

ODieſes anſehnliche Stück des vormaligen Byaliſtock⸗ 
ſchen Departements von NensOftpreußen zieht ſich oberhalb 
Grodno über Goriardz, Tycoczyn, Suradz bis Nur. 
Byaliſtock ſelbſt fällt an Rußland.) 

Art. 19. Die Stadt Danzig mit einem Gebiete von 2 
Meilen im Umkreiſe wird in ihre vorige Unabhängigkeit uns 
ter dem Schutze Sr. Maj. des Königs von Preußen und 
Sr. Maj. des Königs von. Sachſen hergeſtellt und nach den 
Geſetzen vegiert werden, nad) denen fie regiert wurde, ats fie 
aufhörte, ihr eigner Here zu feyn. 

Art. ao, Weder &e. Maj. der König von Preußen. noch 
Se. Dal de Rang von Sachſen, nech die Stadt x Danıig 
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dans le territoire qyf doit ötre reuni”ä (Empire de 


Russie, mais ayant en Prusse des biens-fonds, rentes, - 


pensions ou revenus de quelque nature qu’ils soient, 
&tre frappe dans sa personne, dans ses biens, rentes, 
'pensions et revenus de tout genre, dans son rang et 
. ses dignites, ni poursuivi, ni recherche en aucune 
facon quelconque, pour aucune part qu’il ait pu poli- 
tiquenfent ou militairement prendre aux Evenemens 
: de la guerre presente. 

XXIII. Pareillement aucun individy ne, demeu- 
rant ou proprietgire dans les pays ayant appartenu ä 
la Prusse anterieurement au ıer janvier 1772, et qui 


. doivent ötre restitucs a S. M. le Roi de Prusse, aux 


‚termes de l’article II ci-dessus; et notamment aucun 


individu, soit de la garde bourgeoisie de Berlin,. 
soit de la gendarmerie, lesquelles ont pris les armes 


pour le maintien de la tranquillite publique, ue pour- 





und in Preußen liegende Gründe, Renten, Penfionen oder 
was immer für Einkünfte beſitzt, fol weder in Hinſicht feis 
ner Perfon, feiner Güter, Renten, Penfionen und Einkiinf 
te, noch in Hinſicht feines Ranges und feiner Würden auf 
keinerlei Weife und wegen Keiner Art des Antheils, den es 
politiſch oder militärifch an den Ereigniffen des gegenmärti: 
gen Kriegs nahm , verfolgt oder in Unterſuchung gezogen 
werden können. 

Art. 23. Auf gleiche Weiſe ſoll kein Individuum, ger 
bürtig , wohnhaft oder angefeffen in den Landen, die dem 


Könige von Preußen fihon vor dem ıten Jänner 1772 zus 


gehörten, und demfelben jeßt vermöge des vorausgehenden 
zweiten Artifels zurückgegeben werden follen, und insbefons 
dere fein Individuum von ber Berliner Blirgergarde oder 
von der Gensd’armerie, welche die Waffen. ergriffen haben, 
um bie Öffentliche Sicherheit aufrecht zu erhalten,” in feiner 
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ra ẽtre frappe dans sa persomne , dans ses biens; 
rentes, pensions et revenus de tout genre, dans son 
rang et son grade, ni poursnivi, nirecherche, en au- 
cunce facon quelconque pour aucune part quiil ait 
prise ou pu prendre, de quelque maniere que ce 
soit, aux erenemens de la guerre presente. 

XXIV. Les engagemens, dettes et obligations de 
toute nature que 8. M. le Roi de Prusse a pu avoir, 
prendre et contracter, anterieurement ä la presente 
guerre, comme possesseur des pays, territoires, do- 
maines, biens et revenus que sadite majeste cede, ou 
auxquels elle renonce par le present traite, seront ä 
la charge des nouveaux possessears Et par enx ac- 
quittes, sans exception , restriction , ni reserve as 
eune. 

XXV. Les fonds et capitaus appartenans „ soit à 
des particuliers, soit a des etablissemens publics, re- 








Perſon, feinen Gütern, Renten, Penfionen oder was immer 
für Einfiinften, oder endlich in feinem Range oder Grade 
weder angegriffen noch auf irgend eine Weife und wegen ir 
gend einer Theilnahme an den Ereigniffen des gegenwärtigen 
Krieges verfolgt oder in Unterſuchung gezogen werden. 

Art. 24. Die Verpflichtungen, Schulden und- Verbinds 
lichkeiten, von was immer fir Art, welche Se. Maj. der 
König von Preußen vor dem gegenwärtigen Kriege hat ma: 
hen oder eingehen können, als Befiger der Länder, Gebiete, 
Domainen, Gitter und Einkünfte, welche Se. genannte Ma; 
jeftät abtritt, oder denen fie in gegenwärtigem Vertrage ent⸗ 
fagt, werden den neuen Beſitzern zur Laft fallen, und von 
ihnen ohne irgend eine Ausnahme, Einſchtantung oder Vor⸗ 
behalt befriedigt werden. 

Art. 23. Die Bonds und Kapitalien, weiche entweber 
Preivarperfonen oder Öffentlichen veligiöfen, bürgerlichen oder 
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ligieux, civils ou militaires des pays que 8. M. le 
Roi.de Prusse cede ou auxquels elle renonce par le: 
present traite , et: qui auraient etc places; . soit ä la 
banque de Berlin, soit ä la caissg de la Socici& ma- 
ritime, soit de toute autre maniere quelconque, dans 
les Etats. de S. M. le Roi de Prusse, ne pourront 
» eire ni confisques ; ;„ ni saisis ; mais les proprittaires, 
desdits fonds et capitaux seront libres d’en disposer, 
et continueront d'en jouir, ainsi que’ des intérôta 
- echus’eu ä echeoir, anx termes des contrats ou obli- 
gations passes à cet effet. | 
Reciproquement, il en sera use de 1a m&me ma- ' 
niere pour tous les fonds et capitaux que des sujets' 
ou des etablissemens publics quelconques de la mo- 
nerchie prussienne auraient places dans les pays que 
ö i —r —⸗— — — 
militäriſchen Anſtalten der Länder angehören, die Se. Ma⸗ 
jeſtät der König von Preußen abtritt oder denen er durch 
gegenwärtigen Vertrag entſagt — dieſe Kapitalien mögen 
nun in der Bank von Berlin oder in der Seehandlungskom⸗ 
pagnie, oder auf irgend eine andere Art, in den Staaten 
Sr. Majeſtät des Königs von Preußen untergebracht wors 
den feyn — follen weder konfiszirt noch in Beſchlag genoms 
men werden; fondern die Eigenthümer befagter Fonds und, 
Kapitalen follen freie Macht haben, darüber zu verfiigen, 
und fie werden fortfahren, den Genuß und die Sntereffen 
davon zu ziehen, fie mögen verfallen feyn oder. zu den Fri: 
fien der Verträge und Obligationen erſt verfallen. 


Das nämliche foll gegenfeitig beobachtet werden in Hins - 


fiht aller Fonds und Kapitalien, weiche Unterthanen oder - 
was immer fir Öffentliche Anftalten der preußifchen Monar: 
chie in hen Ländern antergebraqht haben, welche Se. a). 
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8. M. le Hoi de Prusse eede ou auxquels elle re- 
nonce par le present traite. 

XXVI: Les archives contenant les titres de pro- 
priete , documens et papiers generalement quelcon- 
ques relatif® aux pays, territoires, domaines et biens 
que S. M. le Roi de Prusse cede ou auxquels elle 
renonce par le present traite, ainsi que les cartes et 
plans des villes fortifiées, citadelles, chäteaux et for- 
teresses situcs dans lesdits pays, seront remises par 
des commissaires de sadite Majeste., dans le delai de 
trois mois, à compter de l’&change des ratifications, 
savoir: 

A des commissaires de $. M. l’Emrereun Naro- 
LEON, pour ce qni concerne les pays cedes & la gan: 
obe de l’Elbe. | 
Et a des commisgaires de S. M. l’Empereur de 








— — 
ber König von Preußen abtritt, oder denen er im gegen⸗ 
wärtigen Vertrage entſagt. 

Art. 26. Die Archive, welche die Eigenthumstitel, Do⸗ 
Iumente und überhaupt was immer fiir Papiere enthalten, 
welche auf die von Sr. Majeftät dem Könige von Preußen 
In gegenwärtigem Vertrage abgetretenen oder aufgegebenen Län: 
der, Gebiete, Domainen und Güter Bezug haben ; fo wie 
‚die Karten und Plane der feften Städte, Citadellen, Schloſt 
fer und Forts, die in befagten Landen liegen, werden durch 
Kommiffaire Sr. genannten Majeftät in’ Zeit von 3 Mona: 
ten nach Auswechslung der Ratififationen übergeben werden 
und zwar: 

An Kommiffaire Sr. Majeſtãt des Kaiſers Napoleon 
in Hinſicht auf die am linken Eibeufer abgetretenen Lande; 


und 
"an KRommiffaire Sr. Majeſtät des Kaiſers von Ruß⸗ 
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tontes les Ausꝶies, de S. M. le'Roi de Saxe et de la 
ville de Dantzivk, pour ce qui concerne les pays que 
leurs dites imajestes et la ville de Dantziek doivent 
pösseder en consequehce du present traite. | 

XXVIU, Jusqu'au jour de l'échange des ratifica- 
tions du futür traite de paix definitive entre la France 
et.l’Angleterre, toys les pays de la Jomination de 8. 
M. le Roi de Prusse, seront, sans exception , Fermes 
& la navigation et, au commerce des Anglais.  ı 

Aueune expedition ne pburra &tre faite des ports. 
prussiens pour les Isles-Britanniques, ni aucun- bäti- 
ment venant de l’Angleterre vu de ses tolonies, &tre 
recu dans lesdit$ ports. 

XXVIII. Il sera Ipit immediatement une tonven- 

tion ayant pour objet de regler tout ce ti est relatif 








land, Sr, Majeftiit des Königs von Sachfen und der Stadt 
Danzig in Hinſicht aller Lande, welche beſagte Majeſtäten 
und die Stadt Danzig zufolge gegenwärtigen Vertrage be⸗ 
ſitzen ſollen. 

Art. 27 Bis zum Tage der Auswechslung der Ratiſi⸗ 
kationen des künftigen endlichen Friedensvertrags zwiſchen 
Frankreich und England werden alle Bande unter ber Herr⸗ 
(haft Sr. Majeftär des Könige von Preußen ohne Ausnah—⸗ 
me der Schiffahrt und Handlung der Engländer verſchloſſen 
ſeyn. Keine Abſendung wird. aus den preußiſchen Häfen 
nach ben brittifchen Inſeln gemacht, Noch ein von England 
oder feinen Kolonten kommendes Schiff in den Henannren 
. Häfen zugelaffen werben können. (Im ruſſiſchen Frieden iſt 
nichts von dieſer Einſchränkung enthalten, auch nicht im 
Preßburger Frieden.) 

Art, 28, Es wird ſogleich eine Uebeteinkunft getroffen 
werben, um alles in Ordnung gu Bringen, was die Art und 

08. 


N) se 
au mode et a l’epoque de la remise des places qui 
doivent ätre restituees ä $. M. le Roi de Prüsse, 
 ainsi que les details qui regardent l’administxration 


civile et militaire des pays qui doivent Etre aussi 
® 
restitues. 


⸗ 











Epoche der Uebergabe der Plätze, welche Sr. Majeftät dem 
Könige von Preußen zurickgeftellt, werden follen, und bie 
Details der Civil: und Militairverwaltung der, ebenfalls zw 
rückzugebenden Lande betrifft. 

(Diefe Uebereintunft wurde wirklich am 10ten. Juliu⸗ 
zu Königsberg getroffen. Nach derſelben wird die Stadt 
Tilſit den zoten Julius, Königsberg den äten Julius, und 
Das Land bis zur Paſſarge den ıten Auguft, Alt: Preußen 
bis zur Meichfel den goten Auguft, am Sten September der 
Reſt von Alts Preußen Bis zur Oder, und am ıten Dftober 
ganz Preußen bis an die Elbe geräumt , am nämlichen 
. Tage wird auch Schlefien zurückgegeben. Das Magdeburgis 
ſche auf, dem rechten Eibeufer, ferner die Provinzen von 
Prenzlow und Pafewalt werden erſt am ıten Movem: 
ber zurückgegeben, doch. wird eine Linie gezogen, damit fih 
feine Truppen Berlin nähern können. Wegen der Räumung 
Stettin’s fol die Zeit noch von Bevollmächtigten beftimmt 
‚werden, und fo lang 6000 Franzoſen in Stettin bleiben. 
Unter dem Namen Prenzlow und Paſewalk kannte man 
bisher feine preufifche Provinzen; vermuthlich wird damit 
die Uckermark und Vorpommern gemeint. 

Ferner wird feſtgeſetzt, daß die Gränzen des Gebien 
von Danzig durch Gränzpfähle mit den Wappen von Frank 
reich, Danzig, Sachſen und Preußen beſtimmt werden. fol: 
len. Alte vorhin erwähnte Verfügungen ſollen in Erfüllung 
gehen, wenn die dem Lande auferlegte Kontributionen mer: 
den bezahle, oder daflz gültige Sicherheit geſtellt ſeyn. Al⸗ 


..* 





[ 
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XXIX. Les prisonniers de guerre seront rendus | 


de part et d’autre sans echange et eu masse, le plutöt 


pe faire se pourra. 


XXX. Le prösent traite sera ratifie par 5. M. 
VENpEREUR nes Francass, Bor p’IraLıe, et par S. 
M. le Roi de Prusse, et les ratifications en seront 
echangees a Koenigsberg, dans le delai de six jours, 











\ 


Einkünfte des Königreichs follen vom Tage ber Auswechs— 


fung der Ratifitationen an die Kaffen des Königs abgeliefert 
werden, wenn die vom ıten Movember 1806 bis zum Tage 
der Auswechslung der Natififationen zahlbare und fällige 
Kontributionen werden abgetragen feyn. Die franzöfifche 


Truppen und Kriegsgefangene werden bis zum Tage der 


Räumung imi Lande und von daſelbſt befindlichen Magazinen 
deben.) . 


Art. 20. Die Kriegsgefangenien von dem 'einen und dem 
andern Theile werden ohne Auswechslung und in n Maſſe ſo⸗ 


bald als möglich zurückgegeben werden. 


(Nach) einem im Moniteur Nr. a10. eingerückten Rap⸗ 
Sort des franzöſiſchen Kriegsminiſters ddo Königsberg am 
ıSten Julius hat die franzöſiſche Armee von der Preußiſchen 
zu Kriegsgefangenen gemacht überhaupt: 5179 Offiziers und 


103418 Unteroffizier und Gemeine, Alle Korps, Regimen⸗ 


ter, Bataillons u. f. w. find namentlich angegeben.) 


Art. 50. Der Vertrag Toll von beiden Majeſtãten rati⸗ 


fizirt, uno die Ratifikationen ſollen zu Königsberg 6 Tage 


nach der Unterzeichnung und wo mögfich noch früher andı 
gewechſelt werden. 
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& compter de la signature, ou plustöt si faire se 


‚peut. 
Fait et signe à Tilsitt, le 9 juillet 1807: 


(L.S.) Signe, Cu. Mau. TuLLevnanD, 
prince de Benevent. Ä 

(L.S.) Signe, lemarechal comte de Karz- 
REUTH: ' 

C(BL. S.) Signé, Auguste, comte de Goltz. 


Pour ampliation: 
Le ministre des relations exterieures; 
Cu. Mau: TarLersanp, prince de Be- 
nevent. 
Les, ratifications du present traitd ont. ete &char- 
gees à Koenigsberg , le ı2 juillet 1807. 











Die Ratifikation erfolgte ſchon am aaten Jullu⸗ iu 
Königsberg. 





un er A de d N 


Königlich Würtembergifche. Refolution mehrere bie 
mediatifirten Fürften, raten und Edelleute ar 
gehenden Beftimmungen betreffend. 





©. königliche Majeſtät Haben in Beziehung auf die medidr 
tifieten Fürſten und Grafen durch eine allerhöchfte Reſolution 
vom abten Junius folgende Beſtimmungen zu ertheilen 
geruht: 
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1) & haben bie mebiatifirten Fuͤrſten und Grafen in 
der Maaße die bisherigen Titel fortzuführen, daß dabei alle 
Beifäße und Würden hinweggelaſſen werden, welche fih auf 
ihr vormafiges Verhältniß zum deutſchen Reich oder als 
regierende Herrn bezogen haben. 


2) Kann das Prädikat »von Bettes Snaden« fer‘ 


ner nicht Statt finden, 


3) Bleibt es denfelben unbenommen, von ſich in ber mehr⸗ | 


- fachen Zahf zu. fprechen, jedoch mit ber Einfhräntung, daß 
ſie ſich in den Eingahen, welche fie an die koniglichen Ber 
hörden richten, der einfachen Zapf zu bedienen haben. 

4) Die königlichen Behörden haben in ihren Exlaſſen 
an die mebdiatifftten Fürſten und ‚Grafen diefen das Pruditat 
»Herr« beizulegen. 


5) Es iſt denſelben geſtättet, Dbervögte (nicht oberaue⸗ 


leute), und ſo fern ſie von dem. Rechte der zweiten Inſtanz 
unter den vorliegenden Beſtimmungen 9 Gebrauch machen 
wollen, Juſtizräthe als Beiſitzer des zu, errichtenden Juſtiz⸗ 
kollegiums nach erhaltener königlichen Beſtätigung zu ernen⸗ 
nen. Hingegen haben ſie ſich aller Ertheilung anderer Ras 


rakteren künftig zu enthalten. Fruͤher ertheilte Titel derſel⸗ 


ben, als Seheimeräthe, Negierungsräthe, Koftäthe, bedürfen 


zu fernerer Fortfůhrung der königlichen Eraubuß. 5 


6) Wenn ein mediatiſi ivter Fürft, oder, Graf bie Admini⸗ 














*) Unterm ı8ten Junius mar bereits die Verordnung erſchienen, Daß, 
fo lange nicht von den mediatiſirten Fürſten Und Grafen mit allerhöchfter 
Genehmigung Iuftisfanzleien in zweiter Inftanz wirklich errichtet, und fols 
che vom Könige nicht beftatigr fenn werden , alle Anpelationen von ihren 
PDarrimonialgerichten unmittelbar an den zmeiten Senat des königl. Ober⸗ 
juftizfollegii gehen ſol. Schon am Sten Mär; 1807 war von ſaͤmmtlichen 


- 


mediatifirten Fürften "nd Grafen die beftimmte Erklärung abgefordert wors _ 


den, ob fie eigene Huſtizkanzleien fiir die zweite Inſtanz anordnen wollten 
oder nicht. Es war ihnen Dabei aufgegeben , auf eine beſtimnite und ſiche⸗ 
re Weiſe darzuthun, wie und wovon ſie die dabei angeſtellten Perfonen zu 
folariren gedenken. 
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Rration feine: Rerenũnen mehrern in einer Stelle ver: 
einigten Dier.crn anvertrauen will; io fieht es ihm frei, der: 
ſelben unter der Benennung eines Oberrentamts eine Koüe⸗ 
Siarserfagung im Innern zu geben. Es wird aber dicfe 
E’elie nur ale eine Privatanordnung betrachtet, die vor den 
könislihen Behörden nicht als ein Kollegium geltend gemadt . 
werden konn. | 

7) Ben denjenigen Perfonen , welche fürſtlichen Titel 
führen ,„ baten die Chefs in der erjien Klajje des Rang— 
regiementsE nach dem Vifchof, die übrigen aber nach den 
Feldzeugmeiſtern, und die Chefs der gräflichen Häuſer in der 
ſechſten Klaſſe deſſelben den Klang. 

Die nachgebohrnen Grafen erhalten nur durch ihre 
Stellen einen Rang, und bei den ehemaligen ritterſchaft⸗ 
lichen Perſonen und übrigen Edelleuten, wenn ſie ihrem 
König und dem Staat nicht dienen, findet ebenfalls kein 
Rang Statt, ausgenommen, wenn ſie einen königlichen 
Charakter Haben ſollten. Einen fremden Charakter anzuneh: 
men, ohne zuvor dazu erhaltene allerhöchſte Erlaubniß, ik 
denfelben nicht geflattet. Es geht ihnen in Ermanglung eines 
duch ein Amt oder einen Charakter angewiefenen höheren 
Kangs, Jeder, welcher das Recht Wappenknöpfe zu tragen 
hat, vor, und in folhem Zalle können weder ne noch ihre 
Frauen bei Hof xräſentirt werden. 


— 


u 
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Kiaffifikation der Souverainitätsrechte in den Landen - 
der num ſubjizirten vormaligen Reichsſtände. 


Le 1 
F 





Die Söouverainität im Sinne der rheiniſchen Konföde: 
vation iſt wohl unbezweifelt die höchſte Staatsgewalt , die 
inneren und äußern Verhältniſſe des‘ Staats zu Erreichung | 
des Bundeszweckes zu leiten. 


Was die Inneren Nerh:iftntffe betrifft, fon folche Te 


fonderdeit die nach ber Bundesakte zugertändene höchſte 
Staatsgewalt über die eigenthiimlichen kande bisheriger 
Reichsſtände. | 

Was nach dem ra onellen Staatsrechte darunter bearifi, 
fen wird, muß. auch in dem neuen Bundesſtaate darunter 
verftanden, iwerden , in fo ferne der Zweck folcher Söderation 
und deren: Sanftion es mit fich- bringt. 

Die höchſte Staatsgewalt erſtreckt fich auf alles, was 
die gemeine Wohlfahrt eines Staates erfordert, und enthüilt 
alſo das Recht, alles dasjenige zu thun und vorzunehmen, 
wodurch der Staatszweck, d. i. die allgemeine Wohlfahrt ber” 
genden und erreichet wird. 

Dieſes Thun und Vornehmen, diefe Wirffainkeit aber 
Aüßere ſich in allgemeiner Oberaufficht, Gefekgebung , "Hands 
habung der Gefeke und Vollziehung aller auf den Staats; 
zweck gerichteten Anordnungen ; kurz, in Handlungen ber. 

infpizirenden legislativen und erefutiven Gewalt. 

Die Gegenftände, womit ſich die ſolchergeſtalt wirkfame - 
Gewalt befchäftiger, find fo verſchieden, als die Zweige dei 
Staatswohlfahrt hof 
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Es erheile hieraus, daß die höchſte Otaatsgewalt for: 
mel — nad der Art, worin fie ihre Wirkſamkeit thätig 
beweiſet, — und materiell nach ihrem Inhalıg und Ge 
genftänden — zu betrachten iſt, und es fpringt in die An 
‚gen, dafi bei jedem "einzelnen Regierungsrechte, jeder Staats, 
gewalt, fo verfchieden auch deren Gegenſtand ſeyn mag, doch 
jene KHauptausflüffe der Wirkſamkeit der höchſten Staatsge⸗ 
walt, oberaufichende, gefeßgebende und vollziehende Handlun 
gen fich zeigen müſſen, wenn folche einzelne Gewalten und 
Regierungsrechte in hoheitlicher Eigenihaft anerkannt werden 
follen *). 

Eben fo läßt ſich die in der rheiniſchen Bundeatte ver; 
liehene Souverainität betrachten. 

1L. Nach dem innern. Staatsverhältniffe. 

A. Formel; de i. nach ihrer Wirkſamkeit zum Staats 
zwecke. Hiernach beſteht fie, aus: 
+) Ooberaufſehender Gewalt, 

dem Rechte der oberſten Inſpektion iiber alles, wag in. Bere 
Hung auf das gemeine Wohl im, Staate vorgeht, oo. 

Eing Staatsbefugniß, welche alfer Anordnung und Dot 
ſchrift beobachtend vorausgeht, und über deren Vollziehung 
wachend nachfolgt, 

8) Geſetzgebender Gewalt (droit de legislation), 
dem ‚Rechte ,..die allgemeinen . Normen für die Handlungen 
der Unterthanen zu Erreichung des Staatszweckes zu beſtim⸗ 
men und anzuordnen, 

Allgemeine oberfte Gefekgebung, die nach dem Zwect 
der Föderation den einverleibten Staat ‚als einen Theil des 
Ganyen umfaſſet, ohne jedoch den Standesherrn in rede 

—. — —— 


NY Man vergleiche fiber dieſe Anſicht: MW. W. veeltker, fiber die 
Sräunzen der Eivilpatrimpnialjurisditgien, ein Beitzag zum Territorialftaates 
recht. Göttingen 1805 Beite 3 — 46. — 

Noch find unſere Stagtsrechtslebrer, von Pütter bis anf Grüner, 
über die Eineheilung der Herrſcherrechte nicht einverftanden } 








fung ſolcher Vorfchriften, Anordnungen und Verfügungen zu 
hemmen, die fich anf Lokalverhältniſſe und Gegenftände der: 
inneren Adminiftration bejchranten und mit den handage⸗ 
ſetzen nicht im Widerſpruche ſtehen. 

Rheinbund Heft I. p. 75. H. IV. p. ı2. 9. V. p. 211. 

und 464. H. VI. p. 579, und 432. H. VII. p. 412. 

3) Voll ziehender Gewalt, 

‚dem Rechte, die zu Realiſirung der, gegebenen Vorſchriften 
erforderlichen Behörden zu Ausübung der Regierungsrechte 
anzuordnen, und die Geſetze des Staats zu handhaben und 
zur. Vollziehung zu bringen, 

Diele höchſte vollziehende Gewalt iR nicht mit der ge; 
meinrichterlichen Exekutionsbeſugniß zu verwechſeln, au 
bleibet der Natur der Sache nach in den Gegenſtänden der 
Lokalberechtigungen den Standesherren eine jener untergeord⸗ 
nete vollziehende Gewalt, 

Da dieſe drei verſchiedene Arten der Wirkſambeit der 
höchſten QOtagtsgewalt, ſich über alle dem Objekte verſchiede⸗ 
ne Regierungsrechte und Gewaolten erſtrecken und bei jedem 
einzelnen ſichtbar werden, fo. können ſie ſolchen nicht als be⸗ 
ſondere Gewalten, wie doch megemein geſchieht. loordi⸗ 
niret werden. 

B. Materiell, di, nad den verſchiedenen Segen 

. ben betrachtet, en. | 
nathälk de Souserainktät: * 

1) Die Juſtizgewalt, 

die Befugniß, die Privgtrechtsverhältniſſe der Stantssürger 
zum Wohle des "Staats zu fihern und zu ſchützen (droit 
de jurisdiction supr&me) , infonderheit Die Gerichtsbarkeit 
in Höchfter und letzter Inſtanz, da den Standesherren die 
in erfter und zweiter Anſtan⸗ (hasse: et moyenne). v ver⸗ 
bleibt *). | 


*) Sonten die franöhfegen Medaktenie nehr die Zerminofogie eines 
Ferriere und Bupot Braurr allgem. Staaterecht der ehein. Bundes 
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'2) Die KRriminalgewalt, 


das Redit, durch Strafen Verbrechen zu verhindern, welchem | | 


die den bisherigen Reichsitänden belaffene peinliche Gerichtsbar⸗ 
feit ( jurisdiction en matiere eriminelle ) _untergeords 
net ift. 

3) Die Polizeigewalt (droit de haute police), - 
das Recht zur Erhaltung der dffentlihen Sicherheit "des 
Staats und Entfernung alles deffen, was folche beeinträchti⸗ 
gen kann, die zweckdienlichen Mittel anzuwenden und einzu 
ſchlagen. | 
Weann dieſe als hohe Polizei das Wohl des ganzen 
Staates und Landes zum Ziele hat, fo befchräntt fidh die 
den Standesherren verbleibende niedere Polizei auf die nicht 
fiber ihr Gebiet fich aucdehnenden Lokaleinrichtungen und 
Anſtalten *). 

4) Die Milltairgewalt (droit de conscription 
militaire ou de recrutement), 
das Recht, eine bewaffnete Macht zu Behauptung der Selbſt 
ſtändigkeit des Staats nnd deffen Sicherſtellung gegen frem⸗ 
be Anfälle zw unterhalten‘, und in diefer Abſicht das Recht 
der Konfkription und Aushebung dienftfähiger Mannſchaſt, 
Anlegun von Feſtungen u. dgl. Anſtalten. 

. 5) Die Finanzgewalt, 
das Recht, das Staatsvermögen zu benutzen, und Srterig 
der Untertbanen gu den Staatsbedürfniſſen da beſtimmen 

und zu erheben (droit d impoth. 


v. 








* 
a. 


Basten, Kurlerube 1807. Seite 133.7, als die vormaligen Werkältnige deut 
ſcher Furſten unter ſranzöſiſcher Souverainität im Sinne gehabt haben, fo 
waren doch deutſche Geſchäftsmänner zur Seite, die ohne Sweifel Anlaß 
‚iM: einer nühern Deſtimmung würden gegeben baben. 


*), Man vergleihe Brauner am a. D. Eeite 16. n. folg. Weberhaupt 
därfen dieſe Beiträge su einem allgemeinen Staatsrechte der rheiniſchen 
Pundesſtaaten von Niemanden ungelefen bleiben, ber nur * Intereffe für die 
Wilinfhaft und Sache bat. u 


_ 


⸗ u A443 ‚ 
Es find diefe Steuern: Ä 
a) direfte, ‚ 
ordentliche oder auferordentliche nach beſtimmtem Maasſtabe 


angeſetzte und ausgeſchriebene; 


b) indiretkte, 

aa) Konſumtionsſteuern. 
Hierzu eignen fich jedoch nicht diejenigen Acciſen, wel⸗ 
che eine urſprünglich ſtädtiſche und gutsherrliche Abgabe, be⸗ 
ſonders vom Getraide (Umgeld, Maaspfennig, Ohmgeld), J 


und theils Gewerbsrekognitionen, theils von der Schentge⸗ 


rechtigkeit herrührig ſind *). 

bb) Impoſten auf Artikel des Luxus; 

cc) die nicht auf Staatswirthſchaft, ſondern einen bloſ⸗ | 
fen Finanzzweck berechneten Auflagen für ein; und auszufüh⸗ 
rende Waaren. 

6) Staatswirthſchaftsgewalt, 
das Recht, die Wohlfahrt des Staats durch den Wohlſtand 
der Individuen zu befördern, und die dahin abzweckenden 
Anfaften und Einrichtungen zu treffen. Ä 

- Big beſchäftigt fih mit der Sorge für die Landespro⸗ 
dukte, Lands und Forſtwirthſchaft/ Bergbau, Handel, Ge 
werbe, und. Manufalturen, Straßenbau, Sarah, Poſt—⸗ 


woſen, Zoll, Münze ıc. Pr) 


5 Wo einzelne Gefälle, als pefunläre Supbarteiten, in: 
der Band des Standesheren verbleiben; ſteht doch die Ober⸗ 
aufſicht, Geſetzgebung und höchſte vollziehende Gewalt dar⸗ 
über dem Souverain zu, dem dadurch fo wenig als durch 
auffehende, ansrönende und vollziehende Handlungen jenes 
an den Dberhoheitsrechten etwas benommen wird. 
7. Kichengewalt, 
das jus circa sacra majestaticum , das Recht, eine Kirs 











Brauer am a. D. Grite 158. n- folg. 
. w) Gönner deutfhes Staatsrecht 1804. Seit 607. u. folg. 


* 
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he im Staate aufzunehmen, und Oberauffiht und Schutz 
ber folhe auszuüben. 

Die von der proteſtantiſchen kirchlichen Geſellſchaft Über: 
tragenen Kollegials oder Episkopal⸗Rechte und was dazu: ger 
rechnet. wird, geiftlihe Gerichtsbarkeit, Pfarrſatz oder Pas 
tronatreht *) n. dgl. Bleiben dem bisherigen Neicheftande, 
jenem juri cinca saora, ber höchſten Kichengewat: des 
Souverains jedoch untergeordnet. 

So verſchieden die Gegenſtände find, worin dieſe aufı 
gezählten Staͤatsgewalten die Staatswohlfahrt bezwecken, fo 
ſtimmen doch alle in der Art ihrer Wirkſamkeit überein, in 
Dem fich folche nicht anders, als in oberauffehender, geſetzge 
bender und vollziehender Gewalt Außern Tann: : 


“IL Nach den auswärtigen Verhältnifſen. 


Hier zeigt die höchſte Staatsgewalt ihre Wirkſamkeit 
in repräſentativen FR) und vollziehenden Handlungen, indem 
der Souverain im Namen des Staats mit andern Staaten 
handelt, Geſandte annimmt und abſendet, Blindniffe ſchließt, 
und dag Macht des Friedens und Kriegs nach Maasgabe der 
Föderationgakte (Art. 56 bis 38.) ausübt, Ä W 

*) Bill man nah Brauer anıa DM Seite 149. n. foig. den evangeli⸗ 
hen Standes perpen das Vatropnatrecht abſprechen, wenn fie es nicht bloe 


nid geiſtliche Lehnſchaft bisher exerzirt haben, fo entsicht man ihnen ſeiget 
Recht, das doch unbedingt zugeſtanden iſt, ganz. 


at) Gönner am ä. D: Seite 422. unbade.: 


en 2 r : 
t u... Br } ı 24 Fe ® 
; . 
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40. 
Reſtitution des derzohe von Sachſen⸗ arburg⸗ 
Saatfeld. 


% 





Verglichen mit Heft 4 S. 147. und Artiket id, des ruſſü i⸗ 
ſchen Friedens. 


s 


12 


Die herzogliche | Regierung zu Koburg hat unterm —2* 


Julius folgendes bekannt gemacht: 


26s iſt uns der Befehl. offiziell mitgetheilt worden, 
welchen Se. kaiſerliche Majeſtät der Kaiſer von Frankreich, 
König von Italien, unter dem ıten Julius an den hieſigen 


Kommandanten, Herrn Parigot, nachfolgend erlaffen | 


haben.« | 
| .  £itfie, den, 1. Juli 1807. 
Anderen Adjutant: Kommandant Parigöt, 


Tandes s Kommandanten von Sachſen⸗ 


Koburg. 
Auf Befehl des Kaiſers haben Sie, mein Seit, ſogleich 


nach Empfang des Gegenwärtigen den Herzog von Sachſen⸗ 


Koburg in ſeine Staaten wieder einzuſetzen. 


Sie werden den Sequeſter Aufheben, der auf feine Gue 


ter,. oder fein Eigenthum, oder auf das feiner Unterthanen 
gelegt fenn könnte. Veranlaſſen Sie den Intendanten , den 
Platzkommandanten und jeden andern Civil: oder Militair⸗ 
beamten, ihre bisherigen Funktionen im ſächſiſch⸗Koburgi⸗ 


ſchen Gebiete niederzulegen. Der Wille des Kaiſers iſt, daß 
dieſer Fürſt in den vollſtändigen und gänzlichen Beſitz ſeiner 


Staaten wieder eintrete und für die Zukunft als ein Sou⸗ 


— 
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2) Die Kriminalgewalt, 
das Recht, durch Strafen Verbrechen zu verhindern, weichen 
die den bisherigen Reichsſtänden belafiene peinliche Serichtsbar: 
feit ( jJurisdiction en matiere criminelle ) untergeorb: 
net iſt. 

3) Die Poligeigewalt (droit de haute police), 
das Recht zur Erjaltung der öffentlichen Sicherheit dei 
Staats und Entfernung alles defien, was ſolche beeinträdtis 
«en kann, die zweckdienlichen Mittel anzuwenden und einzu 
ſchlagen. 

Wenn dieſe als hohe Polizei das Wohl des ganzen 
Staates und Landes zum Ziele hat, fo beſchränkt fich die 
den Srandesherren verbleibende niedere Polizei auf bie nit 
iiber ihr Gebiet fi aucdehnenden Lokaleinrichtungen und 

Auſtalten *). 
4) Die Mititeirgematt (droit de Conscription 
militaire ou de recrutement), 

das Recht, eine bewaffnete Macht zu Behauptung der Gelb 
ſtändigkeit des Staats und deſſen Sicherſtellung gegen frei 
de Anfälle zu unterhalten , und in dieſer Abficht Das Recht 
der Konfkription und Aushebung dienſtfähiger Mannfchaft, 
Anlegung von Zeftungen u. dgl. Anfialten. 

5) Die Finanzgewalt, 
das Rede, das Staatsvermögen zu benubsen, und Veiträge 
der Unterthanen zu den Staatsbebürfniffen u” beftinmen 
und zu erheben (droit dimpöt). 





“u 





In } 
& 


Basten, Karlörube 1807. Seite 723.), als die vormaligen Berkältniffe dent 
fter Furſten unter fzanzöfifker Couvrrainitat im Sinne gehabt haben, fo 
wWaren Doch deutſche Geſchäſtsmänner zur Eeite, die ohne Sweifel Anlatß 
m einer übers Defimmung würden gegeben haben. 


*), Man vergleihe Braner am a. O. Eeite 162. n. folg. Leberhanpt 
Dürfen dieſe Beiträge su einem allgemeinen Staatsrechte der rheinifchen 
DBundeskaaten von Niemauden ungelefen bleiben, der nur Intereſſe für die 
Wiſſenſchaft uud Sache bat. 


_ 
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Es ſind dieſe Steuern: 
a) direkte, 
ordentliche oder außerordentliche nach beſtimmtem Maasſtabe 


angeſetzte und ausgeſchriebene; 


by) indirekte, 

aa) Konſumtionsſteuern. 
Hierzu eignen ſich jedoch nicht diejenigen Acciſen, wel⸗ 
che eine urſprünglich ſtädtiſche und gutsherrliche Abgabe, be⸗ 


ſonders vom Getraide (Umgeld, Maaspfennig, Ohmgeld), 


und theils Gewerbsrekognitionen, theils von der Schentge⸗ 
rechtigkeit herrührig ſind *). 
PL) Impoſten auf Artikel des Luxus; 


\ 


cc) die nicht auf Staatswircthfchaft, fondern einen siof . 


fen Finanzzwed berechneten Yuflagen für ein: und auszufühs 
rende Waaren. 

"6 Staatswürthſchaftsgewalt, | 
das Recht, die Wohlfahrt des Staats durch den Wehlſtand 
der Individnen zu befördern, und die dahin abzwechenden 
Anſtaften und Einrichtungen zu treffen. 

SDier beſchäftigt ſich mit der Sorge für die Landespro⸗ 
dukte, Lands und Forſtwirthſchaft, Bergbau, Handel, Go⸗ 
werbe, und. Manufakturen, Straßenbau, Sarah, Poſt⸗ 


weſen, Zoll, Münze ꝛc. PH). 


— 


Wo einzelne Gefktle, als pekunläre Mutzbarkeiten, in 


der. ‚Sand des Standesheren verbleiben ; ſteht doch die Obers 
anffiht, Geſetzgebung und höchſte vollziehende - Gewalt dat; 
über dem Souverain zu, dem dadurch fo wenig ale durch 
auffehende, ansrönende und vollziehende Handlungen jenes 
an den Dberhoheitsrechten etwas benommen wird. 

7. Kirchengewalt, 
das jus circa sacra majestaticum , das Recht, eine Kir⸗ 








BDrauer am a. O. Seite 158. n- folg. 
. ") Gönner deutfhes Staatsrecht 1804. Seit 607. u. folg. 
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he im Staate aufzunehmen, und Oberaufſicht und Schuß 
“fiber folhe auszuüben. 

Die von der proteftantifhen kirchlichen Geſellſchaft über: 
tragenen Kollegial: oder Episkopal⸗Rechte und was dazu ge 
rechnet wird, geiftlihe Gerichtsbarkeit, Pfarrſatz oder Par 
tronatreht *) n. dgl. bleiben dem bisherigen Neichsftande, 
jenem juri circa sacra, ber höcften Kirchengeiwals dei 
Souverains jedoch untergeordnet. | 

Sp verſchieden die Gegenſtände find‘, worin dieſe aufı 
gezählten Staarsgtwalten die Staatswehlfahrt bezwecken, fo 
ſtimmen doc, alle in der Art ihrer Wirkſamkeit überein, in: 
dem fich folche nicht anders, als in oberauffehender,, gefehge 
bender und ‚voligiehenper Gewalt Außern Tann, 


n. Nach den auswärtigen Verhältnifſen. 


Hier zeige die höchſte Staatẽgewalt ihre Wirkſamkeit 
in repräfentativen.**) .und vollgiehenden Handlungen, indem 
der Souverain im Namen des Staats mit andern Staaten 
handelt, Sefandte annimmt und abfendet, Bündniſſe fchlieht, 
und dag Mecht des Friedens und Kriege nad Maasgabe der 
Noderationtatie (Art, 56 bie 38.) ausübt. 

*) Wil man nah Braner ama DM Seite 149. n. folg. den evangelie 
(pen Standesperren das Panpnatrecht abſprechen, wenn fie es nit, bio? 


als geiftliche Lehnſchaft bisher ererzire haben, fo entsicht man ihnen ſolchet. 
Hecht, das doch unbedingt zugeſtanden iſt, ganz. 


“) Gönner am d. O. Seite 422. und 444. 
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40. 
eſntutin des Herzoe von Sachſen⸗ aoburg⸗ 
| Saalfeld. 





Veeglihen mit Heft 4. G. 4. und Artikel 12, des ruſſü i⸗ | 


fen Friedens. 


Tasse 


De herzogliche Regierung zu Koburg hat unterm agten 


Julius folgendes bekannt gemacht: 
26s iſt uns der Vefehl offiziell mitgetheilt worden, 


welchen Se. kaiſerliche Majeſtät der Kaiſer von Frankreich, 


König von Stalien, unter dem ıten Julius an den hiefi igen 


Kommandanten , Herrn Parigot ‚ nachfolgend erlaffen 


haben.« 
| dilſit, ben t. Juli 18or. 
An Herrn Adjutant-Kommandant Parigbt, 


Landes s Kommandanten von Sachſen⸗ 


Koburg. 
Auf Befehl des Kaiſers haben Sie, mein Herr, ſogleich 


nach Empfang des Gegenwärtigen den Herzog von Sachſen⸗ 


Koburg in ſeine Staaten wieder einzuſetzen. 


Sie werden den Sequeſter aufheben, der auf feine Ge 


ter, oder fein Eigenthum, oder auf das feiner Unterthanen 
gelegt fenn könnte. Veranlaſſen Sie den Intendanten, den 
Platzkommandanten und jeden andern Civil- oder Militair⸗ 
Beamten, ihre bisherigen Funktionen im ſächſiſch⸗Koburgi⸗ 
ſchen Gebiete niederzulegen. Der Wille des Kaiſers iſt, daß 
dieſer Fürſt in den vollſtändigen und gänzlichen Beſitz ſeiner 
Staaten wieder eintrete And für die Zukunft als ein Sons 


— 


' * 
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verain betrachtet werde, für weichen der Sale ein beſonde⸗ 
res Intereſſe best. 
Unterz. Der Fürſt von Neufchatel, Major; General, 
Marfhad Alerander Berthier. 


»Diefer höchfte Befehl wurde hierauf von der ehemaligen 
2. k. franz. Kommandantenfchaft nad) feinem Inhalt vollzo 
gen und der Beſchlag auf dag hieſige Land mit allen feinen 
Wirkungen fürmlich aufgehoben. Wir eilen diefes frohe Er: 
eignif zur Kenntni des ganzen Landes zu bringen, mit der 
Verſicherung, daß Se. herzogl. Durchlaucht den Antritt 
Höchſtdero Regierung bereits durch Wevollmächtigte haben 
bewirken faffen, und daß Ihre perfönliche Ankunft in den 
nächften Tagen ftatt haben wird. Zu gleicher Zeit meifen 
wir alle öffentliche. Behörden an, den nach den Hergogliden 
Geſchäftsinſtruktionen voygeſchriebenen Geſchäftsgang wieder: 

um einzubalten.« — 


Zwölfter Artitel des Franzsfiſq : euffifgen ' 
Sriedensnertrags. 


Leurs Altesses Serenissimes les ducs de Saxr- 
CoBouRG, d’Oldenbourg et de Mecklenbourg - Schwe- | 
rin seront remis chacun dans la pleine et paisible 
possession de ses Etats. 





2 
Aktenſtück den Beitritt der deutfchen Fürftenhäufer 


- Anhalt, Schwarzburg , Lippe ‚ Reuß und 
Walde zum rheinifchen Bundt betreffend, 


7] 





| Mi haben : bereits im fiebenten Hefte die Acceffionsaften 
zum rheinifchen Bunde der Fürften von Schwarzburg und 
Waldeck geliefert ; waren aber noch nicht fo glücklich, jene 
‚von Anhalt, Lippe und Reuß zu erhalten. Vermuthlich fi find . - 
fie von gleihem Inhalte wie jene ‚beiden, und nur das 
Truppenkontingent iſt verfchteden. Inzwiſchen ift ung nach⸗ 
“ folgendes Schreiben des franzöſiſchen Minifters der auswärs 
| tigen Berhäleniffe, 3 Ihro Durchlaucht des Heren Fürſten von 
Benevent, an den Herrn Baron von Gagern, herzoglich und 
fürſtlich Naſſauiſchen Staatsminiſter, mitgetheilt worden, 
welche außer andern Umſtänden auch die Stärke der Kontin⸗ 
gente enthält. Wir glauben daher unſern Leſern mit diefem, 
hier‘ zum erſtenmale abgedruckten Schreiben ein angenehmes | 
| Geſchenk zu machen. 





Monsieur le Baron 


J’ai rendu compte à Sa Majesté l'Empereur et Roi de 
la demande , que L. L. A. A. S. S. les princes des 
‚maisons d’Anhalt, de Waldeck, de Schwarzbourg, de 
la Lippe et de Reufs on fait ou renouvelle par l’or- \ 
gane de Votre Excellence d’ötre admis dans la Con- 
federation du: Rhbin. Sa Majeste a bien voulu me | 
faire connaitre, qu’elle consentait a leur admission,;; 
‚ainsi, quoique l’acte n'en puisse pas ötre dresse ac- 
'tuellement & cause de l'eloignement ou .se trouve Mr. 
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le Grand-Marechal Dvroc qui & recu des pouvoins . 
pour ces diverses conventions, le consentement mu- 
.tnel, qui en forme l’essence, &tant donné, il doit ätr® 
‚cons’dere comme fait et recevoir immediatement son 
execution par kenvoi des contingents que chacun des 
prinöcs admis aura a fournir suivant la proportion 
d’äpres laquelle les contingents des ting maisons du: 
cales de Saxe ont ete regles et qui est ä peu pres 
:de deux tiers d'un pour ceht ou d'un cent tinguan- 
‚tieme de la population totale. | 

La maison d’Anhalt devra donc fournir 800 hon- 
mes, les maisons de 'Schwarzbourg et de la Lippe 
chacune 650; la maison de Reufs 450 et le printe 
de Waldeck 400: 
| La repartition du kontingent de chaque maison 
entre ses diverses branches sera faite dans le rapport 
de leurs sujets respectifs; mais le commandement .oü 
la direction du contingent. des maisons divisdes pn 
plüsieures branches devront appartenir provisoirement 
et jus qu a des stipulations ülterieures au chef de la 
branche ainee, 0 

Sa Majeste ä charge Mr. le General CtaneE an 
quel j'ecrits ä cet effet de presser la levee et le de- 
pärt des contingents , te qui le mettra dans le cas de 
eorrespondre avec ‚les divers pringes ;, qui doirvent 
les fournir. | 

Veuilles Mr. informer de: tout ce, Yue j'ai I’hop- 
‚neur de Vous imarquer , les princes de Waldeck, 
d’Anhalt, de la Lippe et de Reuls. J'écris moi-m&äme 
ä Mr: le Baron de Kerteıuopt, Envoye des printes 
de Schwar zbourg. 

J’ai aussı l’honneur d’inviter Votre Excellence 4 
coniribuer 'sutant,. quwil peut-Etwe en elle ä te, que 
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les contingents soient mis en état de marcher le plu- 
töt ‚possible, et. je la prie de recevoir les. assurances 
de ma haute consideration. Ä 

- Varsovie le 3ı. Mars 1807. 
Signeé, Cu. Mau. TaLigrranny 
. prince de Benevent. 
[4 
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Berichtigung einer Stelle in Nr. 17. des ſiebenten 
Hefts; das Fürſtenthum Waldeck betreffend. 





Die im fiebenten Hefte &. 161. gegebene Nachticht, daß 
feit dem Jahre 1458 die Grafichaft Waldeck ein Lehen des 
Heſſen-⸗Caſſelſchen Hauſes fen, „erfodert eine Berichtigung. - 
Der Lehensauftrag der Grafſchaft und des Fürſtenthums | 
Walde. geſchah 14358 an Landgraf Ludwig dem Friedfertis .. 
gen, welcher damals als einzig am Leben feyender Landäraf 
von Heſſen das ganze Fürſtenthum im Beſitze hatte, Es 
exiſtirte daher damals feine befondere Heften Laffelfche Linie, 
folglich konnte auch der Lehensauftrag an eine Caſſelſche Linie 
mit Ausſchluß der andern nicht geſchehen. 

Der zwiſchen Landgraf Wilhelm dem Vierten und Land⸗ 
graf Ludwig dom Aeltern am Spgten April 1667 über ver⸗ 
ſchiedene Gegenſtände errichtete Vertrag enthält $. 1;3 

»So viel die Grafſchaft Waldeck anlangt, dieweil unter 
unſern löblichen Voreltern allwege der elteſtregierende Fürſt 
dieſelbige Grafſchaft gelawen hat; ſo— ſoll es nochmals ii 
ſolchem Brauch und Herkommen bleiben.« 
ag. 
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Und ber zwiſchen Heſſen-Caſſel und Heſen / Darmptabt 
1648 aufgerichtete Vertrag ſagt beſtimmt: 

»Daß die Waldeckiſche Belehnung auf begebende Säle 
jedesmal von dem älteſten Fürften zu Heſſen, ſowohl Heſſen⸗ 
Caſſelſcher als Darmftädtifher Linie nomine communi 
gefhehen, und dafern es inskinftige zur Apertur kommt, 
ſolche Grafſchaft in zwei gleiche Theile gefeget und halb der 
Heflen:Caffelifhen und die andere Häfte dev Heilen: Darm 
ſtädtiſchen Linie zufallen ſoll.« 

Esron Elem; jur. publ. hass. S. 168, 

Hieraus ergibt fih ganz deutlich, daß die Graffchaft 
Waldeck kein privatives Heften: Caffelifches, fondern ein Ge 
fanimtfehen der Großherzoglich und Kurheſſiſchen Käufer fer. 
Im allegirten Artikel 15. $. 14. des Weftphältfcheu Friedens ' 
iſt kein Wort von einer Belehnung zu finden; fondern er 
enthält nur die Beftätigung des am ııten April 163. pwi⸗ 
ſchen Heffen :Cajfel und Waldeck errichteten und von Herrn 
Landgraf Georg dem Zweiten , den ı4ten April 1648. rati⸗ 
fizirten Vertrags. — — 

Zur Zeit des Waldeckiſchen behenauftrage an Heſſen war 
allerdings die Theilung der Heſſiſchen Lande, die erſt unter 
Landgraf Philipp dem Großmüthigen erfolgte, noch nicht ge: 
ſchehen. Nah Wenks heſſiſcher Landesgefchichte. Th. II. 
Abth. 2. ©. 1045 — 1052, gefchah der Lehenauftrag am 
 Qıten Dftober 1788. Nah Philippe des Großmüthigen 
Tode wurde bie Belehnung der Grafen von Waldeck durh 
verfchiedene Verträge der Caſſeliſchen Linie überlaſſen; "aber 
der Hauptvertrag von 1648 behielt ſie dem jedesmaligen, 
den Jahren, nicht der Regierung nach älteſten regierenden 
Landgraf aus beiden fü ürftlichen Linten unter der Einfchräns 
tung vor, daß fie in gemeinfchaftlihen Namen gefchehe, und 
auf. den Fall der Lehnseröffnung war eine gleiche Theilung 
der Graffchaft verabredet. Diefer Vertrag‘ iſt auch im Weſt⸗ 
phäliſchen Beiedenstaftrument, Osnabrug. Art. 15. 6. 14. 


0 
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Monaster. art. VII. $. 5x 9. beſtätigt worden. Pütters 
Geiſt des Weſtph. Friedens &. 265. 

Als in der Zeitfolge König Sriedrich von Säween: als 
- Landgraf von Heſſen-Caſſel am 4ten Julius 1740 privativ 
für die Caſſeliſche Linie die Anmwartfchaft auf die Waldeckiſchen. 
Lehen (oder vielmehr das ganze Land) erhielt, Heſſen⸗ Darm⸗ 
ſtadt ſich aber durch diefen Vorgang mit Recht in ſeinen Ge⸗ 
rechtſamen verletzt fand, behielt ſich letzteres deswegen am 
ıoten Jänner 1747 in einem nad) Caſſel erlaſſenen Schrei⸗ 
ben alle vechtliche Befugniſſe bevor. Went a. a. Orte, 
S. 1060. Ledderhofe feine Schriften Th. 5. S. 63. 


1 
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Gedanken. über das künftige Fundamental: Statut 


des rheinifchen Bundes. . . 





' 


Sm fechften Artikel der Konföderationgafte heißt es: 
Les &poques oü soit la diete, soit un des colle-: 


ges separ&ment devra s’assembler, le mode de leur, 


convocation,, les objets, qui devront &tre soumis & 


“leur deliberation, la maniere 4 de former les risolu- 


tions et de les faire esecuter seront determinds. par 
un statut fondamental, que S. A. E. le prince Primat 
proposera dans un delai d’un mois pres la notifica- 


tion faite à Ratisbonne, et qui devra ätre approuye, 


par les Etats confederes. Le même statut Gxera de- 
finitivement le rang entre les membres du College 
“ des Princes. | 

Da nun Bis jegt Bine Fundamental; ⸗ Sialut, weit 


/ 
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ſeder wil bei 6A (ib loſchen, ober bie Gülfe far Gh au 
(paren; und ſo brem ber Exmaı Eienteh. Ggerf! die en 
politiſchen Egeians, der ichen io viel Hnsinf uber Dertiqh⸗ 
lend gebroche hat, mmfsc ein Ziel geirkt werden. 

ie fomme dieſes geichchen? Daderch, baf man dem 
ganen Beweise einen Marken Schlufſtein gab, daderch, 
dai. man ber Konfoderatioen die mienardhüdhe Einheit ver 
ſchaẽ:e, weiche nicht nur Kraft genug hatte, zu jdaten, 
ſondern and, Ale ın gemeinſemer Hñlfe zu zwineen. De 
durch entſtand aus den hetersgeuen Theilen der Konfütere 
- sion ein harmeniihes Ganze. Der Titel Protektor dradt 
dieſe Eigenſchaft vollfommen aus. 


Wer ik Protefior? Wer fol es fünftig ſeyn? Weiche 
(nd feine Rechte und Berbindlichkeiten ? Die Konfüderaren 
fam überein: S. M. l’Empereur des Francais sera pro- 
clame Protecteur de la Confederation. Diefe Prells 
mation it zwar feierlich nicht feige ‚ aber der Preretter 
de facto anerkannt. 


In der jekigen Lage der politiichen Angelegenheiten En 
ropens, war niemand mehr zu dieſer Protektion geeigenfcdhaf: 
tet, als der Kaifer der Franzoſen. Preußen war, auch das 
mals ſchon, viel zu ſchwach, dieſe Protektion mit volle. 
Kraft fibernehmen zu können; Rußland, wenn auc feine 
andere Gründe eingetreten wären, zu entfernt, um fie ge 
währen zu können, und nur denkbar dann die Proteftion 
diefes Staats, wenn Preußen bei dem Bunde war. Deftreid 
iſt allerdings ein mächtiger Staat, und wer wird läugnen, 
daß auch diefer Schuß hie gewähren können ? aber gewiß 
nicht den Lräftigen, den Frankreich dermalen geben ann, be 
fonders , wenn man die geographifche Lage von Frankreich, 
Dentfchland und Deftreich beherzigt,, wenn man ermägt, daß 
Deftreich felbft aus heterogenen Theilen zufammengefegt if. 
Märe es alfo wirkiih auch nicht” von der Nothwendigkeit 


⸗ 


! 


Ds 


455 
geboten morden, ſo rieth es die Politif, Leiner andern 
Macht als Frankreich die Protektion aufzutragen. 
Aber iſt ſie dem jedesmaligen Regenten Frankreichs 
Übertragen, oder nur dem lebenden? . 
‚Die Bundesatte druckt ſich hierüber nicht beſtimmt aus; 
denn der Art. 35, welcher bieher gezogen werden könnte, 
fagt nur: I y aura entre l’Empire frangais et entre 
les Etats confdderes du’ Rhin collectivement et 'sepa- 
röment une alliance .en vertu de Jaquelle toute 


_ guerre continentale ‚ que. l’une des parties contractan- 


tes aurait a soutenir, deviendra immediatement com- 
mune ä tous les autres. Ein ſolches Bündniß könnte nun . 
beftehen , ohne daß der. Souvergin von Frankreich zugleich 
das Amt und die Würde eines Protektors des Bundes hätte, 
Es iſt daher durchaus nothwendig, im Fundamentalftatut 
hierüber Etwas zu beftimmen. Soll künftig das Proteftos 


rat jedesmal von dem Wahl der verbiindeten deutfchen Sous 


vernine abhangen? Soll es für ewige Tage mit dem Staate 
von Frankreich fo verbunden feyn, daß das jedesmalige Obers 


: haupt der Franzofen zugleich der gebohrne Proteftor der 


rheiniſchen Konföderation fey ? — Was fiir Folgen Wahlreiche 


haben, lehrt die Gefchichte, lehren Pole und Deutſchland. 


Wenn letzteres nicht allen’ den Schreckniſſen ausgefegt war, 
Die jenes erfuhr; fo haben wir es wohl hauptſächlich dem 
Umſtande zu verdanken, daß die Deutſchen fo lang bei Eis 


‚ner Dynaſtie blieben. Und wer weiß es nicht, was endlich 


aus der ſchuͤtzenden Hand des Kaiſers durch eben dieſe Wahl, 


- barkeit wurde? Freilich mag es demüthigend fiir eine brave 
- Mation feyn, wenn fie dahin gefommen it, daß fie nicht 


Stärke genug bat, fich felbft gegen jede Gefahr von außen 
zu ſchützen, demüthigend, wenn fie nicht einen unter fich 


“ findet, welcher: diefen mächtigen Arm bat. Aber wenn ganz 


Deutfchland ſelbſt (ohne. die Öftreichifche und preußifche Staa: 
ten), nur Einem deutfchen Dberhaupte gehorchte: fo. würde 
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jeder will bei ſich ſelbſt löſchen, ober bie Hülfe für fich aufs 


ſparen; und fo brennt der Staat lichterloh. Gewiß! diejem 


politiſchen Egoismus, der fchon fo viel Unglüc über Deutſch⸗ 
fand gebracht hat, mußte ein Ziel geſetzt werden. 


. Wie Eonnte diefes gefchehen ? Dadurch , daß men. dem 


‚ganzen Gewölbe einen ſtarken Schlufftein gab, dadurd, 


daß man der Konfüderation die monarchifche Einheit ver: 
fhaffte, welche nicht nur Kraft genug hatte, zu fchüßen, 


‚fondern auch Alle zu gemeinfamer Hülfe zu zwingen. Do: 


durch entftand aus den heterogenen Theilen der Konfüdere 
tion ein harmonifches Ganze, De Titel Protektor drudt 


„ diefe Eigenſchaft vollkommen aus. 


Wer iſt Protektor? Wer ſoll es Künftig foyn? Welche 
find feine Rechte und Verbindlichkeiten ? Die Konföberarion 


-tam überein: S. M. 1’Empereur des Frangais sera pro- 


clam& Protecteur de. la Confederation. Diefe Prokla 
mation iR zwar feierlich nicht erfolge ,. aber der Protektor 
de facto anerkannt. er 

In der jegigen Lage der potitifchen Angelegenheiten Eus 
ropens, war niemand mehr zu diefer Protektion geeigenfchaf: 
tet, als der Kaiſer der Franzofen. Preußen war, auch das 
mats fchon , viel zu ſchwach, dieſe Protektion mit voller. 


‚Kraft übernehmen zu können; Rußland, wenn auch feine 
‚andere Gründe eingetreten wären, zu entfernt, um fie ge 


währen zn können, und nur denkbar dann die Proteftion 
diefes Staats, wenn Prenfen .bei dem Bunde war, Oeſtreich 
iſt allerdings ein mächtiger Staat, und mer wird läugnen, 


u daß auch diefer Schuß hürre gewähren fünnen ? aber gewiß 


nicht den kräftigen, den Frankreich dermalen geben fann, bes 
fonders , wenn man die geographifche Page von Franfreid, 
Deutſchland und Deftreich beherzigt, wenn man erwägt, daß 
Deftreich felbft aus heterogenen Theilen zufammengefest if. 
Wäre es alfo wirklich auch nicht von der Nothwendigkeit 
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geboten worden, fo rieth es die Politik, keiner andern 
Macht als Frankreich die Protektion aufzutragen. 
Aber iſt ſie dem jedesmaligen Regenten Frankreichs 
ubertragen, oder nur dem lebenden? Ä 
‚Die Bundesakte druckt fih hierüber nicht beftimmt Aus: 
denn der Ärt. 35, welcher hieher gezogen werden fünnte, 
fagt nur: I y aura ‘entre l’Empire frangais et entre 
les Etats confédérés du’ Ahin collectivement et 'sepa- 
rement une alliance en vertu de laquelle toute 
_ guerre continentale ‚ que l'une des parties contractan- 
tes aurait à soutenir, deviendra immediatement Com- 
mune ä tous les autres. Ein ſolches Bündniß könnte nun 
beſtehen, ohne daß der Souverqin von Frankreich augleich 
das Amt und die Würde eines Protektors des Bundes hätte. 
Es iſt daher durchaus nothwendig, im Fundamentalſtatut 
hierüber Etwas zu beſtimmen. Soll künftig das Protekto⸗ 
rat jedesmal von dem Wahl der verbündeten deutſchen Sou⸗ 
veraine abhangen? Soll es für ewige Tage mit dem Staate 
von Frankreich fo verbunden ſeyn, daß das jedesmalige Ober⸗ 
“haupt der Franzofen zugleich der gebohrne Proteftor der | 
rheiniſchen Konföderation ſey? — Mas fiir Folgen Wahlreiche 
“baden, ehrt, die Gefchichte, lehren Poleñ und Deutichland, 
Wenn letzteres nicht allen’ den Schreckniſſen ausgeſetzt wat, 
die jenes erfuhr; fo haben wir es wohl hauptſächlich dem 
Umftande zu verdanken, daß die Deutfchen fo lang bei Eis 
‚ner Dynaſtie blieben. Und wer weiß es nicht, was endlich 
aus der ſchuͤtzenden Hand des Kaifers durch eben diefe Wähl— 
barkeit wurde? Freilich mag es demüthigend für eine Brave " 
Nation feyn, wenn fie dahin gekommen ift, daß fie nicht 
Stärke genug hat, ſich felbft gegen jede Gefahr von außen 
zu ſchützen, demüthigend, wenn ſie nicht einen unter ſich 
findet, welcher dieſen mächtigen Arm hat. Aber wenn ganz 
Deutſchland ſelbſt (ohne die öſtreichiſche und preußiſche Staa⸗— 
ten), nur Einem deutſchen Oberhaupte gehorchte: fo würde 
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es, nach feiner geegzarküden ?!:e. vub de einmal bie Ar 
gelesen: Mr err nam Roochit Bahn gefemmen Ind, 
ws RR: jert Herr. zeemai ım Zienie fer ſich ohne frem: 
Ben Zoutz zn zen; es würm Kas vom guten Eillen 
ber Tirdsern abhangen. Anh it es wit der Preicktien 
etwas garı onders als mir der Dberherridaft. Jene bänst 
mehr sem Zraare. dieſe meir nor jedesmaiigen Negenten 
«5. Der DetaTer ſcheiat daher dermalcı fir die rheiniſde 
KeniOd:-arien am zutrãglickſten, ibr Schickſal am jenes von 
Frankreich zu knüpfen. Nur muß das Fandanrentelffetut 
ſorgen, daß die deutſche Natien nicht mit der franzöfiche 
zerhmolzen werde, ba wir unſere Sorache, uniere inne 
Berfaifung, unſere eigenthiimlihen Geſebe, Gebräuche un 
Gewohnheiten, unfere religioie und rolitiihe Freiheiten, un: 
fere jndiriduafitär behalten. Die Rechte und Verbindlich⸗ 
keiten des jedesmaligen Protektors mñſſen genau beſtimmt, 

auch im Fundamentalſtatut geſorgt werden, daß dem fünfti: 
gen Protektor jeder möglihe Mirbraudh unmöglich fen, da: 
mit nicht jene Dberherrfchaft entfiche, wehhe Napoleon 
fih durchaus nicht zueignen will *). 

Die Konföderationsafte zäͤhlt folgende Rechte: 

Art. ı2. Der Protektor ernennt nach dem Tode dei 
Fürſten Primas dein Nachfolger. Mach dem Geiſte der 
Konföderationsakte ift der Primas das Organ, durch wei 
des der Protektor mit dem Bunde als Gefamtheit ſpricht, 
durch welches dieſer, ebenfalls als Geſamtheit, mit dem Pro⸗ 
tektor Rückſprache nimmt. Die Wahl dieſes Organs fann 
feinem Theile gleichgüftig feyn. Ob, diefe Ernennung auf 
Derfonen deutfher Geburt, ob auf Beiftliche, auf Weltliche, 
ob auf gebohrne Fürften oder auch andere befchränte fen, 
davon fagt die Akte nichts, und doch ift wohl nothwendig, 


U) 








) G. deffen Schreiben an den Fürften Primas im zweiten ‚Hefte. 
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daß hierüber im FundamentalOtatut eine Seftimmung er⸗ 


folge zur Zufriedenheit beider Theile. 


Der Verfaſſer kann ſich nicht enthalten, hier anige 


Worte des deutſchen Tacitus abzuſchreiben: » Daß in allen 
» geſezlichen Verſammlungen eines Reichs, deſſen Revolutio⸗ 
»nen fiir Europa und für die Menſchheit eine entſcheidende 
» Wichtigkeit haben , drei geifkliche Fürſten die erſten Plätze 
» behaupten, geuget von dem richtigen Verſtand unjerer Vä⸗— 
. »ter.. Sie wollten, daß die Anfchläge der gewaltigen Her—⸗ 


»;0g9e durch bie gemäfiget würden, welche alles, was fie 


» find, blos durch Geſetze find; deren Ohr das Geräufch der 
» Waffen gegen die Eingehungen friedlicher vaterländiichen 
» Weisheit nicht betäubt habe; deren Auge nicht brauche, auf 
» Stammerben zu fehen, die im gedoppelten Intereſſe 'moras 
» liſcher und politiſcher Verhältniſſe, friedfamer Kirchen ; und 
»weltliher Fürſtenmacht, als Priefter des Allerhöchſten, 
- » Hirten des Volkes und Fürſten des Reichs mit vielfacherem 
2Nachdruck den freien Mund fir das Recht öffnen mügen.«* 

Das zweite. in der Bundesakte beftimmt- ausgefprodjene 
Recht des Protektors ſteht im. Artikel 36, nämlich rückſicht⸗ 


lich. des Anfangs eines Kriegs; »l’arınement ne sera eflec- ‘ 


»tue qu'en ronsequence d'une inyitation addressee 
»par.S, M. l’Enperenr et Rai a chachne der Puss- 
"»sances allides, » 

Diefes Recht hat der Kaiſer Napoleon beim Xnfange 


des Preußiſchen Krieges ausgeübt. S. No 24 im zweiten 


Gefte ©. 244. 
Ueber die Führung des Krieges ſelbſt, fo wie tiber Die 


Beendigung deffelben, hat die Bundesakte nichte beftimmt. 
Am lezten Kriege war die ganze bewaffnete Te ht des 
Rheiniſchen Bundes unter den Befehlen des franzöſiſchen 
Kaiſers; alle Kontingente zuſammen machten nicht ein eins 





en 


— — 








*, Darftelung.des Fürftenbundes. Feinsia 1787. ©. 320. 
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ziges Corps d’armee aus, fondern fie wurden größtentheils - 
getrennt, und ftanden theils unter dem unmittelbaren Befehle 
des Kaifers felbft, theils unter einem franzöfifhen Prinzen, 
theils unter franzöſiſchen Senerälen. Der Kaifer der Fran: 
zofen ſchloß zu Tilſit für fih Frieden mit Rußland umd 
Preußen, und ftipulirte fir den Pheinifchen Bund. Alles 
dag war, wer vermag es zu läugnen, höchſt nothwendig 
beim Entftchen des Staates , in feiner Kindheit, aber nun 
muß auch über die Art der Führung des Krieges und deſſen 
Beendigung das Fundamental-Statut klar und deutlich fpre 
hen. Alle Unbeftimmtheiten müſſen bei der Negeneration 
eines Volkes verfchiwinden, damit nicht im eintretenden 
Balle beim Schweigen des Geſetzes dem Geifte der Zwis 
tracht freier Spielraum gelafien werde. Ueber die Art und 
Beife und wodurch ein Bundesglied aufhöre, ein Glied der 
Konföderation zu feyn, fagt ebenfalls die Bundesakte nichts. 


Nur im fiebenten Artikel wird beſtimmt, daß fein Some: 


rain in den Dienften einer der Konfüderation fremden 
Macht ftehen dürfe, und wenn er darinn bleiben wolle, ge 
halten fen, fein Fürſtenthum einem feiner: Kinder zu über: 
tragen. Wie eine dahin gehörige Angelegenheit während - 
des Krieges entfhieden worden, davon baden wir im vierten 
Hefte ©. 147 ein Beifpiel geliefert. | 
Aber giebt es fonft feine Falle, wo ein Souverain auf⸗ 
hören könnte oder müßte, ein Glied der Konföderation zu 
ſeyn? Iſt es nicht räthlich, daß das Fundamental; Statut 
hier die genaueſten Beſtimmungen machte? Und ſollte nicht 
vorzüglich fir jede Gewalthätigkeit, für jede Friedensſtörung, 
für jede Verlegung der inneren Ruhe Erwas feftgefegt wer: 
den? Ne Sonveraine find auf gleiche Art interefire, daf 
‚ der Zweck des Bundes: innere Ruhe, erreicht werde, Ein 
| eben fo Hohes Intereſſe haben alle verbündeten Souveraing, 
den Handlungen aller Glieder gegen fremde Mächte ein ges 
wiſſes Ziel zu ſetzen, da ſenſt durch Ehrgeiz oder Leiden: ' 
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fchaften die Sicqherheit gegen außen gefährdet und alle Glie— 


der leicht in verderbliche ‘Kriege verwickelt werden könnten. 


. Eine nody nähere Beffimmüng verlangt auch der, Art. 
39, wo es heißt: »les hautes parties contractantes se 
_»reservent d’admettre par. la suite dans la nourvelle 
»confederation d’autres princes et Etats d’Allemagne 
»qu'il’sera trouv& de l’inter&t‘commun d'y admettre. « 
Sn der Erklärung verfchiedener -Souveraine am erften 
Auguft beim Reichstage hieß es: »Daß dieſe Foflbare Ruhe 
» der Hauptzweck des Rheiniſchen Bundes iſt, davon finden 
» die bisherigen Reichsmitſtände der Souveraine, in deren 
»Namen die gegenwärtige Erklärung gefchieht, den deutli⸗ 
schen Beweis darinn, daß. jedem unter ihnen, deſſen Lage 
»ihm eine Theitnahme daran erwünſchlich machen kann, der 
2 Beitritt zu demfeiben offen gelaſſen iſt ·. | 
Aber‘ der. modus recipiendi ift nicht beftfmmt, und 
konnte, da der Bundestag noch nicht zuſammen gekommen, 
nicht beſtimmt werden. Alle Beitrittsakten ſind bis hieher 
vom Kaiſer der Franzoſen abgeſchloſſen worden, und es 
ſcheint daß die übrigen Souveraine daran keinen Theil 
hatten. Nun nach hergeſtellter Ruhe wird nothwendig, auch 
hierüber im Fundamental⸗ Statut beſtimmte Vorſchriften zu 
machen. 
Won Verbindlichkeiten des Protektors leſen wir in der 
Konfbderationsakte nur die einzige, daß er nämlich im Falle 
eines Krieges der Konföderation mit 200000 Mann beiſte⸗ 
hen oder » das Gebiet des ganzen Bundes gegen auswärtige 
Truppen fihern« (*) folle und werde. Daß aber der Pros 
tektor auch Die Verbindlichkeit iibernommen habe, das Gebiet - 
eines jeden der verbündeten Souveraine gegen die Angriffe 
der übrigen Konföderivten zu befihligen, fagt der Protektor 
ſelbſt in dem Schreiben an den Fürſten Primas. Cr) 


*f. Sefta. ©. 241. 
*+)f, Heft 2. ©, 241. u. f. 
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Uebrigens find auch bie Formen der Kommunikationen 
des Protektors mit den in einem Kongreffe zu Frankfurt 
verfammelten Souverains noch nicht beſtimmt. Da der 
Bundestag noch nicht eröffnet war, wählte derſelbe den Fürſt 
Primas zur Bekanntmachung ſeiner Geſi innungen. *) Beim 
Vundestage ſelbſt iſt von ihm ein Geſandter akkreditirt. Die 
einzelnen Souveraine ſchicken Geſandte zum Kaiſer der 
Franzoſen. Wird nicht der Bund in Geſamtheit einen In— 
terpreten ſeiner Geſamtangelegenheiten, Wünſou. |. w. 
anftellen ? r 

Ferner: Es kömmt doch wohl immer darauf viel an, 
wie eine- Sache dem Protektor vorgetragen wird. Sollte 
da nicht räthlich feyn, daß ein deutſcher Mahn — wir win: 
fchen ver vedlichfte, biederfte, deutiche Patriot — als Bun 
desreferendair, Staatsrath, Minifter, oder wie man ihn 
nennen mag, dem Protektor Die Angelegenheiten der Ge 
famtheit vortrage? Werden wir nicht: ſchon dadurch einen 
großen Theil unferer nazionellen Individualität erhalten? 

Man ſieht, dar bei den DVerhältnifien des Protektors _ 
zum Bunde und umgekehrt noch vieles näher zu beftimmen 
tft, und dag follte doch wohl alles im Sunbamental-Statatr 
gefchehen. .. 

lleber die Rechte, Verbindlichkeiten und Verhältniſſe des 
Fiürſten Primas findet man in der Bundesakt⸗e Folgendes 
.befiimmtt 

Er wird ernannt vom Protektor (Art, 10); Er führt. 
den Titel Altesse Eminentissime, **) oder »le titre. de 


*%, 8. dad Schreiben Seht 3. S. 240. 

“) Man iſt über den dentſchen Titel noch nicht einig. Man giebt m 
Durchlauchtigſte Hoheit, Hochmürdigfte Hoheit. Der Für Primas felbft läßt 
fi von feinen Intergebenen Shro Hoheit ahne weitern Zuſaz nennen. Zuch 
die vormaligen Kurfürften von Mainz biegen Eminentissimus Elector. 
An Anreden hiefen fie gnädigſter Kurfürſt, Em. Kurfürftlihe Gnaden. Das: 
Hochwürdigſt wurde immer nur dem m Eribiſchegte vorgefeht, wie auch jejt nor 
- aefgpiehr. 
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de Prince Primat n'emporte avec lui aucune préro- 


‚gative contraire à la plénitude de la souverainete, 
dont chacun des confederes doit jouir Art. 4) « 


Alfo Primas inter pares? %m Almanac imperial von, 
1807 ffeht unter. der Rubrit Confederation du Rhin der 
Fürſt Primas oben an. Auf ihn folgen die verbündeten 


Souveraine nach. den Üenennungen in der Konfödera. - 


tionsafte. 


Der Füeſt Primas führt das Präſidium in der Bun⸗ | 
desverſammlung, und, wenn fie fih in 2 Kollegien theift, - 
im Kollegium . der Könige (Art. 10). Aber. was für cine, 


Beſchaffenheit Hat ed mit diefem Präſidium? Die nämliche 


wie mit dem Reichserzkanzler? Welche find feine Verhäftr- 


niffe gegen den Protektor? Welche Pflichten hat er bei Dem 


Bundestage und aufer demſelben? Alle diefe Fragen müſſen 


nothwendig beantwortet, und die Enticheidung dem Sundas 
mental:Statut einverleibt werden. 

Die Verhättniffe der einzelnen Souveraine gegen den 
Protektor und den Bund find. ebenfalls noch nicht ganz in 
dee Bundesakte entwickelt, und verdienen allerdinge in dem 


Fundamental⸗-Statut eine, genaue Beſtimmung. Belonders 


ift wohl nochwendig das Verhalten derfelben gegen, dem 


Bunde und der Allianz fremde, Mächte. um fo mehr zu . 


“ordnen, als dem ganzen Bunde wegen des verfprochenen 
. Beiftandes das Berragen derjelden nicht gleichgültig ſeyn 
kann. 

ie die Bundesverſammlung befchaffen ſeyn müſſe, da⸗ 
von ſagt die Bundesafte ſelbſt verſchiedenes, oder ſie ſagt 
ausdrücklich (Art. 11), was deshalb noch im Fundamental⸗ 
Artikel beſtimmt werden ſoll. 
Von den Verhältniſſen dee Bundes in Geſamtheit ge⸗ 
gen andere Staaten ſagt die Konföderation nichts. Und aus 
verſchiedenen Aeußerungen (z. B. Heft 1. S. 148) ſcheint 


Sn 


eg, daß die Konföderation als ein Staat in Hinſicht frem⸗ 


\ 
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ber Mächte gar nicht auftreten fole. -Aber hat die Konfd: 
beration felbft gegen fremde Staaten feine gemeinfchaftlichen 
Intereſſen zu wahren? Oder iſt jeder einzelne Souverain fo 
ftard, daß er bei auswärtigen Verhandlungen der Unterflüg 
jung der Geſamtheit nicht bedürfte? Kann nicht durch bie 
Repräientation des Ganzen mancher Gefahr' von außen vor: 
gebeugt werden? Und weiters: werden wir Deutfche nicht 
am Ende alle Nazionalität verlieren, wenn mir blos-ifolirte 
Reiche und Staaten, nicht eine deutfche Konfüderation, nicht 
- einen Zentralpunkt haben? Noch mehrere dergleichen Fragen 
ftoßen auf, und wer mag dem Deutſchen den Wunfch vers 
argen, daß wir nie aufhören mögten, Deutfche zu 
feyn? 

Ueber bie Nothwendigkeit, über den Nutzen eines ober⸗ 
ſten Bundesgerichts haben wir uns ſchon erklärt. Wir bezie⸗ 
hen uns deshalb auf die Abhandlungen im ſechſten und ſie⸗ 
benten Hefte. Natürlich müßte ein ſolches Gericht noch weit 
nähere Beſtimmungen erhalten; worüber wir uns in der 
Folge noch weiter erklären werden. | 
| Die Sefeßgebung gehört weſentlich zur Souverainität; 

aber es ſchadet doch eben derſelben gewiß nicht, wenn zwie 
ſchen den Souverains verſchiedene Verabredungen getroffen 
werden über Anordnungen und Geſetze, welche für den gan 
zen Bund gelten folen. Wären gleihe Münze, Maas und . 
Gewicht, unbeſchränkte Handelsfreiheit zwifchen den rheini⸗ 
ſchen Staaten, vielleicht allgemeine Aufhebung aller Zölle zu 
Waſſer und Land im Innern der Staaten nicht wünſchens⸗ 
. werthe Dinge ? Doch da kömmt alles darauf an, ob die 
theinifche Konföderation fih ale einen Staat, oder blos 
als eine Konföderation mehrerer Staaten anfehen wird , Die. 
‚kein anderes Band als das der gemeinfchafrlichen Vertheidigung 
bindet. Miet einem Worte, es fümmt darauf an, ob wir 
Deutſche einander noch fremder werden follen, als wir es 
ſeither waren. Man denfe an das alte Griechenland, und, 


» 
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was uns näher liegt, an Deutſchland, was es in den letzten 
Zeiten war. Wird der Bundesſtaat in der Geſammtheit kein 
Geld nöthig haben? Soll man mit Beiſchaffung deſſelben 
warten bis zur Zeit der Noth, wies beim weiland deutfchen: 
Reiche hergebracht war? Wer kennt nicht die Folgen? Wird 
es alſo nicht räthlicher ſeyn, gleich anfangs bei der Entſte⸗ 
hung dafür fir alle Zeiten zu ſorgen? 

Bei der Militairverfaſſung iſt wohl durchaus nothwen⸗ 
dig, zu beſtimmen, wie viel Truppen jeder Souverain auch) 
in Friedenszeiten zu halten habe. Das erfordert die gemeine 
Sicherheit, damit es nicht mit dem simplo, ‚triplo und 
quatruplo gehe wie vormals, mo man Jahre lang warb 
und negoziirte, bis eine Reichsarmee zu Stande kam. Don 


‚der Militairverfaffung in Kriegszeiten haben wir v ſchon oben 


das Nöthige geſagt. 

In Anſehung der Religionsverfaſſung ſagt zwar die 
Konföderationsakte nichts. Da jedoch alle Reichsgeſetze aufs 
gehoben: find, fo find auch alle-in Beziehung der Religiongs 


verhätmiffe aufgehoben. Wir kennen nun die Grundfäße de - 


. Proteftors aus dem Vertrage mit den fachfifchen Käufern 
und den übrigen Fürſten, welche ſpäterhin dem Bunde bei⸗ 
getreten ſind. Daß die drei chriſtlichen Konfeſſtonen gleiche 
bürgerliche und politiſche Rechte im ganzen Umfange ˖ der 
Konföderation- genießen follen , unterliegt wohl keinem Zwei⸗ 
fel ; aber zur Beruhigung fo mancher, welche eben diefe 
Stipulatioh für die katholiſche Konfeſſion in den beſondern | 
Verträgen, weil in anderh, 5. B. dem Würzburger, für die 
‚andern Konfeflionen nichts ſtipulirt iſt, „beunruhigt, möchte 
es wohl räthlich feyn, im Fundamentalftatute diefes aus⸗ 
drücklich zum Srundgefeße fiir den ganzen Bund zu machen. 
Noch bleibt ein wichtiger Punkt zu erörtern übrig, namlich‘ 
das Verhältniß der Hierarchie ſowohl zum Souverain , ale 
zum römifhen Stuhle. Allerdings iſt nothwendig jur Bes 
rubigung der Gewiffen, zur Vermeidung aller Reibungen in 
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den einzelnen Staaten, zur Beſeitigung aler Unruhen feſte 
allgemeine Normen feſtzuſetzen. 

Wie ſoll es aber mit denjenigen gehalten werden, die 
ſich nicht zu den drei chriſtlichen Kirchen bekennen ? Wird 
das der Weisheit ind Willkühr der einzelnen Souveraine 
siberlaffen ? , 

Wenn man eine einzige Kaffe, jene der Juden, and 
nimmt , find die übrigen nicht zahlreich, und es iſt dabei 
wohl nichts in unfern Tagen zu befürchten, wenn nur als 
gemeiner Grundſatz eine volllommene Sewiffensfreiheit, die ' 
ohnehin kein Souverain praßtifh hindern kann, aufgeftell 
wird. Aber in Hinſicht der unglüclichen Juden wäre wohl 
nothwendig , gleihförmige Grundfäge im Zundamentalftatute 
felbft aufzunehmen. Wenn man allgemein feftjeßte, dag mm 
die Juden, fo viel wie nur immer möglih, vom Kleinham 
dei abziehen folle, daß man ihnen nicht nur erlaube, Ton 
dern fie auch anfeure, ſich Künſten, Wiſſenſchaften und 
Handwerken zu widmen, daß man ihnen geflatte, Grund 

und Baden, jedoch unter der Bedingung des Selbſtbaues zu 

faufen, daß man ein forgfältiges Auge auf ihre Erziehung 
babe , und daß man, mas wohl die Hauptfache iſt, ihre 
ganze politifche Korporation fprenge; fo würde man ihre 
Kinder zu birgerlichen Ehren, Rechten und. Würden bald 
fähig maden. Oder follen fie auf ewig verdammt ſeyn, in 
dem Stande der-Ekiedrigung zu’ leben? Wollen wir nie _ 
mals einen Anfang. zu ihrer bürgerlichen Verbeſſerung ma 
hen? Sie find Menfchen, die tief unter ihren Mitmenſchen 
im Allgemeinen und in vieler Nückficht ſtehen. Wir wollen 
anfangen, fie nad) und nach zu ung zu erheben ; aber eins 
mal muf der Anfang gemacht werden. Dies kann nur anf Ä 
obige Art geichehen. 

Nachdem wir die allgemeinen Verhältniſſe der Koufbdero 
tion erwogen haben, wollen wir nun in die beſonderen der 

einzelnen Souveraine ‚eingehen, Da eniftcht nun gleich die 
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Frage: Hat der Proteftor, Hat der Bund fih um die Hand⸗ 
tungen der Einzefnen zu befümmern ? Und wie ? ? Kat der 
einzelne Souverain volle unummundene Macht zu handeln " 
‚im ihm unterworfenen Staate , wie er will ? Oder giebts 
gewiſſe Vorſchriften, hat die Souverainität ihre Schranken? 
Welche? Und wer und was garantirt, daß ſie nie überſchrit⸗ 
ten werden? 

Les affaires intérieures de chagde etat ne nous 
regardent pas , fagt der Proteftor (Heft 2. ©. 243.) 
les princes de la Confederation du Rhin sont 
des souyerains, qui n'ont: point de . suzerains. 
Nous les avons reconnus comme tels. Les discus- 
sions qu'ils pourroient avoir avec leurs sujets ne peu- 
vent done &tre portees ä un tribunal Etranger. La 
Diete est le tribunal politique‘ conservateur de la paix 
entre ‚les differents souverains , qui composent la 
confederation. . 
Hiernach wollte ſich aljo ber Protektor, hiernach bürfre 
ſich der Bund um die innern Angelegenheiten nicht befiims 
mern? So wären wir, wir Deutfche ſeit unferer Entftehung 
als Volk fo eiferfüchtig auf Erhaltung einer freien Berfafs 
fung, hingegeben der Willkühr jedesmaliger Regenten ? Nichts 
“als. ihr guter Wille ficherte ung Leben, perfönliche Freiheit 
und Eigenthum? Zwar unſerm jetzigen Fürſten und Souve⸗ 
rain könnten wir ohne Bedenken dieſes Heiligthum des Mens 
ſchen vertrauen ; aber auch ohnbedingt allen Ihren Nach⸗ 

kommen? 
C(Comme nous ne voulons pas, fast‘ der Protektor 
Heft 2. S. 242., qu'on puisse nous attribuer le bien, 
. que les souverains font dans leurs etats, nous ne 
voulons pas non plus, qu’on nous impute les „MAUXx , 
" que la vicissitude des choses humaines peut y intro- 
duire. | 
Diefe vieissitude des choses humaines iſt es num 
Son 
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eben, die und wünſchen machen muß, daß wir eine fefte 
Verfaſſung erhalten‘, und daß dieſe durch Etwas ftarkes ga; 
rantirt werde, damit man den zweiten Zweck der Konföde— 
ration, Ruhe im Snnern, erreiche. Oder Kann diefer Zweck 
erreicht werden, wenn durch millführliche Herrſchaft Bürger 
und Unterthänen leiden, wenn fie durch Druck zum Murren 
gereizt, fremd dem Fürftenftamme werden, unter deffen Schat 
ten fie bisher fo fanft ruhten ? Das kann nicht in den Ba 
finnungen des Protektors, nicht in den Befinnungen der 
Souveraine liegen, daß freie Deutfche zu Sflaven, zu 
Maſchinen herabſinken. Laut hat durch Thaten und Worte 
ber Protektor bezeugt, daß das ganze Gebäude des Födera— 
tivſtaates auf individuelle Freiheit gegründet fey, die mit der 
freien Willkühr des Regenten hicht beftehen kann; durch 
Thaten, indem er Allen Reichen, die er befiegte, allen, denen 
er neue Regenten Hab, auch eine mehr oder-minder freie 
Verfaſſung nah dem Charakter uünd den Bedlirfnüffen ber 
Nation gab, oder geben ließ, felbft jenen gab, die bisher 
nur den Willen des Regenten zum Staatsgrundgeſetze hat⸗ 
ten; durch Worte, die er ſo oft vom Throne herab zu ſei⸗ 
nen und fremden Wölfen, und erſt vor kurzem zum gefehs 
gehenden Körper Sranfjeiche ſprach. Nur wir, wie Deut: 
fche allein, die wir eine Auf Freiheit gegriindere Verfaſſung 
Hatten, wir allein ſollten fo ſehr feinen Zorn gereizt haben, 
daß ei und preiß degeben der Laune und Willkühr ? Mor 
durch hatten wir ihn verdient, wodurch gereist diefen Zorn, 
ber uns zum unglücklichſten der Voͤlker Europens machen 
würde? Haben wir etwa.die Waffen gegen ihn ergriffen, 
Als er Mit feinen fieggemohnten Legionen an die Ufer der 
Donau, dess Inns, und in die Ebene von Mähren eilte, 
Eiropen allgemeine Ruhe zu verfihern? Haben wir fie nicht 
als unfere Brüder behandelt und bewircher ? Und unſere 
Souveraine? Haben wir ihnen nicht überall unfere herzlich 
fie Theilnahme an ihren Schickſalen durch unfer Gut und 
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Blut zu erkennen gegeben ? ? Welches Volk ift wohl willigen, 
den Wünfchen feiner Fürſten zuvorzukommen, als eben das 
deutfche? Welches Volk verdient mehr als das deutſche, daß 
ihm die köſtlichſten Güter des Menfchen garantitt werden? 

Es liegt nicht im Willen des Protektors, daß wir uns 
fere freie Verfaling verlieren follen, und überall ift laut der 
Wunfd der Souveraine ausgedrinft , daß es uns gut gehen. 
ſolle, was in einem Staate, wo nur Willkühr herrſcht, nicht 
möglich iſt, wenigſtens nicht auf die Dauer. Ste alle wif 
fen, daß ihr eigenes wahres. Wohl, ihr eigenes Intereſſe err 
fordere, der Souverainität Schranken zu fegen, durch 
Staatsgrundgeſetze, damit nie orientaliſcher Sultanismus, 
oder römiſcher Despotismus, oder das berüchtigte Zintelſche 
Staatsrecht Wurzel faffe, zwar ſchrecklich für jeden einzel⸗ 
nen Unterthan, aber noch weit ſchrecklicher und geſihrlicher 
für die herrſchende Dynaftie, die es ſtiftete. 

Es entftehen daher nochwendig folgende Fragen: 

1) Wer hat das Mecht, Swatogrundoeſebe zu ai 
werfen ? 

2) Was haben fie zum Segenflande? 


73) Wo fit die Garantie der ſichern Düstsung von © Sc 
ten des Souverainet. 


Unfere Zürften ink. and befchrünkten eeicheſtndenn an 
befchräntte Souveraine gewerden, blos beſchränke durch ger 
wiſſe Stipulattonen in der Bundevakte. Es ſteht ihnen alfe, . 
auch wohl ohne irgend einem Zweifel das Recht zu, Staats⸗ 
grundgeſetze, werde für fie and ihre Untergebenen verbindliche 
Kraft haben follen, zu ‚entwerfen und bekannt zu machen, 
wie auch wirklich ſchon in einigen Staaten, vorzüglich tem, 
Sroüpergogchum Baden gefchehen iſt. Aber iſt es nicht dem 
eigenen. Intereſſe Ihres Hauſes anzurathen, daß fie hier 
nicht blos ihren Willen, nicht blos die Meinung jener ver 
nehmen, die unmittelbaren Nutzen haben, HA zu jeder Ihrer 
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eben , die uns wünſchen machen muß, daß wir eine fefte 
Verfaffung erhalten, und daß diefe durch Etwas ftarkes: ga: 
rantirt werde, damit man den zweiten Zweck dei Konfods; 
ration, Ruhe im Innern, erreiche. Ober Tann diefer Zweck 
erreicht werden, wenn durch willkührliche Herrſchaft Bürger 
und Unterthanen leiden, wenn fie duch Drud zum Murren 
gereizt, fremd dem Fürftenflamme werden, unter defien Schat⸗ 
ten fie bisher fo ſanft ruhten ? Das kann nicht in den Ge— 
finnungen des Protektors, nicht in den Befinnungen der 
Sonveräine Liegen, daß freie Deutſche zu Sklaven, zu 
Mafchihen herabſinken. Laut hat ducch Thaten und Work 
der Protektor bezeugt, daB das ganze Gebäude des Foödera 
tioftaates auf individuelle Freiheit gegründet fey, die mit det 
freien Willkühr des Regenten hicht beftchen kann; durch 
Thaten, indem er Allen Reichen, die er beſiegte, allen, denen 
er nee Degenten gab, auch eine mehr ober_minder freie 
Verfaffung nach dem Charaktet und den Bedürfniſſen der 
Nation gab, oder geben ließ, ſelbſt jenen gab, die bisher 
nur den Willen des Regenten zum Staatsgrundgefege hats 
ten: durch Worte, bie er fo oft vom Throne herab zu ſei⸗ 
nen und fremden Volkern, und erſt vor kurzem zum gejek: 
gebenden Körper Sranfjeiche ſprach. Nur wir, wir Deue 
ſche Allein, die wir eine auf Freiheit gegründete Verfaſſung 
hatten, wir allein ſollten fo ſehr feinen Zorn gereizt haben, 
daß er ung preiß gegeben der Laune und Willkühr ? Wo⸗ 
burch hätten wie ihn verdient, wodurch gereist diefen Zorn, 
der uns zum unglücklichſten der Voͤlker Europens machen 
würde? Haben wir etwa die Waffen gegen ihn ergriffen, 
als er Mit feinen fieggemohnten Legionen an die Ufer der 
Donau , des Inns, und in die Ebene von Mähren eitte, 
Eiiropen allgemeine Ruhe zu verſi ichern? Haben wir ſie nicht 
als unſere Brüder behandelt und bewirthet? Und unſere 
Souveraine? Haben wir ihnen nicht Überall unſere herzlich 
ſte Theilnahme an ihren Schickſalen durch unſer Gut und 
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Blut zu erkennen gegeben ? Welches Volk ift wohl williger, 
den Wünfchen feiner Fürſten zuvorzulommen, als eben das 
deutſche? Welches Volt verdient mehr als das deutiche , daß 
ihm die köſtlichſten Güter des Menfchen garantirt werden? 
Es. liegt nicht im Willen des Protektors, daß wir uns 


fere freie Verfaming verlieren follen, und überall ift laut der 


Wunfd der Souveraine ausgedruckt, daß es ung gut gehen. 
ſolle, was in einem Staate, wo nur Willkühr herrſcht, nicht 
möglich iſt, wenigſtens nicht auf die Dauer. Ste alle wifs 


fen, daß ihr eigenes wahres. Wohl, ihr eigenes Intereſſe err 


fordere, der Somverainitkt Schranfen zu feßen, durch 
Staatsgrundgefebe , damit nie orientalifcher Sultanismus, 
oder römischer Despotismus, oder das berüchtigte Zinteliche: 
Staatsrecht Wurzel faffe, zwar ſchrecklich für-jeben einzel 
wen Untertdan, aber noch weit ſchrecklicher und geſührlicher 


fir die herefchende Dynaftie, die es ſtiftete. 


Es entſtehen daher nothwendig folgende Fragen: 


2) Wer hat das Recht, Staatsgrundgeſetze zu ein 
werfen ? 


2) Was haben fie zum Gegenſtande? 
3) Wo if die Garantie der fichern Befolgung von Sch 


ten des Souverains? 


Untere Zärften ſind ans beſchrnkten Beiihefinden m 


befchrankte Souveraine gewworden, los beſchvänkt durch ger 


_ wife Stipulationen in der Bundesakte. Es ficht ühnen alfa. 


auch wohl ohne irgend einen Zweifel das Not zu, Staats 


gteundgeſetze, welche für fie and ihre Untergebenen verbindliche 
"Kraft haben follen, zu ‚entwerfen und bekannt zu machen, 
wie auch wirklich ſchon in einigen Staaten, vorzüglich tem 


Groherogthum Baden geſchehen iſt. Aber iſt es nicht dem 


eigenen. Intereſſe Ihres Haufes anzurathen, daß fie hier 


nicht blos ihren Willen, nicht bios die Meinung jener vor 
nehmen, die unmittelbaren Nutzen haben, ſich zu jeder iheet 
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Heußerungen zu bequemen; ſondern daß fie die Stimme des 
Volkes hören, welches fie beherrfchen. 

„Frankreich hat feinen Senat conservateur, fein Corps 
legislatif, und fein Tribunat, der Großherzog von Berg 
vernimmt freundlich die Stimme alter Landftände ,. und 
fhaffe neue. Der Herzog von Sachſen / Roburgs Hildburg⸗ 
hauſen verfichert die Beibehaltung ber Landftände, in andern 
Staaten find fie nicht aufgehoben. Sind diefe weniger Sous 
verain, als jene, welche fie aufhoben? Es if Hier nicht bie 
Srage, wir haben es fchon in einem -unferer vorigen Hefte 
gefagt, was die Souveraine thun dürfen, fendern was 
räthlich if, zu thun. Wenn bie Souverainität nichts if 
als die höchſte Staatsgewalt, weiche den allgemeinen Willen, 
oder jenen der Mehrheit der Nation ausſpricht und ihn 
vollſtreckkt, — und das iſt fie gewiß — fo muß bem Auss 
fprecher und Vollſtrecker biefes Willens daran gelegen fepit, 
ihn zu kennen. Wie kann er es, ohne daß fein Volk veprü - 
ſentirt iſt, ohne Landftände. Die alte Iandftändifche Werfäf, 
fung war in manchen Ländern fehr fehlerhaft eingerichtet, 
hinderte hie und da aus Leidenfchaft und Eigenfinn manches 
Sure, Aber follen wir feinen Waizen ſäen, aus Furcht, 
daß auch Unkraut wachfe ? Können wir jenen nicht fichren? 
Können nicht die Tandftändifchen Werfaffungen den Bedürf- 
niſſen der Zelt angepaßt werden? Die politifchen Einrichtun 
gen in Frankreich haben: fehr Viel vortreffliches, und könnten 
in Heinen Staaten noch welt nüßlicher gemarht werben, 

Warum wollen wir hierin diefes Volk nicht nachahmen, . 
das wir in fo vielen Dingen uns zum Mufter nehmen? 
Der Souverain, welcher feinen Staat auf eine ähnliche Art 
regenerirt, würde der Wohlthäter- feines Volkes, deſſen Abs 
gott fen, und flatt von feiner Souverainität zu verlieren, 
würde fein Arm mächtiger und kraftvoller ſeyn, er wär: 
unterſtützt durch ‘alle Arme der Nation. 

. Wir enthalten uns-bier, die Linien einet wohlchkeigen 
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Repraſentation zu entwerfen. Die Intereſſen ber einander 
ſchon fremd gewordenen Völker ſind verſchieden, auch ihre 
Repräſentation kann nicht anders, als verſchieden in den 
einzelnen Staaten ſeyn. Genug, wenn im Sundamentals 
ftatut entfchleden und fefigefeßt ‚würde, daß kein deutfches 
Land blos der Willkühr des Herrſchers überlaſſen ſeyn folle. 
. Die Einrichtung ſelbſt können wir ohnbedenklich der Weiss 
heit anſerer Väter vertrauen. 

Was haben. die Staatsgrundgeſetze zum Gegenſtande? 

Die Bewohner der jetzigen ſouverainen Staaten theilen 
ſich in zwei Hauptklaſſen: 

a) in die Mediatiſirten und ihre uUnterthanen, und 

h) in die unmittelbaren Unterthanen des Souverains. 

Die Rechte der Mediatiſirten, die Pflichten der Souve⸗ 
raine gegen fie find in der Bundesakte beftimmt, die Gren⸗ 
zen. gezeichnet, ultra quos nemo- eas premere possit, | 
Ueber diefe Grenzen. hinaus dürfen die Souveraine nicht, 
ohne ein feterliches Verfprechen, das fie im Angeficht des 
ganzen Europa thaten, zu verleken, ohne ein More zu bres 
hen, das fie bei der Beſiznahme dem Protektor, dem gans 
zen Bunde und jedem einzeinen Mebiatifirten gaben. Aber 
man ift über den Sinn der Worte diefor Verheißungen, dig _ 
fer vorgeſchriebenen und verſprochenen Rechte und Pftichten 
nicht einig. Und eben darum iſt nothwendig, im Funda⸗ 
mental⸗Statute ſelbſt genau alle dieſe Grenzen zu beſtimmen, 
und hier etwas allgemeines feſtzuſetzen. Dies foiert die ins 
nere Ruhe, dies das Intereſſe der einzefnen ſouverainen 
‚, Staaten ſelbſt. Denn, wenn 3. DB. dey Souverain von A. 
- den verfnrochenen Rechten und Pflichten eine ſolche Ausdeh⸗ 
nung gäbe, daß die Mediatifirten müde des Druckes fich in 
jene Staaten’ wendeten, wo man fie glimpflicher und naich 
dem Geiſte der Konföberationsatte ‚behandelte, wer könrite 
das ihnen wehren, da es in der Konfüderationgakte ſelbſt gie⸗ 
ſtattet iſt! Aber wer Hätte dann den größten Schaden? Ge⸗ 


- 
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wiß nicht die Mebiatifiiten, fenbern der Staat, weicher fih 
mehr extaubse als er ſollte. Bluten. nicht noch jezt deutiche 


Staaten am Verluſte, den fie dur) Emigrationen erlitten? 


Für die Unterthanen, für bie Nation iſt durchaus 
nichts in der. Konföderationsakte ſtipulirt, — » weit fie fid, 
»fagt Johannes Müller, von fetöft verfteht, ohne fie ‚wider 


wihre öffentliche Meinung, die fo mancherket Organe hat, 


»wird feiner diefer Fürſten füher und glücklich regieren zu - 


können, glauben. &o- wenig ein Geſez nöthig war, daß 
wdie Menſchen im vheinifchen Bunde ferner. von &peif 
»und Trank leben follen, fo wenig durfte geſagt werden, 
»daß die Größe feinen Fürſten ganz eigentlich von Mr 
» Einverfländniffe mit der. Nation herkommt. « 


Schr richtig, daß für diefe in der Konfüderationgafte 
nicht geforgt werden konnte. In den allgemeinen Borfchrif 
ten fiir das Gange konnte der einzeinen Bedürfniſſe, wegen 
verfihiedenarziger Intereſſen der einzelnen Staaten; nicht ge⸗ 


dacht werden, Aber ſollte im Fundamental⸗Statut derſelben i 


nicht gedacht werden dürfen? Wir meinen keineswegs, dal 


in diefem Status die Staatsgrundgefeße für jeden einzelnen 


Staat aufgefaßt werden follen, Aber es giebt gewiſſe allge 
meine Grundſätze, welche für alle Staaten paffen, und dieſt 
follg man im Sundamental; Statute heiligen, 


Welche find fie? beiläufig folgende? | 

1) Der Souverain muß fein gegebenes Mort 
dem geringften feiner Unterthanen halten, 

Wir würden una fchämen ,. diefe! Wahrheit zu gedens 


— 


Ben, wenu es nicht der Hofpubliziſten viele gäbe, die da be 


haupten, des Negent dürfe fein Wort nur ‚fo fang halten, 
als. er wolle. Wohin. das führt; wohin es. fehon geführt 


Bay. wie endlich dadurch aller fo nothiwendige Staatskredit 
verſſchwindet, wie Mistrauen und Entfernung: der Nation 


vorn Sonverain bereitet wird, weiß jedes Kind, 


— 


| 471 


9) Dreyer und Preßfreiheit, verſteht ſich, mit bes 
ſtimmter Vorſchrift, daß fie nicht gusarte in Preßfrechheit. 

Frankreich hat ſeine eigene grundgeſezliche Kommiſſion 
zur Aufrechthaltung der Preßfreiheit: Verdienen wir Deut⸗ 
ſche nicht ein Inſtitut, um ih Beſitze deſſen erhalten zu 
werden, was die franzöfifche Nation. mit fo vielen Schmers 
zen erkämpfen mußte. 

5) Bürgerlihe Freiheit, das iſt voller Genuß der 


natürlichen Freiheit in allem, * nicht die geſellſchaftlichen 


Verhältniſſe einſchränken mußte, wo man nichts thun, nichts 
leiden darf, als was den Geſetzen gemäß iſt. Jeder Staats⸗ 
bürger bringt beim Eintritte im dig bürgerliche Geſellſchaft 
zwar ein Opfer der natürlichen Freiheit, allein es darf ſol⸗ 
ches nur in der mögſichſt mindeſten Portion derſelben 
geſchehen zu ſeyn, vermuthet werden. 

9 Perſönliche Freiheit und Sicherheit des 
Eigenthums. Beide dilrfen nicht blos von der Laune 


"des Souveraing abhangen; meine ‘Perfon muß. heilig ſeyn, 


wie mein Gut. ‚Beide können nur nad) dem Geſetze ange: 
griffen, beſchränkt, oder verloren werden, 

5) Würdigung aller Gtieder des Staates 
als ſelbſtſtändige Perſonen, mithin Aufhebung aller 


noch hin und wieder beſtehenden Leibeigenſchaftsformen. Ger. 


wiſſe dahin gehörige Abgaben koönnen auch ferner beſtehen, J 


ohne daß darum dem freien Menſchen der Charakter eines 
Sklaven beigelegt zu werden braucht. 

6) Gleiches Recht aller Staatsbürger one 
Unterſchied der Sende zu Öffentlichen Ehrenämtern, Civil⸗ 


und Militairſtellen, in fofern fie dajı, wie fi) von ron 


verſteht, qualifizivr find, 

7) Gleichheit der Laften der Untertganen 
nach. geprüften Normen 

- 8) Feſte Normen in Hinficht der Steuern, 
welche ohne, den allgemein ausgedruckten Willen nicht erhöht 


472 


werden bürfen, und daher Publizität der Verwendung der 


Abgaben zu den Staatsbedürfniſſen, wobei der Wunſch nicht 
unterdrückt werden kann, daß eine beſtimmte nicht zu 
kleine Summe für den Regenten und fein Haus aus: 
drücklich angewieſen werden möge, wie in Frankreich und 
Grosbrittanien. | 

9) Unpartheiifhe Juſtizpflege, in die fih de 
Negent unter feinem Vorwande mifchen darf. 

10) Beftimmte Staatsgrundgefeße ilber das, was de 
Unterthan zu thun, zu leiden und zu fodern hat. Daß de 
Untertban die vorhandenen Geſetze befolge, dazu kann ihn | 
die Obrigkeit zwingen.’ 

Wer zwingt den Souverain, die gegebenen Geſetze zu 
beobachten? Seine Ehre? die Nation? Das legte ift in je; 


: dem Betrachte gefährlich, oder nicht thunlid. Sol dem 


Unterthan geftattet werden, fich bei jeder wirklichen ober ger . 


: glaubten Verlegung an den Bundestag zu wenden? 


Wir wünſchen es nicht. 

Aber die Rechte der Mebiatifi rten ſind in der Bundes: 
akte ſelbſt gegründet, ihnen vom ganzen Bunde zugeſichert, 
und vom Protektor bei den Landesübergaben ausdrücklich 
vorbehalten. Jede Verletzung ſcheint alſo vor das Forum 


"der Bundesverſammlung zu gehören. Aber bald würde, 
. wir fürchten es, der Bundestag nicht Zeit genug haben, alle 


Klagen über vermeinte oder wirkliche Verleßungen zu hören. 

Noch fchlimmer wäre das, wenn jeder Unterthan, dem 
in der Konföderatignsatte nichts zugefichert ift, ohne Unten 
ſchied, fobald er. fich gedrückt fühlte oder glaubte, den weiten 
Weg zum Bundestage antreten dürfte. 

Ein Snftitut alfo, wo diefem Uebel vorgebeugt würde, 
ohne auf der andern Seite der Willkühr Spielraum zu laf 
fen, wäre wohl eine miinfe chenswerthe Sache. 

Wie, wenn in jedem Staate ein vom Souverain un 
abhängigen Senat ı conservateur beftünde, dem. es ausdrück 
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liche Pflicht wäre, auf bie Erfilung der Stuntsgrundgefsge 
zu wachen; der bei jeder verfüchten Verlegung derfelben von 
Seiten der Behörde des Souverains das firafende Schwert 
der Gerechtigkeit zückte; der, wenn eine ſolche Verletzung 
vom Souverain ſelbſt käme, dieſen auf dem Pfad der Ehre 
“und des Rechts durch ehrerbietige Vorſtellungen zurückzufüh⸗ 
ren, das Recht und die Pflicht hätte, und der nur, aber auch 
nur dann, wann alle gütliche. Mittel. ohne Erfolg wären, 
die wirkliche Verletzung zum. Bundesſtage zu bringen Hätte, 
um von ihm Abhilfe zu erhalten. | 

Zunm Bundestage unmittelbar hätte kein Mediatiſteter, 
kein Unterthan ſelbſt den Zutritt; alle müßten ihren Rekurs 
zum Senat nonservateyr nehmen. Es wäre zu wünſchen, 
daß, um die Unabhängigkeit des Senats deſto mehr zu . 
fihern, dieſes große Ehrenamt, » Wächter der Freiheit der 
Nation zu fepn,« unentgeldlich *) von biebern Patrios 
ten etwa abwechfelnd verfehen würde; oder wenn ja mit eis 
nem folden Ehrenamte Gehalt verknüpft feyn follte, fo 
müßte diefer unabhängig vom Souverain von der Nation 
felbft gegeben werden. 

Buch einen folhen Senat wird die ESouverainitat 
nicht beſchränkt, ſie würde befeſtigt, und, wir ſind überzeugt, 
das bloße Daſeyn eines ſolchen Senats würde zur innern 
Ruhe, zum Vertrauen der Bürger u. ſ. w. zum Souverain 
und feinen Behörden mehr beitragen, als alle Verſicherun⸗ 
gen, u. ſ.w. — | . 

Bet unfern jezt Iebenden Souverainen ‚die nichts als 
Recht und Billigkeit wollen, die blos aufs Glück und Wohl 
ihrer Unterthanen bedacht find, wilrde, wir vertrauen es zu 
ihrer Güte , dieſer Senat ohne Beſchäftigung ſeyn, man 
würde kaum von ſeinem Daſeyn etwas wiſſen. Aber fol 





*) Man mird.diefes doch nicht mit einem gewoiflen vbofpubliuſten in einen 
Rechtsroman verweilen? _ 
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man Feine. Föfhanftaften treffen, weit es in 30 Jahren nicht 
gebrannt hat? a B 

Dieſe hingeworfene Gedanken, welche allerdings einer 
umſtändlichen Ausführung beditrften *), find in keiner ans 
dern Abſicht niedergefchrieben , ale Gelegenheit gu geben, 
einfichtsvolfe Patrioten zu vermögen, über einen fo wichti⸗ 
gen Gegenſtand, als die Regeneration einer Nation iſt, 
nachzudenken, damit das Wohl derſelben ſo, wie das wahre 
Wohl und Gluͤck der Eduveraine aufrichtig befördert werd, 








*) Der Verfnffer ſtattet hier beſonders dem mit S. un 
terzeichneten Herrn Mitarbeiten an diefer Beirfchrift, fo mie 
den Herrn Verfaffeen der Auffäße ı. Im’ vierten Heſte, und 
16. im fiebenten Hefte den verbindlichſten Dank ab, für die 
Beiträge und Winke, welche fie ihm zu dieſem Auffage ge 
‘geben haben. Kerr S. beſonders hatte ihm einen volftän; 
bigen Plan au einem Fundamental⸗Statute mitgetheilt, nach 
welchem dieſer Aufſaz größtenfheils ausgearbeitet wurde, | 


44. 


Gedanken über bie Einführung ded CODE NAPO. 
LEON in den Staaten des Rheinbundes, 


} 





$. 1. 


SH der Conpe Narorzon in den Staaten bed 
neuen deutfhen Bundes eingeführt werden? iſt 
eine jetzt moderne Frage, welche diejenigen, welche der Ders 
änderungen in unferem ſchönen Deutſchland noch nicht genug 
haben, und den Code Naroukom entweder aus dem Ham⸗ 


’ 
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burgſchen Korreſpondenten oder wohl gar aus der Jenaiſchen 


«4 


Litteratur⸗ deitung 1807. Januar-Heft kennen, unbedingt | 


bejahen. 


Jede Veränderung des privarvechtiichen Zuftandes eines 
Volks iſt eine fehr wichtige Angelegenheit s jeder Staatsbür⸗ 
ger ift dabei in feinen heifigften Verhäteniffen lebhaft interefs 


ſirt; {feine Stimme muß dem Regenten — warum wollen 


wir unfere Fürſten nicht fo, fondern lieber Souvsraine nens 


nen? — hierin wichtig feyn. *#), Friederich dev Einzige 


fammelte üher fein Geſetzbuch die Stimmen alfer Nationen — 
und jede vafıhe, mit Webergehung der Stimme der Nation 
dekretirte Beränderung des privatrechtlichen Zuftandes bat, 
nad ‚dem Zeugniffe der Erfahrung, felten einen glücklichen 
Erfolg. 


Wenn ich hier einige Bruchftiidde von. Gedanken über | 


die Einführbarkeit des Code Naroukon in die Staaten des 
Nheinbundes vorlege; fo abſtrahire ich von der Unterſuchung: 
ob dieſes Geſetzbuch allen Bedingungen eines volllommenen 
National⸗Codex entfpreche. Vaterlandsliebe und Patriotio—⸗ 
mus hatte allerdings auf den franzöſiſchen Rechtsgelehrten 
Einfluß, der von ihm ſagte: C’ess de plus bel ouvrage, 


gas solt sorti. de. la maiu des hommes. Recht hatte er 


unftreitig, wenn von fo manchen, ja vielleicht von den meh 
fin, einzelnen Bifpofitionen die Rede iſt; allein es iſt 
auch bekannt, daß der Code Naroıkom bei weitem nicht 
alle privatrechtlichen Verhältniſſe ergreift, wie fchon daraus 
hervorgeht, daß in ben, von ihm nicht‘ legaliſirten, Dogmen 
eine Menge anderer Rechte, nämlich das römiſche Recht, die 
Nrovinzialuerhte , und die Gewohnheitsrechte gelten. Hierin 
ſteht er im umgekehrten Verhältniſſe zum allgemeinen preuſt 
ſiſchen Geſetzbuch. Der Code Naporion iſt Prinzipalgoſetz⸗ 
— — — 


N) Bergl Erbard üben Bas Recht, die Geſotze in Bffenelig 
hen Sqhriften zu benrtbeilencin der deutſchen Rouatsſchrift 
1792. Heft X. G. 3- 24) - 
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buch, der preußifche Eoder aber ſubſidiariſches Seſetzbuch; je 
ner umfaßt nur einige Verhältniſſe, diefer aber alle Verhält⸗ 
niffe des Privatrechts; jener iſt flir ganz Frankreich das, 
was. für jede einzelne preußifche Provinz ihr Provingialgefeg: 
buch iſt; diefer für die ganze preußifche Monarchie das, was 
"das tümiſche Recht für ganz Frankreich iſt. 


5. 2. 

Die Aufnahme des Code Naroukos zu einem, in den 
Staaten des Rheinbundes geltenden, Geſetzbuch kann zwie— 
fach ſeyn, nämlich: 

I, Die Aufnahme, vermöge deſſen er für dieſe Staaten 
das wird, was er für Frankreich ſelbſt iſt, die Aufnahm— 
zum Prinzipalgeſetzbuch, oder: 

‚LI, Die Aufnahme zum - ſubſidiariſchen Geſetz⸗ 
buch. 

Wenn meine Anſicht dieſer Angelegenheit mich nicht 
ganz trügt, fo iſt weder die eine, noch die andere Art der 
Aufnahme rathſam und wünſchenswerth. 


3 | 

I Als Prinzipalgefenbud aus fotgenden. Grin 
den nicht: j 
ı) Der Copp Nurorkom tft nur für Frankreich, nur 

für franzöfiſche Rechtsinſtiuute und Sitten, Gebräucht und 
Gewohnheit berechnet und nur für fie mit Meifterhand ent: 
woxfen. Wie groß und entfcheidend ift aber auch in dieſer 
Hinſicht der Unterfchied zwifchen Deutfchland und Frankreich! 
Adel, Lehnsrecht, Zehnten , eheliche Gütergemeinfchaft, Pris 
mogenitur, Fideikommiſſe, mehrere Servituten u. dergl. find 
in Frankreich eben fo unbekannt, als in-Deutfchland gewöhn⸗ 
ih und in mohlerworbene, mithin unverleghare, Rechte 
verwebt; das ganze Eherecht beruhet Überdem, beſonders in 
den proteftantifchen Staaten des. Rheinbundes auf einer 
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Grundlage, die. von der des Gode Narorkom fehr abweicht. 
Die Einflihrung des letztern als Prinzipalgeſetzbuch muß da⸗ 
her entweder alle diefe Einrichtungen aufheben, oder muß 
nur fo weit gefchehen, als jene und mehrere andere eigens 
thümliche deutſche Inſtitute nicht entgegenftchen. 
Erſteres kann, wie ich glaube, mit Beibehaltung der 
Gerechtigkeit nicht geſchehen; letzteres würde aber theils die 
Hälfte der Diſpoſitionen des Code NAaroLkon von dei Auf⸗ 
nahme ausſchließen, theils über die Frage: welche Vorſchrif⸗ 
ten ſind rezipirt? eine, ſich ſtets wieder füllende, Quelle 
theorethiſcher und gerichtlicher Streitigkeiten in jedem einzel⸗ 
nen Lande begründen, und theils endlich den hohen Zuſam⸗ 
menhang und die innere Coharenz des Code Narorkow 
trennen. 

2) Eine folhe Einführung würde Überbem nicht an⸗ 
"ders, als mit Aufhebung aller bisherigen Territorialgefeßt 
biiher, Ordnungen und Geſetze gefchehen fünnen, und. mit 
Hecht. trennt der Deutfche fich nicht gerne von Gefeken, die 
er als das Reſultat der Weisheit und Vorſorge weiſer, ihm 
theurer Fürften verehrt. Er würde bei diefer Gattung von 
Rezeption Geſetze derlieren, die für ihn und für feinen ‚gan 
jet privatrechtlichen Zuftand wohl berechnet find, und daflır 
Geſetze erhalten, die für ein fremdes Land ein Meiſterſtück 


der Gefeßgebungspolitif, auf Deitſchland aber nur wenig 
anpaſſend ſind. | 
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nn. Auch als fubftdiarifches Sefendu dürfte die 
NRezeption des: Code Narorkon nicht rathſam fen. | 
Sn diefer Hinficht iſt die Aufnahme wiederum zwiefach, 
A. Entweder als Surtogat bes Römifhen 
Rechts. 
Wenn man den Code Napoütos zur biefer Wirkung 
in Deutſchland rezipirte; fo würde man ihm einen Charakter 
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beilegen, den er in Zranfreich ſelbſt nicht hat, und zu wel: 
chem er weder berechnet noch) abgefaßt iſt. Er wiirde alfe 
einen Wirkungskreis erhaiten , den er ſelbſt nicht anſpricht, 
und zu welchem er nicht paßt. 

B. Als intermediär⸗ſubſidiariſcher Koder 
zwiſchen dem Partikularrecht eines jeden Lan— 
des und dem Römiſchen Rechte, dergeſtalt, daß in 
allen den, durch das Landesrecht nicht beſtimmten, Fällen 
zu nächſt der Code Narorkom und erft bei feinem Schwei— 
. gen das Römifche Recht die Entſcheidungsnorm iſt. Hiege⸗ 
gen bemerke ich indefien Folgendes: | | 

„ı) Die mehrften Artitel des Code Naroısom find 
entweder eigene, für Frankreich, die Franzofen und ihre 
Rechtsgebräuche eigenthiimfich berechnete, Difpofitionen oder 
Vorfchriften des römiſchen Rechts. Jene find ohnehin von 
der Aufnahme ausgefchieden ($. 3.), und dieſe gelten ja ohne 
hin ſchon bei uns und bedürfen nicht erſt einer nm 
Form. 

) Es würde hiedurch eine wutloſe multiplicatio en» 
tium entfliehen; wir haben opnehin.. keinen Mangel as 
. Rechtsquellen. n 


. 5. 

Zede Einführung die Code Narorkox ih Dentſchland 
hat überdem manche Hinderniſſe. Mit Recht und Wahrheit 
darf der Deutſche die Meinung hegen, daß Deutſchland und 
der Deutſche in der privatrechtlichen Gefezgebung längſt 
sine ausgezeichnet hohe Stufe erreicht habe und fie fehr ch 
renvoll behaupte; - in Teinem Reiche Europens giebt es fir - 
privatrechtliche Verhältniſſe fo weife, fo erſchöpfende Gefeke, 
fo vorzügliche, zu, diefem Fache, geeignete Köpfe. Preußen, 
Oeſterreich, Baiern, Sachen, Würtemberg, Würzburg, Baar 
den, Hannover, Hefe KRafel und andere Staaten mögen 
zum Beiſpiel dienen. Katharine und, Aleyander beriefen in 


\ 
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ihre Geſezkommiſſionen Deutfche, und Napoleon Tief zum 
Behuf det Redaktion des Code Narorkon das Preußiſche 
Geſezbuch, welches an innerer Gite und Bortreflichkeit dem— 
feiben wahrlich nichts nachgiebt, ins Franzöſiſche überſetzen. 
Gewiß nicht mit Unrecht würde daher der Deutſche fih un: 
gern nach fremden Sefegen in feinen privatrechtlichen Der 
hältniſſen beurtheilt fehen. Er würde dies um ſo ungerner 
ſehen, als nicht allen Deutſchen die Sprache, worinn ſie 


abgefaßt find, geläufig iſt. Ueberdem würde das Studium 


des Rechts dadurch noch mehr erſchwert und noch mehr ver⸗ 
vielfacht werden. Denn die Reception des Code Naro- 
1kom "würde das Studium des deutſchen Privatrechts, 
durch dns des Code NaroLkon, feine Nachträge, Vetbeſſe⸗ 


rungen und Erläuterungen nur mujtipliciren, ohne ihm das - 


des Römischen Rechts abzunehmen, indem lezteres auch in 
Frankreich nach wie vor Gegenſtand des Rechtsſtudiums iſt. 
On ne saura jamais le nouveau Code civil, ſagte bes 
kanntlich der Otaatsrath Portalis, si on n'étudie, que 
ce code. Wir müßten alfo, ‚wenn det Code Nararzom 
eingefüihre würde, provinziale franzöfifches und vömifches 


Recht findieren und anwenden, wodurch dem wahren Stu 
dium des klaſſiſchen Hömifchen: Rechts nur noch mehr ..Abr. 
bruch gefchehen, alfo das ächte Rechtsſtudium noch mehr (ch 


ben wiirde, 0 el re 
Ich würde daher wie zur formellen Aufnahme des 
Code Narorkos fiimmen. Die Verbefferung des Privat⸗ 


vechts eines jeden Staats kann ungleich zweckmäßiger auf. 


dem Wege der Territorialgefeggebung geſchehen, und in ‚dies 
felde können ja diejenigen Sanktionen des Code Naronkom 
aufgenommen werden, welche auf jedes Tand beſonders an⸗ 
wendbar find, und fi vorzüglich auszeichnen. 

Bi — r C. v. K. Sant » 
im Auguft 1807. | 


1) 
Mr Ns Alt no. 
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45. 
Weitere. Nachrichten vom Unterhalt des gefamten 


Perfonald des ehemaligen Keiſerichen Rack 
Kammergerichts. 





J. unſerm lezten Hefte ſagten wir bereits, daß Se. Hoheit 
der Flirt Primas vom Kammerrichter, Präſidenten und Aſ—⸗ 
ſeſſoren des vormaligen Kaiſerlichen und Reichskammerge— 
richts gutächtliche und ausführbare Vorſchläge über den fer— 
neren proviſoriſchen Unterhalt der. Reichskammergerichtsad⸗ 
vokaten und Prokuratoren zu verlangen geruht, auch des 
falls ſchon am 8. Mat I. J. das verlangte Gutachten adge 
tattet worden ſey. Wie wir aus verläfigen Quellen in 
Erfahrung gebracht, gieng das Antwortfchreiden. und reſpek⸗ 
tive Gutachten von Kammerrichter, Präfidenten und- Affeffor 
ren unter Anfiihrung der vorhandenen Kaffen ‚und ihres 
Beſtandes mit auf den Antrag, welchen felbft die Prokuras 
toren und Advokaten in ihrer Testen Drudichrift-unter dem 
Titel: Prüfung des Nachtrags $. 21. dargelegt, nämlich: 
aus freiwilligen Beiträgen eine eigene Kaffe zu ihrer prbvis 
forifchen Unterftiigung zu errichten. *) | 
Da nad) aufgelößter deutfcher Reichsverfaffung über die 

aus den Beiträgen fämtlicher deutfcher Neicheftände entftans 
- denen und vorhandenen Kaffen nur die Sefamtheit des aufge 

lößten. Staatskörpers rechtliche Verfügungen zu treffen, als 
| ermächtigt angefehen werden mag, folglih Kammerrichter, 
Präſidenten und Aſſeſſoren nicht befugt. erfcheinen, jemanden, 
der von der Gefamtheit nicht auf die Kaffe nach feinem. 
Dienftvertrage angemwiefen ift, auf den Etat-ans und aufjw 


[U U U} 








*) ©. deft 8. ©. 929. 
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nehmen, ihr garijes Geſhaft Lielmehr in Hinſicht auf die 
verſchiedenen Kaſſen nur auf die richtige Einziehung der 
Beiträge und Intereſſen ſich beſchränkt; ſo iſt wohl dieſes 
Gutachten der. Lage der Sachen volltommen gemäß und ent⸗ 
ſprechend. 

Aus dem achten Hefte S. 283 iſt nun bekannt, daß 
Se. Hoheit, der für den Unterhalt des Geſamtperſonals des 
vormaligen Reichskammergerichts mit fo vieler Wärme ſor⸗— 
gende Fürft Primas, nebft den Depofitengeldern und dei 
- Armenfädel auch die Zinfen. von ben ausſtehenden Kapitalien 
der Suftentationsfaffe vom. laufenden Jahre an zur Pens 
fionstaffe fir die unbefoldeten Kameralen zu beftimmen ges: 
ruht haben. Höchſtdieſelben verlangten. desfalls vom Kam— 
merrichter, Präſi denten und Aſſeſſoren die Verabfolgung be⸗ 
ſagter Gelder und Kaſſen an den dazu bevollmächtigten 
Kommiſſarius, Stadtdirekter von Mulzer. 

Voll des Zutrauens auf die von Sr. Hoheit ſo oft und 

ſo laut gegebenen Zuſagen und Verſicherungen, daß die auf 
fire Gehalte angewieſenen Reichskammergerichts-Mitglieder 
nicht das mindeſte von ihren vollen Gehalten verlieren fols.. 
ten, entftand das noch vorhandene Richterperfonal nicht, dem 
wohlthätigen Zwecke Str. Hoheit vollflommen zu entfprechen 


und machte hievon bei Allerhöchſt und Höchften ehemaligen | 


Ständen des Reichs in verſchiedenen Schreiben bei fich ers 
gebenen Gelegenheiten hievon die Anzeige.- Hieranf erfolgte 
von Seiten Sr. Durchlaucht, des fo gerechten Herzogs vom 
Naſſau, duch Höchſtihro vortrefliches Miniſterium Act. 
Wiesbaden 31. Julius I. J. die unter Ziffer 1. abgedruckte 
Antwort. Die eines gerechten" und eines deutſchen Fürſten 
fo würdige Erklärung des Fürften von Kohenzollern: Sig; 
maringen vom nämfichen Tage laffen wir unter Ziffer 2. 
abdrucken, und ſind verſichert, daß das Publikum ſolche mit 

Vergnügen leſen wird. | 
| Beim Abdrucke diefer Zeilen erfahren wir. fo eben aus 

I 
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einer zuverläßigen Quelle, wie ber erhabene, gerechte und 
von allen feinen Staatsdicnern hochverehrte Erzherzog und 
Grosherzog von Würzburg feine'am 3ı. Dftober v. 3. an 

. die Mitglieder des vormalıgen Kaiferlichen und Reichstant 
mergerichts troftvoll gegebene Zufiherung, deren wir in um 
ferm dritten Hefte S. 445 gedacht, wiederholt und durch 
Höchſtihren würdigen Staatsminifter, Grafen von Wolken 
fen, in einem unterm 18. Auguft erlaffenen gnädigſten 
Schreiben abermals feierlichft erklären ließen, wie Se. Kall. 
Königl. Hoheit wegen einem von des Kern Fürſten Pri 
mas Hoheit hervorgegangenen Suftenmtionsplan Sic mit 
KHöchftdenfelden im Geiſte befägten Schreibens benehmen 
würden. Wir werden nicht verfehten, feiner Zeit diefe Erklä⸗ 
rung, im Falle wir fie ihrem ganzen Inhalte nad) erhalten 
follten, dem Publikum auch vorzulegen. 

Wir zeigen bei diefer Gelegenheit zugleich am, daß Se. 
Hoheit der Fürſt Primas den Herrn Kammergerichtsaſſeſſor 
von Gruben zum‘ wirklichen geheimen Staatsrathe ernannt 
haben, dieſer auch die Stelle bereits zu Regensburg ange: 
treten hat. Dagegen wird der Herr Kammergerichtgaffefjor 
von Kampz, deffen wir ſchon in diefer Zeitfchrift gedachten, 
nun nicht nach Stuttgardt gehen, fondern, wie es heißt, in 
königl. preußifche Dienfte treten. . 

Was inzwifhen an Kammerzielern zur Suſtentations⸗ 
kaſſe ſeit unſerer lezten Anzeige im achten Hefte eingegangen 
iſt, findet der Leſer unter Ziffer 3. & 





Beilagen 
| Ziffer ı 
Hochgeborner Straf. ꝛt. 
Ew. Exzellenz und Hochwohlgebornen verſäumen wir 
"Alt, auf das an Se. Herzoglichen Durchlaucht erlaſſene 


I) 


l : l 495. ! 


Schreiben zu eröffnen, daß Höchſtdieſelben zwar den Vor⸗ 
ſchlägen des Herrn Fürſten Primas auf die zur Suſtenta⸗ 
tion der Reichskammergerichtlichen Individuen vorhandenen 
Fonds ſowohl den wirklich heſoldeten als unbeſoldeten Reiche: 
dienern ihren Unterhalt anzumweifen, beigetreten feyen; jedoch 
in der Unterftellung, daß diefes Ew. . ..nicht nachtheillg - 
feyn werde. . Uebrigens haben Ihro Herzogliche Durchlaucht 
ſchon ſogleich nach den neueſten Veränderungen in Deutſch⸗ 
land den betreifenden Kaffabehörden die nöthige Weifung er⸗ 
theilt, die Kammerzieler nach wie vor fort zu entrichten. 

Womit wir unter göttlicher Wohlempfehlumg autete 


verbleiben. F 
Dinſtollige zum Herzoglich Nafı 
fanifhen Mitnifterio verordnete 
Miniſte 
St. Darigall 
Buffer ‘9, 
" Ti pr. © — 


Da ich nicht ermangelt habe, während dem Eau des 
Kriegs die Rammerzieler nach Möglichkeit abflihren zu laſ⸗ 
fen;. fo werden Ew. . . . meine Willfährigkeit hieraus zu 
entnehmen belieben, bei wiederkehrenden Frieden zu allem 
demjenigen beizuftimmen und mitzuwirken, was die Suſten⸗ 
tation der um die Juſtizverwaltung in Deutſchland verdien⸗ 
ten Kammergerichtsindividuen zu ſichern vermag. 

Indem ich es mir zum. Vergnügen mache, Ew. . . bei 
den gegenwärtigen Ausfichten diefe meine Geſinnungen zu et; 
öffnen, fo verbinde ich noch die Verfiherung damit, daß ich 


—2 


mit vieler Hochſchätzung ſtets beharre. 


Freunds und dienſtwilliger 
u Anton Für zu Hohenzolleen: 
| Sigmaringen. 
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Verzeichniß ber feit dem 29. Junius 1807 zur Suftens 
tationskaſſe eingegangenen Gelder. 
Thaler Kreuzer 
6 Sal. König von Sadfen wegen Mannes 
fb- . 5:5 5 
— Zinſen von Vethmunniſchen obliga⸗ 
tionen 5 5 
9 — Aremberg wegen Reelinghaufen. ı5ı 18 
ood. — Idem wegen Meppen . 183 Ber 
eod.— Idem wegen Dülmen ı ». gı dB2Y% 
18. — Die Solmifchen halbjahrigen In⸗ . 
‚ teen . » ’ s 291 60 
50. — Kaunitz wegen Rietberg 176 38 
ae. — Baiern wegen Neuburg, Kaifers: | 
heim, Nördlingen, Vopfingen, 
Donauwörth ee 2535 8 
2 — Sachſen⸗Eiſenach wegen Fiſchbeg 16 84 
va. Aug. König von Sachſen wegen der al 
ten Kurlande 2. 1961 35% 
end. — Idem wegen Querfurt . 2 54 
00d.— Idem wegen Barby . x 86 By 
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Verſicherungs Urkunde über die fernere Dauer 
landſtändiſcher Verfaſſung in den Landen des 
Herzogs zu Sachſen⸗Koburg⸗Hildburghauſen. 





Bon Gottes Snaden Friedrich Herzog zu 
Sachſen u. ſ. w. 


Veite, ‚ Liebe, Getreue! Es iſt ung mehrmalen hinterbracht 
worden, daß das Gerücht gehe, als hätten Wir die Abſicht, 
Unſere getreue Landſchaft aufzulöfen. Bei der Reinheit Uns 
ſerer Abſichten, bei der von Uns erprobten Anhänglichkeit 
Unſerer getreuen Landſchaft an Uns und Unſer fürſtliches 
Haus, bei der innigen Heberzeugung ‚_ daß das Wohl des 
Fürſten aufs engffe mit dem Wohle des Landes verknüpft 
iſt, konnten Wir nie die Verdienſte verkennen, die ſich Un⸗ 
fere getveug Landfchaft oft unter den ſchwierigſten Zeitläuften 
um Uns, Unfer fürſtliches Haus und- Land erworben hat, 
und es mußte Uns diefes Gericht um fo unangenehmer und 
fehmerzlicher feyn, da Wir weit eriffernt, Unſere getreue 
Landfchaft auflöfen zu wollen, auch jetzt nach erlangter voller 
Souverainität keinen angelegentlihern Wunfch haben, als 
"das Wohl Unſerer getreuen Hnterthanen. nach allen Unferen Ä 
Kräften zu befördern, und durch Euch Unſer thenerftes Ans 
tereſſe mit dem ihrigen aufs engfle zu verbinden, ⁊ 

Wir werden nun zwar gegen die Urheber und Verbrei⸗ 
ter dieſes verläumderiſchen Gerüchts, wenn ſie entdeckt wer⸗ 
den ſollten, mit der ſtrengſten Ahndung vorgehen; um aber 
die möglich: nachtheiligen Folgen deſſelben, fo weit es in 
Unfern Kräften flieht, abzuwenden, finden Wir für nöthig, . 
Euch Unſere landesväterlichen Sefinnungen; befonders mit 
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der ausdrücklichen Verfiherung zu eröffnen, daß es nie An: 
ſere Abſicht war, Unſere getreue Landfchaft und die landftän: 
difche Verfaſſung in. Unfern flrftlihen Landen aufzulöſen, 
. und daß, wenn in der Folge vielleicht einzelne Abanderungen 
in dem Sejchäftsgange oder Rechnungsweſen nothwendig er; 
ſcheinen ſollten, dieſe nur nach der ſorgfältigſten Prüfung 
und nach Vernehmung Eures gutächtlichen Berichts mit aller 
‚der Ueberlegung verfiigt werden follen, die der Wichtigkeit 
des Segenftandes angemeffen if, | 

Wir glauben, durch diefe Unfere Erklärung, Euch, übet 
den Ungrund des verläumderiſchen Gerüchts hinlänglich ber 
ruhiget und von |inferer landesfürſtlichen Huld, Gnade 
und dem Vertrauen, weiches Wir in Euch ſetzen, hinläng— 
lich überzeugt zu Haben, umd begehrten vespcetive gnädigſt, 
Ihr wollet zu völliger Widerlegung diefes Gerichts biefe 
Unfere Erklärung und Euch ertheillte Verfiherung in öffent: 
lichen Blättern zur: Kenntniß Unſerer getreuen Unterthanen 
und des Publikums bringen. 

Hildburghauſen den 5. Auguſt ıBoy. 


Friedriiſch, Herzog zu Sachſen. 
Freih. von Lichtenftein, 





In unfern Tagen, mo fo vieles von der Zweckloſigkeit, 
ja Schädlichkeit landſtändiſcher Verfaſſung von Hofpubliziften 
ben Souverains geſagt, und von jo vielen laut gepredigt 
wird, ift ein folches fürſtliches Wort nicht nur rühmlich fir 
bie Stande des Pandes, ſür welches es gefagt wurde; fon 
dern auch ein rechtes Wort zu feiner Zeit geſprochen für an: 
dere Sande. Heil dem um die Öffentliche Meinung fo bes 
fimmerten Fürften und feinem Miniſterium!! 


” | 
——————n 
7 


& 
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47. Ä 
Vertrag zwiſchen dem Großherzoge von Heſſen und 


dem Fürften zu Naffan ; Weilburg verfchiedene 
ritterfchaftliche Befißungen betreffend, 


2 





Ar Semäßheit des aäten Artikels der rheiniſchen Bundes⸗ 
akte wurde zwiſchen dem Bevollmächtigten des Herrn Groß⸗ 
herzogs von Heſſen K. H., dem Herrn Regierungsrathe 
Freiheren du Thil, und dem Bevollmächtigten des Herrn 
Fürſten von Naffau s Weilburg, dem Herrn Geheimenrathe 
von Gagern, wegen der zwiſchen beiden Staaten liegen⸗ 
den ritterfchaftlichen Befisungen bereits am Zoten Auguft 
1806 ein Vertrag adgefihloffen , won weichem wir hier einen. 
getreuen Auszug liefern. 

1) Der Ort Dornaſſenheim *) wird dem fii reſtlichen 
Hauſe Naſſau zugeſichert, um Beſtandtheil des Amtes Reis 
chelsheim **) zu werden, oo 

2) Geoßherzoglich Heſſiſcher Seite wird das fürſtl. 
Naſſauiſche dominium directum über die Lehenherrſchaften 
zu Steinfurt, dem ritterſchaftlichen Orte, womit die Frei⸗ 
herrliche Familie von Löw vom Hauſe Naſſau belehnt war, 
ohne Cinwand anerkannt und nun die dermalige und krünfti⸗ 
ge Souverainität davon ausgenommen *65. 














* Dieſer ritterſchaftliche Ort ſteht nicht bei Büſching. Man finder ihn 
aber auf der Pünaifchen Karte bei Neihelsheim. Er gränzt mit Staden 
und dem Solms: Nödelheimifchen, die beide zur Großherzoglich Seſſiſchen 
Souverainität gehören. Der Ort hat übrigens 8ı Häuſer und 365 Eins 
wohner. 

**) Reichelsheim, ein Flecken von .ass Saufern und 739 Einwohnern, 
liegt eine Meile oflih von Friedberg. Es magıte vorhin für ſich ein fürfts 
Ih Nafau: Weilburgifched Amt ans. 

“.s Steinfurt liegt swifhen Friedberg und Butzbach gegen Münzenberg 
au, ganz vom Großherzoglih Heffiſchen umgeben. 
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3) Großherzoglich Heſſiſcher Seits wird allen Hoheite: 
anfpriihen auf-die gräflich Baſſenheimiſchen ritterfchaftlichen 
Beſitzungen, die durch die firittige Markwaldung von dem 
Amte Homburg getrennt werden, entſagt. Die zwiſtige Frage 
wegen der Hoheit oder Souverainität über dieſe Mark, bleibt 
in suspenso. 

A) Dagegen wird fürſtl. Naffauifcher Seite den Ho: 
heitsanfpriichen auf alle andere ritterfchaftliche Orte in ber 
Wetterau, namentlich auf die vier Orte der Ganerbfchaft 
Staden, auf Beienheim, Mehlbach und Steinfurt *) ent: 
fagt, und werden diefe Rechte 4 an das Großherzoglich Heſ⸗ 
fiihe Haus abgetreten. 

5) Zur Antegung einer Landftraße verlangt- man Groß; 
herzoglich Heſſiſcher Seits die künftige Ceſſion der äußerſten 
Spitze des Amts Hohenſolms, worin der Ort Mudersbach 
enthalten iſt. Naſſauiſcher Seits noch unbekannt mit dieſen 
Verhältniſſen, ſichert man dieſe Abtretung gegen ein vollſtän⸗ 
diges an die übrigen Naſſauiſchen Beſitzungen angränzendes 
Aequivalent zu, in fo fern jener Abtretung kein“ bedeutender 
noch ignorirter Anftand entgegen ſteht. 

6) Großherzoglich Heſſiſcher Seits übernimmt man, das 
Anerkenntniß des erften Artikels von Selten des Iſenburgi⸗ 
hen Haufes zu erwirken **). 7 | 


m Bon der Ganerbſchaft Staden f. Heft «. ©. 122.; Veickheim und 
Mehlbach liegen von Friedberg nordöſtlich und gränzen mit dem a Nafſauiſchen 
Amte Reichelsheim. 

**) Der Fürſt von Iſenburg hat durch den Vertrag v vom 24: November 
. 1806 aller Konkurrenzanfprüchen auf die xitterſchaftlichen Orte in der Wetteran 
„ entfagt, ©, Heft 4. S. 123. 


—— 


Be \ 4 


4b. 


: Anordnung. Der obervormundſchaftlichen Behörde 


über Familien vormaliger Reichsſtände im Groß— 
herzogthum Heſſen. 





rs der Fürſt von Solms-Lich geftorben war, bat die per 
testamentum zue alleinigen Vormünderin beftellte Frau 
Wittib um grofiherzogliche. Beftätigung. Dieß gab Veranlafs 


fung, daß dag großherzoglich Heſſiſche Oberappellationsgericht 


zu Darmſtadt zur obervormundſchaftlichen Behörde der ſtan⸗ 
besherrlichen Familien angeordnet wurde, Weil indeffen das 
Staatsverhältniß, in welches die mediatifieten Reichsftände 
gegen den Souverain eingetreten, bei der Vormundfchafts: 
beftellung auch noch Rückſichten mit fich führe, die nicht 
wohl zur richterlichen Kenntniß und Veurtheilung geeignet 
find; fo ift dem’ Oberappellattönsgericht zur Obliegenheit ges 
macht, über die Perfonen , welche zur Vormundſchaft aus⸗ 


erſehen worden, jedesmal an das geheime Miniſterium u. 
berichten ‚und hiernächft die allerhöchfte Entſchließung abzu— 


warten, Und da die nämlichen Nückfihten es erheifchen, 
das ſtandesherrliche Vormundfchaftswefen in nähere landes⸗ 
herrliche Oberaufficht zu nehmen; fo if zu dieſem Ende dem 
Dberappellationsgerichte die weitere Pflicht auferlegt worden, 
über den Zuftand dieſes Vormundſchaftsweſens jährlich Bez 
richt zu erflatten, 


Die Normen betreffend, nad welchen dag obervormund⸗ 


ſchaftliche Amt zu verwalten iſt; ſollen diejenigen welche 
vorhin bei den Reichsgerichten Statt gefunden, nur in ſo 
fern beibehalten werden, als ſie mit den in den großherzog⸗ 


lich Heſſiſchen Staaten geltenden geſetzlichen Beflimmungen 


1) 
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und den, von den vormaligen Reichsſtändiſchen ganz ver: 
fhiedenen, neuen Verhältniſſen der Standesherren überein; 
fommen. Wenn demnad, bei dergleihen Bormundfchaften bie 
fonk ordnungsmäßige jähr liche Stellung der Rechnung 
nicht wehl verlangt werden fann ; fo iſt doch der ſtandes⸗ 
herrliche Vormund fir verbunden zu erachten, der Dbervor: 
mundfchaft auf jedesmaliges Erfordern, Rechnung abzulegen. 
Denn diefe hat ihre Amtspflicht nicht darauf zu befchränten, 
wenn es wegen übler Vormundſchaft zur gerichtlichen Klage 
kommt; fondern fie hat ihre Aufficht auf die Führung der 
Vormundſchaft auf fonft geeignete Weife eintreten zu on, 
und nach Befinden der Umfiände das Erforderliche zu ver 
figen. 
Der Großherzog beftätigte übrigens die Frau Vormin⸗ 
derin in einem Kadinetsſchreiben, und ließ die Konfirma⸗ 
tionsurkunde in ſolenner Form durch das Oberappelatianc, 
gericht aucfertigen. J ee 


Berichtigung einiger Ausdrücke in den im achten 
Hefte mitgetheilten ftatiftifchen Nachrichten vom 


großherzoglich Heſſiſchen Oberfürſtenthum Heß 
ſen. 


— — 
KL den im athten Hefte &. 937. mitgetheilten ſtatiſtiſchen 


Nachrichten famen einige sehe vor, welche ich hier berich⸗ 
tigen will. 
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Homburg hät nie eine Pandgrafichaft geheißen: fondern 
das landgräflich Heſſen⸗Homburgiſche, Amt Homburg. Bei 
den Befigungen der Srafen Stollberg muß es heißen: 
Stollberg s Gedernfcher Antheit. Diefen beſitzt der 
Graf von Stsllderg Wernigerode, und OÖrtenbergifcher 
Antheil; dieſen befißt der Graf von Stollberg: Noßfa, 
"Dei Solms: Wildenfels muß geſagt werden, wegen Engel⸗ | 
thal, denn die eigentlichen Wildenfelfi ſchen Beſitzungen Ile: 
gen in Sachſen. Die Burg Friedberg wird unrichtig mit u 
der Herrſchaft Ilbenſtadt kombinirt. Das Dorf Albenftadt , 
gehört zwar zur: Friedbergifchen Grafihaft Kaichen ; allein 
die daran ftoßende kleine Herrſchaft, vormalige Abtei, Il⸗ 
benſtadt, gehört vermöge des letzten Deputationaſchlufes dem 
Grafen von Leiningen-Weſterburg. | 
Die angegebene Seelenzahl der neu mediatifivten benre 
mag im Allgemeinen richtig ſeyn; aber einige einzelne data 
find unrichtig. Im Ganzen wird man hier nicht eher etivag 
ganz verläßiges fagen £önnen , bis im künftigen Jahre die 
Seelenzahl mittelſt der im Großherzogthum gewöhnlichen 
Tabellen wird aufgenommen ſeyn. 


50. 


Nachtrag und Bemerkungen zu der Heft 8. S. 295. 
mitgetheilten Nachricht, was bisher in den gro⸗ 
herzoglich Heſſiſchen neuen Souverainitätslanden. 
geſchehen iſt. 





Fin 8. Heft S. 295. flieht unter Pr. 4.: » Beiträge zu 
»den Kriegslaften der an die Militairftraße ftoßenden und 
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yberroffenen alt⸗ großherzoglichen Orte find geforbert.« Sn 
der Allgemeinheit, womit diejes gefage wird, follte man 
glauben, auch die neuen Lande am linken Mainufer, welche 
zur Provinz Starkenburg gehören, müßten ebenfalls beitra: 
gen. Das ift aber der Fall nice. Was aber die Haupt 
fache iſt; fo zieht die Mititairfiraße nicht blos durch alt: 
großherzoglihe Orte , fondern auch durch einen Theil der 


neuen Lande, namlich das Burg: Friedbersifche, Ganerbſchaft⸗ 


liche, mittelcheinifch Nitterfchaftliche und den Ort Kloppen⸗ 


beim. Jene Beiträge werden alfo nicht blog zur augenblid: 


lichen Unterſtützung der alten großherzoglichen Orte, fondern 
auch eines Theils der neuen eingefordert. Am Ende wird, 
‚wie fchon im 5ten Hefte ©. 176, richtig angeführt wurde, 
alles auf das ganze Land repartirt. Man kann diefe Anftalt, 
wobei fich die großiherzoglichen Lande bei dem größten Drude 
noch fo ziemlich erhalten haben, mit einer Brandaſſekuranz⸗ 
anftalt vergleihen. Ohne diefe Einrihtung würden Gießen 
mit 4 Dörfern und Friedberg mit 4 Dörfern, die feit Ende 
Dezembers 1806 über 150000 Mann zu ernähren hatten, 


längſt leer ftehen. _ 





51. 


Ratifizirter Staatsvertrag zwiſchen Baden und 


Würzburg. ) 





©. königl. Hoheit der Grosherzog von Baden auf einer 
— dann Se, kaiſerl. königl. Hohei d der Erzherzog Srosher— 














5 Im nächſten ‚Hefte tiefern mir auch die mürsharger Verträge mir Baier 
und Eadſſen⸗Koburg / bildburghauſen. | W, 


— — — — — — — — 


-. ann — — — — — — — — 
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309 von Würzburg auf der andern Seite, wechſelſeitig von 
dem Wunfche ausgehend, die KHöchftihnen durch den Art. 25. 
der Bundesakte zuftehende Theilung der zwiſchen den beiden 
Staaten iuterponirten ritterjchaftlichen Befigungen, fo wie 
"auch" einige nöthig gewordene Sränzpurififationen in dem 
Wege der gütlichen Ausgleichung zu beendigen, haben, und 
zwar: 

Se. königl. Hoheit der Grocherzog von Baden Ihren 
Hofrath von Manger; | 

Se. kaiſerl. koͤnigl. Hoheit der Erzherzog Groeherzog 
von Würzburg aber Ihren Kämmerer und Landesdirektions⸗ 
rath Freiherrn von Zurhein, zu dieſem Geſchäfte zu bevolls 
mächtigen geruhet, von welchen unter dem heutigen mit 


2 


Ratifirationsvorbehalt folgender Vertrag verabredet wer ⸗ 


den iſt. 

1) Se. königi. Hoheit der Grosherzog von Baden 
verzichten auf Ihre Mediatiſirungsanſprüche auf die ritter— 
ſchaftlichen Beſitzungen im Ochfenfurter Gau ſowohl als auf 
die Ritterorte Steinbach, Uetttingen, Stadelhofen und Us 
fpringen, und treten ‚alle diejenigen Anſprüche, bie Höchſt/ 
denſelben aus dem 25. Art. der Bundesakte zuſtehen mögen, 


ohne Ausnahme an Se. kaiſerl. königl. Hoheit den Erzher⸗ 


309 Grosherzog von Würzburg ab: *) 


u * 3 wi su - such u Fr D B a 








*) Die verſchiedenen ritterſchaftlichen Orte int Ochſenfurter Gau ziehen, 
ſich zwiſchen den würsburgifhen Randgerichten Röttingen und Würzburg jens 
Teit des Mains an das Fürftlich Solmifche Amt Gründfed hin, weiches unter 
badifher Söuverainirät ficht. 

Steinbach, Dorf von 39 Bäufern und 197 Einwohnern, gehört Karen 
ind Amt Remlingen. Kaſtell behauptet es fen Reichsſtändiſch nicht Nitters 
fhaftlib. Es gränzt an dad Wertheimifche und zwar an Wenkheim. Vielleicht 
aber iſt auch nicht dieſes Steinbach, ſondern jeues, welches etwa eine Stunde 
von Lohr, aber auf der kechten Mainſeite, liegt. Dieſes gehört der Familie 
Hutten zum Stolgenberge. Wettingen gehört Wolfstehl, und liegt eine 
Eleine Stunde öftli von Nemlingen. Stadelhpfen; unter diefen Namen 
findet man weder in Bundſchuh's Lexikon von Franken, noch ın feınem Ders 
zeichniffe der Ritterſchaften einen ritterſchaftlichen Ort. Auf der ſchönen Hans 
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: 9) Des Grosherzogs von Baden königl. Hoheit irber: 
laffen ebenfalls an Se. kaiſerl. königl. Hoheit den Erzherzog 
Grosherzog von Würzburg die durch den Artikel 24. der 
genannten Wundesafte erhaltene Sauverainität iiber den 
fürſtl. Löwenfteinifchen Antheil an dem Drte Remlingen 
famt Dependenzen , deffen Freihof: zu Alteſtheim, und den 
fürſtl. Leiningiſchen Hof Maiſenbach. *) 

:5) Se. kaiſerl. königl. Hoheit der Erzherzog Grosher: 
zog von Würzburg begeben fid dagegen Ihrer Mediatiſi 
rungsrechte über die Ritterorte, Höfe und Beſitzungen Mer 
ſelhauſen, Hofſtadt, Mörſtadt, Edelfingen, Ober; und Unter⸗ 
balbach und überlaſſen ſolche ausſchlüßig der Souverainität 
Sr. königl. Hoheit des Grosherzogs von Baden. **) 

4) Se. kaiſerl. königl. Hoheit der Erzherzog Grosher: 
- 309 von Würzburg treten Sr. königl. Hoheit dem Grosher⸗ 





merfchen Karte vom Lanfe der Tauber finder man ein Modelhofen eine Stunde 
von Uettingen füdaftlih, im Umfange des Landgerichts Homburg. Vermuth⸗ 
Lich ift #8 das Stadelhofen, welches nach der Biinaifchen Karte zwiſchen Stein: 
bad) und Urfpringen liegt. Urfprinaen, ein Pfarrdorf von 90 Käufern und 
374 Seelen, gehört Kaffell ins Anıt Remlingen. Wegen der Steuer hatte da3 
Grüfliche Hans Anſtände; und mußte dıefelde quoad summariissimum 


‘reservato petitorio an die Ritterſchaft zahlen. Kaftell hat die reichsſtän⸗ 
Difche Eigenfchaft dieſes Drtes ſelbſt bei dom Reichstage verfochten. Uebrigens 
muß hierüber der im folgenden Hefte“ abzudruckende Vertrag zwiſchen Baiern 
und Würzburg deshalb noch nachgeſehen werden. W. 


*) Remlingen gehört bekanntlich theils Kaſtell, theils Löwenſtein. Nach 
der Pariſer Akte erkennt der Kaſtellſche Antheil die Baieriſche und der Löwen⸗ 
ſteiniſche die Badiſche Souverainität. Ober⸗ und Unter⸗Altertheim ſind Ka⸗ 
ſtelliſch und liegen bei dem obenerwähnten Steinbach. Der Leiningiſche vorhin 
Kurmainziſche Hof Maiſenbach gehörte zum Amte Biſchofsheim, von welchem 
er aber ganz getrennt im Würzburgiſchen eingeſchloſſen iſt. 

W. 


en) Alle dieſe Ortſchaften liegen zwiſchen Königshofen, Mergentheim und 
Dütthard. Die drei erſten find auch auf der vorhin angeführten Hammerſcheu 
Karte als ritterfehnftlich angedeutet, die der leztern aber als deutfchherrifc. 
Sie hatten aber verfchiedene Herrfcbaften und fanden ın ritterſchaftlichem nexu. 


' W. 


—— — — — — — u... 


— — ben — — 


wi 
—8 


\ . u , 


zoge von Baden bie Souverainität über den Marktflecken 
Gamburg und den Eulenſchierberhof, ſo wie auch Ihre Ho⸗ 


heitsrechte in dem Schüpfergrunde und zwar namentlich zu 
Lengenrieden, Unterſchupf und Sachſenflur ab. *) 


5) Beide höchſte Kontrahenten begeben ſi ſich wechſelſeitig 
aller derjenigen Nechte, welche aus der Souverainität auf. ' 
irgend eine Art hervorgehen und damit in einer Verbindung . 


ſtehen können, desgleichen verzichten dieſelben 


6) Auf die Lehensrechte und Herrlichkeiten ſowohl in 


den hier überlaſſenen und ausgetauſchten Parzellen, als nuch 
in allen Ihren übrigen Beſitzungen. 


7) Ale Drtfchaften und Gegenftände diefes Theilungs: 
und Taufchvertrags werden fogfeich nach deffen Natififation: 
ütbergeben, jeder Theil wird dem andern diejenigen Aften und 
Urkunden längftens innerhalb fechs Wochen gegen Beſcheini⸗ 


gung abliefern, welche in Bezug auf die Landeshoheit' fos 
wohl, als auch auf den Lehnsverbaud ſich in den beiderfeitis 
gen Negiftraturen vorfinden. Soviel dahingegen den Bezug 
. der Hoheitsgefälle in den wechfelfeitig zugeftandenen Ort⸗ 


ſchaften betrift, fo wird dazu ebenfalls der Tag der Ueder⸗ 


weiſung zum Anfange beſtimmt. 
8) Sämmtliche Individuen, welche aus den abgetrete— 


nen Orten, entweder durch den Milizenzug oder durch Wer⸗ 


bung ſich in dem Militair ihres bisherigen Landesherrn bes 
finden , follen in möglihft kurzer Frift an den nanmehrigen 
Souverain zurückgegeben werden, es verſtehet fich jedoch, 











*#) Gamburg, welded an der Tauber unterhalb Biſchofsheim Tiegt, ſteht 
auf der Hammerſchen Karte als Reichsherrſchaft. Auch iſt richtig, daB es mer 
der zur Ritterſchaft noch einem Fürſten ſteuerte, aber auch weder zum Reiche 


und Kaifer. Es gehörte halb dem Inliushoſpitale zu Würzburg, balb dent 


Srafen Ingelheim. Die drei lesteen Drte liegen zuſammen bei Schupf und 
geheren mehreren Adelichen, und Feiningen (vorhin von Hakfeld, nachher 
Kurmaing.) 


Lg 


u 496 « , *r 


daß die fü lichen auf den Geworbenen verwendeten Un: 
koſten wechſafeitig wieder erfet werden mitffen. 

9) Se. königl. Hoheit der Grosherzog von Baden ver: 

binden fich, die Beſitzungen der Univerfität und. des Julius⸗ 

‚ hofpitals in Gamburg mie die privifegirteften Güter der 

. grosherzogl. Badiſchen milden Stiftungen behandeln, und 

dieſelben nie härter. als jene belegen, auch denfelben ihre 

Gutsgefälle frei beziehen zu laffen, fo mie es fich auch von 

felöft verfteher, daß diefen Stiftungen die Patrimonial:Fus 

risdiktion unter Iandeshoheitlicher Aufficht belaffen werden 

ſoll. | | 

10) Beide höchfte Kontrahenten kommen ferner über: 

ein, zur gelegenen » Zeit die nad) gegenmwärtigem Verrrag 

no immer vermifchten Landesgrenzen zu purifiziren, und 

werhfelfeitig fich zu folchen "Arrangements zu verſtehen, wo: 
durch die Beiderfeitige Gebietsvermifchung befeitiget werde. 

11) Die vorbehattene Natififation diefes Vertrags, fo 

wie die erforderlichen Ortsübergabsbefehle follen ungefiumt 

eingeholt und daher in Würzburg ausgewechfelt werden. 

Alſo abgeredet, „unterzeichnet und befiegelt. | 
Würzburg den 17: Mai 1807, 


(L. $.) - Schr. von Manger. 


(L. $.) Srhr. von Zur hein. 


